
Staat und
Politik
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Im Zug der Wachstumsdynamik nach dem Zweiten Weltkrieg wur-
den den kantonalen Einrichtungen zunehmend komplexere 
 Aufgaben übertragen. Der Kanton war nicht mehr nur Gesetzgeber, 
der die Rahmenbedingungen festlegte, sondern in zunehmen -
dem Mass auch Dienstleistungserbringer, etwa im Bereich der 
Planung. Titus J. Meier analysiert in seinem Beitrag die Entwicklung 
der staatlichen Institutionen. Der gesellscha� liche Wandel ver-
änderte auch die Erwartung der Bevölkerung an die qualitative und 
quantitative Leistungserbringung durch den Staat. Die neuen 
Anforderungen bedingten grundlegende Veränderungen der im 19. 
und in der ersten Häl� e des 20. Jahrhunderts gewachsenen Arbeits- 
und Organisationsweise von Regierung und Verwaltung. Der 
Aargau war mit dieser Ausgangslage nicht allein, doch zeigte sich 
der Handlungsbedarf früher und deutlicher als in anderen Kanto-
nen. Früher, weil der Aargau von einem überdurchschni� lichen 
Bevölkerungswachstum betroff en war, und deutlicher, weil der 
Kanton lange Zeit eine geringe Steuerbelastung anstrebte und das 
Subsidiaritätsprinzip gegenüber den Gemeinden wahrte. Da durch 
fehlten ihm Ressourcen für den Ausbau staatlicher Dienstleis-
tungen und die Durchsetzungskra�  für grössere Reformen.  Steigende 
Steuereinnahmen dank Wirtscha� swachstum und ein au� om-
mender Fortschri� sglaube ermöglichten dennoch bald grössere 
Investitionen im Bildungs- und Gesundheitswesen. Gleichzeitig 
konnten auch in anderen Bereichen, etwa im kantonalen Justizwesen, 
grundlegende Reformen umgesetzt werden. 

In seinem Selbstverständnis blieb der Aargau auch in der 
zweiten Häl� e des 20. Jahrhunderts zunächst ein ländlich ge-
prägter Kanton, obwohl er angesichts der starken industriellen Ent -
wicklung keiner mehr war. Als Kanton der Regionen und ohne 
unbe stri� enes Zentrum war der intrakantonale Ausgleich lange Zeit 
wichtiger als das interkantonale Streben nach Spitzenplätzen.  
Dies änderte sich allmählich. Neben Aarau als Kantonshauptstadt 
entwickelte sich Baden immer mehr zu einem ebenbürtigen 
 Zentrum, dessen Stellung durch den Bau einer zweiten Kantons-
schule und eines zweiten Kantonsspitals Rechnung getragen 
wurde. Mit dem Bau der Höheren Technischen Lehranstalt in 
Brugg-Windisch legten Staat und Wirtscha�  einen wichtigen 
Grundstein zur au� ommenden Tertiärisierung des Bildungswesens 
und stärkten gleichzeitig die fl orierende Maschinenbau- und 
Elektrotechnikindustrie. In den 1980er-Jahren breitete sich ein Un-
behagen aus, das am Selbstbild des bevölkerungsmässig viert-
grössten Kantons nagte. Reformen wurden angepackt, aber zwei 
Jahrzehnte später sprach niemand mehr davon.

Ein kantonaler Überblick zum Au� au und zur Konsoli-
dierung des Staatswesens fehlte bislang. Der dri� e Band der 
Kantonsgeschichte von Willi Gautschi (1978) zeigt einige Entwick-
lungstendenzen auf, und Jubiläumsschri� en verschiedener Institu-
tionen geben einen guten Einstieg in einzelne � emen.

Das Wahl- und Abstimmungsverhalten der Aargauer 
Stimmbevölkerung war zugleich Durchschni� , Abbild und Testfall 
für die Schweizer Politik, meint Fabian Saner, der sich mit der Aar-
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gauer Politik- und Mediengeschichte auseinandergesetzt hat: 
Durchschni�  hinsichtlich der den sozialen Milieus und den Kon-
fessionen verpfl ichteten politischen Stabilität der 1930er- bis 
1970er-Jahre; Abbild der Reaktionen eines Grossteils der konser-
vativ-ländlichen Schweiz auf den sozialen Wandel im letzten 
Dri� el des 20. Jahrhunderts – nicht zuletzt, als es um die Einglie-
derung und die Wahl von Frauen ging. Schliesslich war der 
Aargau, als wirtscha� lich starker und für wenig beliebte Grossinfra-
strukturen bedeutsamer Mi� ellandkanton, Testfall für die Aus-
wirkungen gewandelter gesellscha� licher Identitäten auf das politi-
sche System und seine Abläufe; das zeigte sich deutlich beim 
verhinderten Bau des AKW Kaiseraugst. Wachstums-, Umwelt- und 
Migrationsfragen wurden ab den 1960er-Jahren zu den bedeu-
tendsten politischen Feldern, die von teils neuen politischen Grup-
pen beackert wurden. 

Kantonale Traditionen der politischen Kultur begannen 
sich am Ende des 20. Jahrhunderts gerade im Aargau pointiert 
aufzulösen. Zum einen blieb der Kanton aufgrund seiner Wirtscha� s-
struktur und der staatswirtscha� lich dominierten Energiebranche 
zunächst von einer grossen strukturellen Wirtscha� skrise verschont. 
Zum anderen trugen konservative Skepsis und Angst vor Souve  -
rä nitätsverlust in den kleinräumig funktionierenden Aargauer Regio-
nen besonders dazu bei, dass sich eine Mehrheit der Stimmen -
den, ähnlich wie in der Ost- und Innerschweiz, Modernisierungs- 
und Öff nungsvorlagen wie dem neuen Eherecht, dem Beitri�  
zum Europäischen Wirtscha� sraum, der allgemeinen Krankenver-
sicherung oder der neuen Bundesverfassung verweigerten.

Die historische Forschung hat sich bisher kaum direkt 
mit der politischen Landscha�  im Aargau auseinandergesetzt. Partei-
geschichtliche Darstellungen aus der Innensicht existieren für  
die CVP und teilweise für die SP (wo jeweils auf ein Parteiarchiv 
zurückgegriff en werden kann) sowie für die SVP – die drei klassischen 
Milieuparteien. Für die staatstragende Aargauer FDP fehlt beides; 
weitere Forschung zur historischen Würdigung des Freisinns 
und seiner Verzahnung mit Arbeitgeber- und Wirtscha� sverbänden 
wäre für die politische Zeitgeschichte wichtig. Die aus der Umwelt-
und den neuen sozialen Bewegungen hervorgegangenen politi -
schen Krä� e wurden über Archivbestände im Staatsarchiv Aargau 
und im Sozialarchiv Zürich, über Privatarchive, Ausstellungspubli-
kationen sowie Oral History erforscht.

Die Parteipresse bewertete das politische Leben im Aargau 
durch die jeweilige Linse. Die Medienlandscha�  war um 1950, 
wie in anderen Kantonen, von dieser parteipolitischen Meinungs-
presse und von Lokalzeitungen geprägt. Aus den freisinnig 
orientierten Tagblä� ern in Aarau und Baden entwickelten sich die 
führenden kantonalen Tageszeitungen, während alle anderen 
Blä� er bis 1990 entweder verschwanden oder sich fortan auf das 
Lokale beschränkten. In den 1990er-Jahren stieg die fusio nier te 
Aargauer Zeitung mit Radio- und Fernsehstationen zum Medien-Aargauer Zeitung mit Radio- und Fernsehstationen zum Medien-Aargauer Zeitung
konzern auf, der das ganze Mi� elland abdeckt. 
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In der zweiten Häl� e des 20. Jahrhunderts setzte ein grosses Wirt-
scha� s- und Bevölkerungswachstum ein, das von einem starken 
gesellscha� lichen und strukturellen Wandel begleitet wurde. Steigen-
de Steuereinnahmen, technische Entwicklungen und ein Fort-
schri� sglaube erlaubten es, das Staatswesen grundlegend zu erneu-
ern. Während mancherorts mehrere Anläufe notwendig waren, 
nahm der Aargau etwa mit der Gründung der HTL Brugg-Windisch 
schon früh eine Pionierrolle ein.— Titus J. Meier

Ausbau und Konsolidierung 
des Staatswesens

Der Aargau wird modernisiert

Kanton und Gemeinden

Die Grösse des Kantonsgebiets erforderte 1803 
eine administrative Dezentralisation der kantona-
len Verwaltung. Aufgaben, die den direkten Kon-
takt mit den Bürgerinnen und Bürgern erforderten, 
wurden durch die Bezirksämter und -institutionen 
ausgeführt. Die Einteilung in elf Bezirke erfolgte 
mehr nach historischen und politischen Überlegun-
gen und weniger nach geografi schen Gesichtspunk-
ten. Gerade deshalb ha� en die Bezirke lange Zeit 
eine identitätssti� ende Funktion. Einerseits spielte 
sich das Leben – Arbeit und Wohnen – vielfach in-
nerhalb eines Bezirks ab, andererseits orientierten 
sich auch zahlreiche Vereine und Verbände an den 
Bezirken, sodass sich eine überschaubare Anzahl 
Menschen in unterschiedlichen Situationen immer 
wieder begegneten. Regionale Zeitungen bildeten 
das Geschehen ab und trugen es in alle Haushalte. 
In der zweiten Häl� e des 20. Jahrhunderts verlo-
ren neben den Bezirken auch die Gemeinden als 
identitätssti� ender Lebensraum zunehmend an 
Bedeutung. Die Bevölkerung nahm stark zu, die 
Menschen und die Industriebetriebe zogen aus den 
Städten aufs Land, die Mobilität liess den Raum 
schrumpfen, und mentale Grenzen verschwammen 
und wurden irrelevant (siehe «Demografi e», S. 35f. 
und 50). Diesen Wandel verdeutlicht die Raumsta-
tistik des Bundes (siehe Grafi k 15, S. 146).1

Neue Aufgaben und Herausforderungen

In der zweiten Häl� e des 20. Jahrhunderts ver-
änderten sich die Aufgaben und Herausforde-
rungen der Gemeinden stetig. Zum einen gab es 
neue Aufgaben im eigenen Wirkungskreis, zum 
anderen übertrugen eidgenössische und kanto-
nale Gesetze neue Verwaltungs- und Vollzugsauf-
gaben an die Gemeinden oder begrenzten deren 
Autonomie in der Umsetzung. Mit dem starken 
Bevölkerungswachstum verbunden war etwa der 
Bau von neuen Schul- und Sportanlagen. Auch 
wenn Letztere durch den schulischen Turnunter-
richt nur wenig ausgelastet waren, entwickelten sie 
sich doch zu einem wichtigen sportlichen, kultu-
rellen, gesellscha� lichen und politischen Zentrum 
in der Gemeinde. Durch die kantonalen Subven-
tionen und den interkantonalen Finanzausgleich 
wurde die Turnhalle auch für kleine und kleinste 
Landgemeinden zu einem erschwinglichen Status-
symbol. Gemeindeversammlungen, Turneraben-
de, Musikauff ührungen und vieles mehr fanden 
dort sta�  und wirkten identitätssti� end. Weite-
re Aufgaben im infrastrukturellen Bereich waren 
etwa die Asphaltierung der Strassen, der Bau von 
Wasserver- und -entsorgungsanlagen, Strassen-
beleuchtungen, die Kehrichtentsorgung und Gas-
versorgung oder der Anschluss an einen regionalen 
Wärmeverbund. Grössere Gemeinden leisteten 
sich neue Freilu� - oder gar Hallenbäder sowie in 
geringerer Anzahl Kunsteisbahnen. Im kulturellen 
Bereich entstanden � eaterbühnen und Museen – 
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die weit entfernt vom alten Ortskern in einem dicht 
besiedelten und nahtlos an die Stadt grenzenden 
Quartier wohnten. Der Grosse Rat lehnte das Be-
gehren 1964 mit 110 zu 20 Stimmen deutlich ab. 
Die Eigenständigkeit einer lebensfähigen Ge-
meinde war wichtiger als der Wille der Gemeinde-
versammlung. 1969 brachten die Lauff ohrer und 
Brugger Bevölkerung das Anliegen erneut vor den 
Grossen Rat, der diesmal mit 103 zu 22 Stimmen 
den Zusammenschluss genehmigte. Inzwischen 
spielten raumplanerische Überlegungen eine grös-
sere Rolle.7 Lauff ohr und Dä� wil bildeten jedoch 
Ausnahmen. Erst nach der Jahrtausendwende soll-
ten sich wieder Gemeinden (Zofi ngen und Mühle-
thal) zusammenschliessen.

Ebenfalls mehr als einen Anlauf brauchte es 
für die Trennung von Arni und Islisberg. Neben der 
Einwohnergemeinde Arni-Islisberg gab es je eine 
Ortsbürger- und Ortsgemeinde Arni und Islisberg. 
Bei den Ortsgemeinden handelte es sich um ge-
wohnheitsrechtliche Körperscha� en, die in der 
Regel für einzelne Gemeindeaufgaben zuständig 
waren. Das war jedoch im Gesetz nicht vorgesehen, 
weshalb der Regierungsrat einen Zusammenschluss 
der Ortsgemeinden mit der Einwohnergemeinde 
verlangte. Die Einwohnerinnen und Einwohner 
wollten jedoch die Trennung, was der Grosse Rat 
zunächst ablehnte. 1982 gab es einen Meinungs-
umschwung – nicht zuletzt, weil beide Gemeinden 
durch die Entwicklung der vorhergegangenen Jahre 
Gewähr geben konnten, eigenständig zu funktio-
nieren.8 Damit endete ein Kuriosum in der aargau-
ischen Gemeindelandscha� .

Von der Gemeindeversammlung zum 
Gemeindeparlament

«Die Gemeindeversammlung bildet das unver-
gleichliche und durch nichts gleichwertiges er-
setzbare Feld der politischen Auseinandersetzung 
in der Gemeinde, der Aussprache zwischen der 
Bürgerscha�  und Behörden und der unmi� elba-
ren Kontrolle der Tätigkeit der Gemeindeorga-
ne durch den Stimmberechtigten. Es darf wohl 
behauptet werden, dass unser Volk nicht zuletzt 
wegen dieser politischen Schulung gegen demo-
kratiefeindliche Einfl üsse aus dem Auslande so wi-
derstandsfähig geblieben ist.»9 Mit diesen Worten 
leitete der Regierungsrat 1947 seine Botscha�  an 
den Grossen Rat zur Einführung des Einwohner-
rates als Gemeindeparlament ein. Es handelte sich 
dabei um einen weiteren Versuch, das Gesetz über 
die Organisation der Gemeinden und Gemeinde-
räte von 1841 zu revidieren. Die darin enthaltene 
Bestimmung, wonach eine Gemeindeversammlung 
nur beschlussfähig sei, wenn mindestens die Häl� e 
der Stimmberechtigten zwischen 20 und 65 Jah-
ren daran teilnehme, erwies sich in den grösseren 
Gemeinden je länger, je weniger praktikabel. 1908 
und 1921 scheiterte die Möglichkeit der Einfüh-
rung eines Einwohnerrates an der Urne, und 1947 
bis 1957 versandete der nächste Anlauf im Grossen 
Rat.10 Zwar erkannten alle, dass es gerade in den 
grossen Gemeinden Aarau, Baden und We� ingen 
immer schwieriger wurde, geeignete Räumlichkei-
ten zu fi nden, und dass es in Versammlungen mit 
weit über tausend Anwesenden – teilweise sogar 

in den grösseren Städten Kunstmuseen, in vielen 
anderen Gemeinden Ortsmuseen. Sie dienten der 
organisierten Freizeitbeschä� igung am eigenen 
Wohn- und Lebensort und enthielten gerade für 
die Zugezogenen aus den grösseren Städten nicht 
selten etwas Vertrautes. Im Planungsbereich galt es, 
Güterregulierungen abzuschliessen und Lösungen 
für die Verkehrsprobleme zu fi nden. Gesellscha� -
liche Veränderungen führten zum Bedürfnis nach 
ausserfamiliären Wohn- und Betreuungsformen für 
die ältere Bevölkerung in neu zu errichtenden Al-
ters- und Pfl egeheimen.

Regionale Zusammenarbeit und Regional-
planungsgruppen

Viele Aufgaben liessen sich nicht mehr aus eigener 
Kra�  bewältigen, sondern erforderten eine Zusam-
menarbeit mit anderen Gemeinden. Für gesetzlich 
vorgeschriebene Aufgaben wie Kläranlagen oder 
Kehrichtverbrennungsanlagen wurden Gemein-
dezweckverbände gegründet. Für Planungs- und 
Koordinationsaufgaben entstanden Regionalpla-
nungsgruppen oder -verbände, sogenannte Replas. 
Schweizweit zu den Ersten gehörten Baden (1947) 
und Aarau (1948).2 In den 1960er-Jahren schlossen 
sich die Gemeinden zu weiteren Regionalplanungs-
gruppen zusammen, die ein geografi sch, wirt-
scha� lich, verkehrstechnisch oder siedlungsmässig 
zusammenhängendes Gebiet abdeckten und die 
Bezirke zu konkurrenzieren begannen. Gesetzlich 
verankert wurden sie im Baugesetz von 1972, das 
ihnen die Ausarbeitung von Regionalplänen über-
trug.3 Das Baugesetz von 1993 verzichtete darauf, 
doch blieben die Planungsverbände als «Treuhän-
der der Gemeinden für regionale Anliegen» ein 
wichtiges Bindeglied zwischen dem Kanton und 
den Gemeinden.4

Gemeindezusammenschlüsse und Gemeinde-
trennungen

In der Phase der Hochkonjunktur wuchs die Be-
völkerung im Kanton stark an, und viele Menschen 
konnten sich den Traum eines eigenen Einfamilien-
hauses erfüllen – wenn nicht in der Stadt, so doch 
in einer der nächstgelegenen Landgemeinden, die 
dadurch einen enormen Bau- und Bevölkerungs-
schub erlebten.5 Die Menschen lebten im Grünen 
und nutzten gleichzeitig die Vorteile der Stadt. 
Wie zuvor in den Städten während der Hochpha-
se der Industrialisierung änderte sich innerhalb 
einer kurzen Zeit die Bevölkerungszusammen-
setzung in den zuvor landwirtscha� lich geprägten 
Gemeinden. Baden wie Brugg verfügten nur noch 
über beschränkte Landreserven für ein bauliches 
Wachstum, und beide grenzten an Gemeinden, die 
ein grosses Bevölkerungswachstum erlebt ha� en. 
1961 genehmigte der Grosse Rat den Zusammen-
schluss von Baden mit Dä� wil, bestehend aus den 
drei räumlich durch Baden getrennten, konfessio-
nell gemischten Orten Dä� wil, Rütihof und Münz-
lishausen.6 Das Vorhaben ha� e eine Signalwirkung. 
Wenige Kilometer limmatabwärts wünschten die 
Lauff ohrerinnen und Lauff ohrer einen Zusammen-
schluss mit Brugg – gegen den Willen des Gemein-
derates. Ausschlaggebend waren die Zugezogenen, 
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Grafi k 
14a

Die aargauische Gemeindelandscha�  in der Raumordnung des Bundes 1960



145

 Kernstädte   Agglomeration

Grafi k 14a und 14b    1960 gab es im Aargau zwei Kernstädte (Aarau und Baden) mit insgesamt fünfzehn Agglomerationsgemeinden. Im 
Jahr 2000 waren es sechs Kernstädte (Aarau, Baden, Brugg, Lenzburg, Wohlen, Zofi ngen) mit achtzig Agglomerationsgemeinden. Quelle: 
Raumstatistik Bundesamt für Statistik.

Grafi k 
14b

Die aargauische Gemeindelandscha�  in der Raumordnung des Bundes 2000
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Grafi k 15 1960 wohnten 75 Prozent der Aargauerinnen und Aargauer in einer ländlichen Gemeinde, im Jahr 2000 waren es noch 35 
Prozent. Dafür wohnte mehr als die Häl� e in einer Agglomerationsgemeinde. Quelle: Raumstatistik Bundesamt für Statistik.
Grafi k 16 1950 ha� en 73 Gemeinden weniger als 499 Einwohnerinnen und Einwohner; bis ins Jahr 2000 sank diese Zahl auf 33 Ge-
meinden. Quelle: Bevölkerungsstatistik Bundesamt für Statistik.

Grafi k 
15

Verteilung der Bevölkerung auf die verschiedenen Gemeindetypen (in Prozent)
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Grafi k 
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Einwohnerzahl der Aargauer Gemeinden 1950–2000
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Grafi k 17   1953 zählte der Kanton Aargau in den Bezirken Baden, Bremgarten und Zurzach noch zehn Gemeinden mit zwei oder mehr 
Ortsgemeinden, die in den folgenden Jahrzehnten in den jeweiligen Einwohnergemeinden aufgegangen sind. Quellen: GRP 24.1.1978, 
Art. 378; Botscha�  (3024) zum Dekret über die Bildung der Einwohnergemeinden Arni und Islisberg vom 14. Juni 1982.

Die Verwaltung der Einwohnergemeinde Arni-Islisberg vor der Trennung in zwei 
selbstständige Gemeinden
Die Verwaltung der Einwohnergemeinde Arni-Islisberg vor der Trennung in zwei 
selbstständige Gemeinden

Einwohner gemeinde Arni-Islisberg

Aufgaben:  Finanzwesen Behörden:  Gemeinderat
 Steuerwesen   Steuerkommission
 Polizei  Rechnungskommission
 Feuerwehr  Feuerwehrkommission
 Vormundscha�   Wahlbüro
 Sozial- und Gesundheitswesen 
 Landwirtscha�  und Berufsbildung

— Die Verwaltungskosten (Mehrausgaben) werden von den beiden Ortsgemeinden getragen, 
und zwar im ungefähren Steuerkra� verhältnis (Arni: 80%, Islisberg: 20%)

— Verwaltung in Arni mit einem Gemeindeschreiber, einem Finanzverwalter, einer Aushilfe und einem Lehrling

Ortsgemeinde Arni Ortsgemeinde Islisberg

(Steuerfuss 110%)
334 ha, 732 Einwohnerinnen und Einwohner

Behörde: Ortsvorstand
 Ortsgemeindeversammlung
 Ortsschulpfl ege
Aufgaben:  Steuerbezug inkl. Kirchensteuern
 Schulwesen (Schulgemeinde)
 Bauwesen, Planung
 Flurwesen

Ortsbürgergemeinde Arni 
Aufgaben: Waldbewirtscha� ung

(Steuerfuss 130%)
165 ha, 161 Einwohnerinnen und Einwohner

Behörde:  Ortsvorstand 
 Ortsgemeindeversammlung
 Ortsschulpfl ege
Verwaltung: Ortsschreiber und Verwalter
Aufgaben:  Steuerbezug inkl. Kirchensteuern
 Schulwesen (Schulgemeinde)
 Bauwesen, Planung
 Flur- und Katasterwesen

Ortsbürgergemeinde Islisberg
Aufgaben: Waldbewirtscha� ung

Grafi k 
17



108 Jüdischer Friedhof in Endingen. Seit dem 18. Jahrhundert dur� e sich die jüdische Bevölkerung nur in 
den beiden Gemeinden Endingen und Lengnau niederlassen. Bis zur rechtlichen Gleichstellung war es 
ein weiter Weg. 1983 wurden die beiden jüdischen Ortsbürgergemeinden mit den Ortsbürgergemeinden 
Endingen und Lengnau vereinigt.

 Abschaff ung der jüdischen 
Ortsbürgergemeinden

Das Gesetz über die Ortsbürger-
gemeinde von 1978 und die neue 
Kantonsverfassung von 1980 
legten fest, dass es in jeder Ein-
wohnergemeinde nur eine Orts-
bürgergemeinde geben dur� e.1
Damit war das Ende von Neu- 
Endingen und Neu-Lengnau be-
siegelt. Die beiden jüdischen 
Ortsbürgergemeinden wurden am 
29. Juni 1983 per Dekret des 
Grossen Rates mit den Ortsbür-
gergemeinden Endingen und 
Lengnau vereinigt. Dadurch ende-
te ein besonderes Kapitel der 
 Aargauer Geschichte, das wenig 
ruhmreich begonnen ha� e.

1839 verpfl ichtete der Grosse 
Rat die Gemeinden, die Heimat-
losen und Landsassen in das Orts-
bürgerrecht ihrer Wohngemein -
de aufzunehmen. Davon ausge-
nommen war die jüdische Bevöl-
kerung in Endingen und Lengnau, 
deren männliche Mitglieder als 
«Aufenthalter» bezeichnet wur-
den – obwohl sie seit Generatio-
nen in den beiden Surbtaler 
 Gemeinden wohnha�  waren.2

1862 wollten Regierung und 
 Par lament die Juden im Aargau zu 
stimm- und wahl berechtigten 
Kantonsbürgern machen. Dagegen
regte sich  he� iger Widerstand aus 
katholisch-konservativen Kreisen, 
die an der Urne nicht nur die 
 Ablehnung des Gesetzes, sondern 
auch die Aufl ösung des Grossen 
Rates errangen. Der Regierungs-
rat trat aus Protest zurück.3

1876 verpfl ichtete die Bundes-
versammlung den Kanton Aargau, 
endlich die rechtliche Gleich-
stellung der Aargauer Juden mit 
den übrigen Kantonsbürgern  zu 
vollziehen. Per 1. Januar 1879 wur-
den die bisherigen jüdischen 
 Korporationen zu ordentlichen 
Aargauer Ortsbürgergemeinden, 
die sich von den christlichen 
durch den Zusatz «Neu-» unter-
schieden. In den Gemeinderäten 
und in den Schulpfl egen nahmen 
nun je ein jüdischer Vertreter 
Platz. Mit der rechtlichen Gleich-
stellung setzte eine Abwanderung 
ein. Bald war es nicht mehr mög-
lich, die Vorstände ordnungs-
gemäss zu bestellen. Der Aargauer 
Regierungsrat hob deshalb 1939 
die Ortsvorstände der jüdischen 

Ortsbürgergemeinden auf und 
übertrug deren Leitung den Be-
hörden der Einwohnergemeinden. 
In den 1960er-Jahren gab es 
innerhalb der jüdischen Gemein-
scha� en Überlegungen zur Wie-
innerhalb der jüdischen Gemein-
scha� en Überlegungen zur Wie-
innerhalb der jüdischen Gemein-

derbelebung. Eine Idee war, dass 
alle im Kanton wohnha� en Juden 
automatisch Mitglied der beiden 
Ortsbürgergemeinden werden 
sollten. Mit der Ortsbürgersteuer 
wäre dann auch das Beerdigungs-
recht auf dem Friedhof verbunden 
gewesen.4

Per 1. Juli 1983 wurde der Besitz 
der jüdischen Ortsbürgergemein-
den, darunter die beiden Syna-
gogen, in privatrechtliche Körper-
scha� en überführt.5 Mit deren 
Au� ebung wurde ein Schlussstrich 
unter die frühere Diskriminierung 
der Aargauer Jüdinnen und Juden 
gezogen.

 1 Gesetz über die Ortsbürgergemeinden vom 
19. Dezember 1978, §3. 

 2 Sauerländer, Wiederkehr 2020, 258. 
 3 Staehelin 1978, 129–131. 
 4 Sauerländer, Wiederkehr 2020, 265–288. 
 5 Dekret über die Vereinigung der Ortsbürger-

gemeinden Neu-Endingen und Neu-Lengnau 
mit den Ortsbürgergemeinden Endingen bzw. 
Lengnau vom 29. Juni 1983. 
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sende Behandlung im Parlament zog sich über vier 
Sitzungen hin. Auch für die zweite Lesung benö-
tigte die Kommission über ein Jahr und traf sich 
zu zwanzig Sitzungen, bevor das Parlament im De-
zember 1978 das neue Gesetz verabschiedete. Es 
stärkte die Gemeindeautonomie unter kantonaler 
Aufsicht und sah beispielsweise vor, dass jede Ge-
meinde die grundlegenden organisatorischen Be-
stimmungen in einer Gemeindeordnung regelte. 
Während der langen Bearbeitungsdauer wurden 
dem Gesetz alle «Gi� zähne» gezogen, wozu etwa 
eine verstärkte Regionalisierung oder die Abschaf-
fung der Ortsbürgergemeinden zählten.18

Abschaff ung des Bürgernutzens, aber 
Beibehaltung der Ortsbürgergemeinden

Im 19. Jahrhundert entwickelte sich im Aargau aus 
der Ortsbürgergemeinde heraus die Einwohnerge-
meinde als politische Gemeinde, der immer mehr 
Aufgaben übertragen wurden. Als Gebietskörper-
scha�  umfasst Letztere alle Einwohnerinnen und 
Einwohner, die auf ihrem Gemeindegebiet leben. 
Zur Ortsbürgergemeinde als öff entlich-rechtliche 
Personalkörperscha�  zählen nur die Personen, die 
das Ortsbürgerrecht besitzen und in der Gemein-
de wohnen.19 Mit dem Gemeindegütergesetz von 
1866 kam die Unabhängigkeit der Einwohner- von 
der Ortsbürgergemeinde. Letztere blieb noch bis 
1936 für die Armenfürsorge zuständig. Danach 
übernahm die Einwohnergemeinde diese Aufgabe. 
Den Ortsbürgergemeinden verblieb die Verwal-
tung und Nutzung des Ortsbürgerguts – meistens 
Wald. Nach dem Zweiten Weltkrieg gab es Ge-
meinden, bei denen die Einwohnergemeinde auf 
den Finanzausgleich angewiesen war, während die 
Ortsbürgergemeinde einen sta� lichen Bürgernut-
zen – etwa in Form von Brennholz – an die Orts-
bürger abgab. Das weckte Begehrlichkeiten, und 
1962 wurden Forderungen nach einer Zusammen-
legung erhoben.20 Das Anliegen fand im Grossen 
Rat allerdings keine Mehrheit, und eine anschlies-
send lancierte Volksinitiative kam nicht zustande. 
Anlässlich der Revision der Kantonsverfassung 
wurden die Ortsbürgergemeinden erneut infrage 
gestellt, aber schliesslich beibehalten. Verschiedene 
Ortsbürgergemeinden ha� en in den Jahren zuvor 
die Einwohnergemeinden mit namha� en Beiträ-
gen unterstützt. Mit dem Gesetz von 1981 wurde 
der Bürgernutzen abgeschaff t und die Besteuerung 
der Forstreserven, des Ortsbürgerlandes sowie der 
Wälder im eigenen Gemeindegebiet durch die Ein-
wohnergemeinden aufgehoben. Später wurden die 
Wälder der öff entlichen Hand generell steuerbe-
freit. Weiterhin steuerpfl ichtig blieben jedoch die 
Reinerträge der eigenen Betriebe.21

an verschiedenen Orten mit Lautsprecherübertra-
gung – eigentlich unmöglich war, dem Ideal der 
Ermi� lung des Gemeinwillens der Bürgerscha�  in 
freier Aussprache nachzukommen. Dennoch wollte 
die Mehrheit an der demokratischen Tradition und 
ihrer Umsetzung vorerst nicht rü� eln.

Trotz Teilnahmepfl icht wurde es immer 
schwieriger, das notwendige Quorum zu erreichen, 
damit die Versammlung überhaupt beschlussfähig 
war. Mehrmals mussten Hunderte Stimmbürger 
unverrichteter Dinge wieder heimkehren, weil zu 
wenige Teilnehmer gekommen waren. Die Gemein-
den reagierten unterschiedlich auf die Situation. In 
Aarau etwa fuhr die Stadtpolizei mit einem Laut-
sprecherwagen durch die Strassen und forderte die 
mündigen Männer auf, an die Gemeindeversamm-
lung zu kommen.11 In Spreitenbach bot der Gemein-
derat die Musikgesellscha�  zu einem kleinen Kon-
zert auf – ohne grossen Erfolg. Insbesondere die 
vielen Zuzüger aus dem Kanton Zürich fanden an 
der Aargauer Demokratietradition wenig Gefallen.12

Anfang der 1960er-Jahre bereitete der Re-
gierungsrat eine neue Vorlage vor. Sta�  vom Ein-
wohnerrat wurde nun von der «ausserordentlichen 
Gemeindeorganisation» gesprochen. Zugleich 
wurde in einer separaten Vorlage das Teilnahme-
quorum in grossen Gemeinden leicht gesenkt. 
Die Stimmpfl icht wurde beibehalten, nachdem 
ein entsprechendes Volksbegehren zu dessen Ab-
schaff ung 1962 abgelehnt worden war.13 Beide 
Vorlagen nahmen die Stimmberechtigten 1963 
an, das Wahlgesetz allerdings sehr knapp mit 208 
Stimmen Unterschied.14 Zwischen 1966 und 1974 
führten 15 Gemeinden einen Einwohnerrat ein 
(siehe  Tabelle 8, S. 153). Nachdem das Teilnahme-
quorum 1966 durch ein fakultatives Referendum 
ersetzt und mit der Einführung des Frauenstimm- 
und -wahlrechts 1971 die Stimmpfl icht aufgehoben 
wurde, schwand der (organisatorische) Druck für 
die Ablösung der Gemeindeversammlung durch 
Einwohnerräte. Galt früher eine möglichst hohe 
Repräsentativität als demokratisches Gütekrite-
rium, so wurde es nun wichtiger, dass die Stimm-
berechtigten direkt an der demokratischen Wil-
lensbildung teilnehmen konnten, wenn sie denn 
wollten. Zwischen 1981 und 1997 kehrten deshalb 
fünf Gemeinden wieder zur Gemeindeversamm-
lung zurück.15 Neue Einwohnerräte wurden trotz 
verschiedener Anläufe keine mehr eingeführt.

Neues Gemeindegesetz stärkt die Selbst-
verwaltung der Gemeinden

1958 überwies der Grosse Rat eine Motion zur To-
talrevision des Gemeindeorganisationsgesetzes 
von 1841.16 Die Umsetzung verzögerte sich, weil der 
Regierungsrat zunächst die grundsätzlichen Fragen 
zur Einführung des Frauenstimm- und -wahlrechts 
und des Einwohnerrates geklärt haben wollte.17 Erst 
1969 setzte er verwaltungsintern einen mehrjähri-
gen Gesetzgebungsprozess in Gang: Im Juni 1972 
überwies der Regierungsrat den Entwurf zur ersten 
Lesung an den Grossen Rat. Von September 1972 
bis April 1974 beriet die zuständige Kommission 
in 32 Sitzungen die Vorlage. Die Grossräte, die zu-
meist auch Gemeinderäte und -ammänner waren, 
formulierten ganze Passagen neu. Die anschlies-



109 Flyer des Initiativkomitees bestehend aus JUSO, Jung-EVP, Jung-LdU und Jung-CVP für die 
Senkung des Stimmrechtsalters. Die Initiative scheiterte 1984 an der Urne.

110 Abstimmungsfl yer der JUSO und der SP Kanton Aargau für die 
Senkung des Stimmrechtsalters, 1984.



111 Letzte Einwohnergemeindeversammlung in We� ingen, 1966. Damit die Versammlung 
beschlussfähig war, mussten zeitweise über 2000 Stimmberechtigte unter 65 Jahren anwesend sein. 
Aus Platzgründen konnten einige Teilnehmer nur in Nebenräumen den übertragenen Verhand -
lungen folgen.

112 Reformierte Frauen an der Urne in Aarau, 1962. Damals konnten die Aargauer Frauen erstmals 
in kirchlichen Angelegenheiten der reformierten Kirche abstimmen. 1971 folgte das Stimm- und 
-wahlrecht auch für politische Angelegenheiten.

113 Der neu gewählte, 200 Mitglieder zählende Grosse Rat bei seiner Inpfl ichtnahme am 5. Mai 1993.
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obwohl drei Sparpakte geschnürt wurden.25 Die 
1990er-Jahre waren ein Jahrzehnt der Stagnation. 
Trotzdem stiegen die Einnahmen um 47,8 Prozent, 
wobei der Aargau damit genau im Mi� el aller Kan-
tone lag. Die Ausgaben stiegen im gleichen Zeit-
raum um 56,3 Prozent (Kantonsmi� el 42,3 Pro-
zent).26 Gegenüber dem Jahrzehnt zuvor lockerten 
Regierung und Parlament die Haushaltsdisziplin 
und vernachlässigten die Finanzplanung. Ausser-
dem zeigte sich, dass der Aargau für die boomen-
den Dienstleistungsbetriebe, die sich lieber in den 
grossen Zentren ausserhalb des Kantons niederlies-
sen, weniger a� raktiv war. Durch den Konzentrati-
onsprozess in der Wirtscha�  blieb der Kanton zwar 
Produktionsstandort, doch wurden die Hauptsit-
ze in andere Kantone verlegt. Die Schiefl age des 
kantonalen Finanzhaushalts erzeugte einen Hand-
lungsdruck, der grundlegende Reformen wie etwa 
die Einführung der Wirkungsorientierten Verwal-
tungsführung begünstigte.27

Aufgabenverteilung und Steuerpolitik

Nachdem 1986 das erste Paket über die Aufgaben-
neuverteilung zwischen Bund und Kantonen in 
Kra�  getreten war, begann eine Phase der langwie-
rigen Aufgaben- und Kompetenzentfl echtung. Da-
mit verbunden waren neue Zusammenarbeits- und 
Finanzierungsformen bei den verbleibenden Ge-
meinscha� saufgaben sowie die Einführung eines 
neuen Finanzausgleichs unter den Kantonen. Ziel 
war eine Optimierung der staatlichen Leistungen in 
der Erwartung, durch den Abbau von Doppelspu-
rigkeit Kosten einzusparen. Der neue Finanz- und 
Lastenausgleich trat 2008 in Kra� . Unabhängig 
davon beschloss der Regierungsrat 1995, auch die 
Aufgabenverteilung zwischen Kanton und Gemein-
den unter der gleichen Zielsetzung zu überprüfen, 
wozu er 1996 eine paritätische Projektorganisation 
einsetzte. Neben den beiden Vorstehern des De-
partements des Innern sowie des Finanzdeparte-
ments gehörten ihr auch zwei Mitglieder aus dem 
Vorstand der Gemeindeammännerkonferenz an.28

2001 verabschiedete der Regierungsrat ein erstes 
Paket zuhanden des Grossen Rates.29

Der Blick auf die einzelnen Sparten der 
kantonalen Ausgaben zeigt, dass sie sich über den 
Betrachtungszeitraum von fünfzig Jahren unter-
schiedlich entwickelt haben. Der reine Vergleich 
lässt aber ausser Acht, dass einerseits Änderungen 
in der Rechnungslegung vorgenommen wurden 
und es andererseits immer wieder zu substanziel-
len Verschiebungen zwischen Bund, Kantonen und 
Gemeinden kam. Insgesamt lässt sich aber feststel-
len, dass die Ausgaben in Bildung, Gesundheit und 
im Bereich Soziales am stärksten gewachsen sind.30

Zur Finanzierung der Ausgaben standen 
dem Kanton verschiedene Einnahmenquellen 
zur Verfügung. Rund ein Dri� el der Einnahmen 
machten Transfererträge aus, das heisst Beiträge 
des Bundes und der Gemeinden. Erträge aus Ver-
mögen, Regalien oder etwa Konzessionen mach-
ten nie mehr als zehn Prozent aus. Den grössten 
Beitrag lieferten die Steuereinnahmen juristischer 
und natürlicher Personen, wobei ihr Anteil in den 
Dezenniumsstichjahren zwischen 44,7 (1950) und 
58,3 Prozent (1980) schwankte und zuletzt rund 

Die öff entlichen Finanzen

Die Finanzlage des Kantons Aargau war in der 
Zeit nach dem Zweiten Weltkrieg von Phasen der 
Überschüsse und der Defi zite geprägt. Zwischen 
1945 und 1955 konnte der Abschluss der Verwal-
tungsrechnung mit Ausnahme von 1949 immer 
mit einem Einnahmenüberschuss erfolgen. Von 
1956 bis 1959 gab es teilweise beträchtliche Aus-
gabenüberschüsse, die vor allem durch die grosse 
Bautätigkeit verursacht wurden.22 Grundsätzlich 
wies der Kanton in dieser ersten Periode eine solide 
Finanzierung aus, was auch damit zusammenhing, 
dass er im Vergleich zu anderen Kantonen im Inf-
rastrukturbereich einen Nachholbedarf ha� e und 
noch weniger von Folgekosten betroff en war.

Ab 1963 bis 1979 verzeichnete der Kanton 
Aargau eine lange Defi zitperiode mit einem kumu-
lierten Negativbetrag von 558 Millionen Franken.23

Anschliessend setzte eine Überschussperiode mit 
einem kumulierten Überschuss von 474 Millionen 
Franken ein. Zwischen 1963 und 1990 konnte also 
die Vorgabe der Kantonsverfassung eingehalten 
werden, wonach der Finanzhaushalt auf die Dauer 
ausgeglichen sein müsse.

Adelbodner Beschlüsse

Zunächst stiegen die Ausgaben innerhalb kurzer 
Zeit um jährlich zwischen 15 bis 25 Prozent an. 
Treiber waren vor allem Investitionen in den Berei-
chen Strassenbau, Gesundheitswesen, Gewässer-
schutz und öff entlicher Verkehr sowie Mehrausga-
ben für die Alters- und Hinterlassenenversicherung 
(AHV). Ab 1966 stiegen die Einnahmen stärker als 
die Ausgaben. Das revidierte Steuergesetz führte 
insgesamt zu Mehreinnahmen, und mit dem 1968 
im Zuge der Verwaltungsreform eingeführten Ins-
trument des Finanzplans konnten die wichtigsten 
Ausgabenposten plafoniert werden. Auch in der 
Hochkonjunkturphase stiegen die Ausgaben stär-
ker als die Einnahmen. Während der Rezession 
versuchten Regierung und Parlament mit Gegen-
steuerungsmassnahmen den Konjunktureinbruch 
aufzufangen und die Investitionen konstant zu 
halten. Weil damit 1977 eine Höherverschuldung 
notwendig wurde, kam es zur Volksabstimmung. 
Die Stimmberechtigten sprachen sich gegen eine 
antizyklische Finanzpolitik aus.

An einer Klausurtagung in Adelboden fasste 
der Regierungsrat 1977 die «Adelbodner Beschlüs-
se»: Mit einer Reduktion der Investitions-, Kon-
sum- und Transferausgaben sowie partiellen Mehr-
einnahmen sollte der Staatshaushalt um jährlich 
55 bis 60 Millionen Franken entlastet werden. Die 
Stimmberechtigten hiessen 1978 nicht alle Mass-
nahmen gut und lehnten zwei Jahre später auch 
eine erste Aufgabenreform zwischen Kanton und 
Gemeinden ab. Trotzdem konnte in den 1980er-
Jahren dank kontinuierlicher Überschüsse ein gros-
ser Teil der Defi zite wieder abgebaut werden.24

Hartnäckige Defi zitphase

Ab 1991 begann eine mehrjährige Defi zitperiode, 
die erst 2003 zu Ende ging. In dieser Zeit fi el ein 
Gesamtdefi zit von 564,3 Millionen Franken an, 
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Tabelle 07 Stimmberechtigte in den grössten Aargauer Gemeinden im Vergleich. 1963 wurde die Altersgrenze für die Teilnahmepfl icht 
von 65 auf 60 Jahre gesenkt und 1966 das Versammlungsquorum abgeschaff t. Quellen: u. a. Gehrig 1967.
Tabelle 08 Einwohnerräte im Aargau seit 1966. Zwischen 1966 und 1974 führten fünfzehn Gemeinden Einwohnerräte anstelle der 
Gemeindeversammlungen ein. Zwischen 1981 und 1997 kehrten fünf wieder zur Gemeindeversammlung zurück. Quellen: u. a. Seiler, 
Steigmeier 1998.
Grafi k 18 Rechnungsabschlüsse des Kantons Aargau zwischen 1960 und 2000. Überschüsse und Defi zite wechseln sich ab. Quellen: 
Staatsrechnungen Aargau; Reimann 1991, 103.

Tabelle
07

Tabelle
08

Stimmberechtigte in den grössten Aargauer Gemeinden im Vergleich

Einwohnerräte im Aargau seit 1966

Gemeinde Bevölkerungszahl 1837 Bevölkerungszahl 1965 Stimmberechtigte 1965 Notwendiges Quorum

Aarau 4057 17340 4248 1585 (1964)

Baden 1844 15075 3185 1183 (1964)

We� ingen 1212 19428 4609 2019/1806 (1962/64)

Jahr Ort

1966 We� ingen

1966–1997 Neuenhof

1966 Wohlen

1966 Zofi ngen

1966 Brugg

1970 Aarau

1970 Buchs

1972 Baden

1972 Lenzburg

1972–1989 Aarburg

1974 Windisch

1974 Obersiggenthal

1974–1989 O� ringen

1974–1981 Suhr

1974–1985 Spreitenbach

Rechnungsabschlüsse des Kantons Aargau zwischen 1960 und 2000

0 % 0 Mio

2 % 20 Mio

4 % 40 Mio

6 % 60 Mio

8 %

10 %

80 Mio

100 Mio

-2 %

-120 Mio-12 %

-100 Mio-10 %

-80 Mio-8 %

-60 Mio-6 %

-40 Mio-4 %

-20 Mio

2000

1970

1990

1960

1980

 Saldo in % der Angaben    Saldo in Mio

Grafi k 
18
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Grafi k 19a–c     Änderungen in der Rechnungslegung und Verschiebungen zwischen Bund, Kantonen und Gemeinden erschweren einen 
Vergleich über einen längeren Zeitraum. Quellen: Staatsrechnung Aargau 2000, 19; Reimann 1991, 106; Meier 1963, 68f.

Grafi k 
19b

Funktionale Gliederung der Ausgaben des Kantons Aargau in Prozentanteilen 
der Gesamtausgaben 1968–1990

1 Unterricht
2 Gesundheitswesen
3 Bau, Verkehr und Energie
4 Soziale Wohlfahrt   
5 Rechstpfl ege, Polizei 

6 Behörden, Verwaltung
7 Finanzausgaben
8 Übriges

20 % 40 % 60 % 80 % 100 %0

1990

1985

1980

1975

1968

1 2 3 4 5 6 7 8

1 2 3 4 5 6 7 8

1 2 3 4 5 6 7 8

1 2 3 4 5 6 7 8

1 2 3 4 5 6 7 8

Grafi k 
19c

Funktionale Gliederung der Ausgaben des Kantons Aargau in Prozentanteilen 
der Gesamtausgaben 2000

1 Allgemeine Verwaltung
2 Öff entliche Sicherheit, Justiz
3 Bildung
4 Kultur und Freizeit  
5 Gesundheit
6 Soziale Wohlfahrt
7 Verkehr
8 Umwelt, Raumordnung
9 Volkswirtscha�   
10 Finanzen und Steuern

1
2

6

5 4

3

7

8
9

10

Grafi k 
19a

Funktionale Gliederung der Ausgaben des Kantons Aargau in Prozentanteilen 
der Gesamtausgaben 1945–1960

1 Schuldzinsen   
2 Allgemeine Verwaltung   
3 Finanzausgleich   
4 Finanzen und Liegenscha� en   
5 Recht und Sicherheit   
6 Erziehung, Bildung, Kirche   

7 Strassen, Brücken   
8 Hoch- und Wasserbau  
9 Landwirtscha�   
10 Übrige Volkswirtscha�    
11 Gesundheitswesen  
12 Soziale Wohlfahrt

0 20 % 40 % 60 % 80 % 100 %

1945

1950

1955

1960

1 2 4 5 6 7 8 9 10 11 123

1 2 4 5 6 7 8 9 10 11 123

101 2 4 5 6 7 8 9 11 123

1 2 5 6 7 8 9 10 11 124
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Die politischen Rechte der Stimm-
bürgerinnen und Stimmbürger

Das Elektorat im Kanton Aargau bestand wie in den 
übrigen Kantonen lange Zeit aus den über zwan-
zigjährigen männlichen Schweizer Bürgern, womit 
der Anteil der Stimm- und Wahlberechtigten an der 
Wohnbevölkerung bei unter 25 Prozent lag.36 Ein 
erster Versuch, den Frauen im Kanton Aargau das 
«aktive und passive Wahlrecht und Stimmrecht 
in Kirchen-, Schul-, Armen- und Krankensachen 
einzuräumen», scheiterte 1919 im Grossen Rat.37

In den folgenden Jahren erfolgte eine schri� wei-
se Öff nung in kirchlichen Angelegenheiten (1927), 
Armen- und Schulbehörden (1936 und 1940) sowie 
bei den Arbeitsgerichten (1944).38 Bei den Wahlen 
1941 wurden in 21 Gemeinden insgesamt 32 Frau-
en in die Schulpfl egen gewählt. Im gleichen Jahr 
wählte auch der Regierungsrat die langjährige Prä-
sidentin der Aargauischen Frauenzentrale, Anna 
Gerster-Simone�  (1899–1979), als erste Frau in den 
Erziehungsrat.39

Neuer Anlauf für das Frauenstimm- und 
-wahlrecht

Nach dem Zweiten Weltkrieg führten zahlreiche 
europäische Länder das Frauenstimm- und -wahl-
recht ein. 1945 reichte der freisinnige Grossrat Wal-
ter Widmer (1897–1971) aus Lenzburg eine Motion 
ein mit dem Ziel, den Frauen das aktive Stimm- und 
Wahlrecht in Angelegenheiten der Schule, Kirche 
und Fürsorge zu gewähren und ihnen gleichzeitig 
die Wählbarkeit in alle Ämter des Kantons, der Be-
zirke und der Gemeinden zuzusprechen.40 Der Re-
gierungsrat wollte nicht so weit gehen und schlug 
sta� dessen vor, den Frauen in einem ersten Schri�  
das integrale Stimm- und Wahlrecht auf kommu-
naler Ebene zu gewähren.41 Die Behandlung der 
Motion verzögerte sich, da in drei Kantonen Ab-
stimmungen in der gleichen Frage pendent waren. 
Nach deren Ablehnung trat der Grosse Rat 1947 gar 
nicht mehr auf das Geschä�  ein.42 Auch die Aargau-
ische Frauenzentrale zeigte kein Interesse an der 
Vorlage.43 Mit der Revision der kantonalen Straf-
prozessordnung wurde 1958 die Wahl von Frauen 
in die Jugendgerichte und als Jugendanwältinnen 
ermöglicht.44

1959 scheiterte die Einführung auf eidge-
nössischer Ebene, worauf die Kantone Neuenburg, 
Waadt und Genf das Frauenstimm- und -wahlrecht 
kantonal einführten. Der Badener Grossrat Jakob 
Hohl (1918–1995) vom Landesring der Unabhängi-
gen (LdU) erachtete die Zeit als reif und forderte am 
4. Mai 1961 mit einer Motion die Einführung des 
aktiven und passiven Stimm- und Wahlrechts für 
Frauen auf kantonaler Ebene.45 Damals galt noch 
die Stimmpfl icht an Gemeindeversammlungen, 
was insbesondere grössere Gemeinden vor grosse 
organisatorische Herausforderungen stellte. Unter 
diesen Umständen erschien eine Ausweitung auf die 
Frauen als nicht mehrheitsfähig. Der Regierungsrat 
war bereit, die Motion entgegenzunehmen, und der 
Grosse Rat erklärte sie gegen den Widerstand der 
Bauern-, Gewerbe- und Bürgerpartei (der heutigen 
Schweizerischen Volkspartei, SVP) für erheblich.46

Der Regierungsrat mass dem Geschä�  keine grosse 

46 Prozent (2000) ausmachte.31 Ihre Aussagekra�  
ist jedoch beschränkt, da die Höhe der Steuerein-
nahmen sehr stark vom Fortgang der Wirtscha�  
abhängt. Insgesamt verfolgte der Kanton Aargau 
stets eine moderate Steuerpolitik und versuchte, 
die Belastung tief zu halten. Angesichts der In-
fl ation mussten in regelmässigen Abständen die 
Steuertarife revidiert werden, um die kalte Pro-
gression auszugleichen. Die verschiedenen Steuer-
gesetzrevisionen entlasteten in der Tendenz die 
tieferen Einkommen. Während 1972 angesichts der 
grossen Defi zite durch die Einführung der Spital-
steuer und die Aktiensteuergesetzrevision sowohl 
die juristischen wie auch die natürlichen Personen 
mehr belastet wurden, konnte in den 1980er-Jahren 
die Steuerbelastung für beide Kategorien gesenkt 
werden. Die Entlastung der juristischen Personen 
erfolgte zunehmend unter dem Blickwinkel der im 
interkantonalen Vergleich überdurchschni� lichen 
Belastung und sollte dazu dienen, den Kanton für 
Unternehmen a� raktiver zu machen, was zu Be-
ginn des 21. Jahrhunderts erreicht werden konnte.32

Innerkantonaler Finanzausgleich

Mit der Industrialisierung vergrösserten sich die 
strukturellen Unterschiede und die fi nanziellen 
Handlungsspielräume zwischen den Gemeinden. 
Im Unterschied zu anderen Kantonen führte der 
Aargau erst spät einen allgemeinen Finanzaus-
gleich ein. Dafür übernahm er seit 1920 die gesamte 
Lehrerbesoldung und beteiligte sich seit 1937 an 
den Sozialausgaben fi nanzschwacher Gemeinden. 
Die Steuergesetzrevision von 1946 ermöglichte 
schliesslich die Vergleichbarkeit der Finanzkra�  
der unterschiedlichen Gemeinden. Gleichzeitig 
wurden Ausgleichsbeiträge und Zahlungen aus 
dem Gemeindeunterstützungsfonds eingeführt. 
Allerdings änderte sich wenig daran, dass insbe-
sondere kleine Landgemeinden hohe Steuerfüsse 
ha� en. 1950 lag der Steuerfuss bei 93 Gemeinden 
bei über 150 Prozent.33 In den folgenden Jahren 
und Jahrzehnten gab es deswegen immer wieder 
Anpassungen am Auszahlungsmechanismus, wo-
bei die Zielsetzung gleichblieb: Die Diskrepanz 
zwischen den tiefsten und höchsten Steuerfüssen 
sollte reduziert werden, und auch fi nanzschwache 
Gemeinden sollten in der Lage sein, die wichtigsten 
Infrastrukturprojekte (Schulhausneubau, Strassen, 
Kanalisation etc.) zu realisieren. 1966 wurden erst-
mals Ausgleichsbeiträge an Gemeinden ausgerich-
tet, deren Steuerkra�  unter dem kantonalen Mi� el 
lag. 1983 beschloss der Grosse Rat, dass zukün� ig 
nicht mehr die Lehrorte, sondern die Wohnorte der 
Lehrlinge Beiträge an die Betriebskosten der Be-
rufsschulen zu leisten hä� en.34 1984 trat ein neues 
Finanzausgleichsgesetz in Kra� . Damit verbunden 
waren Änderungen beim direkten Finanzausgleich 
sowie die Einführung eines horizontalen Finanz-
ausgleichs unter den Gemeinden. Durch die ge-
zieltere Unterstützung wollte man erreichen, dass 
nur Gemeinden Beiträge erhielten, die auch darauf 
angewiesen waren.35 In den folgenden Jahren gab 
es immer wieder Anpassungen, doch erst 2018 er-
folgte eine grundsätzliche Neuordnung des Finanz-
ausgleichs.
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die politische Integration der jungen Menschen för-
dern. Die Gegner argumentierten mit deren fehlen-
der politischen Reife und forderten, dass die politi-
sche und zivilrechtliche Volljährigkeit zum gleichen 
Zeitpunkt eintreten müsse.57 1984 scheiterte eine 57 1984 scheiterte eine 57

Initiative der Jungsozialisten (JUSO), der Jung-EVP 
(Evangelische Volkspartei), Jung-LdU und Jung-CVP 
mit 64,5 Prozent.58 2006 reichte die sozialdemokra-
tische Fraktion im Grossen Rat eine Motion ein und 
forderte die Senkung des aktiven Stimmrechts auf 
16 Jahre. Sie wurde 2007 mit 80 gegen 47 Stimmen 
abgelehnt.59 Auch spätere Versuche scheiterten, 
wenn auch mit knapperen Ergebnissen.60

Angesichts des steigenden Anteils von Aus-
länderinnen und Ausländern an der Wohnbevöl-
kerung wurde bereits anlässlich der Verfassungs-
revision die Einführung des Ausländerstimm- und 
wahlrechts diskutiert und verworfen.61 1989 schei-
terte eine Motion im Grossen Rat, und 1996 lehn-
ten die Aargauer Stimmberechtigten eine entspre-
chende Volksinitiative wuchtig ab.62

Die kantonalen Behörden

Der Grosse Rat ist gemäss Verfassung von 1980 die 
gesetzgebende und die oberste Aufsicht führende 
Behörde des Kantons.63 Im Vergleich mit anderen 
Kantonen waren seine Befugnisse durch das ob-
ligatorische Gesetzesreferendum und das obliga-
torische Finanzreferendum stark eingeschränkt.64

Das obligatorische Gesetzesreferendum bewirkte, 
dass die Parteien im Grossen Rat angehalten wa-
ren, mehrheitsfähige Vorlagen auszuarbeiten. Das 
funktionierte recht gut, wurden doch im Schni�  
knapp achtzig Prozent der Vorlagen angenom-
men.65 Es verhinderte gleichzeitig den einen oder 
anderen «kühnen Wurf» und dür� e insgesamt die 
konservativen Krä� e gestärkt haben. Neuerungen, 
die der Regierungsrat einführen wollte, wurden in 
der parlamentarischen Beratung tendenziell abge-
schwächt und selten verstärkt. Mit der Verfassung 
von 1980 wurde aus dem obligatorischen ein fa-
kultatives Ausgabenreferendum, und seit 2003 sind 
Gesetzesanpassungen ebenfalls einer fakultativen 
Volksabstimmung unterstellt.66

In der alten Verfassung war die Zahl der 
Grossratssitze an die Einwohnerzahl im Bezirk 
gekoppelt und veränderte sich entsprechend dem 
Bevölkerungswachstum. 1952 wurde die Zahl der 
Sitze auf 200 fi xiert.67 Um die Jahrtausendwende 
kam die vergleichsweise grosse Sitzzahl aus Kosten- 
und Effi  zienzgründen in verschiedenen Kantonen 
in die Kritik: Die Grünen reichten dazu 1998 eine 
Motion ein, und im Rahmen der Parlamentsreform 
2000 schlug der Regierungsrat eine Verkleinerung 
des Grossen Rates auf 160 oder 120 Sitze sowie eine 
Anpassung der Wahlkreise vor.68 Die Mehrheit der 
Ratsmitglieder lehnte dieses Ansinnen ab. Nach 
der Annahme einer Volksinitiative der Freisinnig-
Demokratischen Partei (FDP) wurde die Sitzzahl 
gesenkt und beträgt seit der Legislatur 2005 noch 
140 Sitze. Seit 2009 erfolgt die Sitzverteilung nicht 
mehr nach den Wahlergebnissen in den einzelnen 
Bezirken, sondern in einem zweistufi gen Verfah-

Dringlichkeit zu. 1965 und 1966 erinnerten zwei 
Stimmrechtsverbände an das pendente Anliegen, 
und 1966 schlug der freisinnige Grossrat Bruno 
Hunziker (1930–2000) vor, unter den Frauen eine 
Konsultativabstimmung durchzuführen.47 Der 1965 
neu zusammengesetzte Regierungsrat bemühte 
sich, eine mehrheitsfähige Vorlage auszuarbeiten, 
und riet 1968 zu einem mehrstufi gen Vorgehen.48

In der Zwischenzeit führten weitere Kantone das 
Stimm- und Wahlrecht für Frauen ein, und Ende 
1969 unterbreitete der Bundesrat der Bundesver-
sammlung eine neue Vorlage zur Einführung auf 
eidgenössischer Ebene.49 Nun wuchs der Druck auf 
den Regierungsrat, die Einführung in einem Schri�  
vorzulegen. Auf die zweite Lesung passte er die Vor-
lage an, die der Grosse Rat am 18. August 1970 mit 
126 zu acht Stimmen guthiess. Am 7. Februar 1971 
stimmten die Aargauer Männer der Einführung auf 
eidgenössischer (50,2 Prozent Ja-Stimmenanteil) 
sowie auf kantonaler und kommunaler Ebene (51,7 
Prozent Ja-Stimmenanteil) zu.50

Weil die Änderung der Kantonsverfassung 
von der Bundesversammlung gewährleistet wer-
den musste (10. Juni 1971), konnten die Frauen am 
6. Juni zwar erstmals auf eidgenössischer Ebene, 
aber erst am 21. November auf kantonaler Ebene 
abstimmen.51 Mit dem Einführungsgesetz wurde 
gleichzeitig die Stimmpfl icht abgeschaff t. Alle wei-
tergehenden Fragen wie die Erhöhung der Unter-
schri� enzahl bei Initiativen oder die Stellvertre-
tung der Ehega� en an der Urne – die Briefwahl 
gab es noch nicht – sollten später gelöst werden.

Mit dem Frauenstimm- und -wahlrecht wur-
de das Elektorat so stark ausgebaut wie letztmals 
im 19. Jahrhundert, als das Zensuswahlrecht weg-
gefallen war und auch die Männer ohne Aargauer 
Bürgerrecht stimm- und wahlberechtigt wurden.52

Erleichterung der Stimmabgabe und 
Vergrösserung des Elektorats

Zur Erleichterung der Stimmabgabe wurde 1978 
die Möglichkeit zur briefl ichen Stimmabgabe ein-
geführt für jene, die am Urnengang verhindert 
waren. Sie mussten sich dafür speziell melden.53

Die uneingeschränkte Möglichkeit zur briefl ichen 
Stimmabgabe wurde auf eidgenössischer Ebe-
ne erst 1994 eingeführt.54 Mit der Inkra� setzung 
der neuen Kantonsverfassung 1982 fi el eine Rei-
he bisheriger Einschränkungen beim Stimm- und 
Wahlrecht weg, so die Karenzfrist von drei Mona-
ten beim Zuzug kantonsfremder Schweizerinnen 
und Schweizer oder von fünf Jahren beim passiven 
Wahlrecht für neu eingebürgerte Personen. Eben-
so dur� e nun auch wählen, wer zuvor mit einem 
«Wirtshausverbot» belegt worden war.55

Eine weitere Vergrösserung des Elektorats 
erfolgte 1991 mit der Senkung des Stimm- und 
Wahlrechtsalters von 20 auf 18 Jahre (die Mündig-
keit wurde 1996 gesenkt).56 Im Aargau wurde dazu 
bereits 1968 von Grossrat Julius Binder (*1925, 
Christlichdemokratische Volkspartei, CVP) eine 
Motion eingereicht und die Frage im Zusammen-
hang mit der neuen Kantonsverfassung diskutiert 
und abgelehnt. Die Befürworter wollten angesichts 
der demografi schen Entwicklung den zunehmen-
den Einfl uss der älteren Jahrgänge relativieren und 
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Grafi k 20 Fünf Bezirke (Aarau, Baden, Brugg, Rheinfelden und Zofi ngen) respektive 69 Gemeinden bejahten die Vorlage. Quelle: 
Statistik Aargau, Einführung des Frauenstimmrechts.
Grafi k 21 Der Anteil der Wahlberechtigten an der Wohnbevölkerung stieg 1971 auf 54 Prozent und betrug 2001 64 Prozent der Be-
völkerung respektive 79 Prozent der Schweizerinnen und Schweizer. Für die Steigerung verantwortlich waren die Senkung des Stimm-
rechtsalters 1991 und die Veränderungen in der Alterspyramide. Quelle: Wicki 2006, 162–164.

Grafi k 
20

Einführung des Frauenstimm- und -wahlrechts, Resultat der eidgenössischen Abstim-
mung vom 7. Februar 1971 (Anteile der Ja-Stimmen in Prozent)
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Tabelle
09

Einführung des Frauenstimm- und -wahlrechts im Kanton Aargau und in der SchweizEinführung des Frauenstimm- und -wahlrechts im Kanton Aargau und in der Schweiz

AARGAU

GROSSER � T
REGIERUNGS� T
VOLK

1918 Der freisinnige Grossrat Arthur Widmer (1877–1947) fordert 
in einer Motion, den Frauen das «aktive und passive Wahlrecht und 
das Stimmrecht in Kirchen-, Schul-, Armen- und Krankensachen 
einzuräumen».

1919 Der Regierungsrat und der Grosse Rat sprechen sich gegen 
die Motion aus. 
1919 Die Regierung ist bereit, das passive Wahlrecht in den 
genannten Angelegenheiten einzuführen.

1927 Die Landeskirchen werden ermächtigt, Frauen in kirch-
lichen Angelegenheiten das Stimm- und Wahlrecht zu gewähren.

1936 Frauen werden in die kommunalen Armenbehörden 
wählbar.

1940 Frauen werden in die Schulbehörden wählbar.

1944 Frauen werden an die Arbeitsgerichte wählbar.

1945 Der freisinnige Grossrat Walter Widmer fordert in einer 
Motion, den Frauen das aktive Stimm- und Wahlrecht in 
Angelegenheiten der Schule, Kirche und Fürsorge zu gewähren 
und ihnen gleichzeitig die Wählbarkeit in alle Ämter des 
Kantons, der Bezirke und der Gemeinden zuzusprechen.

1945 Der Regierungsrat schlägt vor, das integrale Stimm- und 
Wahlrecht für Frauen auf kommunaler Ebene einzuführen ohne 
Stimm- und Wahlpfl icht. Grossrat Widmer zieht seine Motion 
zurück.

1947 Der Grosse Rat beschliesst u. a. aufgrund der negativen 
Volksentscheide in anderen Kantonen und mangelnden Interes-
ses vonseiten der Frauen, nicht auf die Vorlage einzutreten.

1949 Die Synode der reformierten Landeskirche führt das 
passive Wahlrecht für Frauen in die Kirchenpfl egen ein.

1958 Frauen werden als Jugendanwältinnen und an die Jugend-
gerichte wählbar.

1959 Die Aargauer Männer lehnen mit 77,2 Prozent die Einfüh-
rung des Stimm- und Wahlrechts für Frauen auf eidgenössischer 
Ebene ab.

1961 Die reformierte Landeskirche führt das Stimmrecht für 
Frauen ein. 

1961 Grossrat Jakob Hohl von den Freien Wählern fordert in 
einer Motion die Einführung des aktiven und passiven Stimm- 
und Wahlrechts für Frauen auf kantonaler Ebene.

1962 Der Regierungsrat ist bereit, die Motion entgegenzuneh-
men, und der Grosse Rat erklärt sie für erheblich. Bevor die 
Regierung die geforderte Vorlage vorlegt, wird die Möglichkeit 
zur Einführung von Einwohnerräten geschaff en und die Stimm-
pfl icht entschär� .

� NTONALE ABSTIMMUNGEN

INTEG� LES 
STIMM- UND 
WAHLRECHT

STIMM- UND 
WAHLRECHT 
NUR � NTONAL 
(fakultativ)

STIMM- UND 
WAHL RECHT NUR 
KOMMUNAL 
(fakultativ)

1919 NE

1920 ZH
1920 BS

1921 GL
1921 GE
1921 Integrales Stimm- und Wahlrecht, v. a. passives Wahlrecht 
SG

1922 Wahlrecht und Wählbarkeit für Bezirks- und Gemeinde-
behörden ZH

1925 Stimm- und Wahlrecht in konfessionellen Angelegenheiten 
SG

1926 Stimm- und Wahlrecht in Schul-, Kirchen- und Armen-
sachen BL

1927 BS

1940 GE

1941 NE

1946 BS
1946 BL
1946 GE
1946 TI

1947 Wahlrecht und Wählbarkeit für Bezirks- und Gemeinde-
behörden ZH 

1948 NE
1948 SO

1951 VD

1953 GE

1954 ZH

1955 Stufenweise 
Einführung des 
Stimm- und 
Wahlrechts BL

1956 BE

1957 BS Ermächtigung zur Einführung des Stimm- und Wahl-
rechts in den Bürgergemeinden

1959 VD 
1959 NE

1960 GE 1960 LU

1961 Fakultative Einführung eines partiellen Stimm- und 
Wahlrechts (Kirche, Schul- und Armenpfl ege) GL

1962 GR
Stimm- und Wahlrecht in den Bürgergemeinden TI

Nein    Ja 



Grafi k 07 Die Einführung des Frauenstimm- und -wahlrechts im Kanton Aargau kann nicht isoliert von den übrigen Kantonen 
betrachtet werden. Sie erfolgte über mehrere Zwischenschri� e, die jeweils in einer obligatorischen Volksabstimmung angenommen 
wurden. Quellen: u. a. Seitz 2020, 244–247.

AARGAU

GROSSER � T
REGIERUNGS� T
VOLK

1964 Die christkatholische Landeskirche führt das Stimmrecht 
für Frauen ein.

1966 Nachdem sich der Regierungsrat mit der Ausarbeitung 
einer Vorlage Zeit gelassen hat, reicht der freisinnige Grossrat 
Kurt Lareida eine Motion ein und fordert die Durchführung 
einer Konsultativabstimmung unter den Frauen.

1968 Die römisch-katholische Landeskirche führt das Stimm-
recht für Frauen ein. 

1968 Sieben Jahre nach Einreichen der Motion legt der Regie-
rungsrat eine Botscha�  vor, die ein mehrstufi ges Vorgehen 
vorsieht: Schaff ung verfassungsrechtlicher Grundlagen (1), 
Abstimmung unter Frauen (2) und Ausdehnung auf kommunale 
Ebene durch Gesetz (3).

1968 Frauen werden als Ersatzrichterinnen am Verwaltungsge-
richt wählbar.

1969 Der Grosse Rat stimmt nach drei Beratungen mit 121 
gegen 22 Stimmen dem Vorgehen in erster Lesung zu.

1970 In der zweiten Lesung beantragt der Regierungsrat die 
integrale Einführung auf kantonaler und kommunaler Ebene in 
einem Schri� .

1970 In zweiter Lesung stimmt der Grosse Rat mit 126 gegen 8 
Stimmen der Vorlage zu.

1971 Die Aargauer Männer stimmen mit 51,7 Prozent der 
kantonalen und mit 50,2 Prozent der eidgenössischen Vorlage zu.

� NTONALE ABSTIMMUNGEN

INTEG� LES 
STIMM- UND 
WAHLRECHT

STIMM- UND 
WAHLRECHT 
NUR � NTONAL 
(fakultativ)

STIMM- UND 
WAHL RECHT NUR 
KOMMUNAL 
(fakultativ)

1965 Neue Verfassung; Ermächtigung, die politischen Frauen-
rechte durch Gesetz zu regeln NW

1966 TI
1966 BS
1966 ZH
1966 Verfassungsrevision zur stufenweise Einführung politischer 
Frauenrechte auf dem Weg der Gesetzgebung BL

1967 SH
1967 Stimm- und Wahlrecht in Kirchen-, Schul- und Fürsorge-
gemeinden GL 
1967 Ergänzung der Staatsverfassung zur Einführung des 
Stimm- und Wahlrechts auf dem Wege der Gesetzgebung BL

1968 GR 1968 SO
1968 BL

1968 SO
1968 BE

1968 Neue Verfassung; Wählbarkeit und Ermächtigung zur 
Einführung politischer Frauenrechte durch Gesetz, in den 
Gemeinden durch Gemeindebeschluss OW

1969 SH
1969 TI

1969 ZH

1969 Stimm- und Wahlrecht in Schulangelegenheiten TG
1969 Ermächtigung zur Einführung des Stimm- und Wahlrechts 
in Angelegenheiten des Kantons, der Gemeinden und Pfarreien 
TG

1970 VS
1970 LU
1970 ZH

1970 NW 
1970 BL
1970 SO

1970 Stimm- und Wahlrecht für alle Schul- und Kirchgemein-
den AI 
1970 Fakultative Einführung des Stimm- und Wahlrechts für 
Schul- und Kirchgemeinden AI

1971 ZG
1971 SH
1971 FR
1971 AG
1971 GL
1971 TG

1971 SO
1971 BE

1971 BE

1971 Kantonsangelegenheiten; Bezirke und Gemeinden 
fakultativ SZ
1971 Fakultatives Stimm- und Wahlrecht in Kirch- und Schul-
gemeinden AI

1972 SG
1972 SZ
1972 UR
1972 AR

1972 UR
1972 GR
1972 NW
1972 OW

1972 UR
1972 AR

1973 AI

1976 AR

1979 AR

1980 SO
1980 Stimm- und Wahlrecht in allen Einwohner-, Bürger-, und 
Kirchgemeinden SO

1982 AI

1983 GR

1984 AR
Urnenabstimmung von Männern und Frauen über die 
 Einführung des Frauenstimm- und Wahlrechts in Kantonsange-
legenheiten

1989 AR

1990 AI



115 Marlene Bänziger (*1936), die Präsidentin der Aargauischen Vereinigung für 
das Frauenstimmrecht, gehörte 1972/73 nach einem Rücktri�  bei den Freien Stimm-
berechtigten als erste Frau für drei Monate dem Grossrat an.

114 Die CVP-Grossrätin Elisabeth Schmid-Bruggisser (1923–2014) wurde 1973 mit zwölf weiteren Frauen erstmals gewählt. 1985 wählte sie 
der Grosse Rat mit 181 von 184 Stimmen zur ersten Grossratspräsidentin.

116 Die EVP-Grossrätin Gretel Hoff mann (1912–2012) hält 1993 zum dri� en Mal als 
Alterspräsidentin die Eröff nungsansprache zum Beginn der neuen Legislatur.



118 Hans Letsch (1924–2015) in seinem Büro. Letsch war zunächst Chef der Finanz-
kontrolle und später Chef der Finanzverwaltung. Er setzte sich stark für die Regie-
rungs- und Verwaltungsreform sowie die Einführung der EDV in der kantonalen Verwal-
tung ein. Später war er freisinniger National- und Ständerat.

117 Sitzung des Regierungsrates, 1989.

120 1998 war der Aargauer Regierungsrat Gast an der Landsgemeinde Glarus. Im Bild hinter 
dem Standesweibel die Regierungsräte Ulrich Siegrist (*1945), � omas Pfi sterer (*1941), Stéphanie 
Mörikofer-Zwez (*1943) und Peter Wertli (*1943).

119 Kurt Eichenberger (1922–2005) war Gerichtsschreiber in Baden, Ober-
richter und später Rechtsprofessor in Basel. Er war Präsident der Arbeitsgruppe 
für die Regierungs- und Verwaltungsreform, Rechtskonsulent des Regierungs-
rates und Redaktor der neuen Kantonsverfassung. Zudem kommandierte er die 
Grenzbrigade 5.
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Grafi k 
22a

Grafi k 
22b

Grafi k 22a und 22b Bis zur Regierungs- und Verwaltungsreform 1968 gab es neun Direktionen, wobei einige in Personalunion geführt 
wurden. Anschliessend wurden Departemente gebildet, wobei der Aufgabenbereich Militär beim Gesundheitsdepartement angesiedelt 
war (in Klammern ist die gesamte Amtszeit als Regierungsrat aufgeführt). Quellen: Staatskalender des Kantons Aargau 1950–2000.

Die Regierungsräte und ihre Direktionen 1950–1968

Die Regierungsräte und ihre Departemente nach der Regierungs- 
und Verwaltungsreform 1969–2000

Direktion des 
Inneren und des 
Gesundheitswesens

Justiz- und 
Polizei direktion

Erziehungs- und 
Landwirtscha� s-
direktion

Finanz- und 
Militärdirektion

Baudirektion

1950 Rudolf Siegrist SP 
(1932–1955)

Joseph Rü� imann KK 
(1935–1952)

Kurt Kim FDP
(1945–1968)

Ernst Bachmann FDP 
(1945–1965)

Fritz Zaugg 
BGB
(1929–1953)

1951

1952 Paul Hausherr KK 
(1952–1965)1953 Ernst Schwarz BGB 

(1953–1969)
Kurt Kim FDP
(1945–1968)1954

1955 Adolf Richner SP
(1955–1969)1956

1957

1958

1959

1960

1961

1962

1963

1964

1965 Leo Weber KK 
(1965–1976)

Arthur Schmid SP 
(1965–1993)

Ernst Schwarz 
BGB
(1953–1969)

1966

1967

1968 Bruno Hunziker FDP 
(1968–1976)

Departement des 
Innern

Erziehungs-
departement

Finanzdepartement Gesundheits-
departement

Baudepartement

1969 Louis Lang SP 
(1969–1985)

Arthur Schmid SP 
(1965–1993)

Leo Weber CVP 
(1965–1976)

Bruno Hunziker FDP 
(1968–1976)

Jörg Ursprung 
BGB/SVP
 (1969–1983)

1970

1971

1972

1973

1974

1975

1976 Kurt Lareida FDP 
(1976–1991)

Hans Jörg Huber CVP 
(1976–1988)1977

1978

1979

1980

1981

1982

1983 Ulrich Siegrist SVP 
(1983–1999)1984

1985 Victor Rickenbach FDP 
(1985–1993)1986

1987

1988 Peter Wertli CVP 
(1988–2001)1989

1990

1991 Ulrich Siegrist SVP 
(1983–1999)

� omas Pfi sterer FDP 
(1991–2000)1992

1993 Silvio Bircher SP
(1993–1998)

Peter Wertli CVP 
(1988–2001)

Stéphanie Mörikofer-
Zwez FDP
(1993–2001)

1994

1995

1996

1997

1998 Kurt Wernli
SP/parteilos
(1998–2009)

1999 Stéphanie Mörikofer-
Zwez FDP 
(1993–2001)

Ernst Hasler SVP 
(1999–2009)2000 Peter C. Beyeler FDP 

(2000–2013)
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anschliessend wieder aufgelöst wurden, wobei ihre 
Tätigkeit durchaus mehrere Jahre in Anspruch neh-
men konnte.72 Eher symbolischer Art war die Än-
derung, wonach zukün� ig das älteste Mitglied als 
Alterspräsident die konstituierende Sitzung zum 
Beginn der Legislatur eröff nen sollte. Zuvor stand 
diese Ehre dem Landammann zu, was jedoch dem 
Prinzip der Gewaltenteilung widersprach.73 Neu 
war die Wahl eines Ratssekretärs möglich, doch sah 
das Parlament lange aus Kostengründen davon ab. 
Erst 1991 wurde zur Verbesserung der Gewalten-
teilung die Stelle des Ratssekretärs geschaff en und 
Adrian Schmid (*1948), bislang Adjunkt der Staats-
kanzlei mit der Funktion «Betreuer des Grossen Ra-
tes», vom Ratsbüro gewählt.74

Parlamentsreform

In den 1990er-Jahren gab es immer mehr Zweifel, 
ob die bisherige Organisation von Staat und Ver-
waltung noch zeitgemäss sei und den gestiegenen 
Anforderungen an Parlament, Regierung und Ver-
waltung gerecht werden könne. Im Grossen Rat 
reichten die Sozialdemokratin Katharina Kerr 
(*1943) und der Freisinnige Daniel Heller (*1959) 
Vorstösse zur Einleitung einer Verwaltungsreform 
im Sinne des New Public Management ein, die der 
Regierungsrat entgegennahm.75 1997 startete er im 
Zusammenhang mit der Einführung der Wirkungs-
orientierten Verwaltung die «Reform der Staatslei-
tung», die aus den Teilbereichen Demokratie-, Par-
laments- und Justizreform bestand. Parlament und 
Regierung sollten sich auf die wesentlichsten Ent-
scheidungen auf strategischer Ebene konzentrieren 
und die weniger wichtigen Anordnungen auf opera-
tiver Ebene der Verwaltung überlassen.76 Sta�  wie 
bisher direkt in den Staatshaushalt auf der Ebene 
kleinster Anschaff ungen einzugreifen, wurde nun 
eine stringente Verknüpfung von Aufgaben und 
Finanzen vorgenommen. Der Grosse Rat steuert 
nun über Ziele und Aufgaben und spricht Global-
budgets. Die Einführung erfolgte 2005 und führte 
unter anderem zu einer neuen Kommissionsstruk-
tur mit neun ständigen Fachkommissionen für alle 
Geschä� e in ihrem Zuständigkeitsbereich. Die Par-
lamentsdienste wurden aus der Staatskanzlei aus-
gegliedert und direkt dem Grossen Rat unterstellt. 
Gleichzeitig wurde auch der Ratssekretär zum Pro-
tokollführer des Rates ernannt. Er löste damit den 
Staatsschreiber in dieser Funktion ab.77 Damit war 
die Gewaltenteilung vollzogen.

Regierungsrat und Verwaltung

Das unerwartet schnelle Wachstum und die Tech-
nisierung nach dem Zweiten Weltkrieg übertrugen 
dem Kanton neue und zunehmend komplexere Auf-
gaben, die mit der bisherigen Arbeits- und Organi-
sationsweise von Regierung und Verwaltung nicht 
mehr richtig zu bewältigen waren.78 Zahlreiche Ent-
scheide untergeordneter Bedeutung mussten durch 
den Regierungsrat gefällt werden, der dadurch sei-
ne Führungsaufgaben nur bedingt wahrnehmen 
konnte. Das hinderte die Regierungsräte allerdings 
nicht daran, auch für einen Sitz in der Bundesver-
sammlung zu kandidieren. 1955 und 1959 wählten 
die Stimmberechtigten die beiden Regierungsrä-

ren nach dem Mathematiker Friedrich Pukelsheim 
(*1948): Die 140 Sitze werden den Parteien entspre-
chend ihrem kantonalen Wähleranteil zugeteilt, 
bevor in einem Näherungsverfahren die Sitze den 
Bezirken zugewiesen werden.69

Die ersten Grossrätinnen werden gewählt

Die grösste Veränderung im aktiven und passiven 
Wahlrecht brachte die politische Gleichstellung der 
Frauen, die erstmals bei den Grossratswahlen vom 
18. März 1973 zum Tragen gekommen war. Damals 
wurden 13 Frauen gewählt, das Gros für die Sozial-
demokratische Partei (SP, 6) und die CVP (4). Eine 
davon, Elisabeth Schmid-Bruggisser (1923–2014), 
wurde 1985 mit 181 von 184 Stimmen glanzvoll zur 
ersten Grossratspräsidentin gewählt.70 Von den neu 
1973 gewählten Frauen waren acht im sozialen Be-
reich oder als Lehrerinnen tätig; bei den Männern 
waren es gerade einmal 16 von 187. Von 1973 bis 
2002 erhöhte sich der Frauenanteil von anfänglich 
6,5 auf 29 Prozent.71

Die erste Aargauer Grossrätin war Marlene 
Baenziger (*1936), die drei Monate vor der Ge-
samterneuerungswahl 1973 nachrücken konnte. 
Ihr Vorgänger trat vor dem Ende der Legislatur 
zurück, und der Ersatzmann auf der Liste der Frei-
en Stimmberechtigten wollte nicht nachrücken. 
Gemäss Wahlgesetz von 1921 oblag es den Wahl-
männern, die seinerzeit die Liste unterzeichnet 
ha� en, eine Nachfolge zu bestimmen. Nun wurde 
der Frauenstimmrechtsverein aktiv und weibelte 
für ihre Präsidentin, die gleichzeitig die Ga� in des 
Fraktionschefs war. Ihr Einzug sorgte für einigen 
Wirbel – nicht, weil sie eine Frau war, sondern weil 
sie, im Bezirk Baden wohnha� , für einen freien Sitz 
des Bezirks Zofi ngen in den Grossen Rat nachrü-
cken konnte. Das damalige Wahlrecht liess die Be-
sonderheit zu, dass Personen in mehreren Bezirken 
kandidieren konnten, was auch für die Nachnomi-
nation galt. Zusätzlich für Aufmerksamkeit sorgte, 
dass infolge Urkundenfälschung zweimal nachno-
miniert werden musste und sich die Fraktion an-
schliessend von der Nachnomination distanzierte. 
Baenziger verpasste allerdings die Wiederwahl auf 
der Liste der Europäischen Föderalistischen Partei, 
die keinen Sitz erlangt ha� e.

Arbeitsweise und Ausbau der Gewaltenteilung

Mit der Ausweitung der Staatstätigkeit nahm auch 
die Geschä� slast des Parlaments zu. Wiederholt gab 
es deshalb Versuche, die Arbeitsweise rationeller 
zu gestalten, beispielsweise durch eine vermehrte 
Schri� lichkeit. Wurden Vorstösse den Ratsmitglie-
dern anfänglich mündlich in der nächsten Sitzung 
zur Kenntnis gebracht, wechselte man später zur 
Abgabe schri� licher Dokumente. Anlässlich der 
Regierungs- und Verwaltungsreform gab sich der 
Grosse Rat 1970 ein neues Geschä� sreglement. Er 
bestätigte dabei das Kommissionssystem zur Vor-
beratung der Geschä� e. Die 14 ständigen Kommis-
sionen waren für die wiederkehrenden Geschä� e 
(z. B. Staatsrechnung oder Geschä� sberichte) zu-
ständig. Die mächtigste war dabei die Staatsrech-
nungskommission. Für Gesetzesvorlagen wurden 
jeweils nichtständige Kommissionen gebildet, die 



121 Das 1963 im Gebäude von Gänsslen-Landolt installierte UNIVAC-UCT-System. Neben der Zentraleinheit mit 5000 Speicherstellen (Magnet-Trommelspeicher) gehörte 
auch ein Lochkartenleser (vorne links), ein Lochkartenstanzer (vorne rechts) sowie ein Drucker (hinten links) zum System.



122 Vertragsunterzeichnung für das erste APACO-System (Automatisches Patienten-Administrations-System 
mi� els Computer), das 1978 im neuen Kantonsspital Baden erstmals zum Einsatz kam. Die Daten wurden via 
Telefonleitung an die Zentrale in Aarau übermi� elt.

123 1988 baute die Abteilung Informatik eine eigene Informatikschule auf, um die Anwenderinnen und Anwender mit Word- und Excel-Programmen vertraut zu machen.



166

nehmend komplexeren Aufgaben verlangten ver-
mehrt nach einer Arbeitsteilung und qualifi ziertem 
Fachpersonal. Obwohl mit der Verwaltungsreform 
etliche Aufgaben rationeller erledigt werden konn-
ten, führten die zahlreichen neuen Aufgaben zu 
einem starken Wachstum im Personalbereich. Zwi-
schen 1964 und 1978 stieg der Personalbestand des 
Staatspersonals von 4336 auf 7497 Personen, was 
einer Zunahme von 73 Prozent entspricht. Darin 
enthalten ist neben den Lehrpersonen auch das 
Spitalpersonal. Betrachtet man nur die Beamten-
stellen, so erhöhten sich diese im gleichen Zeitraum 
von 778 auf 1145 (plus 47 Prozent).84 Im interkan-
tonalen Vergleich leistete sich der Kanton Aargau 
dennoch eine der günstigsten Verwaltungen. 1972 
beschä� igte er pro tausend Einwohnerinnen und 
Einwohner 2,5 Beamte. Zum Vergleich: 4,6 waren 
es in Solothurn, 4,3 in Luzern und 5,1 im Kanton 
Basel-Landscha� .85 Der direkte Vergleich ist jedoch 
schwierig, weil die Aufgabenverteilung zwischen 
Kantonen und Gemeinden verschieden ist.

 Einführung der EDV

Das Personalwachstum wäre noch höher ausge-
fallen, hä� e der Kanton nicht schon früh auf die 
Elektronische Datenverarbeitung (EDV) gesetzt. 
1961 beschloss der Regierungsrat, die EDV in der 
Verwaltung einzuführen. Bereits im folgenden 
Jahr konnten zusammen mit der Firma Remington 
Rand auf einer gemieteten UNIVAC-UCT-Anla-
ge verschiedene Aufgaben wie etwa die Holzmas-
senberechnung für die Waldwirtscha� spläne, die 
Lehrerinnen- und Lehrerbesoldungen oder die 
Berechnung der AHV-Gemeindebeträge automa-
tisiert und rationalisiert werden. Nach dem bishe-
rigen konventionellen Verfahren wäre ein Beamter 
für die Berechnung der 72 Waldwirtscha� spläne 72 
Wochen beschä� igt gewesen. Die statistische Ab-
teilung benötigte für das Lochen und Prüfl ochen 
der Lochkarten zehn Tage. Die Berechnungen und 
Schreibarbeiten auf dem Computer dauerten ins-
gesamt drei Stunden. Auch der Blick über die Kan-
tonsgrenzen zeigt, dass fast alle Nachbarkantone 
auf EDV setzten oder die Einführung ernstha�  
prü� en. 1963 beschloss der Grosse Rat die An-
schaff ung einer kantonalen UNIVAC-UCT-Anlage 
für 800 000 Franken.86 Die Anschaff ung zahlte sich 
aus. Zwar konnte der Personalbestand erwartungs-
gemäss nicht gesenkt, aber der weitere Anstieg 
gedämp�  werden. Es war nun möglich, für anste-
hende Entscheide bessere Entscheidungsgrund-
lagen, etwa Modellrechnungen, bereitzustellen. 
1971 beschloss der Grosse Rat, ein neues System 
von Siemens anzuschaff en. Damit kamen erstmals 
neue Technologien wie Magnetpla� en (Disc), Mag-
netbänder sowie Realtime-Processing zum Einsatz. 
Bereits 1973 wurde das neu erbaute Strassenver-
kehrsamt in Schafi sheim mit einem Online-System 
und dezentralen Terminals ausgerüstet. Zwei Jahre 
später wurde auch das thurgauische Strassenver-
kehrsamt angeschlossen. Das war der Beginn der 
interkantonalen Zusammenarbeit im Informatik-
bereich.87 Das kantonale Rechenzentrum wurde 
der Staatskanzlei unterstellt und erbrachte Dienst-
leistungen nicht nur für die kantonalen Amtsstellen 
und Anstalten, sondern auch für Gemeinden und 

te Ernst Bachmann (1912–1995) von der FDP und 
Adolf Richner (1908–1982) von der SP in den Na-
tionalrat. Aufgrund der Kantonsverfassung dur� e 
jedoch nur einer sein Doppelmandat antreten. Das 
Los entschied zugunsten Bachmanns.79

Modernisierung durch Regierungs- und 
Verwaltungsreform

Eine Motion forderte 1962 die Vergrösserung des 
Regierungsrates von fünf auf sieben Mitglieder; sie 
scheiterte jedoch 1968 an der Urne.80 Im Frühjahr 
1963 leitete der Regierungsrat die ersten Vorarbei-
ten zu einer umfassenden Regierungs- und Verwal-
tungsreform ein. Einer breiten Bevölkerung wurde 
der Reformbedarf bewusst, als Ende 1964 der Be-
richt der Parlamentarischen Untersuchungskom-
mission zur Untersuchung der Anschuldigungen 
von Jakob No� er gegenüber der Justizdirektion im 
Grossen Rat behandelt wurde (siehe «Justizaff äre», 
S. 238). Die dringendsten Mängel sollten mit einem 
Sofortprogramm behoben werden, wozu etwa die 
Schaff ung des regierungsrätlichen Rechtsdiensts 
1965 zählte.81 Der Regierungsrat setzte eine drei-
köpfi ge Expertenkommission unter der Leitung von 
Professor Kurt Eichenberger (1922–2005) ein, der 
später auch die Verfassungsrevision massgeblich 
prägen sollte. Im Zentrum des Berichts von 1968 
standen die Leitungsfunktionen des Regierungsra-
tes. Die vorgeschlagenen Massnahmen sollten die 
Wirksamkeit des Regierungsrates als Kollegialbe-
hörde verbessern. Durch die konsequente Delega-
tion von Aufgaben und Kompetenzen an unterge-
ordnete Stellen sollten die Regierungsräte entlastet 
werden, damit sie sich – unterstützt von Stäben – 
auf die Leitungsfunktionen konzentrieren konn-
ten. Die Regierungsräte standen nun nicht mehr 
Direktionen vor, sondern leiteten Departemente, 
die in Abteilungen, Ämter und Anstalten, später 
auch Unterabteilungen und Sektionen gegliedert 
waren. Neu gab es fünf Grunddepartemente, die 
im Kern die Sachgebiete umfassten, die in die Zu-
ständigkeit der Kantone fi elen: Organisation von 
Staat und Gemeinden inklusive Justiz und Polizei 
(Departement des Innern), Erziehung, Finanzen, 
Gesundheitswesen und Bau. Die freien Sachge-
biete (z. B. Landwirtscha�  oder Militär) konnte 
der Regierungsrat nach persönlicher Neigung und 
Arbeitsbelastung zuteilen. Die Staatskanzlei wur-
de ausgebaut und um einen Informationsdienst 
erweitert. Die Rolle des Staatsschreibers wurde 
aufgewertet. Als «erster Mitarbeiter des Landam-
manns» oblag ihm die Koordination der übrigen 
Stabsstellen des Regierungsrates.82

Rasch steigender Personalbestand

Auf Beginn der Legislatur 1969 trat das neue Or-
ganisationsdekret in Kra� , womit die Grundlage 
für die weitere Umsetzung der Verwaltungsreform 
«von oben nach unten» gelegt wurde. Im Personal-
bereich trat 1971 ein neues Besoldungsdekret in 
Kra� , und 1974 erklärte der Regierungsrat für alle 
Departemente ein Qualifi kationssystem für ver-
bindlich.83 Die neue Kompetenzverteilung machte 
die Verwaltung fl exibler, erhöhte aber gleichzeitig 
die Verantwortung des mi� leren Kaders. Die zu-
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Integration der Kantonalen Unfallkasse).96 War es 
früher üblich, dass verdiente Politikerinnen und 
Politiker nach dem Ausscheiden aus dem Ratsbe-
trieb vom Regierungsrat in ein Aufsichtsgremium 
einer Staatsanstalt gewählt wurden, versiegte diese 
nachträgliche Honorierung der Miliztätigkeit.

Das kantonale Justizwesen

Obwohl das Bundesrecht viele Bereiche des Le-
bens regelt, ha� en die Kantone bis zur Einführung 
der schweizerischen Zivil- und der schweizeri-
schen Strafprozessordnung 2011 eine grosse Frei-
heit in der Festlegung der verfahrensrechtlichen 
Bestimmungen wie auch in der Organisation der 
Gerichte. Während die Rechtslehre zwischen dem 
Gerichtsverfassungsrecht und dem Verfahrens-
recht unterscheidet, war diese Trennung in der 
aargauischen Gesetzgebung – wie auch in ande-
ren Kantonen – immer nur mehr oder weniger 
konsequent vollzogen worden.97 So wurde etwa 
bei der Schaff ung des Handelsgerichts (1887) oder 
der Arbeitsgerichte (1944) je ein Gesetz geschaff en, 
das sowohl organisatorische wie auch prozessuale 
Bestimmungen enthielt. Bei der Umsetzung von 
Bundesvorgaben liess man sich durchaus Zeit. So 
konnte erst 2020 der 1912 mit dem Inkra� treten 
des Zivilgesetzbuches gefasste Au� rag zur Einfüh-
rung des eidgenössischen Grundbuches im Aargau 
erfüllt werden.

Kantonale Strafprozessordnung 1960

Mit dem Einführungsgesetz zum Schweizerischen 
Strafgesetzbuch vom 18. Oktober 1940 wurden die 
notwendigen Anpassungen des Prozessrechts und 
der Gerichtsorganisation im Aargau vorgenom-
men.98 Inhaltliche Neuerungen erfolgten erst mit 
der kantonalen Strafprozessordnung, die 1960 in 
Kra�  trat.99 Wichtige Ziele der Reform waren die 
Vereinfachung des Verfahrens sowie die Stärkung 
des Rechtsschutzes der Beteiligten. So dur� en Be-
schuldigte nun vom Beginn des Ermi� lungsver-
fahrens an einen Verteidiger beiziehen. Ausgebaut 
wurde auch die amtliche Verteidigung. Zur Ent-
lastung der Gerichte von Bagatellverfahren führte 
man das Opportunitätsprinzip ein. Waren früher 
die Bezirksgerichtspräsidenten als Untersuchungs-
richter für die schwersten Fälle zuständig, so lag 
diese Aufgabe neu beim Bezirksamtmann, der 
schon zuvor in den einfacheren Fällen die Unter-
suchung geleitet ha� e. Das Schwur- beziehungs-
weise Kriminalgericht wurde zu einem Geschwo-
renengericht und war als kantonale Instanz für 
die Stra� atbestände zuständig, die gemäss Straf-
gesetzbuch ausschliesslich mit Zuchthaus oder 
wahlweise mit Zuchthaus oder mit Gefängnis von 
mindestens einem Jahr bestra�  wurden. Auch ent-
schieden nun nicht mehr nur Laien (Geschworene) 
über die Schuldfrage, sondern fünf Geschworene 
zusammen mit zwei Oberrichtern. Der Grosse Rat 
nahm aber hin, dass bei leichteren Delikten die Ver-
urteilten die Möglichkeit ha� en, Schuldspruch und 
Strafmass des Bezirksgerichts an das Obergericht 
weiterzuziehen, während die Urteile des Geschwo-
renengerichts nicht beschwerdefähig waren. Dieser 
und weitere Kritikpunkte führten zur Abschaff ung 

Dri� e. In den folgenden Jahren musste die Rechen-
kapazität laufend ausgebaut werden, wobei zuneh-
mend die Datensicherheit zu einem � ema wur-
de.88 In den 1980er-Jahren kamen erste dezentrale 
Personal Computer zum Einsatz und veränderten 
die Arbeit in der Verwaltung erneut grundlegend.89

Es dauerte aber noch einige Jahre, bis alle Schreib-
maschinen ausser Betrieb genommen wurden.

Modernisierung der Staatsverwaltung

1984 überwies der Grosse Rat ein Postulat des Frei-
sinnigen Edmond Bürgi (*1931), worin eine externe 
Evaluation der kantonalen Verwaltung gefordert 
wurde. Drei Jahre später beau� ragte der Regie-
rungsrat die Firma Hayek Engineering AG, eine 
Grobanalyse durchzuführen. Der Bericht stellte der 
Staatsverwaltung grundsätzlich ein gutes Zeugnis 
aus und zeigte verschiedene Massnahmen zur Kos-
tenreduktion auf.90

In den 1990er-Jahren veränderte sich die Ar-
beitswelt, und es kamen neue Formen der Arbeits-
zeitgestaltung auf, so etwa Teilzeitarbeit und als Fol-
ge davon auch Jobsharing. Das alte Beamtenrecht 
erwies sich in dieser Hinsicht als schwerfällig und 
nicht mehr zeitgemäss. Der Beamtenstatus wurde 
abgeschaff t, und das neue Personalgesetz aus dem 
Jahr 2000 orientierte sich am Obligationenrecht.91

Einführung der WOV

Unter dem Einfl uss des New Public Management, 
das in den 1990er-Jahren in den öff entlichen Ver-
waltungen Einzug hielt, kam es zu weiteren Refor-
men in der Staatsverwaltung mit dem Ziel, mehr 
nach betriebswirtscha� lichen Ansätzen zu arbei-
ten. Einerseits erhoff te man sich davon mehr Ef-
fi zienz und Kosteneinsparungen. Andererseits war 
die Verwaltung inzwischen so gross geworden, 
dass die bisherigen Kontroll- und Steuerungsme-
chanismen immer weniger passten. Verschiedene 
Kantone starteten Mi� e der 1990er-Jahre Projekte 
zur Einführung der Wirkungsorientierten Verwal-
tungsführung (WOV): Luzern (1994), Wallis (1994), 
Solothurn (1995) und Zürich (1996). Nach Vorstös-
sen aus dem Grossen Rat 1994/95 leitete der Re-
gierungsrat 1997 das Projekt «Reform der Staats-
leitung» ein, das aus verschiedenen Teilbereichen 
bestand.92 Nach einem Parlamentsentscheid setz-
te der Regierungsrat 2005 eine Regierungsreform 
um. Schni� stellen konnten reduziert, Arbeitsab-
läufe vereinfacht und departementsinterne Inter-
essenkonfl ikte gelöst werden. Sichtbarstes Zeichen 
gegen aussen war die Umbenennung der Departe-
mente, die teilweise mit dem Abtausch von Auf-
gabenbereichen verbunden war.93

Ein wichtiges Ziel der WOV war die Ent-
fl echtung der politischen Führung von der be-
trieblichen Steuerung. In diesem Zusammenhang 
wurden in den 1990er-Jahren auf allen Staatsebe-
nen ehemalige Anstalten des öff entlichen Rechts 
in öff entlich-rechtliche oder gar privatrechtliche 
Aktiengesellscha� en umgewandelt und «entpoli-
tisiert»: Aargauisches Elektrizitätswerk (1999),94

Kantonsspitäler Aarau, Baden und Königsfelden 
(2004),95 Aargauische Gebäudeversicherung (2008, 
ehemals Aargauisches Versicherungsamt inklusive 



124 Bezirksamtmann Alfred Loop (*1940) nimmt die frisch gewählten Gemeinderätinnen und Gemeinderäte des Bezirks Brugg in 
Pfl icht. Als Vertreter der Regierung und der Verwaltung übte er in verschiedenen Bereichen die Aufsicht über die Gemeinden aus.

Von der Bezirks- zur 
Zentralverwaltung

Das Bezirksamt als untere staat-
liche Verwaltungsinstanz war lange 
ein wichtiges Bindeglied zwischen 
der Regierung und der kantona-
len Verwaltung auf der einen und 
der Bevölkerung und den Gemein-
den auf der anderen Seite. Die 
Bezirksämter waren näher bei den 
Menschen und konnten dadurch 
sowohl unmi� elbarer im Sinn der 
kantonalen Behörde einwirken 
als auch Anliegen aufnehmen und 
nach Aarau weiterleiten. Der Voll-
zug wichtiger Entscheide des täg-
lichen Lebens geschah nicht im 
fernen Aarau, sondern vor Ort. An 
der Spitze stand ein ab 1869 von 
der Bevölkerung gewählter Bezirks-
amtmann.1 Er war kein anonymer 
Beamter, sondern ein in der Be-
völkerung bekannter Mann – Frau-
en bekleideten dieses Amt bis zur 
Abschaff ung 2012 nie. Die kan-
tonale Strafprozessordnung von 
1960 führte zu einer deutlichen 
Mehrbelastung der Bezirksämter, 
deren Personal in der Regel aus 

dem Bezirksamtmann, dem Be-
zirksverwalter und einem Kanzlis-
ten bestand.2 Der Regierungsrat 
setzte 1961 eine Reorganisations-
kommission ein, die zum Schluss 
kam, dass die gestiegene Mobilität, 
die bessere Kommunikation (Tele-
fon), die höheren Ansprüche an 
die Verwaltung und der damit ver-
bundene Bedarf an Fachpersonal 
für eine weitgehende organisatori-
sche Konzentration der kantona-
len Verwaltung sprächen und die 
Bezirksämter deswegen nicht 
mehr Personal, sondern weniger 
Aufgaben erhalten sollten. Zu-
kün� ig sollten sie hauptsächlich 
im Straf- und Untersuchungs-
wesen tätig sein, was damals 
mehr als die Häl� e ihrer Arbeit 
ausmachte. Während einige Auf-
gaben in die Zentralverwaltung 
verschoben wurden, fi elen andere 
weg. So wurden sie etwa von  der 
«Brie� rägerfunktion» entlastet, 
indem Verfügungen aus Aarau 
 direkt und nicht mehr via Bezirks-
amtmann zugestellt wurden.

Nicht alle waren mit dem Um-
bau einverstanden, doch stimmte 

ihm der Grosse Rat 1967 zu.3

2004 fi elen die jährlichen Inspek-
tionen der Gemeindekanzleien 
weg und damit auch der regelmäs-
sige direkte Kontakt mit den 
 Gemeinden.4 Die Verwaltungstätig-
keit machte noch etwa zwanzig 
Prozent der Arbeitszeit aus, der 
Rest fi el im Strafwesen an. Bei der 
 Umsetzung der schweizerischen 
Strafprozessordnung entschied 
sich der Kanton Aargau für ein 
Staatsanwaltscha� smodell. Dies 
besiegelte das Ende der Bezirks-
ämter, deren verbliebene Aufgaben 
entweder ersatzlos wegfi elen 
oder an die kantonale Verwaltung 
übergeben wurden. 2013 trat die 
neue schweizerische Strafprozess-
ordnung in Kra� .5

 1 StAAG, DIA03/0062, Bericht der Kommission 
zur Überprüfung der Reorganisation der Be-
zirksämter, 6f. 

 2 Müller 2017, 72–75. 
 3 GRP 14.6.1966, Art. 486; 31.10.1967, Art. 987; 

Botscha�  zur Reorganisation der Bezirksämter 
vom 31. August 1967. 

 4 Botscha�  (01.208) Aufgabenteilung Kanton – 
Gemeinden vom 8.8.2001. 

 5 Botscha�  (09.258) Einführungsgesetz StPO und 
Einführungsgesetz JStPO vom 2.9.2009. 
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Grafi k 23a und b Aufgabenverschiebung vom Bezirksamt zur Zentralverwaltung. Bedingt durch eine höhere Mobilität und moderne 
Kommunikationsmi� el, verlor das Bezirksamt als untere staatliche Verwaltungsinstanz an Bedeutung, indem immer mehr Aufgaben durch 
die kantonale Zentralverwaltung in Aarau übernommen wurden. Quellen: StAAG, DIA03.0062, Bericht der Kommission zur Überprüfung 
der Reorganisation der Bezirksämter, 21.2.1966; Botscha�  (2467) Reorganisation der Bezirksämter, 31.8.1967; 09.258 Botscha�  zum 
EG StPO und EG JStPO vom 2.9.2009, 31–36.

Grafi k 
23a

Aufgabenbereiche und Entlastung der Bezirksämter in den 1960er-Jahren

Aufgabenverschiebung infolge Abschaff ung der Bezirksämter 2013

ST� FUNTERSUCHUNG (AUSWAHL)

Aufgabenbereiche der Bezirksämter Entlastung durch

— Durchführung aller Strafuntersuchungen durch 
den Bezirksamtmann als ordentlicher Untersuchungs-
beamter

— Beurteilung von Stra� efehlssachen durch den Bezirks-
amtmann als Stra� efehlsrichter

— Behandlung von Rechtshilfegesuchen ausserkantonaler 
Behörden

— Erweiterung der gemeinderätlichen Stra� ompetenz bei 
geringfügigen Übertretungen

— Bussenerhebung durch die Polizei an Ort und Stelle
— Vereinfachung des Verzeigungs- und Stra� efehlsverfah-

rens

Ab 1963

BEZIRKSVERWALTUNG (AUSWAHL)

Aufgabenbereiche der Bezirksämter Entlastung durch

Aufsichts-, Kontroll- und Verwaltungsaufgaben in 
den Bereichen
— Gemeindeverwaltung
— Wahlen und Abstimmungen
— Zivilstandswesen
— Steuerwesen
— Feuerpolizei
— Landwirtscha� 
— Forstwesen
— Jagd und Fischerei
— Wirtscha� swesen
— Fabrik- und Gewerbewesen
— Vormundscha� swesen
— Armenfürsorge
— Fremdenpolizei
— Gesundheitswesen
— Vollstreckung von Straf- und Zivilurteilen

— Gebühreneinzug aus Legalisationen und Bürgerbriefen 
durch Staatskanzlei

— Einzug der Wirtscha� s- und Mi� elhandelsgebühren 
durch Polizeidirektion

— statistische Erhebungen durch das Statistische Amt
— Begleichung der Telefonrechnungen der Polizeiposten 

durch Staatsbuchhaltung; 
— Verzicht auf die Verwendung von Gebührenmarken bei 

den Bezirksämtern

Ab 1962/63

— Materielle und formelle Prüfung der Gemeinderechnun-
gen durch neu zu schaff endes Gemeindeinspektorat

— Führung der Forstrechnungen durch das Oberforstamt
— Verwaltung der staatlichen Fonds und Sti� ungen durch 

Finanzdirektion
— Einzug von Jagdkartengebühren durch Finanzdirektion

Ab 1967

AUFGABENBEREICHE 
BEZIRKSAMT (ANTEIL)

AUFGABEN ENTWICKLUNG NACH AUFLÖSUNG

Strafverfolgung/ 
Strafvollzug (80%)

Strafuntersuchungen und Stra� efehlswesen Staatsanwaltscha� en/Justizverwaltung

Bezirksverwaltung 
(20%) (Auswahl)

Gemeindeaufsicht/Kanzleiinspektionen Zentralverwaltung (ZV): Gemeindeabteilung 2014

Vormundscha� swesen/FFE Kindes- und Erwachsenenschutzbehörde 
(Familiengericht) 

Wahlen und Abstimmungen im Bezirk ZV: Staatskanzlei

Bewilligung von Sammlungen für wohltätige 
Zwecke

Wegfall

Bewilligung von Tombolas mit einer Plansumme bis 
CHF 25 000.-

Wegfall

Feuerwehrrapporte archivieren Wegfall

Betreibung von Gemeinden Konkursamt

Verfügungen gegen Hundehalter ZV: Kantonaler Veterinärdienst

Beglaubigung von Zivilstandsdokumenten ZV: Justizabteilung

Waff enerwerb Polizeikommando

Inpfl ichtnahme der Gemeinderäte ZV: Departement Volkswirtscha�  und Inneres

Adoptionswesen ZV: Justizabteilung

Fundbüro Gemeinden

Aufl age von Gesetzessammlungen Wegfall

Fischereiwesen (Freianglerkarten) Departement Bau, Verkehr, Umwelt

Grafi k
23b
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Vereinheitlichung (noch) nicht mehrheitsfähig war, 
packte der Regierungsrat die Revision des Gesetzes 
von 1900 an. Ausgehend vom vertrauten aargaui-
schen Recht orientierte sich der Entwurf von 1980 
vorwiegend an den Prozessordnungen der Nach-
barkantone Bern, Solothurn und Zürich.108 Die ein-
geführten Neuerungen zielten hauptsächlich auf 
eine Beschleunigung und Vereinfachung der Ver-
fahren. Die neue ZPO bewährte sich. Im Zusam-
menhang mit den Massnahmen zur Erneuerung der 
Justiz wurden einige Anpassungen vorgenommen, 
die 1998 in Kra�  traten. So wurde beispielsweise die 
Entscheidkompetenz der Friedensrichter weiter er-
höht und das Sühneverfahren in Ehescheidungs-
sachen vor dem Gemeindeammann abgeschaff t.109

2011 trat die schweizerische Zivilprozessordnung 
in Kra� , wobei die Gerichts- und Behördenorgani-
sation weiterhin Sache des Kantons blieb.110

Verwaltungsgerichtsbarkeit

Ein bedeutsamer Ausbau der Verwaltungsgerichts-
barkeit erfolgte mit der Inkra� setzung des Geset-
zes über die Verwaltungsrechtspfl ege per 1. April 
1969.111 Als achter Kanton erliess der Aargau ein 
eigenes Gesetz und schuf aus der bisherigen ver-
waltungsgerichtlichen Abteilung des Obergerichts 
mit einer eng begrenzten Zuständigkeit ein dem 
Obergericht angegliedertes Verwaltungsgericht mit 
weiter reichenden Kompetenzen. Dem Entscheid 
vorausgegangen war ein langwieriger Prozess, der 
fast ein Vierteljahrhundert gedauert ha� e.112 Der 
Bericht einer Parlamentarischen Untersuchungs-
kommission unter dem Vorsitz des späteren Re-
gierungsrates Louis Lang (1921–2001) legte 1964 
Mängel in der Verwaltungsführung off en und 
begünstigte die Umsetzung verschiedener Re-
formvorhaben (siehe «Justizaff äre», S. 238).113 Der 
Aargau führte sowohl eine umfassende Verwal-
tungsgerichtsbarkeit für im Gesetz abschliessend 
aufgezählte Gebiete als auch eine prinzipale Nor-
menkontrolle – eine schweizweite «Nouveauté» – 
ein. Dem Verwaltungsgericht konnten nun sowohl 
konkrete Einzelfälle als auch Rechtsvorschri� en 
generell zur Überprüfung auf ihre Verfassungs- 
und Gesetzmässigkeit hin vorgelegt werden. Dies 
stärkte die Gewaltentrennung und führte die Mög-
lichkeit ein, Verfügungen von Verwaltungsbehör-
den durch ein Gericht überprüfen zu lassen. Zuvor 
mussten Rekurse vom Regierungsrat entschieden 
werden, der damit zum Richter in Angelegenheiten 
ihm untergeordneter Amtsstellen wurde. Ein An-
trag, auch Frauen als Ersatzrichterinnen für wähl-
bar zu erklären, scheiterte in der ersten Lesung 
deutlich. Nur acht Monate später in der zweiten 
Lesung wurde er jedoch klar angenommen – noch 
vor der Einführung des Frauenstimm- und -wahl-
rechts.114 Das Verwaltungsgericht konnte sich rasch 
etablieren und erhielt im Laufe der Zeit weitere Zu-
ständigkeiten zugeteilt, wodurch der Rechtsschutz 
der Bürgerinnen und Bürger ausgebaut und die Ge-
waltentrennung verbessert werden konnten.

des Geschworenengerichts 1976. Fortan waren die 
Bezirksgerichte auch für die schweren Straff älle als 
erste Instanz zuständig.100

Schweizerische Strafprozessordnung und 
Jugendstrafverfahren

Mit der Einführung der schweizerischen Straf-
prozessordnung per 2011 endete die kantonale 
Zuständigkeit für die Verfahrensregelung. Der 
Aargau musste vom bisherigen Untersuchungs-
richter- zum Staatsanwaltscha� smodell wechseln. 
Damit verbunden war ein personeller Mehrauf-
wand von mehr als einem Dri� el, infolge der Ein-
führung des Ha� richterverfahrens, der ausgedehn-
teren Anwesenheitspfl icht der Staatsanwälte und 
Staatsanwältinnen sowie der Ausdehnung des Un-
mi� elbarkeitsprinzips und schärferer Protokollie-
rungspfl ichten.101

Das Strafgesetzbuch von 1942 führte ein 
Sonderrecht für die Behandlung straff älliger Kin-
der und Jugendlicher zwischen 6 und 18 Jahren ein. 
Dahinter stand die Überzeugung, dass bei ihnen 
der Fokus auf Erziehung und Fürsorge zu legen sei. 
Während einige Kantone ähnliche Bestimmungen 
bereits kannten, begann für die aargauische Straf-
justiz ein neues Zeitalter. In den Bezirken entstan-
den dreiköpfi ge Jugendgerichte, die von den Be-
zirksgerichten gewählt wurden und auch Frauen 
off enstanden.102 Die kantonale Jugendanwaltscha�  
wurde 1958 gestärkt durch eine Erweiterung der 
Stra� efehlskompetenz, wodurch das Jugendge-
richt von Bagatellfällen entlastet werden konnte. 
Die Schulpfl egen wurden zu einem eigenständigen 
Organ aufgewertet, weil die Kontrollkompetenz 
der Jugendanwaltscha�  entfi el. Diese blieb aller-
dings weiterhin zuständig für jene Fälle, in denen 
eine Erziehungsmassnahme notwendig war.103 Die 
Schulpfl egen behielten ihre Zuständigkeit bis zur 
Einführung der schweizerischen Jugendstrafpro-
zessordnung per 1. Januar 2011. Seither ist die Ju-
gendanwaltscha�  für alle Fälle verantwortlich.104

Gerichtsorganisation

1980 behandelte der Grosse Rat drei wichtige Jus-
tizgesetze.105 Das neue Gesetz über die Organisati-
on der ordentlichen richterlichen Behörden regelte 
die grundlegende Organisation der Friedensrich-
ter, der Bezirksgerichte sowie des Obergerichts 
und löste drei frühere Gesetze aus dem Jahr 1852 
ab. Gegenüber dem Regierungsrat verschär� e der 
Grosse Rat die Wählbarkeitsvoraussetzungen im 
fachlichen Bereich. Fallen gelassen wurde dagegen 
die frühere Bestimmung der alten Verfassung, wo-
nach aus einem Bezirk nie mehr als zwei Mitglieder 
gleichzeitig dem Obergericht angehören dur� en.106

Mit der Revision wurde auch die Unabhängigkeit 
der richterlichen Gewalt gegenüber Regierung und 
Verwaltung gestärkt.107

Zivilgerichtsbarkeit

Per 1. Januar 1988 traten im Kanton die neuen Justiz-
gesetze in Kra� , darunter das Gesetz über die Zivil-
rechtspfl ege, die sogenannte Zivilprozessordnung 
(ZPO). Erst nachdem klar war, dass die schweizweite 
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Grafi k 24 Die kantonalen Justizbehörden nach der Revision der Gerichtsorganisation. Die neue Kantonsverfassung von 1980 bestimmte, 
dass die Justizverwaltung Sache der Gerichte sei. Zuvor unterstand die Justizverwaltung dem Departement des Innern, das unter anderem 
für den Voranschlag und das Rechnungswesen zuständig war. Quelle: Staatskalender des Kantons Aargau 1989.
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Die kantonalen Justizbehörden nach der Revision der Gerichtsorganisation von 1988

Obergericht

Bezirksgerichte

Friedensrichter

Versicherungsgericht

Jugendgerichte

Handelsgericht

Arbeitsgerichte

Verwaltungsgericht

Spezialverwaltungs-
gerichte

Steuerrekursgericht

Schätzungskommis-
sion nach Bau- und 

Gewässerschutz gesetz

Landwirtscha� liche
Rekurskommission

Konkursämter

Obergericht als Justizverwaltungsbehörde

Kantonale Behörden

Obergericht

Bezirksbehörden



172

Grafi k 
26

Altersstruktur im Grossen Rat und Verfassungsrat 1973 (in Prozent)
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Grafi k 12 Anzahl der Abstimmungsvorlagen in kantonalen Angelegenheiten. Die Aargauer Stimmberechtigten wurden häufi g an die 
Urne gerufen, da sowohl Verfassungs- als auch Gesetzesänderungen dem obligatorischen Referendum unterstanden. Quellen: u. a. Amts-
bla�  des Kantons Aargau.
Grafi k 13 1973 fanden zeitgleich mit den Grossratswahlen die Wahlen für den Verfassungsrat sta� . Das Durchschni� salter war im 
Verfassungsrat um drei Jahre tiefer als im Grossen Rat. Insbesondere die Altersgruppe der Zwanzig- bis Vierzigjährigen war wesentlich 
stärker vertreten als im Grossen Rat. Quelle: Rüegg 1989, 144.
Tabelle 10 1973 fanden zeitgleich die Wahlen für den Grossen Rat und den Verfassungsrat sta� . Die parteipolitische Zusammensetzung 
fi el dabei nahezu gleich aus und zeigt, dass die parteipolitische Präferenz auch beim Verfassungsrat entscheidend war.

Gegenüberstellung der Sitzzahl bei der Wahl des Verfassungsrates und des 
Grossen Rates 1973

Tabelle
10

Aarau Baden Brem-
garten

Brugg Kulm Laufen-
burg

Lenz-
burg

Muri Rhein-
felden

Zofi n-
gen

Zurzach Total

GR VR GR VR GR VR GR VR GR VR GR VR GR VR GR VR GR VR GR VR GR VR GR VR

CVP 2 2 17 18 11 10 1 1 5 4 7 7 4 4 1 1 6 6 54 53

SP 8 7 8 8 2 2 5 5 4 4 1 1 6 6 3 3 8 8 2 2 47 46

FDP 8 8 6 6 3 3 4 3 3 3 1 2 5 5 2 2 2 2 6 6 1 1 41 41

SVP 4 4 2 2 2 2 3 4 4 4 2 2 4 4 2 2 4 4 2 2 29 30

EVP 1 2 1 1 1 1 2 2 1 1 2 3 8 10

Republi-
kaner

1 1 2 2 1 1 1 1 1 1 1 1 7 7

Nationa-
le Aktion

1 1 1 1 1 1 3 3

LdU 2 2 4 3 1 1 1 2 1 9 8

Team 67 2 2 2 2

27 27 43 43 19 19 16 16 14 14 9 9 17 17 9 9 11 11 24 24 11 11 200 200

Frauen 2 6 1 2 1 1 1 1 3 1 1 1 2 1 1 1 14 12

Grafi k 
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Anzahl der Abstimmungsvorlagen in kantonalen Angelegenheiten
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sion der Staatsverfassung verlangten.119 Nach Hohl 
brachte die aktuelle Verfassung «das Verhältnis der 
Bürger zum Staat» nicht mehr zum Ausdruck, und 
Binder begründete, es gelte, «die Staatsverfassung 
der Staatswirklichkeit» anzupassen. Am 8. Februar 
1966 erklärte sie der Grosse Rat für erheblich.120

Der Regierungsrat setzte am 11. Januar 1968 eine 
13-köpfi ge Arbeitsgruppe ein, die unter dem Vor-
sitz von Regierungsrat Leo Weber (1920–1995) den 
Revisionsbedarf abklärte.121 Am 8. Juli 1971 stimmte 
der Grosse Rat in zweiter Lesung der Vorlage zur To-
talrevision zu. Aufgrund einer staatsrechtlichen Be-
schwerde, ob für die Information der Bevölkerung 
ein Rahmenkredit von 100 000 Franken zur Verfü-
gung zu stellen sei, konnte die Volksabstimmung 
nicht mehr im gleichen Jahr durchgeführt werden.122

Das Bundesgericht lehnte die Beschwerde ab, und 
am 4. Juni 1972 stimmten 46 756 (66,7 Prozent) 
Aargauerinnen und Aargauer für die Revision und 
23 298 (33,3 Prozent) dagegen. Ein Wermutstrop-
fen war die geringe Stimmbeteiligung von knapp 
einem Dri� el. Dass vom Zeitpunkt der Überwei-
sung der Motionen bis zur Volksabstimmung mehr 
als sechs Jahre vergangen waren, ha� e eine nicht zu 
unterschätzende, positive Folge: Inzwischen waren 
nämlich auch die Frauen stimmberechtigt und zu 
gleichwertigen Staatsbürgerinnen geworden.

Wahl des Verfassungsrates 1973

Zeitgleich mit dem Grossen Rat wählten die Stimm-
berechtigten am 18. März 1973 den 200 Mitglieder 
zählenden Verfassungsrat. In der Absicht, einen 
möglichst guten Querschni�  durch die Bevölke-
rung zu erhalten, galt hier im Unterschied zu den 
Grossratswahlen das kantonale Unvereinbarkeits-
gesetz nicht, sodass auch Angestellte der Kantons-
verwaltung sowie Lehrerinnen und Lehrer wählbar 
waren. Ebenso mussten sich die Verfassungsräte 
keiner Wiederwahl stellen und waren für eine kon-
krete Aufgabe gewählt. Dadurch konnten Perso-
nen für eine Kandidatur gewonnen werden, die 
sich für grundlegendere Fragen interessierten und 
weniger ins politische Tagesgeschehen involviert 
waren. Diejenigen, die glaubten, die Wählerinnen 
und Wähler würden beim Verfassungsrat weniger 
nach parteipolitischer Überzeugung als vielmehr 
aufgrund der Persönlichkeit der Kandidierenden 
ihre Wahl treff en, wurden indes en� äuscht. Es gab 
nur sehr kleine Unterschiede zwischen den beiden 
Wahlgängen. Die meisten scheinen denn auch die 
gleiche Wahlliste eingeworfen zu haben.

Bei der personellen Zusammensetzung 
fällt auf, dass gegenüber dem Grossen Rat weniger 
Frauen in den Verfassungsrat gewählt wurden. Ein 
Fün� el der Verfassungsräte arbeitete in einer beruf-
lichen Stellung, die es ihnen untersagte, im Grossen 
Rat zu politisieren.123 Einige Verfassungsräte tra-
ten später in die Politik ein, so etwa Anton Keller 
(*1934, CVP-Nationalrat), Ulrich Fischer (*1940, 
FDP-Nationalrat), � omas Pfi sterer (*1941, FDP-
Regierungsrat und -Ständerat) oder Kurt Wernli 
(1942–2023, SP-Grossrat und -Regierungsrat).

Justizreformen gegen die Überlastung 
der Gerichte

Ab 1980 und vor allem in den 1990er-Jahren nahm 
die Belastung der Gerichte sehr stark zu, weshalb 
Obergericht und Regierungsrat in den Jahren 
1994/95 einen Bericht über «Massnahmen zur Ver-
wesentlichung und zur Entlastung der Justiz» erar-
beiteten. Mit dem Paket «Justizreform 1» wurde die 
Zuständigkeit des Verwaltungsgerichts erweitert, 
die Grösse der Spruchkörper beim Obergericht 
reduziert und die Kompetenz der Einzelrichter an 
den Bezirksgerichten erweitert. Kurzzeitig trat eine 
Entlastung ein, die jedoch durch die steigenden 
Fallzahlen 1998 bereits wieder zunichtegemacht 
wurde.115 Neue bundesrechtliche Vorgaben, Staats-
verträge und die übergeordnete Rechtsprechung 
sorgten nicht nur für zunehmenden Aufwand, son-
dern begrenzten gleichzeitig auch den kantonalen 
Handlungsspielraum für weitere Entlastungsmass-
nahmen.116 Ab dem Jahr 2000 erfolgten mit der 
«Justizreform 2» die organisatorische Zusammen-
legung der Spezialverwaltungsgerichte (2005), die 
Schaff ung der Justizleitung als oberstes Führungs-
organ und die Einsetzung einer Aufsichtskommis-
sion sowie die Organisation der Bezirksgerichte in 
Abteilungen (Zivilgericht, Strafgericht, Arbeits-
gericht, Jugendgericht und Familiengericht) mit 
eigenen Gerichtspräsidentinnen und -präsiden-
ten (alle ab 2013 in Kra� ). Gleichzeitig wurde die 
Wohnsitzpfl icht für Richterinnen und Richter, die 
seither nicht mehr im eigenen Bezirk, sondern nur 
noch im Aargau wohnen müssen, aufgeweicht.117

Der Staat wird modernisiert – 
die Verfassung von 1980

Die Ausarbeitung der neuen Kantonsverfassung von 
1980 ist im Aargau das wichtigste gesetzgeberische 
Werk in der zweiten Häl� e des 20. Jahrhunderts. 
Erste Versuche zur Totalrevision der Verfassung 
scheiterten 1909 und 1919. Die Verfassung von 1885 
wurde in 28 Teilrevisionen mehrmals an veränderte 
Demokratie-, Sozialstaats- und Rechtsstaatsfor-
derungen angepasst.118 Trotzdem entsprach sie in 
den zukun� sbejahenden Nachkriegsjahren immer 
weniger den Anforderungen. Sie regelte teilweise 
Detailfragen, denen aus staatsrechtlicher Sicht kein 
Verfassungsrang zukam. Immer zahlreicher wurden 
die Vorstösse im Grossen Rat, die grundsätzliche 
Fragen der staatlichen Organisation betrafen. In 
dieser Zeit des schnellen Wandels und der allge-
meinen Au� ruchsstimmung zeigten sich verschie-
dentliche Mängel in der herkömmlichen Politik. 
1964 erschien schliesslich auch die viel beachtete 
Schri�  «Helvetisches Malaise» des Staatsrechtlers 
Max Imboden (1915–1969), der sich für eine Revi-
sion der Bundesverfassung starkmachte.

Den Anfang machen zwei Vorstösse

Im Aargau reichten am 8. Juni 1965 LdU-Grossrat 
Jakob Hohl und am 19. Oktober 1965 CVP-Grossrat 
Julius Binder Motionen ein, worin sie eine Totalrevi-



125 Mit einem «unkonventionell gestalteten Aufruf» lud der Regierungsrat 1968 die Aargauer 
Jugend zur Mitwirkung an der Revision der Bundesverfassung ein. Diese fand zeitgleich mit den 
Vorarbeiten zur Revision der Kantonsverfassung sta� .



128 Titelbild der Informationsbroschüre zur Revision der Kantonsverfassung. 
Um das Interesse der Bevölkerung an der Verfassungsrevision zu wecken, bewil-
ligte der Grosse Rat eine Informationskampagne für 100 000 Franken. Dagegen 
wurde eine staatsrechtliche Beschwerde eingereicht.

126 We� bewerbsfragen zur Aargauer Geschichte. Mit einem We� bewerb sollte das Interesse der Bevölkerung an der Verfassungsrevision geweckt werden.

127 Abstimmungsinserat gegen die neue Kantonsverfassung, 1979. 
Das von Grafi ker Sepp Marty (1933–2014) gestaltete Plakat gegen den 
«Abbau der Volksrechte» löste Diskussionen aus und dominierte die 
Abstimmungskampagne.
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Der Verfassungsrat nimmt die Arbeit auf

Der Verfassungsrat konnte im Unterschied zu jenen 
etwa der Kantone Basel-Landscha� , Solothurn und 
Uri auf keine Vorarbeiten zurückgreifen. Er ha� e 
dafür das Privileg, sowohl das Vorgehen als auch 
den Inhalt selbst ausarbeiten zu können.124 Die Ad-
ministration gestaltete sich zu Beginn sehr heraus-
fordernd und erschwerte ein rationelles Vorgehen, 
wie der Sekretär Heinz Suter (1944–2013) klagte.125

Befl ügelt von einer Au� ruchsstimmung, bildete 
der Verfassungsrat elf Sachkommissionen und dis-
kutierte Fragen, die auch später immer wieder auf-
gegriff en wurden. Soll das Stimmrechtsalter auf 18 
Jahre gesenkt werden? Sollen die Ausländerinnen 
und Ausländer in kommunalen Angelegenheiten 
ein Stimmrecht erhalten? Soll die Anzahl der Be-
zirke reduziert werden? Im weiteren Verlauf der 
Bearbeitung verzichtete der Rat jedoch auf die 
Einführung von Neuerungen, die von vornherein an 
der Urne zum Scheitern verurteilt waren.126 In Zei-
ten der Rezession und der hohen Staatsdefi zite war 
Nüchternheit gefragt. Während der Verfassungsrat 
für den Inhalt verantwortlich war, prägte der Ver-
fassungsredaktor Kurt Eichenberger (1922–2005) 
mit seiner nüchternen, klaren Art den Au� au und 
die Sprache der Verfassung. Geprägt von einer pro-
testantischen Pfl ichtauff assung, lehnte er Honorare 
für seine Arbeit ab.127

Abbau der Volksrechte lässt die Verfassung 
abstürzen

Am 29. April 1979 lehnten die Stimmberechtigten 
mit 56,4 Prozent Nein-Stimmen die Vorlage bei ei-
ner Stimmbeteiligung von 20,9 Prozent ab. Haupt-
kritikpunkt war die Umwandlung des obligatori-
schen Gesetzesreferendums in ein fakultatives, das 
die Gegnerinnen und Gegner mit dem Schlagwort 
«Abbau der Volksrechte» erfolgreich bekämp� en.

Noch im gleichen Jahr beschloss das Volk in 
einer weiteren Abstimmung, die Gesamtrevision 
fortzusetzen und den bisherigen Verfassungsrat 
mit dieser Aufgabe zu betrauen. Am 28. September 
1980 nahm das Volk mit 67 Prozent die neue Ver-
fassung an. Wiederum war die Stimmbeteiligung 
mit 20,4 Prozent sehr tief. Am 25. Dezember 1981 
sprach die Bundesversammlung die eidgenössi-
sche Gewährleistung aus, sodass die neue Verfas-
sung am 1. Januar 1982 in Kra�  treten konnte.128

17 Jahre nach dem Einreichen der Motionen ha� e 
der Kanton eine neue Verfassung. Sie entstand in 
einer Zeit, in der auch in anderen Kantonen und auf 
Bundesebene an Revisionen gearbeitet wurde, die 
sich gegenseitig beeinfl ussten. Nicht zuletzt, weil 
Redaktor Eichenberger auch an der Redaktion des 
Bundesentwurfs beteiligt war.129

Im Unterschied zum 19. Jahrhundert waren 
die Revisionsbemühungen nicht vom Volk ausge-
gangen, und es gelang auch nicht, die Bevölkerung 
dafür zu interessieren. Die Revision erfolgte aber in 
einer Zeit, die von gesellscha� lichen Umbrüchen 
gezeichnet war, und bot somit allen, die mit dem 
Bestehenden nicht einverstanden waren und Än-
derungen befürworteten, eine Perspektive. Zwar 
enthielt die Verfassung schliesslich nur wenige 
materielle Neuerungen, doch bildete sie fortan die 

Basis für eine Reihe grundlegender Gesetze eines 
modernen Rechtsstaates. Bis zum Jahr 2000 erfolg-
ten nur sieben Änderungen, darunter die Senkung 
des Stimmrechtsalters auf 18 Jahre oder die Schaf-
fung des Auenschutzparks.130 Das obligatorische 
Gesetzesreferendum wurde erst 2003 im Zusam-
menhang mit einer Demokratiereform abgeschaff t 
und durch ein fakultatives Behörden- und Finanz-
referendum ersetzt.131

Der Aargau im Scheinwerferlicht

Lange Zeit ha� en die Menschen zum Kanton kei-
ne besondere Beziehung: Ihre Anlaufstelle waren 
der Bezirksamtmann und das Bezirksamt. Das än-
derte sich allmählich mit der Kantonsschule Aarau 
als identitätssti� endem «geistigem Zentrum» der 
Elite. Doch mit der Dezentralisierung in der Nach-
kriegszeit löste sich dieser Kristallisationspunkt 
auf. Sta�  von den Bezirken sprach man nun vom 
Kanton der Regionen und Gemeinden, die mitein-
ander in einem dauernden We� bewerb stünden.132

Tatsächlich scheint im Grossen Rat vor allem dann 
leidenscha� lich politisiert zu werden, wenn es um 
Standortfragen kantonaler Einrichtungen ging.

Heimat Aargau

Im Unterschied zu den meisten anderen Kanto-
nen wird im Aargau ein «Gründungsdatum» als 
identitätssti� ender Anlass gefeiert und nicht der 
Beitri�  zur Eidgenossenscha�  beziehungsweise 
zum Bundesstaat. Das spielte im 20. Jahrhundert 
insofern eine Rolle, als sich seit der Herausbildung 
der Nationalstaaten Ende des 19. Jahrhunderts und 
mit der Geistigen Landesverteidigung im Zweiten 
Weltkrieg die Geschichte der Eidgenossenscha�  als 
identitätssti� endes Element konstituiert ha� e und 
nicht mehr die Bundesstaatsgründung und der Bei-
trag des Aargaus daran.

Wenige Jahre nach dem Zweiten Weltkrieg 
stand 1953 die 150-Jahr-Feier an. Zahlreich waren 
die Bedenken, ob es denn überhaupt etwas zu fei-
ern gebe. 1948 wurde eine Arbeitsgruppe und 1952 
ein Organisationskomitee gebildet. Eine der ersten 
Amtshandlungen war es, das vom Regierungsrat 
in Au� rag gegebene Festspiel zu streichen. Zuvor 
war in einem Leserbrief der Regierung empfohlen 
worden, «sta�  für ein Festspiel für billiges Bier und 
lange Bratwürste zu sorgen».133 Das Volk als Gemein-
scha�  war das Gebot der Stunde – ungeachtet der 
sozialen, geografi schen oder konfessionellen Her-
kun�  der Menschen. Im Zentrum des Jubiläums 
stand der Aargau als Heimat aller. Höhepunkt war 
ein Wochenende im September: Am Samstag fanden 
die Feiern in den Gemeinden sta� , und aus jedem 
Bezirk machte sich eine Stafe� e mit einer Botscha�  
nach Aarau auf, wo am Sonntag ein grosser Festum-
zug mit 100 000 Zuschauerinnen und Zuschauern 
sta� fand. Alle Kantonsteile und Gemeinden mit ih-
ren Traditionen, alle Wirtscha� szweige und alle Ver-
eine nahmen daran teil und wirkten mit, was auch 
der Zürcher Tages-Anzeiger bewundernd vermerk-Tages-Anzeiger bewundernd vermerk-Tages-Anzeiger
te.134 Den Abschluss bildete ein grosses Volksfest.



Ein Spezialfall: Schiedsgericht 
Landabsenkungen Rietheim

1912 wurden bei Rietheim Salzvor-
kommen entdeckt, die von der 
Schweizerischen Sodafabrik durch 
Auslaugung des Salzlagers abge-
baut wurden. Dabei entstanden 
unter dem Dorf Hohlräume, die 
 in den 1950er-Jahren zu ersten 
Landsenkungen führten. Überfl u-
 in den 1950er-Jahren zu ersten 
Landsenkungen führten. Überfl u-
 in den 1950er-Jahren zu ersten 

tungen, zerrissene und schräg ge-
stellte Häuser sowie beschädigte 
Kanalisationen waren die Folgen. 
Anfänglich wurden die Schäden 
fallweise zwischen den Grundei-
gentümern und der Sodafabrik be-
reinigt. Da man sich nicht immer 
einigen konnte und sich abzeich-
nete, dass die Senkungen noch 
mehrere Jahrzehnte andauern und 
neue Schäden entstehen könnten, 
wurde 1965 ein Schiedsgericht 
nach den Regeln der aargauischen 
Zivilprozessordnung geschaff en. 
Im fün� öpfi gen Gremium sassen 

Fachleute, wobei je zwei Personen 
von der Sodafabrik und der aar-
gauischen Finanzdirektion gestellt 
wurden. Der Obmann, wie der 
Schri� führer ein Jurist, wurde im 
gegenseitigen Einvernehmen ge-
meinsam bestimmt. Die Entschei-
de waren abschliessend und die 
Verfahren für die angeschlossenen 
Grundeigentümer in der Regel 
kostenlos. Das Schiedsgericht ver-
fügte über eigenes Fachwissen 
und konnte deshalb Streitigkeiten 
rasch und routiniert schlichten. 
Im Laufe der Zeit wurden die be-
handelten Fälle immer weniger,  
da einerseits die Bodensenkungen 
abnahmen und andererseits viele 
Fälle aussergerichtlich erledigt 
werden konnten. Mit Blick auf das 
Ablaufen der Konzession wurde 
das Schiedsgericht 2018 aufgelöst.1

Besonders betroff en waren  
die Eigentümer des Restaurants 
Pinte: 1962 wurden erste Sen-
kungen gemessen, die ab 1964 zu 

Rissbildungen führten. Bald traten 
immer mehr und gravierendere 
Schäden auf, und 1971 wurde die 
Sodafabrik verpfl ichtet, das 
Gebäude abzubrechen und einen 
Ersatzbau zu fi nanzieren. 1976 
konnte der Neubau eingeweiht 
werden. Weil mit weiteren Sen-
kungen zu rechnen war, wurden 
bauliche Bergschadensiche-
rungsmassnahmen getroff en, um 
bei Bedarf die Kellerdecke samt 
Gebäude mi� els hydraulischer 
Pressen anzuheben und so die Sen-
kungen auszugleichen. Wenige 
Jahre nach der Eröff nung wurde 
das Gebäude einmal angehoben.2

 1 Kistler 1991; Auskun�  Ernst Kistler, 2020. 
 2 ZwA Schiedsgericht Rietheim, Kl Nr. 52/7+8, 

Urteil des Schiedsgerichts vom 8. September 
1975; Amberg, Rudolf: Neubau Restaurant 
«Pinte», Rietheim. Bericht über die ausgeführte 
Bergschadensicherung. Sargans 1977. 

129a und b Die Landsenkungen in Rietheim führten dazu, dass die 
«Pinte» abgebrochen und durch einen Neubau ersetzt werden musste, der 
mi� els hydraulischer Pressen bei weiteren Senkungen wieder in die 
korrekte Lage gebracht werden konnte.



130 150 Jahre Kanton Aargau im Jahr 1953. Festanlass mit Tausenden von Zuschauerinnen und Zuschauern auf 
dem Aargauerplatz in Aarau.

131 Fähnchenhimmel in Lenzburg am Aargauerfest zum Kantonsjubi-
läum 1978 in Lenzburg.

132 Landsgemeinde der Lehrlinge zum 175-Jahr-Jubiläum des Kantons Aargau, 1978.



135 Der Festumzug durch die Strassen von Aarau anlässlich des 200-Jahr-Jubiläums des Kantons 
2003 wird angeführt durch die Grossratspräsidentin Barbara Roth (*1956), Bundesrat Joseph Deiss 
(*1946) mit Ga� in und Landammann Peter C. Beyeler (*1945).

133 Die Badener Delegation bringt das Geld nach Lausanne. Nachdem die Aargauer Stimmbürger 
zweimal einen Kredit für die Expo 64 in Lausanne abgelehnt ha� en, brachte eine anschliessende 
Spendensammlung von Privatpersonen und Firmen mehr als eine halbe Millionen Franken ein.

134 Unter dem Mo� o «Ausfahrt Aargau» spielte der Aargau am Kantonstag an der Landesausstel-
lung Expo.02 mit den Klischees und legte ein zeitgemässes Selbstbewusstsein an den Tag.
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Allons-y, Argovie!

Aufgerü� elt durch einen Artikel im Aargauer Tag-
bla�  im Sommer 1977 mit der Überschri�  «Der bla�  im Sommer 1977 mit der Überschri�  «Der bla� 
Kanton Aargau verschlä�  sein Jubiläum», wur-
de eilends eine kantonale Arbeitsgruppe für das 
175-Jahr-Jubiläum eingesetzt.135 Als Mo� o wur-
de «Kennenlernen» festgelegt und Lenzburg als 
Schauplatz der Festivitäten bestimmt, weil die 
Stadt am nächsten beim geografi schen Mi� elpunkt 
des Kantons in Niederlenz liegt. Die Stadt wurde in 
elf Teile eingeteilt, die von je einem Bezirk mit At-
traktionen bespielt wurden. Mit dem Jubiläumsfest 
1978 wollte man gegen die zentrifugalen Tenden-
zen ankämpfen und das Gefühl der Zusammenge-
hörigkeit stärken. Die Ballungszentren Basel und 
Zürich strahlten immer mehr in den Kanton hinein, 
dem ein identitätssti� endes Zentrum fehlte. Der 
laufend mehr zum Durchgangskanton gewordene 
Aargau mühte sich damals mit einer langjährigen 
Defi zitphase ab, begrub seine Hochschulpläne und 
fühlte sich medienpolitisch zu wenig beachtet.136

Kennenlernen war auch angesagt angesichts der 
Zuwanderung und des Bevölkerungswachstums. 
Das Fest wurde zu einem grossen Erfolg, und sta�  
der anfänglichen Skepsis blieb die Begeisterung in 
Erinnerung.137

Bis zum nächsten grossen Festanlass sollten 
nicht mehr 25 Jahre vergehen. Bereits 1991 gab es 
im Rahmen der 700-Jahr-Feierlichkeiten der Eid-
genossenscha�  im ganzen Kanton verschiedene 
Aktivitäten, darunter einen kantonalen Jugendtag 
mit 6000 Jugendlichen im Aarauer Schachen.138

Der Aarauer Stadtammann Markus Heinrich Mey-
er (1934–2015) blickte bereits nach vorne und for-
derte mit Blick auf das 200-jährige Gedenken an 
die Geburt der modernen Eidgenossenscha�  1798, 
dem Jubiläum die notwendige Aufmerksamkeit zu 
schenken.139 Weil jeder der vier Kantonsteile einen 
anderen historischen Bezug zur Helvetik pfl egt, 
ging man behutsam vor und stellte das Jubiläum 
unter das Mo� o «Allons-y, Argovie! 200 Jahre mo-
derne Schweiz». Das Konzept überzeugte. Ohne 
Gegenstimme genehmigte der Grosse Rat den 
Rahmenkredit.140 Der Aargau überraschte damit 
die übrige Schweiz, die bislang mit dem Jahr 1798 
wenig anfangen konnte. Rückblickend markierte 
dieses Jubiläum den Beginn einer Reihe von Ak-
tivitäten in den folgenden Jahren, mit denen sich 
der Aargau gegen aussen als selbstbewusster Kan-
ton inszenieren konnte. Kantonsintern vermochte 
das «historische Behördenfest» die breite Bevölke-
rung emotional nicht zu begeistern. Umso mehr 
sollte das Bicentenaire 2003 zu einem «zukun� s-
weisenden Volksfest» werden. Über das Jahr verteilt 
fanden im ganzen Kanton Aktivitäten sta� , wobei 
das grosse Jubiläumsfest im Dreieck Aarburg-Of-
tringen-Rothrist über die Bühne ging.141

Von der Expo 64 zur Expo.02

Zweimal lehnten die Aargauer Stimmberechtigten 
den Kredit über 200 000 Franken für den Aargauer 
Beitrag an der Expo 64 in Lausanne ab. Der Ent-
scheid überraschte und sorgte noch Jahrzehn-
te später für Unverständnis. So knausrig sich die 
Aargauer auf Kantonsebene zeigten, so grosszügig 

waren sie in den Gemeinden und als Private. Eine 
Spendensammlung brachte über 600 000 Franken 
zusammen und ermöglichte den Aargauer Schüle-
rinnen und Schülern einen unvergesslichen Ausfl ug 
an den Genfersee.142

2002 realisierte der Kanton zwei Projekte an 
der Expo.02, die über die Kantonsgrenzen hinaus 
für Aufsehen sorgten. Am Aargauer Kantonstag in 
Neuenburg überraschte der Kanton mit «Ausfahrt 
Aargau», einem Spektakel mit 700 Mitwirkenden 
und einer Liebesgeschichte zweier Bagger. Gekonnt 
wurde mit den Aargauer Klischees gespielt und 
natürliches Selbstbewusstsein an den Tag gelegt. 
Auch die Ausstellung «Heimatfabrik» vermochte 
zu überzeugen. Mit beiden Projekten konnte ei-
nerseits gegen innen die Verbundenheit mit dem 
Kanton gestärkt und gleichzeitig gegen aussen das 
Image des Kantons positiv geprägt werden.143

Problemkanton oder ein Kanton mit Problemen?

In den 1960er-Jahren äusserte der spätere CVP-Re-
gierungsrat Hans Jörg Huber (1932–2008) in einer 
kleinen Anfrage Zweifel, ob die Aargauer Interes-
sen auf eidgenössischer Ebene genügend beachtet 
würden. Der Regierungsrat gab eine beschwichti-
gende Antwort.144 In den 1980er-Jahren ergriff  eine 
eigenartige Malaise den Aargau. Es herrschte die 
Meinung vor, der Aargau würde durch die übrigen 
Kantone und die Menschen ausserhalb des Kantons 
zu wenig geschätzt und ernst genommen. Verschie-
dene Ursachen nährten das Unbehagen. Zunächst 
einmal veränderte sich der Fokus der Politik durch 
die zunehmende Verfl echtung über die Kantons-
grenzen hinaus. Immer häufi ger gab es Entscheide, 
die den Aargau direkt betrafen, aber nicht vor Ort 
gefällt wurden, wie beispielsweise das Ende der Plä-
ne für ein AKW in Kaiseraugst. Mit CVP-Ständerat 
Julius Binder und FDP-Ständerat Bruno Hunziker 
(1930–2000) scheiterten zweimal profi lierte Aar-
gauer Politiker bei den Bundesratswahlen. Immer 
mehr Aargauerinnen und Aargauer arbeiteten in 
den grossen Wirtscha� s- und Kulturzentren Ba-
sel oder Zürich und zogen dabei Vergleiche, bei 
denen der Aargau weniger gut abschni� . Der Re-
gierungsrat versuchte, Gegensteuer zu geben. 1985 
formierte er eine «Stabsstelle für Wirtscha� sfra-
gen», aus der 2005 die Standortförderung wurde.145

Um die Aargauer Position zu stärken, gab er 1987 
eine Studie in Au� rag. Sie ergab, dass sich die Aar-
gauerinnen und Aargauer selbst weniger gut dar-
stellten, als sie von den Nachbarn gesehen wurden. 
Allerdings kannten viele Befragte den Aargau nur 
als Durchreisende. Entsprechend nahmen sie den 
Kanton als überwiegend ländlich wahr.146 Zwei Jah-
re später schrieb das Magazin Bilanz über den Aar-Bilanz über den Aar-Bilanz
gau als «grossen Hinterhof», als «Ruhrgebiet der 
Schweiz».147 Es galt nun in den folgenden Jahren, 
sowohl gegen innen wie gegen aussen am Au� ri�  
zu arbeiten. Dazu dienten einerseits die Festanläs-
se, andererseits wurden verschiedene, eingangs er-
wähnte Reformen ergriff en, sodass sich der Aargau 
spätestens nach der Jahrtausendwende nicht mehr 
zurückgesetzt fühlen musste.
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Mit der Totalrevision von 1981 sollte in der Schule 
zukün� ig vermehrt jedes einzelne Kind gefördert 
werden. Dafür wurde die obligatorische Volksschule 
weiterentwickelt. Fortan bestand sie aus einer fünf-
jährigen Primarstufe und einer vierjährigen Ober-
stufe, die sich ihrerseits in Bezirks-, Sekundar- und 
Realschule auff ächerte. Diese Dreiteilung entsprach 
der bisherigen Praxis, doch war bislang das vierte 
Oberstufenjahr nur für die Bezirksschülerinnen und 
-schüler, die an eine Mi� elschule wollten, obligato-
risch gewesen. Aus den oberen Klassen der Gemein-
deschule entstand die Realschule als eigenständiger 
Schultyp. In der Sekundarschule wurde Englisch als 
zweite Fremdsprache eingeführt, während die Be-
zirksschule ihren doppelten Bildungsau� rag behielt 
und die Jugendlichen sowohl auf eine anspruchs-
volle Berufslehre als auch auf den Übertri�  an eine 
Mi� elschule vorbereitete.156

Das neue Schulgesetz senkte schliesslich 
die Klassengrössen noch einmal: Fortan betrugen 
sie für die Primarstufe 28 und für die Oberstufe 
25.157 In den 1990er-Jahren lag die durchschni� -
liche Klassengrösse bei den Primarschulen zwi-
schen 20 und 21, bei der Realschule um 18, bei der 
Sekundarschule um 19 und bei der Bezirksschule 
um 21.158

Ein Leitbild für die Schule Aargau

Die interkantonale Mobilität, gesellscha� liche 
Veränderungen sowie bildungspolitische und päd-
agogische Reformbestrebungen verlangten in den 
1990er-Jahren nach mehr Freiheiten für die einzel-
nen Schulen, die sich mit ganz unterschiedlichen 
Herausforderungen konfrontiert sahen. Der Re-
gierungsrat griff  nun zum Mi� el der Planung, wie 
es die neue Kantonsverfassung vorsah. Von 1993 
bis 1996 wurde unter dem neuen Bildungsdirek-
tor Peter Wertli (*1943) von der CVP das «Leitbild 
Schule Aargau» ausgearbeitet. Es verfolgte das Ziel, 
«eine kantonale Bildungspolitik zu formulieren 
und über Bildungsziele, -instrumente und -ge-
setzgebung eine breite Diskussion zu führen».159

Im Oktober 1996 verabschiedete der Grosse Rat 
das Leitbild, das in elf Leitsätzen die wichtigsten 
strategischen Ziele und Planungsvorhaben für die 
nächsten Jahre vorgab, deren Umsetzung in drei 
Etappen erfolgte.160

Lehrpläne und Unterricht

Lange Zeit gab es in den Lehrplänen inhaltliche 
Unterschiede für Mädchen und für Knaben. Das 
Schulgesetz von 1940 erlaubte den Gemeinden, für 
die Knaben einen Werkunterricht (fakultativ oder 
obligatorisch) einzuführen.161 Der bisher freiwillige 
Handarbeits- und Hauswirtscha� sunterricht für 
Mädchen hingegen wurde obligatorisch.162 Weil es 
gleichzeitig eine Regelung betreff end die maxima-
le Anzahl Unterrichtslektionen gab, ha� en etwa 
Bezirksschülerinnen keinen Geometrieunterricht 
als Pfl ichtfach. Allerdings konnten sie ihn als Frei-
fach belegen.163 Sowohl 1972 als auch 1981 forderte 
die Schweizerische Konferenz der kantonalen Er-
ziehungsdirektoren die Gleichbehandlung beider 
Geschlechter. Mit dem Schulgesetz von 1981 wur-
de diese Ungleichbehandlung aufgehoben. Fortan 

Bildung

Das totalrevidierte Schulgesetz von 1940 führte 
zu einer weiteren Vereinheitlichung innerhalb des 
Kantons und brachte zahlreiche Neuerungen ins 
Aargauer Schulwesen wie die unentgeltliche Ab-
gabe der obligatorischen Lehrmi� el in der Volks-
schule oder die starke Reduktion der maximalen 
Klassengrössen.148

Die Veränderungen in Gesellscha�  und Ar-
beitswelt in der Nachkriegszeit führten dazu, dass 
die Schule immer mehr zum Gegenstand von poli-
tischen Auseinandersetzungen wurde. Zahlreiche 
Vorstösse im Grossen Rat griff en pädagogische, 
schulstrukturelle beziehungsweise schulorganisa-
torische Fragen auf. Es zeigte sich, dass der recht-
liche Rahmen des Schulgesetzes zu starr war, um 
auf die Situation und Herausforderungen vor Ort 
adäquate Antworten zu liefern. Deshalb setzte der 
Regierungsrat im Sommer 1968 eine Experten-
kommission ein, die sich mit einer Totalrevision des 
Schulgesetzes befasste.149 Ihm schwebte der Erlass 
einer eigentlichen «Schulverfassung» vor, die sich auf 
das Wesentliche beschränken würde und ein «mo-
dernes Erziehungs-, Unterrichts- und Bildungspro-
gramm» zum Ziel hä� e. Die Umsetzung sollte in der 
Kompetenz der Schulbehörden aller Stufen liegen.150

Weil dieses Vorhaben viel Zeit in Anspruch nehmen 
würde, sollten zuvor mit einer weiteren Teilrevision 
die drängendsten Reformvorhaben und politischen 
Vorstösse umgesetzt werden. Im Zentrum stand da-
bei die interkantonale Schulkoordination betreff end 
Vereinheitlichung von Schuleintri� salter, Schuljah-
resbeginn und Dauer der obligatorischen Schulzeit 
per 1972.151 Der Aargau ha� e hier einen grossen 
Anpassungsbedarf, der nicht unbestri� en war. Die 
Teilrevision scheiterte 1970 knapp (50,3 Prozent) an 
der Urne. Zwei Jahre später nahm der Souverän die 
Änderungen (67,8 Prozent) an und erteilte dem Re-
gierungsrat die Kompetenz, besondere Schul- und 
Unterrichtsformen in einzelnen Schulen zu bewilli-
gen.152 Die Vorlage war mehrheitsfähig, weil auf die 
Vereinheitlichung des Schuljahresbeginns verzichtet 
worden war. Dazu brauchte es 1985 eine Volksab-
stimmung auf eidgenössischer Ebene, die von den 
Aargauer Stimmberechtigten abgelehnt (60,4 Pro-
zent) wurde. Der Wechsel vom Schuljahresbeginn im 
Frühjahr auf den Spätsommer erfolgte mit einem 
Langschuljahr auf den Sommer 1990.153

Der lange Weg zum neuen Schulgesetz

Im Herbst 1973 lieferte die Expertenkommission 
drei Entwürfe für eine Totalrevision ab. Während 
sich der erste Entwurf an das vorhandene Schulsys-
tem anlehnte, sah der zweite für die Oberstufe eine 
integriert-diff erenzierte Gesamtschule vor, und der 
dri� e war als Rahmengesetz ausgestaltet. Auf der 
Grundlage der Entwürfe entwickelte das Erzie-
hungsdepartement einen vierten, eigenen Entwurf, 
der in der anschliessenden breiten Vernehmlassung 
am meisten Zustimmung fand.154 Während insge-
samt zweieinhalb Jahren beriet ab 1978 die vor-
beratende Kommission des Grossen Rates in über 
vierzig Sitzungen die Vorlage, die am 27. September 
1981 von den Stimmberechtigten (56,2 Prozent) an-
genommen wurde und 1982 in Kra�  trat.155



136 Heilpädagogische Schule in Lenzburg. Nach der Einführung der Invalidenversicherung 1960 war die Finanzierung für ambulante heil- und sonderpäda-
gogische Angebote gesichert. Noch im gleichen Jahr eröff nete Lina Kunz in Lenzburg die erste Sonderschule für Kinder mit einer geistigen Beeinträchtigung.

137 Der SP-Regierungsrat Arthur Schmid (1928–2023) förderte nicht nur den 
 Schulsport, sondern ging anlässlich der Nationalratswahlen 1971 mit gutem Beispiel 
voran. Er prägte von 1965 bis 1993 als Vorsteher des Erziehungsdepartements die 
aargauische Bildungspolitik.



138 Die Stadt Brugg setzte 1973 Schulpavillons ein, um genügend Platz für Kindergarten und Primarschule zu schaff en.

139 Der Gemeinde O� ringen fehlte 1977 das Geld für neues Schulmobiliar. Durch die rasch 
steigende Zahl der Schülerinnen und Schüler waren die Gemeinden fi nanziell gefordert. 

140 Fahnenübergabe am Rutenzug 1961 in Brugg. In den traditionsbewussten Städten des ehema-
ligen Berner Aargaus waren die Kade� enkorps wie eine Kompanie militärisch strukturiert, wobei das 
Kader aus den älteren Schülern bestand. Als Instruktoren wirkten Lehrer der Volksschule.
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Regierungsrat in besonderen Situationen eine sol-
che auch anordnen konnte.169

Mit der zweiten Etappe der Schulgesetz-
revision in den 1990er-Jahren kam die Regionali-
sierung der Oberstufe. Ziel war eine pädagogische 
Reform, um im ganzen Kantonsgebiet ein gleich-
wertiges und vollständiges Oberstufenangebot zu 
erreichen. Insbesondere in den ländlichen Gebie-
ten waren die Schülerzahlen teilweise zu tief. Auch 
befand sich damals der kantonale Finanzhaushalt 
in einer mehrjährigen Defi zitphase, weshalb durch 
die Regionalisierung auch Einsparungen ange-
strebt wurden.170

Ausbau der Schulangebote

Bereits das Schulgesetz von 1835 erwähnte eine 
Kleinkinderschule, die ausschliesslich in der Zu-
ständigkeit der Gemeinden lag. Mit dem Schulge-
setz von 1940 konnte der Kanton reguläre Staats-
beiträge an Kindergärten sprechen, und mit dem 
Gesetz von 1981 wurden sie zu einem eigenstän-
digen Bildungsangebot der Volksschule. Der Be-
such blieb bis zum Sommer 2013 freiwillig, als die 
Vorlage «Stärkung der Volksschule Aargau» in Kra�  
trat, wodurch der Kindergarten Teil der Volksschu-
le wurde.171

Im Zuge der Ausdiff erenzierung des Schul-
angebots wurden schri� weise neue Angebote für 
Schülerinnen und Schüler aufgebaut, die dem 
regulären Unterricht nicht folgen konnten. Für 
Schwachbegabte entwickelte sich die Förderklasse 
zur Hilfsklasse und in den 1980er-Jahren zur Ein-
schulungsklasse/Kleinklasse.172 Für Kinder mit Be-
hinderungen entstanden verschiedene sozial- und 
heilpädagogische Angebote. Mit der Schaff ung 
der Invalidenversicherung (IV) 1960 konnte die Fi-
nanzierung gelöst werden. Noch im gleichen Jahr 
gründete Lina Kunz (1919–1996) in Lenzburg die 
erste Sonderschule für Kinder mit einer geistigen 
Beeinträchtigung.173 1962 gab der Erziehungsrat 
eine «Wegleitung für die Errichtung und Führung 
heilpädagogischer Hilfsschulen im Aargau» her-
aus.174 Zunehmend trat der Besuch von Tagesson-
derschulen an die Stelle eines Heimbesuchs. Mit 
der Teilrevision des Schulgesetzes 1972 wurden die 
Sonderschulen gesetzlich verankert.175

Die Bildungsdiskussionen in den 1970er-
Jahren weckten das Bedürfnis nach Schulen, die 
anderen Grundsätzen folgten, als die öff entliche 
Schule dies tat. 1978 wurde im Aargau die erste an-
throposophische Rudolf-Steiner-Schule in Scha-
fi sheim eröff net.176 Später folgten weitere private 
Schulen, die beispielswiese nach der Pädagogik von 
Maria Montessori (1870–1952) unterrichteten.

Die Gesetzesrevision von 1972 schuf auch 
die Grundlage für die Einführung eines schulpsy-
chiatrisch-schulpsychologischen Dienstes für Ju-
gendliche, aus dem später der Jugendpsychologi-
sche Dienst hervorging. In dieser Zeit entstanden 
in den Bezirken hauptamtliche Jugend- und Fami-
lienberatungsstellen.177 Mit dem «Leitbild Schule 
Aargau» in den 1990er-Jahren begann der allmäh-
liche Übergang von der Separation zur Integration 
in die Regelklasse.

stand den Mädchen und den Knaben das gleiche 
Fächerangebot off en.164 Bis zur Umsetzung vergin-
gen allerdings noch ein paar Jahre.

Die Schaff ung von neuen Lehrplänen nahm 
viel Zeit in Anspruch. Bereits 1947 wurde der Re-
gierungsrat mit der Revision der Lehrpläne be-
au� ragt.165 Deren Ausarbeitung war komplexer 
als zunächst angenommen, doch 1972 traten sie 
provisorisch in Kra� . Sie mussten sich auf das 
Schulgesetz von 1940 stützen, doch gab es einige 
Neuerungen wie die Einführung einer dri� en Turn-
stunde auch für die Mädchen, einer Aufgaben- und 
Fragestunde in Primar- und Sekundarschulen so-
wie einer Klassenlehrerstunde in der Bezirksschu-
le. Verkehrs- und Gesundheitserziehung wie auch 
Massenmedienkunde wurden neu Pfl ichtstoff  auf 
allen Stufen.166 Bereits 1978 entschied der Regie-
rungsrat, eine neue Lehrplanrevision für die gesam-
te Volksschule zu starten. Ab Schuljahr 1987/88 bis 
1990/91 trat der neue Lehrplan stufenweise in Kra�  
und führte das Fach Textiles Werken und Hauswirt-
scha�  für Knaben obligatorisch ein.167

Vom Kade� enunterricht zum Schulsport

Lange Zeit war der Kanton Aargau stolz auf seine 
Kade� enkorps an den Bezirksschulen. Für die Kna-
ben der Bezirksschulen war der Kade� enunterricht 
obligatorisch, für jene der Sekundar- und Ober-
schule freiwillig. Zu Beginn des 19. Jahrhunderts ge-
gründet, um die Jugendlichen auf ihre Pfl ichten als 
verantwortungsvolle Staatsbürger vorzubereiten, 
wurden sie nach dem Zweiten Weltkrieg zuneh-
mend infrage gestellt. Der militärische Charakter 
war weitgehend in den Hintergrund getreten, und 
der Sport sowie das Musizieren wurden wichtiger. 
1968 und 1969 forderten im Grossen Rat zwei Vor-
stösse die Abschaff ung des Kade� enunterrichts. 
Mit der Schulgesetzrevision von 1972 wurde das 
Kade� enwesen abgeschaff t und durch den freiwil-
ligen Schulsport ersetzt. Zeitgleich war nämlich auf 
schweizerischer Ebene der militärische Vorunter-
richt durch die Nachfolgeorganisation Jugend + 
Sport (J + S) abgelöst worden. Sie stand Jungen wie 
Mädchen off en und bot verschiedene Sportarten 
an. 1973 nahmen die Stimmberechtigten die Geset-
zesrevision an, und 1974 wurden die Kade� enkorps 
aufgelöst. Aus den ehemaligen Musikkorps wurden 
Jugendmusiken.168

Regionalisierung der Schulen

Mit der Revision von 1972 wurde die Möglichkeit 
zur Bildung von Kreisschulen geschaff en, wie sie 
der Kanton Solothurn bereits kannte. Namentlich 
die Oberschul- (heute Realschul-) und Sekundar-
lehrkrä� e forderten eine Abkehr von den mehr-
klassigen Primar- und Oberschulabteilungen. 
Gerade in kleineren Gemeinden kam es vor, dass 
von der vierten bis zur achten Klasse alle Schüle-
rinnen und Schüler in einer Abteilung unterrichtet 
wurden, sofern sie nach der fün� en Klasse nicht 
an eine Bezirks- oder Sekundarschule übertreten 
konnten, die jahrgangsweise geführt wurden. Um 
die Situation zu verbessern, sollten sich zwei oder 
mehrere Gemeinden gemeinsam für die Führung 
einer Kreisschule zusammenschliessen, wobei der 
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Zusatzunterricht und Fün� agewoche

Die zunehmende Anzahl fremdsprachiger Kinder 
machte in den 1960er-Jahren die Einführung von 
Zusatzunterricht notwendig.178 1968 gab es bereits 
in 18 Gemeinden einen solchen Zusatzunterricht, 
der hauptsächlich aus Italienischunterricht bestand 
und den Schülerinnen und Schülern off enstand, die 
genügend Deutschkenntnisse besassen und dem 
normalen Unterricht folgen konnten. Damit woll-
te man ihnen eine allfällige spätere Rückkehr nach 
Italien erleichtern.179 Davon kam man später ab und 
legte den Fokus auf zusätzliche Deutschstunden. 
1980 besuchten bereits über 2000 fremdsprachi-
ge Kinder einen solchen Zusatzunterricht.180 1992 
wurde im Erziehungsdepartement eine Fachstel-
le für interkulturelle Erziehung eingerichtet, die 
sich um Fragen rund um die Integration auslän-
discher Jugendlicher kümmerte. Im Zusammen-
hang mit dem Bürgerkrieg in Jugoslawien kamen 
beispielsweise immer mehr ältere Jugendliche in 
die Schweiz, die zielgerichtet auf eine Berufslehre 
vorbereitet werden mussten.181

Angesichts der vielen Herausforderungen, 
denen sich die Schulen in den einzelnen Gemein-
den ausgesetzt sahen, wollte man mit dem «Leitbild 
Schule Aargau» den Schulen vor Ort einen grösse-
ren eigenverantwortlichen Gestaltungsraum geben. 
1998 trat die erste Etappe des revidierten Schul-
gesetzes in Kra� , das die Einführung der Fün� a-
gewoche sowie die Blockzeiten und Tagesschulen 
regelte, das Einschulungsalter fl exibilisierte und 
das individuelle Überspringen von Klassen zuliess. 
Weiter wurden Förderangebote für Kinder mit be-
sonderen schulischen Bedürfnissen gesetzlich ver-
ankert.182 Im Hintergrund liefen bereits grössere 
Projekte, wie «Führung der Schule vor Ort» (Ein-
führung von Schulleitungen) oder ein neues Leh-
rerlohndekret. Nach der Jahrtausendwende wollte 
der Regierungsrat mit einer grossen Schulreform, 
genannt «Bildungskleebla� », die Volksschule inter-
kantonal harmonisieren. Die Reform sah unter an-
derem die Einführung einer Eingangsstufe sowie 
die Abschaff ung der Bezirksschule vor.183 Dagegen 
regte sich Widerstand, der letztlich den zuständi-
gen CVP-Regierungsrat Rainer Huber (*1948) im 
Frühjahr 2009 die Wiederwahl kostete. Wenige 
Monate später scheiterte die Vorlage an der Urne.

Die aargauische Mi� elschulpolitik

In der ersten Häl� e des 20. Jahrhunderts war die 
Entwicklung des höheren Schulwesens im Aargau 
in einen Rückstand geraten, den es nun aufzuho-
len galt. Der Kanton bildete 1957 im Verhältnis zur 
Gesamtbevölkerung deutlich weniger junge Men-
schen an einer Mi� elschule aus als die umliegenden 
Kantone.184 Die einzige Kantonsschule in Aarau war 
eine Mi� elschule vorwiegend des einstigen Berner 
Aargaus. Rund 40 Prozent der Schülerinnen und 
Schüler kamen aus der Stadt Aarau und ihrer Umge-
bung und nur 15 Prozent aus der Region Baden, die 
bevölkerungsmässig und wirtscha� lich die Kan-
tonshauptstadt längst überholt ha� e. Rund 56 Pro-
zent aller Absolventinnen und Absolventen einer 
Bezirksschule besuchten zwischen 1950 und 1957 
eine ausserkantonale Mi� elschule, die katholischen 

Gebiete schickten ihre Zöglinge vornehmlich in die 
Innerschweizer Klostergymnasien. Trotzdem ver-
doppelte sich zwischen 1950 und 1960 die Schüler-
zahl an der Kantonsschule Aarau.185

In der Nachkriegszeit stieg der Bedarf an 
gut ausgebildeten Arbeitskrä� en. Die Matura war 
längst nicht mehr nur für den Zugang zu den Hoch-
schulen relevant, sondern wurde immer mehr auch 
für gehobene nichtakademische Berufe wichtig. 
Daneben ha� en Untersuchungen auf eidgenössi-
scher Stufe gezeigt, dass zur Sicherung der wirt-
scha� lichen Prosperität in Bildung und (technische) 
Wissenscha� en investiert werden müsse, wozu es 
mehr Hochschulabsolventinnen und -absolventen 
brauche.186 In eine Hochschule eintreten konnte 
jedoch nur, wer sowohl die Eintri� s- als auch die 
Maturaprüfung an der Kantonsschule bestanden 
ha� e. Der Ausbau der Mi� elschulen war eine infra-
strukturelle, aber vielmehr noch eine politische be-
ziehungsweise gesellscha� liche Frage. Das «Begab-
tenreservoir» musste erweitert werden: um Frauen 
und junge Menschen aus ländlichen Gebieten und 
gesellscha� lichen Schichten, die bislang nicht an 
eine Mi� elschule gehen wollten oder konnten.

Eine neue Kantonsschule in Baden

In den 1940er-Jahren gab es Bestrebungen, an das 
Lehrerseminar in We� ingen ein Gymnasium an-
zuhängen oder in Baden eine Zweigniederlassung 
der Kantonsschule Aarau zu gründen. Nachdem die 
Pläne nicht weiterverfolgt worden waren, wurde im 
Januar 1951 ein «Aktionskomitee für die Errichtung 
einer Kantonsschule Baden» gegründet.187 Das Ko-
mitee erhielt innerhalb von zwei Jahren Spenden 
in der Höhe von 1,7 Millionen Franken, davon al-
lein 200 000 Franken von der Brown, Boveri & Cie. 
(BBC). 1954 überwies der Grosse Rat mit grossem 
Mehr eine vom Badener Stadtammann Max Mül-
ler (1907–1987) eingereichte und von 111 Gross-
räten unterzeichnete Motion für die Realisierung 
einer Kantonsschule in Baden. Regierungsrat Ernst 
Schwarz (1917–1985) garantierte ausdrücklich die 
freie Wahl zwischen den beiden Kantonsschulen, 
was vor allem für jene wichtig war, die befürch-
teten, die Schule könnte einen ausgeprägt katho-
lisch-konservativen Charakter entwickeln.188 Die 
Befürchtung war unnötig. In den Anfangsjahren 
war die Mehrheit der Schülerinnen und Schüler 
evangelisch-reformiert. Off ensichtlich zogen es die 
katholischen Familien vor, ihre Kinder weiterhin ab 
der sechsten Klasse in eine Klosterschule oder ein 
Kollegium in der Innerschweiz zu schicken.189

Vor allem Kreise mit einer starken Bindung 
zu Aarau befürchteten, dass durch die Schaff ung ei-
ner zweiten Kantonsschule der bisherige Integrati-
onspunkt der Aargauer Elite an Bedeutung verlieren 
und damit der innere Zusammenhalt des Kantons 
geschwächt werden könnte.190 Dieses Argument 
vermochte nicht zu überzeugen, nicht zuletzt, weil 
damals ein grosser Anteil der jungen Menschen an 
ausserkantonalen Mi� elschulen das Maturzeugnis 
erwarb. 1960 stimmte der Souverän der Errichtung 
einer zweiten Kantonsschule mit 76,6 Prozent deut-
lich zu. Im Frühling 1961 nahm die Kantonsschule 
im «Klösterli» den Betrieb auf, bevor sie zwei Jahre 
später die Neubauten beziehen konnte.191
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Grafi k 27 Aus der ehemaligen Oberstufe der Primarschule wurde neu die Realschule. Ebenso wurde das neunte Schuljahr für alle 
Schülerinnen und Schüler obligatorisch. Quelle: Schulgesetz 1981.

Grafi k 27 Die aargauische Schullandscha�  nach dem Schulgesetz 1981
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Grafi k 28 Entwicklung der Schülerzahlen an der Volksschule, 1945 bis 2000. Bis zum Schulgesetz von 1981 war die Realschule ein Teil 
der Primarschule, was den starken Rückgang nach 1980 erklärt. Quelle: Bildungsstatistik, Tabelle 14, 111.
Grafi k 29 Von der Männerdomäne zum Frauenberuf: Der sprungha� e Anstieg der Lehrerinnenzahlen in den 1980er-Jahren ist auf die 
Einführung von Teilzeitpensen zurückzuführen. Quelle: Bildungsstatistik, Tabelle 21, 114.

Grafi k 
28

Entwicklung der Schülerzahlen an der Volksschule 1945–2000
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Grafi k 
29

Entwicklung der Lehrerinnen- und Lehrerzahlen an den Primarschulen im Aargau
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141 Erst 1976 ging die Führung der Bezirksschule Muri an die Gemeinde über. Zuvor war sie als Folge des Kulturkampfs 
im 19. Jahrhundert als einzige Bezirksschule direkt durch den Kanton geführt worden.

Die Entstaatlichung der 
Bezirksschule Muri

Im 19. Jahrhundert strebten die 
Radikalen danach, alle Schulen 
unter staatliche Kontrolle zu brin-
gen. Besonders die Klosterschu-
len waren ihnen ein Dorn im Auge, 
weshalb sie dem Kloster Muri  die 
Führung einer Bezirksschule un-
tersagten. Nach der Klosterau� e-
bung 1841 beschloss der Grosse 
Rat gegen den Widerstand der 
Konservativen, die Bezirksschule 
Muri als Staatsanstalt zu gründen, 
um zu verhindern, dass sie von 
 Jesuiten unterwandert würde. Die 
Kosten wurden aus dem Vermö-
gen des aufgehobenen Klosters 
bestri� en, und die Lehrer – zwar 
liberal-radikale, aber Katholiken – 
wurden durch den Regierungsrat 
gewählt.1

Während alle übrigen Bezirks-
schulen im Kanton durch die Ge-

meinden geführt wurden, war jene 
von Muri dem Regierungsrat un-
terstellt. Zu Beginn des 20. Jahr-
hunderts wollte die Gemeinde 
Muri die Schule entstaatlichen, um 
auf die Lehrerwahlen Einfl uss 
nehmen zu können. Gleichzeitig 
forderte sie die Rückgabe des 
 seinerzeit vom Klostervermögen 
abgezweigten Dotationskapitals 
von 240 000 Franken. Darauf  
trat der Regierungsrat nicht ein; 
eine Lösung war nicht in Sicht.

In den 1950er-Jahren moderni-
sierten viele Gemeinden ihre 
Schulen baulich, doch in Muri ge-
schah nichts. Der Zustand der 
 Gebäude verschlechterte sich zu-
nehmend. 1963 nahm der Ge-
samtregierungsrat einen Augen-
schein vor Ort. 1968 gab der 
Erziehungsdirektor, Regierungs-
rat Arthur Schmid (1928–2023), zu 
 Protokoll, dass die Erziehungsdi-
rektion bei einer gemeindeeigenen 

Schule in diesem Zustand schon 
längst hä� e einschreiten müssen.2
1972 regte sich auch im Grossen 
Rat Widerstand dage gen, dass 
ausser Muri alle ande ren Gemein-
den selbst für ihre Schu len auf-
kommen müssten. Es begannen 
mehrjährige Verhandlungen, und 
1976 genehmigte der Grosse Rat 
das Dekret zur Entstaatlichung. 
Die Trägerscha�  ging auf die Ein-
wohnergemeinde Muri über, die 
sie ihrerseits einem Gemeinde-
verband übertrug. Gleichzeitig ver-
pfl ichtete sich   der Kanton zu  einer 
namha� en Finanzierung einer 
neuen Schulanlage, die 1985 ein-
geweiht werden konnte.3

 1 Boner 1979, 410–412. 
 2  Bezirksschule Muri 1993, 19. 
 3 Dekret über die Neuregelung der Trägerscha�  

der Bezirksschule Muri vom 15. September 1976, 
23f. 
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Weitere Dezentralisierung der Mi� elschulen

Mit der Eröff nung der Kantonsschule Baden war 
das Eis für weitere Dezentralisierungen gebro-
chen. Die Mi� elschulkonzeption von 1968 legte 
die Grundlage für die Kantonsschule in Zofi ngen 
(1973), die 1976 von Olten in das neue Bildungszen-
trum umziehen konnte. Zwischen 1976 und 1979 
erfolgte auch die Umwandlung der früheren Leh-
rerausbildungsanstalten in Aarau, We� ingen, Woh-
len und Zofi ngen in Kantonsschulen. Für die Rand-
regionen wurden mit den umliegenden Kantonen 
Abkommen für die Übernahme der Aargauer Schü-
lerinnen und Schüler geschlossen. Für die Fricktaler 
sah das Gesetz einen Standort in Stein vor.192 2029 
soll die fricktalische Mi� elschule in Stein die ersten 
Klassen willkommen heissen. Vorbereitungen dazu 
laufen seit 2023. Zudem sind zwei weitere Mi� el-
schulen – in Brugg und Lenzburg – in der politi-
schen Diskussion.

Die Dezentralisierung und die Bildungsof-
fensive führten zu einer Änderung der bisherigen 
Aufnahmeverfahren. Bis zum Schuljahr 1968/69 
mussten alle Schülerinnen und Schüler, die eine 
Bezirksschule besuchen wollten, eine Aufnahme-
prüfung bestehen. Danach wurde das Aufnahme-
verfahren geändert und auf die Empfehlung der 
Primarlehrerin oder des Primarlehrers abgestützt. 
Wer nicht einverstanden war, konnte eine Auf-
nahmeprüfung ablegen. Für den Übertri�  von der 
Bezirksschule an eine Kantonsschule musste eine 
Aufnahmeprüfung absolviert werden. Nach der Er-
öff nung der Kantonsschule Baden stellte sich die 
Frage der Gleichbehandlung. Der Regierungsrat 
bewilligte 1965 eine prüfungsfreie Aufnahme mit 
einem Notenschni�  von mindestens 4,6 in den Pro-
motionsfächern. 1969 wurde in einer dreijährigen 
Versuchsphase eine Bezirksschulabschlussprüfung 
(BAP) eingeführt, die später obligatorisch wurde. Sie 
bestand aus einer Basis- und einer Zusatzprüfung. 
Ein Notenabschluss von 4,5 berechtigte zum prü-
fungsfreien Eintri�  in eine kantonale Mi� elschule. 
Über die Gewichtung der einzelnen Noten gab es im-
mer wieder Diskussionen, weil insbesondere in den 
«weichen» Fächern häufi g höhere Notenschni� e re-
sultierten.193 Mit der Abschaff ung der Maturitätsty-
pen entfi elen die Zusatzprüfungen, und die Anzahl 
der Prüfungsfächer wurde bei gleichzeitiger Anhe-
bung des Notenschni� s auf 4,7 für den Übertri�  ans 
Gymnasium reduziert. Nach der Jahrtausendwende 
nahm die Kritik am Übertri� sverfahren mit der Ab-
schlussprüfung zu. Zu Beginn des 21. Jahrhunderts 
wurde der Stellenwert der BAP mehrmals gesenkt, 
ehe sie 2016 ganz abgeschaff t und durch ein System 
der Erfahrungsnoten abgelöst wurde.194

Von den Maturitätstypen zur Einheitsmatur

Der Grosse Rat verabschiedete 1958 das Dekret 
über die Organisation der Aargauischen Kantons-
schule. Darin wurde festgehalten, dass die Schule 
«politisch und konfessionell neutral» sei. Ihre Auf-
gabe sei es, den Schülerinnen und Schülern «die 
höhere Mi� elschulbildung auf der Grundlage der 
humanistisch-christlichen Kultur zu vermi� eln».195

Die Schule ha� e ferner die Aufgabe, «Menschen 
heranzubilden, die sich ihrer Verantwortung gegen-

über der Gemeinscha� , im besonderen gegenüber 
dem aargauischen und dem schweizerischen Staat, 
bewusst sind».196 Damit konnten jene Kreise beru-
higt werden, die durch die Dezentralisation eine 
Schwächung des aargauischen Bewusstseins be-
fürchteten.197 Die beiden bisherigen Maturitätszü-
ge wurden zum Gymnasium zusammengefasst, das 
nun aus einer vierjährigen Literaturabteilung und 
einer dreieinhalbjährigen Realabteilung bestand. 
Die Angleichung der Ausbildungszeit wurde zwar 
angestrebt, konnte aber aufgrund unterschiedli-
cher Vorstellungen nicht umgesetzt werden. Da-
neben gab es noch eine dreijährige Handelsschule, 
die «auf den kaufmännischen Beruf und auf das 
wirtscha� swissenscha� liche Studium» vorbereite-
te. Sie schloss mit einem Diplom ab und entsprach 
den Bundesvorschri� en über die berufl iche Ausbil-
dung. Für die Einführung einer Handelsmatur sah 
der Regierungsrat kein Bedürfnis, obwohl darüber 
auf eidgenössischer Ebene diskutiert wurde.198

1968 wurden auf eidgenössischer Ebene neue 
Maturitätstypen eingeführt, die ohne Latein zur 
Hochschulreife führten und im Kanton schri� weise 
umgesetzt wurden. 1999 führte der Kanton Aargau 
auf den letztmöglichen Zeitpunkt das neue Matu-
ritätsanerkennungsreglement ein. Die bisherigen 
Maturitätstypen wurden durch eine Einheitsmatur 
abgelöst. Die Kantonsschule schloss weiterhin an 
vier Jahre Bezirksschule an und blieb ein Kurzzeit-
gymnasium. In den ersten beiden Jahren (Grund-
stufe) steht die Grundausbildung mit den obliga-
torischen Fächern und dem gewählten Akzentfach 
im Vordergrund, in den beiden letzten Jahren (Ver-
tiefungsstufe) bieten das Schwerpunkt- und das 
Ergänzungsfach Raum für eine Spezialisierung.199

«Aargauer Modell» für eine a� raktivere 
Berufslehre

Die A� raktivitätssteigerung der Mi� elschulen zog 
die leistungsfähigsten Jugendlichen an und führte 
zur Sorge um den Nachwuchs in der herkömmli-
chen Berufslehre. An der Gewerbeschule Aarau ent-
wickelte eine Gruppe Lehrer unter der Leitung von 
Paul Sommerhalder (1920–2013) das Konzept eines 
Leistungszugs mit ausgebautem allgemeinbilden-
dem Unterricht für leistungswillige und motivier-
te Jugendliche. Werbewirksam als «Berufsmi� el-
schule» bezeichnet, begannen 1968 insgesamt 39 
Schülerinnen und Schüler die Ausbildung. Ihnen 
winkte nach erfolgreichem Abschluss der prüfungs-
freie Übertri�  an die Höhere Technische Lehran-
stalt Brugg-Windisch. Das zuständige Bundesamt 
für Industrie, Gewerbe und Arbeit erliess 1970 eine 
Wegleitung, welche zur Eröff nung weiterer «Berufs-
mi� elschulen» in der ganzen Schweiz führte. 1993 
wurde die Berufsmaturität für technische, kauf-
männische, gestalterische und gewerbliche Berufe 
eingeführt, die 2004 um weitere Richtungen er-
gänzt wurde. Seit 2005 können Personen mit einer 
Berufsmaturität durch Ablegen einer Ergänzungs-
prüfung die allgemeine Hochschulreife erwerben.200

1992 nahm die Aargauische Maturitätsschu-
le für Erwachsene in Aarau ihren Betrieb auf und 
ermöglichte es Erwachsenen, auf dem zweiten Bil-
dungsweg einen Maturitätsabschluss zu erlangen.201



144 Die Kantonsschule Baden nach der Fertigstellung, 1964. Fritz Haller 
(1924–2012) legte ein Raster über das Grundstück und entwickelte daraus einen 
Schulcampus. Die Bauten bestehen aus einem sichtbaren Stahlgerippe, das mit 
Sichtbackstein ausgefacht wurde.

142 Die Höhere Pädagogische Lehranstalt, integriert ins Bildungszentrum Zofi ngen. Typenähnlich sind auch der 
Erweiterungsbau der Kantonsschule Baden (1978) und des Kantonalen Seminars in Brugg (1977).

143 Studenten im Laborgebäude der Höheren Technischen Lehranstalt Brugg-Win-
disch. Die HTL erwarb sich rasch einen exzellenten Ruf und bot 1980 als erste Höhere 
Fachschule einen Informatikstudiengang an.

145 2013 konnte der Campus Brugg-Windisch der Fachhochschule Nordwestschweiz (FHNW) in Betrieb 
genommen werden. Im Hintergrund der Hallerbau der ehemaligen HTL Brugg-Windisch.



146 Plakat des Aargauischen Hochschulvereins vor der Volksabstimmung 1970. Die Vorlage wurde von der 
«Aktion für Sparsamkeit im Staate» bekämp� .

147 Der Badener Grossrat Jakob Hohl (1918–1995) 
besass ein feines Gespür für � emen, die in Zukun�  wichtig 
werden würden, war allerdings häufi g der Zeit (zu weit) 
voraus. Er gehörte zunächst dem LdU an, später der von 
ihm gegründeten Partei Freie Wähler für Bildung und 
Fortschri� .
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Vom Lehrerseminar zur Höheren Pädagogischen 
Lehranstalt

Die Sicherstellung von genügend gut ausgebildeten 
Lehrerinnen und Lehrern für die Volksschule ge-
hörte schon immer zu den Aufgaben des Kantons. 
Der Lehrberuf ermöglichte vielen einen sozialen 
Aufstieg und ein gesichertes Einkommen. Er stand 
aber im We� bewerb mit anderen Berufs- und Aus-
bildungsmöglichkeiten. Im Aargau gab es lange Zeit 
das Lehrerseminar in We� ingen und das Lehrerin-
nenseminar in Aarau. Die Ausbildung schloss an die 
vierte Klasse der Bezirksschule an. Dementspre-
chend wurde sowohl eine breite Allgemeinbildung 
vermi� elt als auch spezifi sch auf den Lehrberuf 
vorbereitet. In der Nachkriegszeit brauchte es an-
gesichts steigender Schülerzahlen und veränderter 
Anforderungen in der Volksschule mehr und besser 
ausgebildete Lehrerinnen und Lehrer. Der Baby-
boom sorgte dafür, dass der Fokus zunächst auf 
die Quantität gelegt werden musste.202 Erstmals ab 
1956 und regelmässig ab 1961 gab es Sonderkurse, 
um ausgebildete Berufsleute als Quereinsteigerin-
nen und Quereinsteiger für eine Unterrichtstätig-
keit zu befähigen. 1964 führten die beiden Seminare 
die Koedukation ein, um die Rekrutierungsbasis zu 
verbreitern. Zusätzlich beschloss der Regierungsrat 
im gleichen Jahr, in Zofi ngen (1965) und Wohlen 
(1966) je ein Zweigseminar zu eröff nen. 1972 legte 
eine Expertenkommission die neue Konzeption für 
die Lehrerbildung vor. Die Ausbildung zur Primar-
lehrperson sollte sich zukün� ig in eine allgemeine 
Mi� elschulbildung und eine berufl iche Ausbildung 
an einer Höheren Pädagogischen Lehranstalt (HPL) 
gliedern. Die Mi� elschulausbildung konnte sowohl 
an einem der bestehenden Gymnasien erworben 
werden als auch am neu zu schaff enden pädago-
gisch-sozialen Gymnasium. 1976 nahm die HPL in 
Zofi ngen ihren Betrieb auf. Der Kanton Aargau war 
einer der ersten Kantone, der die Ausbildung von 
Primarlehrkrä� en tertiarisierte, das heisst auf die 
Ausbildungsstufe nach der Maturität verschob.203

Weitere Aus- und Weiterbildungsmöglichkeiten 
für Aargauer Lehrkrä� e

Für die angehenden Kindergärtnerinnen sowie 
Arbeits- und Hauswirtscha� slehrerinnen wurden 
1960 in Brugg die kantonalen «Frauenschulen» 
in den Räumlichkeiten der ehemaligen landwirt-
scha� lichen Winterschule eröff net (siehe «Land-
wirtscha� », S. 295). 1973 richtete man eine gemein-
same Leitung für die drei Ausbildungslehrgänge 
ein. Die Ausbildung am «Kantonalen Seminar» 
wurde von zwei auf drei Jahre verlängert. In jenem 
Jahr besuchte auch zum ersten Mal ein Mann die 
Ausbildung zur Kindergartenlehrkra� .204

Die Seminarien und später die HPL bilde-
ten Primar- und Realschullehrpersonen aus. Wer an 
einer Sekundarschule unterrichten wollte, musste 
neben guten Noten einen längeren Aufenthalt 
(zwei Semester Universität oder einjährige Lehr-
tätigkeit) in einem französischsprachigen Gebiet 
vorweisen können und eine Französischprüfung 
absolvieren.205 Mit der Ausbildung alleine war es je-
doch nicht getan. Gerade weil die jungen Lehrkrä� e 
zunehmend besser ausgebildet waren, brauchte es 

Weiterbildungsangebote für bewährte Lehrkrä� e. 
1973 wurde dazu die Lehramtsschule für Real- und 
Sekundarschullehrkrä� e gegründet, um ihnen eine 
stufenspezifi sche Weiterbildung zu vermi� eln. Da-
raus entwickelten sich später halbjährige Intensiv-
fortbildungskurse. In den 1980er-Jahren erfolgte 
eine sukzessive Zulassung weiterer Lehrerkatego-
rien der Volksschule, und 1990 gab es erste Wie-
dereinstiegskurse, um dem damals gravierenden 
Lehrermangel entgegenzuwirken.206 2006 wurde 
die Lehramtsschule formal aufgelöst und als Inten-
sivweiterbildung in die Pädagogische Hochschule 
integriert.207

Die Lehrkrä� e an den Bezirksschulen ver-
fügten in der Regel über ein abgeschlossenes Hoch-
schulstudium. In Zeiten des Lehrmangels wurden 
die Anforderungen etwas reduziert und ein Mi-
nimum von acht Semestern vorgeschrieben. Zu-
sätzlich mussten sich die angehenden Lehrkrä� e 
über Leistungen im pädagogisch-psychologischen 
Bereich ausweisen.208 1989 wurde in Aarau das Di-
daktikum für Bezirkslehrerinnen und Bezirksleh-
rer eröff net. Der einjährige Studiengang diente der 
pädagogischen und didaktischen Ausbildung und 
ergänzte das mindestens sechssemestrige Fachstu-
dium an einer Hochschule.209 1996 kam die Ausbil-
dung der Sekundar- und Reallehrkrä� e dazu, die 
sich direkt an Maturandinnen und Maturanden 
richtete. Der Kanton suchte mit Solothurn und 
Basel-Landscha�  eine Zusammenarbeit und legte 
damit eine Grundlage für die spätere Fachhoch-
schule Nordwestschweiz.210

Feminisierung des Lehrberufs

Die ursprüngliche Männerdomäne Lehrberuf erleb-
te im 20. Jahrhundert eine Feminisierung auf breiter 
Basis, wobei abgesehen von der zu unterrichtenden 
Stufe drei Bereiche zu unterscheiden sind: die Aus-
bildung, die Stellenbesetzung und das unterrichtete 
Pensum. Bei der Ausbildung der Primarlehrperso-
nen erreichten die Frauen bereits 1875 einen An-
teil von vierzig Prozent und ab 1940 mindestens 
fünfzig Prozent. Dieser Anteil erhöhte sich ab den 
1960er-Jahren kontinuierlich und überschri�  in 
den 1980er-Jahren die 75-Prozent-Marke.211 Bei 
den Stellenbesetzungen wurde die Parität bereits 
zu Beginn der 1960er-Jahre überschri� en und stieg 
ab Mi� e der 1980er-Jahre massiv an, als Teilzeit-
pensen möglich wurden. 1998/99 machte er rund 
75 Prozent aus.212 An den Bezirksschulen nahm der 
Frauenanteil erst in den 1970er-Jahren zu, weil die 
Ausbildung den Besuch einer Hochschule voraus-
setzte. Im Jahr 2000 betrug der Frauenanteil über 
die ganze Volksschule betrachtet 65,5 Prozent. Bei 
den Mi� elschulen lag er noch tiefer. Die grosse Stei-
gerung erfolgte zu Beginn des 21. Jahrhunderts, als 
die männlichen Lehrpersonen aus der Anfangszeit 
der neuen Kantonsschulen pensioniert wurden.213

Die Reformen in den 1990er-Jahren wirk-
ten sich auf die Ausbildung und das Berufsbild der 
Lehrpersonen aus. Immer mehr Kantone nahmen 
Abschied von der seminaristischen Ausbildung. 
Gleichzeitig wurden die Ausbildungslehrgänge 
interkantonal vereinheitlicht und die Abschlüsse 
gegenseitig anerkannt. Mit der «Gesamtkonzeption 
der Lehrerinnen- und Lehrerausbildung» sollten im 
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Aargau die bisher getrennten Ausbildungsinstitu-
tionen in der Pädagogischen Hochschule zusam-
mengeführt werden, die ihrerseits in die Fachhoch-
schule Aargau (später Nordwestschweiz) integriert 
wurde.214

Die Gründung der HTL Brugg-Windisch

Die zunehmende Mechanisierung, die fortschrei-
tende Arbeitsteilung sowie die straff ere Organi-
sation der Fabrikationsbetriebe ha� e in den boo-
menden Nachkriegsjahren eine Verlagerung vieler 
Funktionen aus der Werksta�  ins Büro zur Folge. 
Am 20. Oktober 1956 lud der Regierungsrat zu einer 
Besprechung nach Aarau. Einhellig unterstützten 
die Wirtscha� sverbände und Parteien die Grün-
dung eines Technikums als Antwort auf den Struk-
turwandel.215 Ein Aktionskomitee um den Brugger 
Industriellen Karl Rütschi (1905–1997) sammelte 
600 000 Franken bei den Industriefi rmen der Re-
gion und setzte sich für eine schnelle Realisierung 
ein.216 1959 sprach der Grosse Rat einen Projek-
tierungskredit, und 1961 bewilligten die Aargauer 
Stimmbürger mit 71,5 Prozent einen Baukredit von 
22 Millionen Franken.217 Den vorgängigen inner-
kantonalen Standortwe� bewerb konnte die Region 
Brugg-Windisch für sich entscheiden. 1965 nahm 
die Höhere Technische Lehranstalt (HTL) Brugg-
Windisch ihren Betrieb auf, und ab 1966 konnte 
im markanten Hauptgebäude der Unterricht aufge-
nommen werden.218 Aus Spargründen verfügte der 
Grosse Rat einen zweijährigen Baustopp, weshalb 
das Aula- und Mensagebäude erst 1970 der Schule 
übergeben werden konnte.219

Die HTL Brugg-Windisch wurde in einer 
Zeit der Bildungseuphorie gegründet und von An-
fang an von Bevölkerung und Wirtscha�  getragen. 
Sie entsprach einem grossen Bedürfnis und profi -
tierte von der damals fl orierenden Maschinenbau- 
und Elektrotechnikindustrie. Eine grosszügig aus 
privaten Mi� eln geäufnete Sti� ung ermöglichte 
zudem Anschaff ungen, die es auf politischem Weg 
damals noch schwer gehabt hä� en – etwa eine 
IBM-Computeranlage für 200 000 Franken.220 Von 
Beginn weg war die Praxisorientierung sehr wich-
tig. 1982 erfolgte zusammen mit der Aargauischen 
Industrie- und Handelskammer die Gründung 
der Forschungs- und Entwicklungsinstitution für 
Technologietransfer, die privatwirtscha� lich or-
ganisiert den KMU einen einfachen Zugang zum 
technisch-wissenscha� lichen Potenzial der HTL 
eröff nete. Die Gründung ha� e Pioniercharakter 
und wurde später von weiteren Institutionen über-
nommen.221

Im Zuge der Tertiärisierung des Bildungswe-
sens entstanden im Aargau weitere Höhere Fach-
schulen: die Höhere Pädagogische Lehranstalt 
Zofi ngen (1976, siehe «Lehrerbildung», S. 192), die 
Höhere Wirtscha� s- und Verwaltungshochschule 
(HWV) Baden (1993) und die Höhere Fachschule 
für den Sozialbereich Brugg (1994). Letztere ent-
stand aus der Zusammenführung der Aargauischen 
Fachschule für Heimerziehung Brugg und der bis 
anhin privatrechtlich geführten Interkantonalen 
Höheren Fachschule für Sozialarbeit Aarau.222

Hochfl iegende Hochschulpläne

Im Jahr 1962 verlangte der Badener LdU-Grossrat 
Jakob Hohl in einer Motion, «die Gründung einer 
aargauischen Universität in die Wege zu leiten». Er 
begründete sie einerseits mit der Überforderung 
der bestehenden Hochschulkantone und ande-
rerseits damit, «dass der Beitrag unseres Kantons 
an die Förderung der Wissenscha� en nicht den 
wirtscha� lichen Möglichkeiten entspricht».223

Während des beispiellosen Wirtscha� s- und Be-
völkerungswachstums zeigte sich, dass die Schweiz 
im Hochschulwesen im Rückstand war. Die Aus-
bildungskapazitäten waren der rasch steigenden 
Zahl der Studentinnen und Studenten nicht mehr 
gewachsen, die Nachfrage nach Akademikerinnen 
und Akademikern war grösser als die Zahl der Ab-
solventen, und im Ausland wurden die Hochschu-
len schneller ausgebaut. Auch in Luzern wurde über 
ein Hochschulprojekt diskutiert.224

Der Vorstoss kam für die meisten überra-
schend. Zwar ha� e der Kanton soeben eine weitere 
Kantonsschule errichtet, doch gab es noch etliche 
Gemeinden, die über keine zeitgemässe Infra-
struktur für die Volksschule verfügten. Trotzdem 
war der Regierungsrat bereit, das Anliegen zu prü-
fen.225 Die ganze Hochschulfrage fi el in eine Zeit 
allgemeiner Au� ruchsstimmung, und weite Kreise 
waren angetan von der Vorstellung einer Aargauer 
Hochschule. Während sich die Bürgerlichen im Rat 
für den Kredit aussprachen, wurde er 1964 von der 
Häl� e der Sozialdemokraten abgelehnt.226 Nach 
vertie� en Abklärungen nahm man von einer voll-
ausgebauten Universität mit allen Fakultäten Ab-
stand. Sta� dessen sollte bis 1985 eine Hochschule 
für Humanwissenscha� en mit je einer Abteilung 
für klinische Medizin und für Bildungswissen-
scha� en realisiert werden.227

Ein Absturz mit Ansage

Während der Grosse Rat 1970 dem Kredit über 6,5 
Millionen Franken für die erste Stufe mit 130 gegen 
2 Stimmen zugestimmt ha� e, wurde die Vorlage 
an der Urne mit 31 460 gegen 28 945 Stimmen bei 
über 5 000 Leerstimmen nur knapp angenom-
men.228 Dass die Angelegenheit nicht zu einem Fi-
asko wurde, war dem überaus engagierten Abstim-
mungskampf des Aargauischen Hochschulvereins 
unter der Führung von Jakob Hohl zu verdanken. 
Dagegen opponiert ha� e die «Aktion für Sparsam-
keit im Staate», die vom Wohlener Grossrat Arnold 
Widmer (1898–1989) von den Freien Stimmberech-
tigten angeführt wurde.229 Zu diesem Zeitpunkt 
studierten bereits über tausend Aargauerinnen 
und Aargauer an Schweizer Universitäten und ver-
ursachten den Trägerkantonen unvergütete Kosten 
in zweistelliger Millionenhöhe.230 Um Zulassungs-
beschränkungen für die Aargauer Studierenden zu 
vermeiden, trat der Aargau dem Konkordat über 
die Hochschulbeiträge bei. Seit Inkra� treten 1981 
entrichtet der Kanton einen steigenden Betrag pro 
Studentin, pro Studenten (1981: 3000 Franken, 
1990: 7000 Franken) an die Hochschulkantone.231

In den 1970er-Jahren verschwand die an-
fängliche Au� ruchsstimmung. Die Skepsis gegen-
über den damaligen Strömungen im Bildungsbe-
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Grafi k 
30a

Die institutionelle Entwicklung der Aargauer Mi� el- und Berufsschulen 1896–2002

Grafi k 30a Vereinfachte Übersicht über die institutionelle Entwicklung der Mi� el- und Berufsschulen (ohne Landwirtscha� , Gesund-
heit, Soziales und Kunst) im Kanton Aargau 1896 bis 2002. Quellen u.a. Aargauische Gesetzessammlung; Staehelin 2002, 194; We� stein 
2020, 154.
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Grafi k 30b Quelle: Aargauer Schulen 1981, 59.195

Grafi k 
30b

Übersicht über die Standorte der Mi� el- und Berufsschulen im Aargau 1981

 Lehrerbildung
 Maturitätsschulen
 Diplomschulen
 Berufsmi� elschulen
 Gewerblich-industrielle Berufsschulen
 Kaufmännische Berufsschulen
 Spezielle Berufsschulen

Rheinfelden

Laufenburg

Frick

Zurzach

Brugg / Windisch

Baden

Niederlenz

Lenzburg

Aarau

Suhr

GränichenUnterentfelden

Zofi ngen Reinach

Wohlen

Muri

Bremgarten

Gnadenthal

We� ingen



196

reich nahm zu, und die Finanzlage des Kantons 
verschlechterte sich insbesondere in der 1975 ein-
setzenden, tiefgreifenden Rezession. Am 20. Okto-
ber 1976 wies der Grosse Rat mit 79 gegen 76 Stim-
men den Entwurf des Hochschulgesetzes zurück 
und verlangte zwei Vorlagen (Medizinausbildung/
Bildungswissenscha� en).232 Im Frühling 1978 lehn-
ten die Aargauerinnen und Aargauer das eidgenös-
sische Hochschulförderungsgesetz ab, und kurze 
Zeit später scheiterte das Luzerner Hochschul-
projekt an der Urne. Im Herbst begrub auch der 
Regierungsrat die Aargauer Pläne.233 Mehr Erfolg 
war Ende Jahr dem Gesetz über die kantonale Be-
teiligung an der Ausbildung der Studentinnen und 
Studenten der Medizin beschieden, das 63,7 Pro-
zent Zustimmung erhielt.234

Auf dem Weg zur Fachhochschule 
Nordwestschweiz

1992 reichte der Badener CVP-Grossrat und Stadt-
ammann Josef Bürge (*1942) eine Motion ein. Er 
forderte die Umwandlung der HTL Brugg-Win-
disch und der neu gegründeten HWV Baden zu 
Fachhochschulen nach europäischem Vorbild. Die 
Motion wurde stillschweigend überwiesen. Der 
Regierungsrat nahm die Veränderungen in der ter-
tiären Bildung als Chance für den Kanton Aargau 
wahr. Zu diesem Zeitpunkt war das damalige Bun-
desamt für Industrie, Gewerbe und Arbeit daran, 
die Grundlagen für Berufsmaturitätslehrgänge zu 
erarbeiten. Für deren Absolventinnen und Absol-
venten waren Fachhochschulen als a� raktive Wei-
terbildungsmöglichkeit vorgesehen.235 1997 wurde 
die Aargauer Fachhochschule für Technik und Wirt-
scha�  gegründet und ein Jahr später um den Fach-
bereich Gestaltung erweitert. Danach folgte eine 
Fachhochschule Gesundheit und Soziale Arbeit. 
Damit wurde der Kanton Aargau doch noch zum 
Hochschulkanton. Der Regierungsrat konnte sich 
allerdings nicht zurücklehnen. Bereits 1997 kün-
digte der Bund an, schweizweit nur sieben Fach-
hochschulen zu genehmigen, und 1998 forderte 
der Fachhochschulrat eine Standortkonzentration 
in Brugg.236 Nun begann eine unheilvolle regional-
politische Standortdiskussion. 1999 präsentierte 
CVP-Regierungsrat Peter Wertli der überraschten 
Öff entlichkeit eine zweipolige Fachhochschule 
Aargau-Solothurn mit den Standorten Aarau und 
Olten.237 Während sich Aarau freute, ging die Re-
gion Brugg für «ihre» mit der Wirtscha�  eng ver-
bundene Fachhochschule auf die Barrikaden.

2001 wurde Rainer Huber von der CVP 
neuer Bildungsdirektor. Er sprach sich aus wirt-
scha� spolitischen und fi nanziellen Gründen für 
den Standort Brugg-Windisch aus und kämp� e 
für eine vierkantonale Fachhochschule Nordwest-
schweiz (Aargau, Basel-Landscha� , Basel-Stadt 
und Solothurn), deren Gründung er 2004 verkün-
den konnte. Bei der anschliessenden Portfolio-Be-
reinigung musste der Aargau auf Architektur und 
Bauwesen, auf Design und Kunst sowie auf die 
Soziale Arbeit verzichten, dafür blieb ihm die Pä-
dagogische Hochschule, und der prestigeträchtige 
Bereich Technik wurde in Windisch konzentriert.238

Vielfältige Aus- und Weiterbildungsangebote

Auch wenn den hochfl iegenden Plänen für eine 
Aargauer Universität kein Erfolg beschieden war, 
so hat sich der Kanton in knapp fünfzig Jahren in 
den Bereichen Höhere Ausbildung, Forschung und 
Entwicklung markant verändert. Aus der 1957 ge-
gründeten BBC-Konstrukteurschule in Baden wur-
de 1971 eine Technikerschule. Ab 1973 unterstützte 
der Kanton diese fi nanziell, und zehn Jahr später 
erfolgte die Anerkennung durch den Bund. 1992 
trennte sich die ABB von der Schule, die seither von 
einem Trägerverein erfolgreich geführt wird.239

Aus dem Zusammenschluss des Eidgenös-
sischen Instituts für Reaktorforschung (1960) in 
Würenlingen und dem Schweizerischen Institut für 
Nuklearforschung (1968) in Villigen wurde 1988 das 
Paul Scherrer Institut als grösste Forschungsanstalt 
der ETH Zürich.240

Zwei weitere Anregungen aus der Hoch-
schuldeba� e wurden 2009 Realität. In Aarau wur-
de das von der Universität Zürich, der Fachhoch-
schule Nordwestschweiz, der Stadt Aarau und dem 
Kanton Aargau getragene Zentrum für Demokratie 
Aarau gegründet.241 2009 wurde ausserdem an der 
Universität Basel ein Lehrstuhl für Provinzialrömi-
sche Architektur errichtet, der sich hauptsächlich 
mit der Erforschung der Römer im Aargau beschäf-
tigt und vom Kanton Aargau mitfi nanziert wird.242

Das öff entliche Gesundheitswesen

1962 machte der Regierungsrat vier Problemfelder 
aus, welche das Gesundheitssystem in den kom-
menden Jahrzehnten vor grosse Herausforderun-
gen stellen werden: «Erstens machen medizinische 
Wissenscha�  und ärztliche Kunst rasche und um-
wälzende Fortschri� e. Es können immer mehr Pa-
tienten geheilt oder doch länger am Leben erhalten 
werden, wofür Spitalaufenthalte o�  die Vorausset-
zungen bilden. Zweitens bringt die Überalterung 
eine Zunahme kranker Leute, die angesichts der 
gewandelten Familienstruktur und Wohnverhält-
nisse nicht mehr im eigenen Hause gepfl egt wer-
den können. Dri� ens ermöglichen soziale Errun-
genscha� en, wie zum Beispiel die Krankenkassen, 
auch minderbemi� elten Schichten den Spital-
aufenthalt, und viertens müssen Entlöhnung und 
Arbeitszeit des zahlreichen Personals in den Spitä-
lern und Anstalten den neuzeitlichen Regelungen 
bei anderen Berufsarten angeglichen werden.»243

Nach dem Zweiten Weltkrieg begann eine Ära des 
medizinischen und technischen Fortschri� s im 
Gesundheitswesen, wie ihn frühere Generationen 
nicht gekannt ha� en. Damit verbunden waren 
auch steigende Erwartungen der Bevölkerung an 
die Gesundheitsversorgung. Ging es zunächst um 
den Zugang zu neuen Behandlungsmethoden und 
zur Gesundheitsinfrastruktur sowie um deren Er-
reichbarkeit, rückte später immer mehr deren Fi-
nanzierbarkeit in den Fokus der kantonalen Politik. 
Galt es zu Beginn des Betrachtungszeitraums noch, 
die Ausbreitung von Infektionskrankheiten notfalls 
auch mit rigorosen Massnahmen zu verhindern, so 
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wurde der Fokus später zunehmend auf die Präven-
tion von Zivilisationskrankheiten und die Sucht-
problematik gelegt.

Der Ausbau der aargauischen Spitallandscha� 

Während alle Kantone dem gleichen Entwicklungs-
trend ausgesetzt waren, galt es im Aargau, zusätz-
lich einen baulichen Nachholbedarf zu bewältigen. 
Dieser ergab sich einerseits aus dem Alter der Bau-
ten und aus aufgeschobenen Unterhaltsarbeiten, 
andererseits aus überholten Betriebskonzepten. 
Das Spitalsystem war gekennzeichnet durch eine 
Mischung aus Zentralisation (ein Kantonsspital 
für Akutpatientinnen und -patienten, eine An-
stalt für psychisch Erkrankte sowie eine psych-
iatrische Beobachtungsstation für Kinder) und 
Dezentralisation (acht Regionalspitäler und vier 
regionale Pfl egeanstalten). Mit Ausnahme der Be-
zirke Bremgarten und Lenzburg wurden zwischen 
1888 und 1913 in allen Bezirken Spitäler eröff net, 
welche die stationäre Gesundheitsversorgung der 
Region sicherstellten. Die Patientinnen und Pati-
enten konnten wohnortsnah medizinisch versorgt 
und teilweise auch durch ihre Hausärzte betreut 
werden. Die Menschen waren mit ihren Regional-
spitälern verbunden durch Geburt, Krankheit und 
Tod. Dementsprechend emotional konnten Debat-
ten werden. Erst 2005 wurde mit der Schliessung 
des Bezirksspitals Brugg die bis anhin erfolgreiche 
regionale Blockbildung im Grossen Rat durchbro-
chen.244 Während das Kantonsspital in Aarau dem 
Kanton gehörte, waren die Träger der Regionalspi-
täler grösstenteils private Vereine und Sti� ungen, 
nur Baden gehörte der Gemeinde. Die Finanzie-
rung erfolgte bloss zu einem kleinen Teil durch den 
Kanton. Wichtiger waren bis zum Spitalgesetz 1965 
die Gemeinden sowie Dri� e, etwa in der Region 
ansässige Unternehmen.

Ein Kantonsspital in Baden

Ein Expertenbericht kam 1962 zum Schluss, dass 
angesichts des grossen Wachstums der Region Ba-
den der Bau eines neuen Kantonsspitals als Schwer-
punktspital sinnvoll sei. Zudem seien die regiona-
len Spitäler und Pfl egeanstalten zu modernisieren 
und zu erweitern, was jedoch ohne zusätzliche 
Finanzierung durch den Kanton nicht sozialver-
träglich umzusetzen sei.245 1964 stimmten die Aar-
gauer mit 63 261 Ja gegen 6 106 Nein dem neuen 
Gesetz zu und bewilligten damit indirekt einen In-
vestitionsbeitrag von rekordhohen 231,5 Millionen 
Franken.246 Davon waren 85 Millionen für das Kan-
tonsspital Aarau und 73 Millionen für den Bau des 
Kantonsspitals in Baden vorgesehen. 1970 geneh-
migte der Grosse Rat schliesslich einen Kredit von 
rund 140 Millionen Franken. Diese massiven Mehr-
kosten waren ursächlich auf die hohe Bauteuerung, 
ein aktualisiertes Bauprogramm infolge stärkeren 
Bevölkerungswachstums sowie bauliche Anpassun-
gen zurückzuführen.247 Mit dem Spitalgesetz von 
1971 wurde eine bessere Finanzierung der aargaui-
schen Spitäler und Krankenheime eingeführt. Fort-
an übernahm der Kanton sämtliche Baukosten so-
wie siebzig Prozent der Betriebsdefi zite, während 
die Gemeinden die restlichen dreissig Prozent zu 

tragen ha� en. Zur Finanzierung wurde ein 15-pro-
zentiger Zuschlag auf die Staatssteuer (Spitalsteuer) 
erhoben.248 Neben der staatspolitischen Bedeutung 
des zweiten Kantonsspitals konnte 1978 ein wich-
tiger Pfeiler im zukün� igen Spitalverbund Aargau 
realisiert werden.249

Von der Spitalkonzeption 1972 zur 
Gesamtplanung

Der Kanton Aargau war im Gesundheitswesen 
ein Sonderfall, weil er den baulichen Nachhol-
bedarf anging, als andere Kantone bereits die fi -
nanziellen Folgen bekämp� en.250 Die Einsetzung 
einer Kommission 1960 markiert den Beginn der 
planerisch-politischen Steuerung des kantonalen 
Gesundheitswesens. Mit dem Spitalgesetz von 1971 
wurde die sogenannte Spitalkonzeption als Grund-
lage für die kantonale Spitalplanung eingeführt. 
Sie sollte ein Gleichgewicht zwischen Bedarf und 
Finanzierbarkeit herstellen und war der erste Ver-
such, von der reinen Spitalbaupolitik zu einer um-
fassenden Gesundheitspolitik zu wechseln.251 Der 
Zwischenbericht von 1975 zeigte, dass Prognosen 
rasch überholt sein können. Mit Blick auf die stark 
ansteigenden Ausgaben für die Betriebskosten 
und die Überkapazitäten mahnte der Regierungs-
rat eine Redimensionierung an.252 Der neue CVP-
Regierungsrat Hans Jörg Huber strebte eine Ge-
samtbetrachtung des Gesundheitssystems an und 
legte 1980 65 � esen vor. Insbesondere sollten der 
Gesundheitsschutz und die Gesundheitsfürsorge 
(siehe «Prävention», S. 432) den gleichen Stellen-
wert wie die Gesundheitsversorgung erlangen.253 In 
den 1980er-Jahren wurden die Infektionskrankheit 
AIDS und Drogen immer wichtigere � emen. Eine 
Überarbeitung der bisherigen Konzeption drängte 
sich deshalb auf. Wichtige Einfl ussfaktoren waren 
die überproportionale Zunahme der über 65-Jäh-
rigen, die Verkürzung der mi� leren Aufenthalts-
dauer in den Spitälern infolge neuer Operations- 
und Behandlungstechniken und neue, bisher nicht 
berücksichtigte stationäre Leistungserbringer wie 
die Klinik im Schachen in Aarau (heute Hirslanden 
Klinik).254

Kernstück der «Spitalkonzeption 2005» 
war die Vorgabe verbindlicher Leistungsau� räge. 
Damit wurde zu einem Instrument aus dem Werk-
zeugkasten der Wirkungsorientierten Verwaltungs-
führung gegriff en. Schri� weise wollte man von der 
pauschalen Defi zitdeckung hin zu einer leistungs-
bezogenen Finanzierung der Spitäler übergehen, 
um die Effi  zienz zu erhöhen und den Kostenanstieg 
zu bremsen. Erstmals umgesetzt wurde das Modell 
1994 im Spital Rheinfelden.255

2003 wurden die bisher unselbstständigen 
öff entlichen Anstalten Kantonsspital Aarau, Kan-
tonsspital Baden und Psychiatrische Dienste in 
gemeinnützige Aktiengesellscha� en umgewandelt. 
2004 trat ein neues Spitalgesetz in Kra� , das den 
Anstoss zur «Gesundheitspolitischen Gesamtpla-
nung» gab, die ein Jahr später vom Grossen Rat ge-
nehmigt wurde und als umfassendes Planungswerk 
das aargauische Gesundheitswesen erstmals ganz-
heitlich darstellte.256



148 Standorte der Spitäler. Mit der Spitalkonzeption 1972 wurde eine stärkere räumliche Konzentration im Gesundheitswesen geprü� , jedoch verworfen. Die regionale 
Grundversorgung ermöglichte allen Aargauerinnen und Aargauern gleichmässig, an der medizinischen Grundversorgung zu partizipieren.



150 Operationssaal im Kantonsspital Aarau. Eine doppelte Aufgabe 
ha� e 1960 auch das Kantonsspital Aarau: Ungefähr mit der Häl� e  
der Be� en diente es als Regionalspital der Region Aarau und mit der 
anderen Häl� e der Be� en als Zentralspital dem ganzen Kanton.

149 Bau des Kantonsspitals Baden. Nach sechs Jahren Bauzeit konnte am 30. Juni 1978 in Baden das zweite 
aargauische Kantonsspital eingeweiht werden. Anschliessend wurden mithilfe von Spitalformationen der Armee 
die Patientinnen und Patienten aus dem städtischen Krankenhaus Baden in den Neubau verlegt.

152 Lu� aufnahme des Gesundheitszentrums Brugg, 1977. Alterswohnungen, Alters- und Pfl egeheim sowie 
Bezirksspital und das soeben in ein Krankenheim umfunktionierte ehemalige Personalhaus befi nden sich am 
gleichen Ort, wie in der Spitalkonzeption von 1972 gefordert, um Synergien zu nutzen.

151 Schwesternhaus in Königsfelden. Für die 
neuen Behandlungsmethoden brauchte es mehr 
Pfl egepersonal, das jedoch nur sehr schwer zu 
rekrutieren war. 1964 konnte das Schwesternhaus 
eröff net werden. Bis dahin war Königsfelden die 
einzige Klinik im Aargau ohne eigene Unterkun�  
für die Pfl egerinnen gewesen.
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Von den Rheuma- zu den
Rehabilitationskliniken

Der Kanton Aargau zählt mit Baden, Rheinfelden, 
Schinznach-Bad und Bad Zurzach vier � ermal-
kurorte (siehe «Kuren und Heilen», S. 430), die in 
den 1960er-Jahren � erapien gegen Rheumatismus 
anboten. Rheuma war eine relativ weitverbreitete 
«Volkskrankheit», die unbehandelt zur Invalidität 
führen konnte. Weil es schweizweit zu wenig Be-
handlungsplätze gab, wurden viele Patientinnen 
und Patienten in den Akutspitälern hospitalisiert. 
Die Schweizerische Rheumakonzeption unter-
schied 1965 zwischen Bäderkliniken für schwer 
pfl egebedür� ige Patientinnen und Patienten und 
Bädersanatorien für solche mit einem geringeren 
pfl egerischen Bedarf. Dabei war vorgesehen, in 
Schinznach-Bad eine Bäderklinik, in Baden und 
Rheinfelden Bädersanatorien und in Bad Zur-
zach eine Lösung für beide Patientenkategorien 
einzurichten. Während der Kanton Aargau in den 
Akutspitälern Patientinnen und Patienten an die 
Nachbarkantone abgab, kamen besonders aus den 
Städten Basel und Zürich Rheumaerkrankte in die 
Aargauer Institutionen. 1969 bewilligte der Grosse 
Rat knapp 17 Millionen Franken für die Neubau-
ten in Bad Zurzach, Schinznach-Bad und Rhein-
felden.257 Wie die Regionalspitäler wurden sie auf 
verschiedene Weise durch Kantonsbeiträge fi nan-
ziert und unterstanden dem Spitalgesetz. Alle grös-
seren Vorhaben mussten durch das Departement 
oder den Regierungsrat bewilligt werden. Im Laufe 
der 1980er-Jahre traten die Behandlungen gegen 
Rheumatismus immer mehr in den Hintergrund. 
Wichtiger wurde dafür die Nachbehandlung von 
Operationen, was sich gegen aussen in der Um-
benennung in «Rehabilitationskliniken» äusserte.

Eine besondere Stellung nahm seit ihrer Er-
öff nung 1974 die SUVA-Klinik in Bellikon ein. Auf-
grund ihres umfassenden Dienstleistungsangebots 
und der intensiven Zusammenarbeit mit den Aar-
gauer Spitälern wurde sie 1994 erstmals in die Spi-
talkonzeption des Kantons aufgenommen.258

Alters- und Krankenheime

Im 20. Jahrhundert stieg die durchschni� liche Le-
benserwartung kontinuierlich an (siehe «Demogra-
fi e», S. 36 und 49). Gleichzeitig lösten sich die ehe-
mals engen Familienverbände auf. An die Stelle der 
bäuerlichen Grossfamilie trat die moderne Klein-
familie. Immer weniger Kinder ha� en die Möglich-
keit, ihre Eltern im Alter zu sich zu nehmen und zu 
pfl egen. Die meisten Aargauer Städte kannten be-
reits in der frühen Neuzeit Institutionen («Spi� el» 
oder «Asyle») für alleinstehende ältere Menschen. 
Träger waren die Ortsbürgergemeinden, die in den 
meisten Fällen die Aufgabe 1937 an die Einwohner-
gemeinden übertrugen. Diese Altersheime wurden 
als Kollektivhaushaltung geführt. Bewohnerinnen 
und Bewohner, die dauerha�  pfl egebedür� ig wur-
den, wechselten in ein Spital. Für diese war jedoch 
in den modernen Spitälern kein Platz mehr. Es 
brauchte deshalb neue Lösungen. 1957 erhielt der 
Kanton die Kompetenz, den Bau von Altersheimen 
mit Staatsbeiträgen zu unterstützen.259 Die meis-
ten Gemeinden konnten die Aufgabe nicht alleine 

stemmen, sondern mussten sich mit den Nachbar-
gemeinden zusammen an einen Tisch setzen. Als 
Träger wurde vielfach ein Verein gegründet, der sich 
auch um die Finanzierung kümmerte. Um die Men-
schen möglichst lange in der Selbstständigkeit zu 
belassen, sollten sie zunächst in eine Alterssiedlung 
einziehen. Wer mehr Hilfe benötigte, wechselte je 
nach Bedarf ins Alters- oder Pfl egeheim.260

 Die Spitalkonzeption mahnte 1972 an, dass 
der rasche Bau von Krankenheimen unumgänglich 
sei, weil der Kanton über kein einziges modernes 
Krankenheim verfüge. Die Konzeption sah vor, dass 
regionale Krankenheime in der Nähe der Akutspi-
täler errichtet werden sollten, um Synergien zu 
nutzen.261 Aus fi nanzpolitischen Gründen nahm 
die Realisierung der Krankenheime viel mehr Zeit 
in Anspruch als ursprünglich gedacht. Gleichzeitig 
reduzierte sich der Be� enbedarf deutlich.262

Spitalexterne Krankenpfl ege zur Senkung der 
Gesundheitskosten

Im Laufe des 20. Jahrhunderts entwickelte sich die 
Hauskrankenpfl ege zu einem wichtigen Bereich 
in der Gesundheitsversorgung. Sie übernahm die 
Pfl ege von Patientinnen und Patienten, die nicht 
durch eigene Angehörige gepfl egt werden konnten. 
Die Anbieter waren lokal organisiert und erbrach-
ten unterschiedliche Leistungen. Ihre Gründung 
ging vielfach von gemeinnützigen oder kirchlichen 
Organisationen aus.263 1977 ergab eine Erhebung, 
dass es 157 Trägerorganisationen gab, die insge-
samt 76 Gemeindeschwestern beschä� igten. Um 
die steigenden Kosten im Gesundheitswesen zu 
dämpfen, begann man in den 1980er-Jahren, die 
spitalexterne Krankenpfl ege auszubauen, wobei die 
Zuständigkeit bei den Gemeinden lag. Der Kanton 
unterstützte sie durch eine Spitex-Beratungsstelle. 
1995 nahm der Grosse Rat das Spitex-Leitbild zur 
Kenntnis.264 Der danach folgende Ausbau wurde 
möglich, nachdem mit dem neuen Krankenversi-
cherungsgesetz die Kosten nicht mehr nur durch 
die Selbstzahler und die Gemeinden, sondern auch 
durch die obligatorische Krankenversicherung be-
zahlt wurden. Die stark steigenden Gesundheits-
kosten führten in den 1990er-Jahren, dazu, dass 
sich der Fokus stärker auf kostendämpfende Mass-
nahmen richtete.

Immer wichtiger wurden deshalb die Prä-
vention und die Gesundheitsförderung, die bereits 
in der Spitalkonzeption 1972 gefordert wurden. 
Die Umsetzung sollte dabei vor allem durch die 
nichtstaatlichen sozialmedizinischen Dienste wie 
die kantonale Frauenliga gegen Tuberkulose, die 
Mü� er- und Säuglingsfürsorge, Pro Juventute und 
andere Organisationen erfolgen. 1976 konstituier-
te sich eine kantonale Kommission für sozial- und 
präventivmedizinische Fragen, und 1984 wurde 
eine entsprechende Sektion innerhalb des kan-
tonsärztlichen Dienstes gebildet (siehe «Aarau – 
eusi gsund Stadt», S. 432).265
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Von der Heil- und Pfl egeanstalt zur 
Psychiatrischen Klinik

Die Psychiatrie als Teilgebiet der Medizin hat im 
Aargau eine lange Tradition. 1872 eröff nete der 
Kanton in Königsfelden eine psychiatrische Heil- 
und Pfl egeanstalt. Noch in der ersten Häl� e des 
20. Jahrhunderts folgte einem Eintri�  in die Klinik 
ein o�  jahre- oder jahrzehntelanger Aufenthalt. 
Nicht alle Leiden konnten geheilt werden. Immer 
mehr wurde aus der Heilanstalt eine Versorgungs-
anstalt, die mit überfüllten Krankenstationen zu 
kämpfen ha� e. Errichtet für 300 Patientinnen und 
Patienten, war die Klinik lange Zeit mit 800 Be� en 
ausgesta� et. Ab den 1980er-Jahren sank die Zahl 
und betrug 1995 noch 560 Be� en.266 Neue Medi-
kamente und Behandlungsansätze wie die Psycho-
therapie verkürzten in der Nachkriegszeit die Ver-
weildauer massiv. 1974 verliessen 40 Prozent der 
Patientinnen und Patienten die Klinik nach einem 
Monat, nach drei Monaten 74 Prozent und nach 
sechs Monaten bereits 84 Prozent.267

1959 ha� en die Stimmberechtigten 30,5 
Millionen Franken bewilligt, um Königsfelden in 
eine moderne Heil- und Pfl egeanstalt umzubauen. 
Zehn Jahre später konnten vier Pavillons mit 248 
Be� en, Turnhalle und Schwimmbad eingeweiht 
werden.268 Als sichtbares Zeichen für den Au� ruch 
erfolgte ab 1965 ein schri� weiser Abbruch der alten 
Anstaltsmauern, die früher das gesamte Areal um-
geben ha� en. Aus der alten Heil- und Pfl egeanstalt 
war die moderne Psychiatrische Klinik Königsfel-
den geworden.269

Ausbau des ambulanten Angebots

Als Folge des medizinischen Fortschri� s und des 
sozialen Wandels wurden im Zusammenhang mit 
der Spitalkonzeption ein neues Leitbild ausge-
arbeitet und 1972 eine Reorganisation eingeleitet. 
Dazu gehörten die Eröff nung von Ambulatorien 
an verschiedenen Orten wie auch der Au� au ei-
nes Sozialpsychiatrischen Dienstes (SPD). Dieser 
kümmerte sich um die Wiedereingliederung ehe-
maliger Patientinnen und Patienten und betrieb 
dazu teilstationäre Angebote. Während die Ge-
sellscha�  off ener mit psychischen Erkrankungen 
umging, fehlten durch den Strukturwandel in der 
Wirtscha�  geeignete Arbeitsplätze für Menschen 
mit einem reduzierten Leistungsvermögen. Ge-
schützte Werkstä� en und Heime wie das Domino 
in Windisch entstanden. Unter der Aufsicht des 
SPD nahm 1977 die Drogenberatungsstelle Kon-
takt ihre Tätigkeit auf.270 Drogen sollten auch in den 
folgenden Jahren und Jahrzehnten zu einem immer 
wichtiger werdenden � ema werden. 1993 wurde in 
Königsfelden die kantonale Drogenentzugsstation 
eröff net.271

Da viele Erkrankungen bei Erwachsenen 
auf frühkindliche Entwicklungsstörungen zurück-
geführt werden können, nahm 1947 die Kinderbe-
obachtungsstation Rüfenach als Aussenstation der 
Klinik Königsfelden den Betrieb auf.272 1974 wurde 
sie dem neu gegründeten Kinder- und Jugend-
psychiatrischen Dienst (KJPD) unterstellt, der ad-
ministrativ dem Kantonsspital Aarau angegliedert 
war. Lag der Au� rag zunächst in der Beobachtung 

und Abklärung der Kinder, änderte sich das Auf-
gabenfeld durch die Eröff nung der Ambulatorien 
des KJPD in Aarau, Baden/We� ingen, Wohlen und 
Rheinfelden sowie die Einführung des Schulpsy-
chologischen Dienstes. Im Vordergrund standen 
nun die stationäre Abklärung und � erapie der 
Kinder und Jugendlichen.273 1995 fand eine Reor-
ganisation und Umbenennung in «Psychiatrische 
Dienste Aargau» sta� .274

Kantonale Sozialpolitik – vom Fürsorge- 
zum Sozialstaat

Parallel zum Übergang von der Agrar- zur Indust-
rie- und schliesslich zur Dienstleistungsgesellscha�  
vollzog sich ein sozialpolitischer Wandel von der 
kommunalen Armenpfl ege und der Versorgung 
der Armen durch private und kirchliche Kreise 
zum Sozialstaat.275 Im Verlauf des 20. Jahrhunderts 
entstand ein dichtes Netz an staatlichen Sozialver-
sicherungen, das gesellscha� liche (Erwerbsersatz), 
konjunkturelle (Arbeitslosenversicherung), gesund-
heitliche (Invalidenversicherung, Krankenversiche-
rung) und altersbedingte (Alters- und Hinterlasse-
nenversicherung) Armutsrisiken auffi  ng. Die bisher 
kommunalen, kirchlichen und privaten Akteure wie 
Unternehmen oder Vereine wurden dadurch ent-
lastet und erhielten immer mehr eine subsidiäre 
Funktion oder zogen sich ganz zurück. Sie wirkten 
dort, wo die Sozialversicherungen (noch) nicht hal-
fen oder wo neue Formen notwendig waren. Nach 
dem Zweiten Weltkrieg erlebte der Sozialstaat 
einen rasanten Ausbau. Die Hochkonjunktur sorg-
te für einen bisher nicht da gewesenen Wohlstand 
breiter Bevölkerungskreise. Die Steuereinnahmen 
stiegen, und der Staat nahm sich neuer Aufgaben 
an. Es ging nicht mehr nur darum, den von der 
Armut am meisten bedrohten Menschen – Alte, 
Witwen und Waisen, Invalide und kinderreiche Fa-
milien mit niedrigem Einkommen – das wirtscha� -
liche Überleben zu sichern. Vielmehr sollten sie am 
wachsenden Wohlstand und am gesellscha� lichen 
Leben teilhaben.276 Die kollektive Erfahrung der 
unsicheren Zeit während des Zweiten Weltkriegs 
und das gemeinsame Meistern dieser Krise führ-
ten zu einem Näherrücken in der Gesellscha� . Der 
Ausbau der sozialen Sicherung diente in der Zeit 
des Kalten Kriegs auch dazu, die Überlegenheit der 
marktwirtscha� lich orientierten, auf den Prinzipi-
en des Rechtsstaates fussenden Demokratie gegen 
das alternative, kommunistische Gesellscha� smo-
dell zu behaupten.

Unterstützung für die älteren Menschen

Gestützt auf seine Vollmachten, beschloss der Bun-
desrat per 1. Januar 1946, eine Alters- und Hinter-
lassenenrente auszurichten, die zur Häl� e durch 
die öff entliche Hand (Bund ²/die öff entliche Hand (Bund ²/die öff entliche Hand (Bund ² ³/³/  und Kantone ¹/ und Kantone ¹/ und Kantone ¹ ³/³/ ) 
und zur anderen Häl� e durch die Lohn- und Ver-
dienstersatzordnung getragen würde.277 Mit einer 
Verordnung beteiligte der Aargauer Regierungsrat 
die Gemeinden am kantonalen Beitrag. Während 
die Menschen in städtischen Gebieten gegenüber 



154 Wohngruppe im Schulheim Kasteln, 1977. Bereits 1952 wurden aus den grossen 
Schlafsälen Zimmer mit drei bis sechs Be� en. Später kamen Wohngruppen, die sich an 
familienähnlichen Modellen orientierten.

155 Alltag im Alters- und Pfl egeheim Gnadenthal. Für betagte Langzeitpatientinnen 
und -patienten sowie chronisch Kranke gab es in den meisten Bezirksspitälern und 
Altersheimen eigene Abteilungen. Undatierte Aufnahme, Mi� e 20. Jahrhundert.

153 Untersuchung beim Schulzahnarzt, 1971. Mit den steigenden Gesundheitskosten erhielt die Gesundheitsvorsorge eine grössere Bedeu-
tung in der Hoff nung, dadurch die stark steigenden Kosten dämpfen zu können.



156 Schülergruppe im Hof des Schulheims Kasteln, 1977.



157 � erapie in Königsfelden, 1977. Ab 1965 wurden die alten Anstaltsmauern abgebrochen, und 1969 konnten die 
modernen Pavillons in Betrieb genommen werden, wodurch Platz für neue � erapieformen geschaff en wurde.

Die dunklen Seiten
der Psychiatrie

In den letzten Jahren, ist ausge-
hend von heutigen ethischen 
Massstäben, vermehrt Kritik an 
früheren Behandlungsmethoden 
wie der Lobotomie, also dem 
 chirurgischen Eingriff  ins Gehirn, 
in psychiatrischen Kliniken geübt 
worden. Inwiefern diese Metho-
de auch in Königsfelden angewen-
det wurde und ob die Betroff e-
nen darüber informiert waren, 
konnte im Rahmen dieser Arbeit 
nicht geklärt werden. Ebenso 
ist off en zu lassen, in welchem 
Rahmen in Königs felden fürsorge-
rische Zwangsmassnahmen ge-
gen Frauen und Männer ergriff en 
wurden, deren Lebenswandel 
nicht den herrschenden gesell-
scha� lichen Normen entsprach.

Nachdem im Herbst 2019 bekannt 
geworden war, dass in der Klinik 
Münsterlingen im Kanton � urgau 
in den 1950er- bis 1970er- Jahren 
ohne Einwilligung der Patientinnen 
und Patienten «Medikamenten-
versuche» vorgenommen worden 
waren, gab der Regierungsrat eine 
Pilotstudie in Au� rag, um die 
 Situation in der Psychiatrischen 
Klinik  Königsfelden zwischen 
1950 und 1990 abzuklären.1 Es 
zeigte sich, dass zwischen 1953 
und 1986 schätzungsweise mehre-
re Hundert Patientinnen und 
 Patienten mit Medikamenten be-
handelt worden waren, die damals 
noch nicht zugelassen waren.2
 Insgesamt liege der Anteil der Be-
troff enen aber im tiefen einstelli-
gen Prozentbereich, so die Studie. 
Inwieweit die Betroff enen und 
ihre Angehörigen über die Situa-

tion informiert waren, ist auf-
grund der Quellenlage nicht ein-
deutig zu klären. Rechtlich fand 
die Medikamentenabgabe in 
 einem Graubereich sta� . Erst  in 
den 1980er-Jahren befasste sich 
die Aargauer Politik stärker mit 
der Regulierung der klinischen For-
schung und den Rechten der Pati-
entinnen und Patienten.3

 1 Antwort des Regierungsrates zum Postulat be-
treff end unabhängige Studie zu Medikamenten-
versuchen in Aargauer Institutionen, Medien-
mi� eilung des Regierungsrates vom 18.11.2019 
(Online-Quelle). 

 2 Germann 2020, 3. 
 3 Germann 2020, 27. 
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der früheren Altersfürsorge leicht höhere Beträge 
erhielten, bekamen jene in halbstädtischen weniger 
und diejenigen in ländlichen Gebieten bedeutend 
weniger ausbezahlt. 1946 beschloss deshalb das 
Volk, vorübergehend eine kantonale Zusatzrente 
auszurichten.278 Per 1. Januar 1948 wurde die or-
dentliche AHV-Rente eingeführt. Zwei Versuche, 
erneut kantonale Zusatzrenten zu gewähren, schei-
terten zunächst.279 Erst 1956 nahmen die Stimm-
berechtigten das Zusatzrentengesetz mit einem 
Ja-Anteil von 84,5 Prozent an. 4067 Personen mit 
einem Einkommen unter 2400 Franken erhielten 
fortan jährlich 300 Franken ausbezahlt. Die Finan-
zierung erfolgte durch einen Beitrag der Gemein-
den und durch den Kanton.280 1967 wurden diese 
Zusatzrenten durch die Ergänzungsleistungen ab-
gelöst, die nun auch an AHV- und IV-Bezügerinnen 
und -Bezüger ausgerichtet wurden, die auf Fürsor-
geleistungen angewiesen waren.281

Unterstützung von Familien

Um bei besonders von der Armut betroff enen Fa-
milien ein Abgleiten in die Armenfürsorge (heute 
Sozialhilfe) zu verhindern, wurden im Ersten Welt-
krieg erstmals Familienzulagen ausgerichtet.282 Be-
reits 1942 gewährten die Aargauer Kinderzulagen 
an das Personal der Staatsverwaltung und an die 
Lehrerscha� . Die Finanzierung erfolgte paritätisch 
über Lohnabzüge auf Arbeitnehmer- und Arbeitge-
berseite.283 Für die Unternehmen in der Wirtscha�  
gab es zu diesem Zeitpunkt keine Verpfl ichtung, 
doch entrichteten verschiedene Firmen von sich 
aus Familienzulagen und waren einer Familien-
ausgleichskasse angeschlossen. 1964 stimmten die 
Aargauer mit 48 886 zu 19 548 Stimmen der Ein-
führung eines kantonalen Familienzulagenobliga-
toriums zu.284 Alle Arbeitgeber mit Sitz im Aargau 
wurden zur Zahlung von Kinderzulagen verpfl ich-
tet. Damals betrug die minimale Kinderzulage für 
jedes Kind unter 17 Jahren monatlich zwanzig Fran-
ken.285 1968 wurde der Betrag auf dreissig Franken 
und 1972 auf fünfzig Franken erhöht.286 2009 wur-
den die bisher kantonal geregelten Kinderzulagen 
schweizweit vereinheitlicht. Für die Aargauer Fa-
milien bedeutete dies einen höheren monatlichen 
Beitrag sowie eine Ausdehnung der Anspruchsbe-
rechtigung auf Nichterwerbstätige.287

Arbeitslosenversicherung

Gestützt auf einen Bundesratsbeschluss, führte 
der Kanton Aargau 1919 eine Arbeitslosenfürsor-
ge ein. Bald zeigte sich, dass die Unterstützung in 
Form einer Versicherung organisiert werden soll-
te. 1952 traten auf Bundesebene zwei Gesetze in 
Kra� , die den Kantonen in der Frage der Einfüh-
rung eines Versicherungsobligatoriums oder einer 
öff entlichen Kasse freie Hand liessen.288 Das kan-
tonale Einführungsgesetz dazu regelte sowohl die 
Arbeitsvermi� lung, um Arbeitslosigkeit zu vermei-
den oder zu bekämpfen, als auch die Finanzierung 
der Arbeitslosenunterstützung durch den Kanton 
und die Gemeinden nach Massgabe des Bundes-
rechts.289 Der Beitri�  zu einer Versicherung blieb 
für die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer im 
Aargau weiterhin freiwillig, während die Kassen 

verpfl ichtet waren, «jeden in ihrem Tätigkeitsbe-
reich wohnha� en versicherungsfähigen Arbeit-
nehmer aufzunehmen».290 Die gute Wirtscha� sla-
ge führte zu sinkenden Arbeitslosenzahlen, sodass 
1972 und 1973 gar keine Leistungen ausbezahlt 
werden mussten.291 Als auf die Ölpreiskrise 1973 
eine Wirtscha� skrise folgte, stiegen die Zahlen 
wieder an. 1976 stimmten die Schweizer Stimm-
berechtigten der Einführung eines Obligatoriums 
zu.292 In den folgenden Jahren stieg die Arbeitslo-
sigkeit Mi� e der 1980er-Jahre leicht an, um dann 
vor allem in den 1990er-Jahren ungewohnt hohe 
Werte zu erreichen. 1991 überstieg die Zahl erst-
mals die 2000er-Grenze und 1997 gar die Marke 
von 12 000 (siehe «Wirtscha� », S. 367f.).

Neben Arbeitslosigkeit ist Krankheit ein 
klassisches Armutsrisiko. 1929 scheiterte die Ein-
führung einer obligatorischen Krankenversiche-
rung an der Urne. 1945 lag eine neue Gesetzes-
vorlage vor, die jedoch nicht weiterverfolgt wurde, 
weil zeitgleich auf Bundesebene gesetzliche Än-
derungen anstanden.293 Auch ohne Obligatorium 
schlossen sich immer mehr Einwohnerinnen und 
Einwohner einer Krankenkasse an. 1996 wurden 
schweizweit die obligatorische Grundversiche-
rung eingeführt und Prämienverbilligungen für 
Versicherte in bescheidenen fi nanziellen Verhält-
nissen eingeführt.294 Der Aargau wies damals noch 
niedrige Gesundheits- und Prämienkosten auf und 
musste den Bundesbetrag nicht voll ausschöpfen.295

Von der Armenfürsorge zur Sozialhilfe

Das Armenwesen in der Schweiz beruhte lange 
Zeit auf einer faktischen Zweiteilung: Neben einer 
rudimentären öff entlichen Fürsorge gab es eine 
komplementäre private Fürsorge. Gemeinnützi-
ge Gesellscha� en – im Aargau o�  «Kulturgesell-
scha� en» genannt –, kirchliche Organisationen, 
Frauenvereine sowie Armenerziehungsvereine, die 
späteren Jugendfürsorgevereine, kümmerten sich 
um Menschen, die auf Unterstützung angewiesen 
waren. Ebenso sti� eten vermögende Personen 
Legate, mit denen bedür� ige Menschen unter-
stützt werden konnten. 1937 ging die öff entliche 
Fürsorge von den Orts- auf die Einwohnergemein-
den über.296 Aber erst seit 2017 gilt das Wohnorts-
prinzip schweizweit einheitlich. Zuvor gab es für 
eine gewisse Dauer eine Kostenersatzpfl icht des 
Heimatkantons gegenüber dem Wohn- oder Auf-
enthaltskanton.297

Obwohl das Netz der sozialen Sicherheit 
immer engmaschiger geknüp�  wurde, gab es Men-
schen, die davon nicht getragen wurden. Sie wa-
ren weiter auf die Fürsorge angewiesen, allerdings 
immer weniger aufgrund ihrer wirtscha� lichen 
Verhältnisse. Als Ursache galten eine «allgemeine 
Lebensuntüchtigkeit, mangelnde Anpassungsfähig-
keit an die Umwelt, Charakter- und Willensschwä-
che, krankha� e Neigungen».298 Sie brauchten nicht 
nur fi nanzielle Unterstützung, sondern vielmehr 
individuelle Betreuung und Beratung. Dafür waren 
aber die bisherigen Stellen wenig geeignet, da viel-
fach die fachliche Ausbildung und Erfahrung fehl-
ten. Nach über zehnjähriger Vorbereitungszeit trat 
1983 das neue Sozialhilfegesetz in Kra� .299 Es rich-
tete sich im Unterschied zum alten Armengesetz 
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von 1936 nicht mehr nur an «Armengenössige», an 
Personen also, die Hilfe für ihren Lebensunterhalt 
in Anspruch nehmen mussten, sondern ermöglich-
te auch vorbeugende Hilfe. Es ging nun nicht mehr 
um die Disziplinierung Betroff ener, sondern um in-
dividuelle Unterstützung. Sichtbares Zeichen war 
die Umbenennung von «Fürsorge» zu «Sozialhilfe».

Sozialdienste in den Gemeinden

Neu wurde die Alimentenbevorschussung einge-
führt, und ebenfalls neu ha� en die Gemeinden ei-
nen Sozialdienst zu führen, der für alle Altersstufen 
zuständig war. Sie konnten den Dienst gemeinsam 
mit anderen Gemeinden übernehmen oder einer 
privaten Organisation übertragen. Keinesfalls soll-
te mit dieser Neuerung das bisherige Drei-Stufen-
Prinzip infrage gestellt werden: zuerst private Hilfe, 
danach private Organisationen und schliesslich So-
zialdienste der Gemeinden. Allerdings konnte die-
se Absichtserklärung nicht verhindern, dass es zu 
einer Verlagerung von der freiwilligen zur gesetz-
lichen Sozialhilfe kam.300 So stellte beispielsweise 
1983 die seit 1964 freiwillig geführte Beratungs- 
und Fürsorgestelle des Verbands der Industriellen 
der Region Brugg ihre Tätigkeit ein, weil die Nach-
frage nicht mehr bestand.301 Anders verhielt es sich 
bei Beratungsstellen, die sich über ein fachliches 
Profi l ausweisen konnten, wie etwa die Suchtbera-
tung oder Jugend- und Familienberatungsstellen. 
Es entstanden damals auch neue Angebote, wie 
etwa das 1983 eröff nete Frauenhaus, das Frauen 
und Kindern, die zu Hause Gewalt erlebten, eine 
sichere Unterkun�  bot.302

Bedingt durch gesellscha� liche und wirt-
scha� liche Veränderungen nahmen in den 1990er-
Jahren die Aufwendungen im Bereich der Sozial-
hilfe stark zu: «Zunahme der Scheidungen und der 
alleinstehenden Personen, Zunahme der auslän-
dischen Bevölkerung mit Einschluss der Kriegs-
vertriebenen und auch die modernen Konsumge-
wohnheiten sowie die gesamte Suchtproblematik» 
machte der Regierungsrat 1995 neben der Stagna-
tion der Wirtscha�  und dem Zwang zur Rationali-
sierung als Ursachen aus.303

Heime und Anstalten

Im ausgehenden 19. Jahrhundert entstanden im 
Kanton Aargau zahlreiche Heime und Anstalten, 
die der Erziehung, Versorgung und Disziplinierung 
bestimmter Bevölkerungsgruppen dienten. Zwar 
änderten sich die Begriffl  ichkeiten, doch die Grün-
de einer Heimeinweisung wandelten sich über die 
Dauer nur unwesentlich. Aufseiten der Erwachse-
nen waren es Armut, Überforderung, Gewalt, Sucht 
oder psychische und physische Erkrankungen und 
aufseiten der Kinder Krankheit, Behinderung, 
Verwahrlosung oder Verhaltensauff älligkeiten.304

Dennoch lassen sich über den Betrachtungszeit-
raum hinweg Veränderungen feststellen. Mit dem 
Rückgang der Armut sank auch der Anteil der aus 
diesem Grund in ein Heim Eingewiesenen. Das 
wachsende professionelle Angebot an Kinder-, Ju-
gend- und Familienberatungsstellen, die Eröff nung 
der Kinderbeobachtungsstation Rüfenach (1947), 
die Einführung des Kinderpsychiatrischen Diens-

tes (1974) und des Schulpsychologischen Dienstes 
(1977) sowie das Au� ommen ambulanter Einrich-
tungen wie etwa die Heilpädagogische Schule in 
Windisch (1970) trugen ebenfalls dazu bei, dass 
weniger Kinder in ein Heim eingewiesen werden 
mussten. Dafür konnten sich die Heime stärker auf 
die Kinder und Jugendlichen mit physischen und 
psychischen Behinderungen konzentrieren und 
sich zu spezialisierten heilpädagogischen Einrich-
tungen entwickeln.

Diese Veränderungen wurden gefördert 
durch die 1960 eingeführte Invalidenversiche-
rung und das kantonale Erziehungsheimgesetz 
(1964).305 Damit konnten die strukturellen Refor-
men fi nanziert werden. Diese waren notwendig, 
weil die o�  auf strenge Disziplin und Gehorsam 
ausgerichteten Erziehungsmethoden, aber auch 
Missbrauch in der Öff entlichkeit kritisiert wurden. 
Aus Deutschland schwappte 1970 die sogenannte 
Heimkampagne in die Schweiz.306 Im Fokus der 
Kritik standen die Arbeitserziehungsanstalten und 
der Massnahmenvollzug bei jungen Erwachsenen. 
Dennoch veränderten sich auch die Schulheime 
in dieser Zeit. Die Grossgruppen mit Schlafsälen 
machten kleineren Wohngruppen Platz, die sich an 
familienähnlichen Modellen orientierten. In den 
1980er-Jahren folgte eine Professionalisierung des 
Personals und in den 1990er-Jahren auf der Ebene 
der Organisation und Leitung.307

Fürsorgerischer Freiheitsentzug sta�  
administrativer Versorgung

1981 wurde der fürsorgerische Freiheitsentzug 
auf Bundesebene eingeführt. Er löste die frühere 
administrative Anstaltsversorgung ab und sollte 
den Betroff enen einen besseren Rechtsschutz ge-
währen. Die Gründe für eine Freiheitsentziehung 
wurden beschränkt auf Geisteskrankheit, Geistes-
schwäche, Trunksucht, andere Suchterkrankungen 
oder schwere Verwahrlosung.308 Die Zuständigkeit 
bei mündigen oder entmündigten Personen lag im 
Aargau beim Bezirksamt, bei Unmündigen bei der 
Vormundscha� sbehörde, das heisst den Gemein-
deräten.309

Versuchte man zu Beginn des 20. Jahrhun-
derts die Menschen noch mit Anstaltseinweisungen 
und Arbeitseinsätzen zu disziplinieren und auf den 
«richtigen Weg» zu führen, änderte sich das Bild 
nach der Jahrhundertmi� e vom devianten zum be-
dür� igen Menschen, den es zu beraten und zu thera-
pieren galt. Dieser Wandel führte dazu, dass frühere 
Fürsorgepraktiken Ende des 20. Jahrhunderts in die 
öff entliche Kritik gerieten. Es ist dabei zu berück-
sichtigen, dass sich die moralischen Wertvorstellun-
gen und Massstäbe sowie die pädagogischen Me-
thoden in diesem langen Zeitraum verändert haben. 
Gleichzeitig ist festzuhalten, dass physische Gewalt, 
sexuelle Übergriff e, psychische Erniedrigung und 
wirtscha� liche Ausbeutung auch nach damaligen 
Massstäben nicht zu rechtfertigen waren.

1986 entschuldigte sich Bundesrat Alphons 
Egli für das Leid, das im Zusammenhang mit dem 
«Hilfswerk für die Kinder der Landstrasse» bei den 
Jenischen verursacht worden war, denen die Kin-
der weggenommen worden waren, um sie fremd-
zuplatzieren (siehe «Raumplanung und Fahrende», 



Tabelle 11 Viele Dienstleistungen wurden von Vereinen erbracht, die dafür Fachpersonen beschä� igten und teilweise von den Gemein-
den dafür fi nanziert wurden. Quelle: Botscha�  des Regierungsrates zum Sozialhilfegesetz, 21.4.1980, 30f.207

Übersicht über die bestehenden hauptamtlichen Stellen in der privaten und öff entlichen 
Fürsorge vor der Einführung des neuen Sozialhilfegesetzes 1983

Tabelle
11

Art kommunal regional kantonal Total

Jugend- und Familienhilfe

Jugend- und Familienberatung 12 12

Jugendberatungsstellen der Kirchen 2 2

Eheberatung 5 5

Erziehungsberatung 4 4

Frauenberatung (inkl. Budgetberatung) 1 1

Alimenteninkasso 1 1

Familienplanung 1

Säuglings- und Mü� erberatung 18 18

Heilpädagogische Dienste 6 6

Altersfürsorge

Pro Senectute 11 1 12

Invalidenfürsorge / 
Behindertenhilfe

Pro Infi rmis 2 2

Blindenfürsorge 1 1

Gesundheitsberatung

Aargauische Frauenliga gegen Tuberkulose und 
langandauernde Krankheiten

11 11

Das Band 1 1

Alkoholfürsorge/Drogenberatung

Aargauische Gesellscha�  für Alkoholgefährdete 6 1 7

Blaues Kreuz 2 1 3

Drogenberatungsstelle für Jugendliche 1 1

Ausländerfürsorge

alle Ausländer betreff end 1 1

Italiener: 

Konsulat + ACLI 2 2

Missione Ca� olica Italiana 12 12

Spanier 2 2

Betriebsfürsorge 11 11

Öff entliche Fürsorge im weiten Sinne

Schulwesen

Kinder- und Jugendpsychiatrischer Dienst 2 2

Jugendpsychologischer Dienst 8 8

Strafwesen

Jugendanwaltscha� 1 1

Schutzaufsicht 1 1

Vormundscha� swesen

Amtsvormundscha� en 3 13 16

Armenfürsorge

Staat 1 1

Gemeinden 21 21

Total 24 128 14 166
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S. 76).310 2013 bat Bundesrätin Simone� a Somma-
ruga die Betroff enen von Fremdplatzierungen und 
fürsorgerischen Zwangsmassnahmen (Verding- 
und Heimkinder, administrative Versorgungen, 
Zwangsadoptionen und -sterilisationen) um Ent-
schuldigung.311 Es wird auch im Aargau Opfer gege-
ben haben, wobei über das Ausmass bis heute keine 
genauen Daten vorliegen, da die Quellenlage dazu 
sehr schwierig ist.

Sicherheit

1950 wählte der Regierungsrat Felix Simmen 
(1914–1999) zum neuen Polizeikommandanten. 
Rasch erkannte dieser einen grossen Handlungs-
bedarf in personellen, organisatorischen und mate-
riellen Belangen. Der Kanton Aargau ha� e damals 
schweizweit das kleinste Polizeikorps im Verhältnis 
zur Bevölkerung: Auf 2700 Einwohnerinnen und 
Einwohner kam ein Polizist. Nur gerade in einigen 
grösseren Gemeinden gab es Gemeindepolizisten, 
die vor allem verwaltungs- und verkehrspolizeili-
che Aufgaben übernahmen. Parallel zur steigenden 
Motorisierung nahmen auch die Verkehrsunfälle 
zu. Das führte insgesamt zu einer grossen Arbeits-
belastung mit einer Regelarbeitszeit von bis zu 76 
Stunden pro Woche und gesundheitlich bedingten 
Krankheits- und Todesfällen bei Polizisten. Das Or-
ganisationsgesetz von 1955 sah vor, dass weiterhin 
in jedem Bezirk ein Bezirksposten bestand und die 
Bezirke in Polizeikreise mit Polizeistationen ein-
geteilt waren. Davon waren 13 Mehrfach- und 24 
Einzelposten, wobei diese o�  identisch waren mit 
der Wohnung des Polizisten, in die auch gleich das 
Büro integriert war. Nicht selten versah die Ehefrau 
in Abwesenheit ihres Ga� en den Telefondienst.312

Das Polizeikommando begründete die dezentrale 
Struktur damit, dass sich der Einzelne «so mehr 
‹seinem Kreis› verantwortlich fühle».313 Gleichzei-
tig kannten die Menschen «ihren Polizisten», der 
für die Aufrechterhaltung von Ruhe und Ordnung 
sowie die Gewährleistung der Sicherheit zuständig 
war. Mit dem neuen Gesetz verbunden war eine Er-
höhung des Korpsbestandes von 100 auf 150, ab 
1961 auf 200 Mann.314 Zwar wurde der Sollbestand 
des Korps in den 1970er-Jahren auf 560 deutlich 
erhöht, doch konnten bis zum Jahr 2000 nie alle 
Stellen besetzt werden.315 Damit der Nachwuchs 
gesichtert war, wurden eigene Polizeirekrutenschu-
len durchgeführt. Ab 1953 ermöglichte der Polizei-
funk bei einer Grossfahndung, alle Bezirksposten 
zu alarmieren.316

Die Polizei wird schlagkrä� iger

In den 1960er-Jahren wurde es immer off ensicht-
licher, dass mit der bisherigen Struktur des Polizei-
korps die von der Politik geforderte und von den 
Menschen gewünschte Präsenz und die ausgedehn-
ten Bereitscha� szeiten nicht zu realisieren waren. 
Ab 1970 wurden verschiedene Einzelposten aufge-
löst, und das Polizeikonzept 1977 sah eine weitere 
Reduktion der 42 Standorte auf je elf Bezirks- und 
Mehrfachposten vor.317 Sie erfolgte jedoch nicht, 

weil sich in der Umsetzung gezeigt ha� e, dass ein 
dichtes Netz an Polizeiposten zu einem engeren 
Kontakt zwischen Polizei und Bevölkerung führte.318

Zu der Zeit verübten in mehreren europäischen Län-
dern linksextremistische Gruppen Anschläge und 
A� entate. 1975 wurde unter der Bezeichnung «Gre-
nadierzug» die spätere Sondereinheit ARGUS ge-
gründet, die sich bei Bedarf aus Polizeigrenadieren 
verschiedener Abteilungen zusammensetzte und in 
besonders anspruchsvollen und zuweilen riskanten 
Momenten zum Einsatz kam.319

Wie rasch aus einer Routineangelegenheit 
tödlicher Ernst werden kann, musste 1980 der 
Polizeigefreite Walter Wehrli (1949–1980) erfah-
ren. Als ein Grenzwächter nicht mehr per Funk 
erreichbar war, machte er sich an Heiligabend mit 
seinem Dienstkameraden und dem privaten Mo-
torfahrzeug – damals ha� en nicht alle Patrouillen 
Dienstfahrzeuge – auf die Suche. In Koblenz wur-
de er kurze Zeit später in seinem Auto von einem 
deutschen Rechtsextremisten getötet, der versucht 
ha� e, Waff en aus der Schweiz über den Rhein zu 
schmuggeln.320

Im Bereich der Kriminalität sorgten mehre-
re Mordfälle für grosses mediales Echo, so etwa die 
bis heute nicht restlos geklärte Serie von Kindes-
entführungen und -tötungen in den 1980er-Jahren 
in der ganzen Schweiz, darunter zwei Fälle im Aar-
gau. In einem Fall konnte Werner Ferrari (*1946) als 
Täter verha� et und verurteilt werden.

Sichtbares Zeichen für die Modernisierung 
der Polizei war der Bezug des neuen Kommando-
gebäudes in der Telli 1985 mit der Einsatzzentrale 
(siehe «Wanzenaff äre», S. 268).321 Gleichzeitig wur-
de eine 17-köpfi ge Bereitscha� spolizei geschaff en. 
Zu jeder Tages- und Nachtzeit war eine Gruppe un-
terwegs, um rasch eingreifen zu können.322 Schri� -
weise hielt in den nächsten Jahren auch die EDV 
Einzug, und der Regierungsrat entschied, dass bis 
1990 alle privaten Schreibmaschinen durch kan-
tonseigene zu ersetzen seien.323

Grenzen lösen sich auf

1991 legte der Regierungsrat ein neues Polizeikon-
zept vor.324 Prävention und sichtbare Präsenz der 
Polizei wurden wichtiger. Zunehmende Bedeutung 
erlangte auch die interkantonale Zusammenarbeit. 
1995 stimmte der Grosse Rat dem Beitri�  zum 
Konkordat über die Rechtshilfe in Strafsachen und 
zum Konkordat über die polizeiliche Zusammen-
arbeit in der Nordwestschweiz zu.325

Mit den wegfallenden Grenzkontrollen in 
den 1990er-Jahren veränderte sich die Ausgangs-
lage für die Arbeit der Polizei fundamental. Gegen 
eine mobile grenzüberschreitende (internationale) 
Kriminalität war mit dem bisherigen Postensys-
tem nicht mehr anzukommen. Auf Bundesebene, 
aber auch in verschiedenen Kantonen wurde die 
bestehende Sicherheitsarchitektur umgebaut und 
Kompetenzen neu verteilt. Um zukün� igen Her-
ausforderungen wirksam entgegentreten zu kön-
nen, entwickelten der Polizeikommandant Léon 
Borer (*1945) und der zuständige Regierungsrat 
Kurt Wernli das Projekt «Horizont 2003». Die 
wichtigsten Massnahmen waren dabei der Ersatz 
der elf Bezirkspolizeieinheiten durch drei Polizei-
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regionen, die Zusammenlegung der bisherigen 
Verkehrs- und der Bereitscha� spolizei zur Mobi-
len Einsatzpolizei, die Schaff ung einer kantonalen 
Notrufzentrale und die Etablierung einer dualen 
Polizeiorganisation.326 In den Gemeinden sollte die 
Regionalpolizei die lokale Sicherheit gewährleis-
ten, während der Kantonspolizei die Bekämpfung 
der Kriminalität, die Aufrechterhaltung von Ruhe 
und Ordnung bei Grossereignissen, die Gewähr-
leistung der Verkehrssicherheit auf Autobahnen 
sowie Hauptstrassen, der rasche Einsatz bei Not-
rufen sowie der präventive Staatsschutz als zentrale 
Aufgaben zugewiesen waren.327

Stützpunktfeuerwehren etablieren sich

Der öff entliche Brandschutz ist eine Verbundauf-
gabe von Gemeinden und Kanton. Die Gemeinden 
sind verpfl ichtet, eine Ortsfeuerwehr zu unterhal-
ten, und der Kanton übt die Aufsicht aus. Die Aar-
gauische Gebäudeversicherungsanstalt (seit 2008 
Aargauische Gebäudeversicherung) ist zuständig 
für technische Vorgaben und kann gleichzeitig die 
Aufwendungen der Gemeinde subventionieren. 
Sie hat damit ein subtiles, aber auf Dauer sehr wir-
kungsvolles Steuerungsmi� el in der Hand. So rich-
tete sie beispielsweise 1970 letztmals einen Betrag 
von 360 Franken für den Umbau von einer Stroh- 
zu einer Ziegeleindeckung aus. Damit fand die erste 
feuerpolizeiliche Massnahme des Aargaus und der 
Schweiz ihren Abschluss.328

Durch den schri� weisen Auf- und Aus-
bau der Ortsfeuerwehren etablierte sich im Laufe 
der Zeit ein fl ächendeckendes System von Stütz-
punktfeuerwehren im ganzen Kanton. Ihre Auf-
gabe bestand darin, die umliegenden Feuerweh-
ren bei grossen Ereignissen mit Material, Personal 
und Spezialkompetenzen zu unterstützen, etwa 
im Bereich der Strassenre� ungen, die ab den 
1960er-Jahren wichtiger wurden. 1968 gab es neun 
solche Stützpunkte (Aarau, Baden, Brugg, Frick, 
Lenzburg, Menziken, Rheinfelden, Wohlen und 
Zofi ngen), und bis 1975 kamen drei weitere dazu 
(Bad Zurzach, Muri und We� ingen). Parallel dazu 
wurden die Ortsfeuerwehren dank Bevölkerungs-
wachstum personell gestärkt und laufend besser 
ausgerüstet.329

Stets war die Feuerwehr mehr als nur eine 
Organisation zur Bekämpfung eines Brandes im 
Dorf. Sie spielte eine wichtige gesellscha� liche 
Rolle, weil gerade in kleinen Dörfern durch die 
Feuerwehrdienstpfl icht fast alle eingebunden und 
vielfach auch im Feuerwehrverein aktiv waren. Ob-
wohl das Feuerwehrgesetz von 1971 die Möglichkeit 
schuf, Feuerwehren zu fusionieren, wurde davon 
nur sehr selten Gebrauch gemacht. Der erste Zu-
sammenschluss erfolgte 1977 zwischen den Orts-
feuerwehren von Erlinsbach (AG) sowie Nieder- 
und Obererlinsbach (SO). Es war gleichzeitig auch 
die erste Fusion über die Kantonsgrenze hinweg.330

1997 wurde ein Bonus-Malus-System eingeführt, 
um die Zusammenarbeit zu fördern und die Kosten 
zu senken. Aber erst in den 2000er-Jahren kam es 
vermehrt zu Fusionen.331

Von der Feuer- zur Hochwasserbekämpfung

Während im zweiten Viertel des 20. Jahrhunderts 
die Motorisierung der grösseren Feuerwehrkorps 
sta� gefunden ha� e, zogen die kleineren Feuer-
wehren in der Nachkriegszeit nach, aber in unter-
schiedlichem Tempo: Gemäss Feuerwehrgesetz 
von 1971 mussten alle Gemeinden für den Trans-
port von Feuerwehrgeräten geeignete Motorfahr-
zeuge anschaff en.332 Eine knappe Mehrheit erfüllte 
damals die Aufl age. Erst vierzig Jahre später be-
schaff ten die beiden Kleinstgemeinden Linn und 
Gallenkirch für ihre gemeinsame Feuerwehr ein ge-
brauchtes leichtes Pike� fahrzeug, womit die Mo-
torisierung abgeschlossen werden konnte.333

Die Sicherstellung der Mannscha� sbestän-
de war nicht immer eine einfache Aufgabe und wur-
de umso schwieriger, je weniger die Menschen an 
ihrem Wohnort arbeiteten. Um genügend Feuer-
wehrleute rekrutieren zu können, wurde 1994 die 
Befreiung von der Schutzdienstleistung im Bereich 
Zivilschutz zugunsten der Feuerwehr eingeführt.334

Mit der Revision des Feuerwehrgesetzes wurden 
Frauen ab 1997 dienstpfl ichtig. Zuvor stand ihnen 
der Feuerwehrdienst freiwillig off en.

In verschiedenen Etappen wurde der vor-
beugende Brandschutz ausgebaut, wobei in den 
1990er-Jahren eine interkantonale Harmonisie-
rung der Brandschutzvorschri� en erfolgte und 
gleichzeitig der Industrie und dem Gewerbe mehr 
Verantwortung übertragen wurde.335 In den 1990er-
Jahren kam es mehrfach zu Überschwemmungen, 
die sowohl die Bewältigung der Elementarscha-
densereignisse – häufi g durch die Feuerwehr – als 
auch deren Prävention wichtiger werden liessen.336

Mit Öl- und Chemiewehren gegen neue 
Gefahrenquellen

Mit dem Au� ommen der Ölheizungen und der zu-
nehmenden Mobilität änderte sich in den 1960er-
Jahren das Gefahrenpotenzial. Nicht mehr nur 
Wasser und Feuer stellten eine Bedrohung dar, 
sondern zunehmend auch umweltgefährdende 
Stoff e wie etwa auslaufendes Heizöl, Benzin, Die-
sel oder Chemikalien aus Industrieanlagen. Sie 
konnten sowohl die Umwelt verunreinigen als auch 
Menschen und Tiere gefährden. So mussten etwa 
1967 nach einem Ölunfall in Magden rund 10 000 
Quadratmeter verseuchtes Erdreich ausgehoben 
werden.337 1969 konnte der Au� au der kantonalen 
Ölwehr erfolgreich abgeschlossen werden. Ausser 
zwölf Gemeinden waren nun alle Feuerwehren mit 
einem Ölwehrnotbesteck und alle neun Ölwehr-
stützpunkte mit einem Ölwehrfahrzeug ausgerüs-
tet. Pro Stützpunkt wurden je vier Offi  ziere und 
Unteroffi  ziere in der Handhabung, dem Einsatz 
und der Wartung der speziellen Ausrüstung durch 
das Aargauische Versicherungsamt in Zusammen-
arbeit mit der Abteilung Gewässerschutz instruiert. 
Im ersten Jahr mussten sie zu insgesamt achtzig 
Einsätzen ausrücken, und schon fünf Jahre später 
stieg die Zahl auf 132 an.338 Schon bald erhielten 
die Stützpunkte zusätzliches Material und zur Be-
ratung für die Chemiewehr Chemiker zugeteilt.339

1982 beschloss der Regierungsrat, in den folgen-
den drei Jahren sieben Chemiefi rmen mit je 75 000 



158 Ein Jaguar MK II als Polizeifahrzeug zwischen 1961 und 1972. Bereits 1956 wurde eine Strassenpolizeigruppe aufgestellt, um gegen die 
unau� altsame Zunahme von Verkehrsunfällen vorzugehen.

159 Pistole Walter PPK eines Regierungsrates. 1980 beschloss der Regie-
rungsrat, zu seinem Eigenschutz fünf Pistolen anzuschaff en und deren 
Handhabung zu trainieren. Diese Pistolen wurden jeweils an den Nach-
folger übergeben. 2010 erfolgte der Verkauf an ein Waff engeschä� .

160 Während 29 Jahren leitete Léon Borer (*1945) die Kantonspolizei Aargau. Zahlreiche Reformen tragen seinen 
Stempel. Er pfl egte ein weitreichendes Netzwerk, auch zu ausländischen Polizeibehörden.



161 Um Delikte an Frauen und Kindern wirkungsvoller au� lären zu können, forderten aargauische Frauenorganisationen, dass auch Frauen ins Polizei-
korps aufzunehmen seien. 1972 absolvierten die ersten Frauen aus dem Aargau in Luzern ihre Ausbildung und leisteten später in der Kriminalpolizei Einsatz.

162 Ausweis der ersten «Polizeiassistentin». Seit 1971 werden Frauen im Aussendienst eingesetzt. Sie führten Einvernahmen 
und Verkehrskontrollen durch und waren auch bei Demonstrationen oder frühmorgendlichen Hausdurchsuchungen im Einsatz..



163 Der spätere Generalstabschef Arthur Liener (*1936) inspiziert mit dem Aargauer CVP-Nationalrat und PUK-Mitglied Anton Keller 
1990 das Zentrallager Schloss im ehemaligen Artilleriewerk Rein. In seinen Händen hält er das Präzisionsgewehr G 150 zur Auslösung 
von Trigger-Ladungen auf Distanz. 

Streng geheim: 
Widerstands vorbereitungen

für den Besetzungsfall

Im Rahmen der Gesamtverteidi-
gung bereitete sich die Schweiz 
auch für den Fall einer Besetzung 
vor.1 Innerhalb der Armee wurden 
spezielle Kleinkriegsverbände für 
den militärischen Widerstand in 
besetzten Gebieten in Form des 
Jagdkampfs geschult. Daneben 
wurde der zivile Widerstand im 
Besetzungsfall vorbereitet. Dieser 
sollte die Besetzungsmacht verun-
sichern, den Widerstandswillen 
der Bevölkerung stärken und die 
Kollaboration unterbinden. Von 
1969 bis 1975 leitete der im Aar-
gau wohnha� e Instruktionsoffi  -
zier Heinrich Amstutz (1924–
2011) den «Spezialdienst», wie die 
Vorbereitungen innerhalb des Mi-
litärdepartements genannt wur-
den. In dieser Zeit rekrutierte er 
einige Mitglieder für die Wider-

standsregionen im Raum Aarau 
und Brugg. Ab 1979 liefen die Vor-
bereitungen unter dem Deckna-
men «Projekt 26» (P-26) und wa-
ren streng geheim. Sie 
unterstanden dem Generalstabs-
chef und waren dem Bundesrat 
bekannt. Organisatorisch gab es 
einen Führungsstab mit Bundes-
angestellten (Instruktoren und 
Beamte), die berufl ich für die Vor-
bereitungen eingesetzt waren. Da-
neben gab es 1990 in der ganzen 
Schweiz rund 300 Frauen und 
Männer, die sich gegenseitig nicht 
kannten und organisatorisch in 
vierzig Regionen zuzüglich eben-
so vieler Reserveregionen zusam-
mengefasst waren.

In Rüfenach wurde ein altes 
Artilleriewerk zu einem von 
schweizweit vier Zentrallagern für 
die Widerstandsregionen in der 
Nordwestschweiz umgebaut. Hier 
wurde das Material für zwölf Re-
gionen, das den rekrutierten und 

ausgebildeten Mitgliedern im 
Ernstfall nach einer «Aktivierung» 
durch den Bundesrat abgegeben 
worden wäre, in Chromstalcontai-
nern eingelagert. In den Schliess-
fächern des Schweizerischen 
Bankvereins in Brugg und Baden 
lagerten je 26 Kilogramm Gold 
als «Kriegswährung» für die ein-
zelnen Regionen.2

1990 untersuchte eine Parla-
mentarische Untersuchungskom-
mission die geheimen Bereiche 
des Militärdepartements und kri-
tisierte eine ungenügende gesetz-
liche Grundlage und die fehlende 
parlamentarische Kontrolle. An-
gesichts der veränderten sicher-
heitspolitischen Lage beendete 
der Bundesrat die Widerstands-
vorbereitungen.

 1  Meier 2018, 132. 
 2  Meier 2019, 109f. 
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Franken zu unterstützen, damit sie zukün� ig für 
den Einsatz ausserhalb der Betriebsareale als Che-
miewehren eingesetzt werden konnten.340

1990 trat eine Reorganisation der Schaden-
dienste (Öl- und Chemiewehren) in Kra� , wodurch 
unter anderem ein Pike� dienst eingeführt wurde, 
um schneller und auch in der Nacht reagieren zu 
können.341 2006 erfolgte eine organisatorische 
Anpassung der Schadendienste. Die kantonale 
Strahlenwehr wurde auf diesen Zeitpunkt an die 
Betriebsfeuerwehr des Paul Scherrer Instituts in 
Villigen übertragen. Die bestehenden Feuerwehr-
stützpunkte wurden 2008 in die Kategorien A und 
B eingeteilt, wobei nur noch die sechs Stützpunk-
te A für die Ölwehr zuständig blieben, was in den 
Stützpunkten B für Unzufriedenheit sorgte.342

Vom Zivil- zum Bevölkerungsschutz

Weil im Kalten Krieg die Bedrohung als umfassend 
wahrgenommen wurde, mussten auch die Schutz-
massnahmen umfassend sein. 1973 legte der Bun-
desrat die Konzeption der Gesamtverteidigung 
vor. Die Kantone ha� en eine Leitungsorganisation 
aufzubauen, die bei überraschenden Krisen die 
Grundlagen für fristgerechte und wirksame Ent-
scheidungen beschaff en konnte. Der Regierungs-
rat bildete deshalb noch im gleichen Jahr den Kan-
tonalen Führungsstab.343 Die Gesamtverteidigung 
wies dem Zivilschutz eine wichtige Rolle zu. Ihm 
oblag es, in Kriegs- und Krisenzeiten sowie bei 
Katastrophen das Über- und Weiterleben der Be-
völkerung zu sichern und die dafür notwendigen 
Güter und Einrichtungen zu schützen. Wie wirk-
sam der Zivilschutz im Einsatzfall gewesen wäre, 
lag zu einem grossen Teil in der Verantwortung der 
Gemeinden. Hier kam es darauf an, ob der Gemein-
derat beziehungsweise die Gemeindeversammlung 
gewillt war, die notwendigen Kredite für die Mate-
rialanschaff ungen und für Bauten zu tragen. Da-
neben kam dem Ortschef grosse Bedeutung zu. Er 
war der Dreh- und Angelpunkt auf der kommuna-
len Ebene. Er musste die Anliegen des Zivilschutzes 
gegenüber den politischen Gremien vertreten und 
gleichzeitig die Zivilschutzangehörigen motivieren 
und ausbilden.344

Mit der «Konzeption 71» kam die Maxime 
«Jedem Einwohner sein Schutzplatz». Ab 1974 un-
terstand das ganze Kantonsgebiet der Baupfl icht, 
und ab 1978 mussten alle Gemeinden eine eigene 
Zivilschutzorganisation haben.345 Der Au� au des 
Zivilschutzes nahm im Aargau viel Zeit in Anspruch 
und hinkte anfänglich den Vorgaben hinterher. Ge-
rade im Ausbildungsbereich war der Handlungsbe-
darf sehr gross. 1971 konnte das Ausbildungszent-
rum in Bremgarten bezogen werden, doch war die 
Kapazität zu gering angesichts der rund 30 000 Zi-
vilschutzpfl ichtigen.346 1983 nahm das Zivilschutz-
ausbildungszentrum in Eiken seinen Betrieb auf, 
was die Situation merklich verbesserte. Nach dem 
Fall des Eisernen Vorhangs kam es in den 1990er-
Jahren zu grundlegenden Reformen auf eidgenössi-
scher Ebene. Nicht mehr der Schutz gegen Kriegs-
auswirkungen, sondern der Schutz der Bevölkerung 
vor natur- und zivilisationsbedingten Katastrophen 
rückte ins Zentrum der Bestrebungen. Die Bestän-
de wurden reduziert, ebenso die Anzahl der Zivil-

schutzorganisationen. Im Jahr 2004 wurde der 
Zivilschutz als Partnerorganisation ins zivile Ver-
bundsystem Bevölkerungsschutz integriert, wofür 
die Zuständigkeit beim Kanton liegt.347

Der Aargau als Militärkanton

Die sicherheitspolitische Lage der Schweiz nach 
dem Zweiten Weltkrieg war bis zum Beginn der 
1990er-Jahre geprägt von einer politischen, ideo-
logischen, wirtscha� lichen und militärischen 
Konfrontation zwischen den beiden Supermäch-
ten USA und UdSSR. Sie waren die Hauptpole der 
Nato im Westen und des Warschauer Pakts im Os-
ten. Beide Verteidigungsbündnisse wollten im Falle 
einer Eskalation die Kriegshandlungen möglichst 
rasch auf dem gegnerischen Territorium austragen 
und verfolgten deswegen eine off ensive Strategie 
mit konventionellen und nuklearen Streitkrä� en. 
Die Schweiz signalisierte beiden Seiten mit ihrer 
ausgebauten Verteidigungsbereitscha� , dass es sich 
erstens nicht lohnte, die Schweiz in militärische 
Planungen einzubeziehen, und dass zweitens durch 
eine Strategie des hohen Eintri� spreises Grenzver-
letzungen verhindert werden sollten. Schliesslich 
bereitete sie sich auch vor, im schlimmsten Fall 
möglichst grosse Teile des Landes zu behaupten 
und den Widerstand auch im besetzten Gebiet wei-
terzuführen. In der schweizerischen Wahrnehmung 
ging die Bedrohung dabei vom Osten aus.348

Kantonale Militärhoheit

Der Kanton Aargau verfügt über eine lange militä-
rische Tradition, die ihm das A� ribut «Militärkan-
ton» eintrug. Mit Blick auf die Nachkriegszeit las-
sen sich verschiedene Faktoren ausmachen, welche 
diese Zuschreibung von Generation zu Generation 
weitergeben liessen. Zuerst einmal ist sie eine Refe-
renz an die kantonale Militärhoheit, die auch nach 
der Schaff ung der eidgenössischen Armee 1874 bis 
zur Armeereform XXI im Jahr 2003 weiterlebte. Die 
Militärhoheit umfasste die Gesamtheit der Aufga-
ben und Kompetenzen, die auch nach der Schaf-
fung des Bundesheers bei den Kantonen belassen 
oder an sie delegiert wurde. In den meisten Fällen 
handelte es sich um Vollzugsaufgaben, die teilweise 
durch den Bund vergütet wurden. Die alte Bundes-
verfassung beliess den Kantonen die «Verfügung 
über die Wehrkra�  ihres Gebietes», soweit sie nicht 
eingeschränkt war.349 Dazu zählte die Möglichkeit, 
die kantonalen Truppen für den Ordnungsdienst 
aufzubieten. Der Aargau besass für seine Truppen 
ein Offi  ziersernennungsrecht und konnte die Kader 
befördern, was allerdings ein rein formeller Verwal-
tungsakt war, weil die materiellen Entscheide auf 
militärischer Seite getroff en wurden.350 Gegenüber 
dem Wehrmann war es jedoch der «eigene» Regie-
rungsrat, der die Beförderungsurkunde unterzeich-
nete. Der Kanton war zuständig für die Beschaf-
fung der persönlichen Ausrüstung der Soldaten, 
nicht jedoch für die Waff en. Jahrzehntelang war das 
kantonale Zeughaus ein wichtiger Au� raggeber für 
Kleinbetriebe und Heimarbeit.351 1996 lehnte das 
Schweizer Volk zusammen mit den Militärdirek-
toren eine Abtretung der Beschaff ungskompetenz 
an den Bund ab. Die Kantone wollten die Au� räge 



164 Das Büchlein «Zivilverteidigung» wurde 1969 vom Miles-Verlag in Aarau 
herausgegeben und durch den Bundesrat in alle Haushaltungen verschickt.

165 Das Zivilverteidigungsbüchlein sollte die Bevölkerung über drohende Gefahren 
im Kalten Krieg au� lären und den Widerstandswillen stärken.



166 Ausschni�  aus der Karte mit den Sperrstellen im Raum Wasserschloss. Während Jahrzehnten wurden Strassen und Brücken mit einge-
bauten Sprengladungen zu ihrer Zerstörung vorbereitet, um einem Gegner im Kriegsfall das weitere Vorrücken zu erschweren. Das Wissen um 
diese Vorbereitungen diente der Abschreckung.

167 Kartenausschni�  aus dem Raum Wasserschloss. Der sowjetische Generalstab legte im Kalten Krieg ein klassifi ziertes Kartenwerk 1:50 000 der Schweiz an. In kyrillischer 
Schri�  sind bei Brücken und Flussübergängen die Spannweite und Tragfähigkeit, bei Tunnels die Höhe angegeben. Stand 1976, Ausgabe 1985.



169 Die erste Autodrehleiter im Kanton Aargau bei einem Einsatz in der Altstadt. 
Nachdem in Brugg und Windisch die ersten Hochhäuser errichtet worden waren, 
beschaff te die Stadt Brugg 1957 die erste Autodrehleiter im Kanton.

168 Im Bahnhof Stein-Säckingen kam es 1991 zu einem Eisenbahnunglück. Zisternenwagen entgleisten und schlugen leck. 
Benzin gelangte in die Kanalisation, und es herrschte Explosionsgefahr. Polizei und Feuerwehr leisteten einen grossen Einsatz 
und sorgten für einen glimpfl ichen Ausgang.

170 Aare, Reuss und Limmat treten im Wasserschloss über die Ufer. In den 1990er-Jahren sorgten mehrere Hochwasser für schwere Über-
schwemmungsschäden. 



171 Der Regierungsrats-Kommandoposten in Liebegg. 1978 erhielt nur die Staatsrechnungskommission mit einem als «geheim» klassifi zierten Bericht Kenntnis vom Bau 
der Anlage. Ihr Standort blieb geheim, bis ihn 2004 die damalige Grossratspräsidentin fahrlässig bekannt gab und dafür einen Verweis kassierte.

173 Einweihung des Zivilschutzausbildungszentrums Eiken, 1983. Der Au� au des Zivilschutzes 
dauerte im Aargau lange. Ab 1978 mussten alle Gemeinden eine eigene Zivilschutzorganisation 
haben.

172 Zivilschutzübung bei einem Abbruchobjekt in Brugg, 1987. In den 
Gemeinden war der Ortschef für den Zivilschutz verantwortlich. 
Realistische Übungen und sinnvolle Einsätze waren für die Motivation 
wichtig.
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Grafi k 31 Die Heimat der Aargauer Bataillone in den Aushebungskreisen 23 und 24. Bis zur Armee XXI absolvierten die meisten Aar-
gauer Wehrmänner die Infanterierekrutenschule in Aarau und wurden anschliessend nach ihrer geografi schen Herkun�  in die Aargauer 
Truppenkörper eingeteilt. Quelle: Karte der aargauische Militärverwaltung, gestützt auf die Verordnung des EMD über die Aushebungs-
zonen und Aushebungskreise vom 23. Oktober 1951. Quelle: Sammlung Historisches Armeematerial, Sti� ung HAM.
Tabelle 12 Bis zur Armee 95 waren die Armeeangehörigen abgestu�  nach Alter in drei Heeresklassen eingeteilt. Quelle: Bundesgesetz 
über die Militärorganisation vom 12. April 1907 (inkl. Revisionen), Art. 35.

Tabelle 
12

Militärorganisation 
1907

Revision 1949 
(ab 1950)

Revision 1960
(ab 1964)

Armee 95

Auszug 20.–32. Altersjahr 20.–36. Altersjahr 20.–32. Altersjahr Wegfall der 
 HeeresklassenLandwehr 33.–40. Altersjahr 37.–48. Altersjahr 33.–42. Altersjahr

Landsturm 41.–48. Altersjahr 49.–60. Altersjahr 43.–50. Altersjahr

Ende Wehrpfl icht 48. Altersjahr, ab 
1938: 60. Altersjahr

60. Altersjahr 50. Altersjahr (Soldaten 
und Unteroffi  ziere), 
55. Altersjahr (Offi  ziere)

42. Altersjahr 
(Soldaten bis 
Hauptleute), 
52. Altersjahr (ab 
Stabsoffi  ziere)

Die Heeresklassen der Schweizer Armee und die Dauer der Wehrpfl icht

Grafi k 
31

Heimat der Aargauer Bataillone in den Aushebungskreisen 23 und 24
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102

46
55 56
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weiterhin selbst vergeben können und befürchteten 
überdies einen Einbruch in die föderalistische Mi-
litärhoheit. Dieser erfolgte erst mit der Einführung 
der Armee XXI (2003) und dem Neuen Finanzaus-
gleich (2008).352 Einige Aufgaben wurden im Sinne 
bürgernaher Auskun� s- und Anlaufstellen weiter-
hin bei den Kantonen belassen, wie etwa die Zu-
ständigkeit für das militärische Kontrollwesen, die 
Aushebung, das ausserdienstliche Schiesswesen 
oder die Veranlagung und den Bezug des Militär-
pfl ichtersatzes.

Immer wieder haben Aargauer Bürger als 
Kommandanten grosser Verbände (Brigaden, Di-
visionen und Armeekorps) oder als Chefs von de-
ren Stäben das Wehrwesen geprägt. Im Laufe ihrer 
Karriere befehligten sie o�  Aargauer Truppen und 
leisteten im Aargau Dienst. Allen voran der in Aarau 
geborene Hans Senn (1918–2007), Bürger von Zo-
fi ngen, der von 1977 bis 1980 Generalstabschef der 
Armee war.353 Aber auch der Solothurner General-
stabschef Eugen Lüthy (1927–1990) oder der erste 
Chef der Armee, Christophe Keckeis (1945–2020), 
besassen das Aargauer Bürgerrecht.354

Die Aargauer Truppen

Die kantonalen Truppen waren Infanterieformatio-
nen, die so weit als möglich aus Angehörigen ihres 
Gebiets zu bilden waren. Gerade im Massenheer 
des 20. Jahrhunderts dominierte die Infanterie, 
wobei alle grösseren Kantone «ihre» Wehrpfl ich-
tigen in «ihren» Kasernen ausbildeten. Ein grosser 
Teil der jungen Aargauer Männer leistete deshalb in 
der Aarauer Kaserne Dienst, die zu einem richtigen 
Schmelztiegel des Kantons wurde. Ungeachtet der 
sozialen Herkun�  absolvierte man gemeinsam die 
Rekrutenschule sowie anschliessende Kaderschu-
len, wobei die Übungen und Märsche in der nähe-
ren und weiteren Umgebung sta� fanden und zu 
guten Ortskenntnissen führten. Nach der Grund-
ausbildung erfolgte die Zuteilung der Soldaten und 
Kader in die Auszugseinheiten der Aargauer For-
mationen. Der junge Wehrmann bekam die Eintei-
lung in eine Einheit seiner Region, wo er meistens 
viele Kameraden schon aus dem Zivilleben kannte. 
Gemeinsam leisteten sie fortan die regelmässigen 
dreiwöchigen Wiederholungskurse, bevor sie spä-
ter in die Landwehr- und Landsturmformationen 
versetzt wurden, wobei sie wieder frühere Kame-
raden und Vorgesetzte trafen.355 Der gemeinsame 
Dienst schuf lebenslange Freundscha� en und er-
möglichte Netzwerke, die im Zivilen sowohl im 
wirtscha� lichen wie auch im politischen Bereich 
wertvoll sein konnten. Hinzu kamen auf Kaderstufe 
auch ausserdienstliche Einsätze, die gut und gerne 
noch einmal zehn Tage pro Jahr zählen konnten.356

Der Kanton Aargau lag im Dispositiv des 
Feldarmeekorps 2. Nördlich der Aare bildete die 
Grenzbrigade 5 einen Sperrriegel. Sie zeichnete 
sich durch einen hohen Vorbereitungsgrad aus. 
Eingeteilt in der Brigade waren vorwiegend Wehr-
männer, die in diesem Raum lebten. Zwischen 
1961 und 1980 wurde die Grenzdivision 5 schwer-
gewichtig im Grenzraum zwischen Rhein und Aare 
eingesetzt. Sie überlagerte dabei die Grenzbrigaden 
4 und 5. Ab 1981 erhielt sie als Felddivision 5 zwei 
Panzerbataillone zum Führen von Gegenschlägen. 

Der Einsatzraum der «Fün� en» schloss in dieser 
Zeit südlich der Aare an jenen der Grenzbrigade 5 
an. Ihre Kernaufgabe war es, den Raum südöstlich 
des Wasserschlosses, die «Pforte zum Mi� elland», 
zu «verriegeln».357 Glücklicherweise kam es nie zum 
Ernstfall. Anlässlich des Gipfeltreff ens zwischen 
dem amerikanischen Präsidenten Reagan und dem 
sowjetischen Parteichef Gorbatschow 1985 in Genf 
leistete das Infanterieregiment 10 mit den Aargauer 
Füsilierbataillonen 59 und 60 Aktivdienst und wur-
de dazu feierlich vereidigt.358

Mit der Armee 95 wurde die Grenzbrigade 5 
aufgelöst, und die Felddivision 5 kam vermehrt zur 
Bewältigung von Unwe� erkatastrophen oder bei 
der Unterstützung ziviler Behörden wie dem Bot-
scha� sschutz zum Einsatz. Mit der Armee XXI wur-
de die Division aufgelöst und ein Dri� el der An-
gehörigen in die Infanteriebrigade 5 eingeteilt.359

Militärische Infrastrukturen

Auf dem Gebiet des Kantons Aargau gab es zahlrei-
che militärische Infrastrukturen, die auch zu dessen 
Ruf als «Militärkanton» beitrugen. So befand sich 
in Aarau das Kommando der Grenzdivision 5, zu 
der auch Solothurner und Basler Truppen gehörten. 
Ebenfalls in Aarau befand sich die Kaserne für die 
kantonale Infanterie und die eidgenössische Kaval-
lerie. Mehrmals gab es Pläne, die Kaserne aufzuge-
ben und ausserhalb der Stadt neu aufzubauen, so 
etwa nach dem Ende der Kavallerie 1972. Damals 
plante der Bund, die Kaserne auf Ende 1974 zu 
schliessen, wogegen sich Aargauer Politiker wehr-
ten. 1979 genehmigte der Grosse Rat ohne Gegen-
stimme einen Kredit für die umfassende Sanierung 
der Anlage, wodurch der Betrieb für die nächsten 
Jahre gesichert war.360

Auf den eidgenössischen Waff enplätzen in 
Brugg und Bremgarten leisteten junge Wehrmän-
ner aus der ganzen Schweiz Dienst bei den Genie-
truppen. Die moderne Kampff ührung erforderte 
immer mehr Genisten, doch war die Ausbildungs-
kapazität in Brugg begrenzt, weshalb ab 1957 in 
Bremgarten Rekrutenschulen durchgeführt wur-
den. 1968 konnte die dortige Kasernenanlage ein-
geweiht werden.361

Nach dem Zweiten Weltkrieg wurde die 
Armee schri� weise motorisiert. Das führte zu 
einer gewaltigen Zunahme von Raupen- und Rad-
fahrzeugen, für die es auf den bestehenden Zeug-
hausarealen keinen Platz gab. 1968 nahm nahe der 
Autobahn und mit direktem Bahnanschluss in 
Othmarsingen der Armeemotorfahrzeugpark den 
Betrieb auf.362

Der Aargau als Grenzkanton wäre bei einem 
Krieg vermutlich zu einem Hauptschlachtfeld ge-
worden. Um zu verhindern, dass der Gegner ins 
Mi� elland hä� e einbrechen können, wurden seit 
dem Zweiten Weltkrieg bedeutende Investitionen 
in Geländeverstärkungen und fest verbaute Artil-
lerie getätigt. Das Konzept sah vor, dass der geg-
nerische Vorstoss an Sperrstellen gestoppt und aus 
vorbereiteten Stellungen mit direktem und indi-
rektem Feuer bekämp�  worden wäre. Das Artille-
riewerk Reuenthal wurde noch kurz vor dem Krieg 
fertiggestellt und war das erste an der Nordfront. 
Während des Zweiten Weltkriegs folgten vier weite-



174 Habsburg-Rapport 1990 mit Bundesrat Kaspar Villiger (*1941). Seit 1949 lädt der Regierungsrat in corpore 
Vertreter der Armeeführung, Aargauer Truppenkommandanten und Berufsoffi  ziere mit Aargauer Bezug zu einer 
«Berner Pla� e» auf das Schloss Habsburg ein.

175 Regierungsrat Hans Jörg Huber (1932–2008) dankt 1981 Wehrmännern anlässlich der Entlassung aus der Dienstpfl icht. Als Milizoffi  zier 
kommandierte er von 1982 bis 1987 die Grenzbrigade 5. Stabschef ab 1986 war � omas Pfi sterer, damals Bundesrichter, später Regierungsrat 
und Ständerat.



176 Impression vom Manöver des Feldarmeekorps 2 im Jahr 1968. Alle paar Jahre fanden im Herbst grosse Truppenübungen sta� , um das Zusammenwirken zu trainieren und 
die Dissuasionsbereitscha�  zu demonstrieren. Aufgrund der grossen Truppenanzahl mussten ausländische Militärbeobachter empfangen werden.

177 Fliegerabwehrlenkwaff e Bloodhound BL-64. Ab 1967 war in Be� wil eine Lenkwaff enba� erie stationiert, die Tag und Nacht 
einsatzbereit war. Bis zur Ausmusterung 1999 wurde der Kampfwert des Systems laufend gesteigert.
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re, wobei sich drei im Raum Wasserschloss (Besser-
stein, Geissberg und Rein) befanden. Unmi� elbar 
in der Nachkriegszeit befasste man sich mit ersten 
Ausbaumassnahmen. Auf die Realisierung einer 
«Festung Brugg», bestehend aus mehreren Artille-
riewerken, wurde verzichtet. Der Ausbau der Lu� -
waff e und die Mechanisierung des Heers waren 
wichtiger. Trotzdem wurden im Aargau mehrere 
Generationen von Panzerabwehrwaff en fest ver-
baut, zuletzt die Centi-Bunker in den 1990er-Jah-
ren. Ab den 1960er-Jahren erfolgte der Bau von 
mehreren 12-Zentimeter-Festungsminenwerfern, 
welche in den 1980er-Jahren die alten Artillerie-
werke ersetzten.363 Als in den 1980er-Jahren die 
Modernisierung der Festungsartillerie (15-Zenti-
meter-Bison-Geschütze) geplant wurde, gab es 
auch Überlegungen, im Raum Zeihen-� alheim 
eine Ba� erie mit Wirkungsraum Mündungsgebiet 
Aare-Rhein einzubauen.364 Im Hinblick auf einen 
möglichen Atomkrieg wurden überdies zahlreiche 
vorfabrizierte Unterstände (Atom-Schutz-Unter-
stand = ASU) realisiert. Am Ende des Kalten Kriegs 
war der Aargau der Kanton mit der grössten An-
zahl an Kampf- und Führungsbauten auf seinem 
Gebiet.365
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Die politische Kultur im Kanton blieb bis in die 1990er-Jahre von 
Konfession und Milieu sowie von der Konkurrenz der Klein -
städte und Regionen geprägt. Im Aargau stehen grosse Infrastruk-
turen für die ganze Schweiz; teilweise waren diese umstri� en 
und wurden bekämp�  wie das verhinderte AKW Kaiseraugst. Zu-
gleich spiegelt die aargauische Polit- und Parteienland scha�  
die Eigenheiten und Bewegungen der politischen Schweiz wider, 
gerade auch in der Frage der langwierigen Integration der Frauen 
vor und nach 1971. — Fabian Saner

Regionalismus, Reformimpulse und 
ein konservatives Image

Der politische Aargau

1945 bis 1970: politische Stabilität in 
der «Schweiz im Kleinen»

Stärke und Verhältnis der vier grossen Parteien – 
Sozialdemokratische Partei (SP), Freisinnig-Demo-
kratische Partei (FDP), Katholisch-Konservative (ab 
1970 Christlichdemokratische Volkspartei, CVP) 
und Schweizerische Volkspartei (SVP, bis 1971 Bau-
ern-, Gewerbe- und Bürgerpartei, BGB) – waren das 
Ergebnis der sozialen Verwerfungen während des 
Ersten Weltkriegs und des Landesstreiks. Der Frei-
sinn führte lange den Bürgerblock mit den Junior-
partnern SVP und CVP gegen die Sozialdemokraten 
an. Diese Verhältnisse gerieten Ende der 1960er-
Jahre durch neue politische Krä� e in Bewegung, 
blieben aber trotz der Erweiterung des Männer- 
zum Erwachsenenstimmrecht 1971 bis zum Zu-
sammenbruch der Sowjetunion und der bipolaren 
Weltordnung ums Jahr 1990 intakt. Oppositionelle 
Gruppen innerhalb und ausserhalb der traditionel-
len politischen Parteien und Krä� e konnten sich 
nicht langfristig etablieren; erst mit dem Au� reten 
der Grünen ab den 1980er-Jahren bildete sich ein 
neuer stabiler ökologischer Pol. Eine stabile Situ-
ation zeigte sich auch in der Aargauer Regierung: 
Mit Ausnahme des Zeitraums zwischen 1965 und 
1985 setzte sie sich aus vier Bürgerlichen und einem 
Sozialdemokraten zusammen. Nach dem Parteiaus-
schluss von Kurt Wernli (1942–2023) war die SP ab 
1999 für acht Jahre nicht in der Regierung vertreten.

Die Darstellung der politischen Strömun-
gen, Ereignisse und Strukturen lässt sich zeitlich 

in drei Perioden gliedern: in eine Phase der poli-
tischen Stabilität im «Männerstaat» während des 
Kalten Kriegs bis um 1970, eine Phase verstärkter 
gesellscha� licher Um- und Au� rüche bis um 1990 
und eine bis ins 21. Jahrhundert reichende Periode, 
die politisch vom Aufstieg der SVP und von über-
kantonalen Modernisierungs-, Öff nungs- und 
Identitätsdeba� en geprägt wird.

Die Sozialdemokraten als stärkste politische 
Kra�  im Aargau waren 1932 in die Regierungsver-
antwortung eingebunden worden. Über die folgen-
den drei Jahrzehnte blieb der (stark konfessionell 
geprägte) Rückhalt der vier Parteien in ihren Mili-
eus stabil. Ende der 1960er-Jahre, in der Phase einer 
breiten Wohlstandssteigerung, geriet das politische 
Koordinatensystem im Aargau allmählich in Be-
wegung. Der jahrzehntelange Konsens über den 
Ausbau der staatlichen Infrastruktur und des So-
zialwesens war durch das starke Wirtscha� swachs-
tum gefestigt. Der Konformismus gegen innen (die 
konfessionelle Milieuzugehörigkeit mit geschlech-
terspezifi scher Rollenverteilung) und gegen aussen 
(der zur Staatsräson erhobene Antikommunismus 
des militärischen Männerstaates im Kalten Krieg) 
begann in den 1960er- und 1970er-Jahren zu brö-
ckeln. Kurzfristige parteipolitische Erneuerungs-
bewegungen über das ganze politische Spektrum 
hinweg sind dabei vom längerfristigen sozialen 
Wandel zu unterscheiden, der besonders auf drei 
Ebenen grosse politische Auswirkungen ha� e: der 
Aufl ösung der geschlossenen sozialen Milieus, der 
erkämp� en Integration der Frauen ins politische 
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System (bis zur vollständigen Gleichstellung) und 
der neuen Herausforderungen durch interkantona-
le und globale politische � emen in den Bereichen 
Wachstum, Umwelt und Migration.

Konfession prägt die politische Zugehörigkeit 
noch lange

Am deutlichsten sichtbar ist die – für katholische 
und reformierte Gebiete unterschiedlich zu ge-
wichtende – Erosion der politisch und konfessio-
nell gebundenen Parteimilieus. Während sich bei 
den Nationalratswahlen 1947 in den reformierten 
Bezirken des Westaargaus Sozialdemokraten, Frei-
sinn und BGB die Stimmen au� eilten, blieben die 
Katholisch-Konservativen fast inexistent. Im Ost- 
und Nordaargau beherrschten diese die katholi-
schen Gebiete in absoluter Mehrheit, mit Ausnah-
me der bereits kurz nach dem Zweiten Weltkrieg zu 
Agglomerationen gewachsenen Bezirke Rheinfel-
den und Baden. Der gesellscha� liche Wandel ver-
änderte dieses Bild nur in Retuschen und zunächst 
besonders bei den Sozialdemokraten, der bis in die 
1980er-Jahre grössten Aargauer Volkspartei; diese 
verlor Teile ihres Elektorats an die bürgerliche Op-
position des Landesrings der Unabhängigen (LdU) 
und in den 1970er-Jahren an die rechte Überfrem-
dungspartei Nationale Aktion (NA).

Die zweite Ebene fand im wichtigsten poli-
tischen Ereignis in der zweiten Häl� e des 20. Jahr-
hunderts ihren Ausdruck: der Einführung des 
Frauenstimmrechts 1971, das die Aargauer Männer 
nur knapp mit 50,2 Prozent annahmen, aber – im 
Gegensatz zu anderen Kantonen – gleichzeitig auf 
allen drei Staatsebenen in Bund, Kanton und Ge-
meinden einführten. Davon profi tierte mit der kon-
servativen CVP zunächst jene Partei am stärksten, 
die sich nur sehr zögerlich für das Frauenstimm-
recht ausgesprochen ha� e. Die sozialdemokrati-
sche Parteispitze ha� e sich zwar seit dem Landes-
streik für das Frauenstimmrecht eingesetzt; ihre 
stark gewerkscha� lich-wertkonservative Wähler-
basis aber stimmte in dieser Frage bei der einzigen 
nationalen Abstimmung 1959 gegensätzlich; die 
Integration der Frauen war auch in der politischen 
Linken kein vorrangiges � ema.

Das spät errungene Frauenstimmrecht fi el 
mi� en in die soziale Modernisierung der Hoch-
konjunktur. Der gesellscha� liche Wertewandel 
begünstigte auch andere soziale Bewegungen. Im 
Zeichen der Auseinandersetzung mit dem wirt-
scha� lichen Fortschri�  und dem Schutz der na-
türlichen Lebensgrundlagen wurden Fragen der 
Raumplanung, der Umweltbelastungen und der 
Energieproduktion durch Grosstechnologien, be-
sonders der Atomenergienutzung, zu brennenden 
politischen � emen im Aargau.

Breit genutzte Volksrechte und neue politische 
Gruppierungen

Der Aargau gehört zu den Kantonen, in denen 
ökologische Fragen bei der Einreichung von Volks-
begehren – als Instrument der ausserparlamen-
tarischen Opposition – ab den 1970er-Jahren die 
dominierende Rolle spielten: Mehr als ein Dri� el 
aller eingereichten Initiativen zwischen 1979 und 

1996 wollten politische Veränderungen im Bereich 
der Umwelt-, Energie- und Verkehrspolitik errei-
chen.366 Es waren zugleich jene politischen Felder, 
bei denen der kantonale Gestaltungsspielraum 
merklich abnahm (Verkehrs- und Energiepolitik).

Zwischen 1990 und 2015 kamen 146 kanto-
nale Vorlagen zur Abstimmung: 113 obligatorische 
und 7 fakultative Referenden sowie 26 Volksinitia-
tiven. Das Stimmverhalten war zumeist behörden-
konform, wogegen die Annahme von Volksinitia-
tiven – viele davon von den links-grünen Krä� en 
lanciert – wegen des Instruments der Gesetzes-
initiative (und damit ermöglichter ausformulierter 
Gesetzesvorschläge) höher war.367 Die Ökologie-
frage verlor gegenüber den 1980er-Jahren wieder 
an Bedeutung zugunsten wirtscha� s- und migra-
tionspolitischer Vorlagen. Die prägende Konfl ikt-
linie der letzten dreissig Jahre bildete sich zwischen 
marktwirtscha� lich-liberalen und konservativ-in-
terventionistischen Krä� en. Der Aargau gehört zu 
den Kantonen mit ausgebauten Volksrechten und 
hohen Beteiligungsmöglichkeiten – was aber nicht 
mit einer hohen Stimmbeteiligung gleichzusetzen 
ist.368 Die Statistik zeigt, dass sich die Bewohnerin-
nen und Bewohner des Kantons Aargau weniger für 
kantonale Politik interessierten als jene in anderen 
Schweizer Kantonen.369

Die spät erkämp� e Integration der Frauen 
zum einen, der Wandel des Parteienwe� streits im 
Zeichen des nicht mehr ungeteilten Fortschri� s-
glaubens mit gleichmässig verteilter sozialstaat-
licher Absicherung zum anderen ha� en ab den 
1970er-Jahren im Aargau zur Konsequenz, dass 
neue politische Akteure – die Aargauer Eigenheit 
des linksliberalen Team 67, die fremdenfeindliche 
Nationale Aktion und lokale Oppositionsgruppie-
rungen – die regional und sozial breit abgestütz-
ten Volksparteien der Sozialdemokraten und des 
Freisinns herausforderten. Die Entwicklungen 
zwischen städtischen, verstädterten und ländli-
chen Bezirken verliefen ungleichzeitig, dennoch 
blieb die Stabilität des Parteiensystems bis Ende 
der 1980er-Jahre weitgehend erhalten, um danach 
rasch aufzubrechen. Rechte und linke Spli� ergrup-
pierungen, aber auch die bürgerliche Opposition, 
konnten vor allem in den Agglomerationen Fuss 
fassen. Der Einbruch des katholischen, CVP-wäh-
lenden Milieus im ländlichen Fricktal und in den 
1990er-Jahren im oberen Freiamt setzte später ein 
und war geprägt von der Skepsis gegenüber der 
gesellscha� s- und wirtscha� spolitischen Öff nung 
der Schweiz. Dies sollte sich in der Endphase des 
Kalten Kriegs am deutlichsten in der Europafrage 
niederschlagen.

Sozialdemokraten integrieren sich im 
bürgerlichen Aargau

Nach dem Landesstreik wurde der Proporz, das 
heisst die gegenüber politisch kleineren Gruppie-
rungen gerechtere Verhältniswahl, schweizweit 
eingeführt. Ein Jahr später, 1920, brachte eine SP-
Initiative auch im Aargau für die kantonalen Wahlen 
den Durchbruch des Proporzsystems. Dabei halfen 
die katholisch-konservativen Bezirke im Ostaargau 
mit, die früher gegenüber dem herrschenden Frei-
sinn ebenfalls benachteiligt gewesen waren.370 Bei 
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Grafi ken 32a und 32b Wähleranteile der Parteien im Nationalrat und im Grossen Rat, 1947 bis 2020. Bis in die 1970er-Jahre war die SP 
die stärkste Partei, ab den 1990er-Jahren überfl ügelte die SVP – ursprünglich die kleinste der vier Grossen – die bürgerliche Konkurrenz 
und die Sozialdemokraten. Der Trend zeigte sich bei nationalen Wahlen stärker als bei kantonalen. Quelle: Statistik Aargau.

Entwicklung der Wähleranteile Nationalrat, 1947–2019

Entwicklung der Wähleranteile Grossrat, 1953–2020
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Politische Domäne der Sozialdemokratie im Aar-
gau waren fi nanz- und sozialpolitische Vertei-
lungsfragen. Ein wichtiger Erfolg war die Steuerin-
itiative, die nach einem ersten knapp gescheiterten 
Anlauf 1949 ebenso wie ein Gegenvorschlag der 
Regierung bei einer zweiten Volksabstimmung 
angenommen wurde, dies nach einer harten Aus-
einandersetzung mit nur tausend Stimmen Unter-
schied. Dadurch wurden tiefe Einkommen und 
Vermögen von Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmern, Kranken, Gebrechlichen und Familien 
entlastet und die Sozialabzüge erhöht, um die 
durch Teuerung und Lohnanstieg entstandenen 
übermässigen Steuerbelastungen wieder auszu-
gleichen.377 Besonders pointiert setzten sich So-
zialdemokraten von den Christlichsozialen ab, die 
familien- und sozialpolitisch kaum Diff erenzen zur 
SP aufwiesen: «Die Pfarrherren suchen alle Mi� el 
und Wege und schreiben den Leuten persönliche 
Briefe im entscheidenden Moment. Im Fricktal 
müssen wir vielleicht zehnmal mehr Arbeit leis-
ten in dieser Hinsicht als im oberen Kantonsteil.» 
Der Aargauer Arbeiterführer Arthur Schmid sen. 
aus Oberentfelden (1889–1958) wollte mit diesen 
«Übergriff en der katholischen Kirche auf unsere 
Leute abrechnen».378

Die letzte Blütezeit des katholischen Milieus

Die CVP war bis Ende der 1970er-Jahre die Hono-
ratiorenpartei des katholischen Milieus mit einem 
Bauern-, einem Gewerbe- sowie einem christlich-
sozialen Arbeitnehmerfl ügel.379 In den 1920er- bis 
1950er-Jahren befand sich das katholische Sozial-
milieu im Aargau mit Arbeitervereinen und Frau-
enbünden, Gewerkscha� en, Krankenkassen und 
Jugendorganisationen auf dem Höhepunkt seiner 
institutionellen Verankerung. An den Katholiken-
tagen marschierten jeweils Tausende auf.380 «Vor 
dem Essen wird gebetet, in der Kirche warnt der 
Pfarrer vor rauchenden Frauen mit kurzen Röcken, 
die Stimmen der Bauern gehören der CVP, damals 
schlicht ‹die Partei› genannt», so der im Freiamt 
aufgewachsene, spätere Nationalrat der Zuger 
Grünalternativen, Josef «Jo» Lang (*1954).381 Abrupt 
zogen die Konsummoderne und die Individuali-
sierung der Wahlmöglichkeiten der 1950er- und 
1960er-Jahre in diese geschlossene Lebenswelt ein 
und lösten sie innert weniger Jahre praktisch auf.382

Politisch stellte sich mit der zunehmenden 
Industrialisierung des Aargaus die Frage, wie mit 
der katholischen Arbeiterscha�  umzugehen sei. 
Parteiintern gab es dazu zwei Stossrichtungen: 
Die einen wollten den christlichsozialen Arbeit-
nehmerfl ügel als eigene Partei organisieren und 
mit den Katholisch-Konservativen nur inhaltlich 
zusammenarbeiten, um «eine Bresche in die So-
zialistische Partei und das Gewerkscha� skartell zu 
schlagen».383 So gab es im Bezirk Bremgarten und 
vor allem im Industrieort Wohlen lange eine eigene 
christlichsoziale Partei. Aber auch in Minderhei-
tengebieten wie in Brugg wählten längst nicht alle 
Katholiken CVP.384 Die Kantonalpartei hingegen 
verfocht den Zusammenschluss unter einem Dach 
und eine Aktivierung des christlichsozialen Flügels 
gegen innen durch Sektionsarbeit und stärkere 
Sichtbarmachung, was sich dann 1961 in der Na-

den ersten nach dem Verhältniswahlrecht durch-
geführten Wahlen 1921 wurden die Sozialdemokra-
ten zur stärksten Fraktion im Parlament. Der An-
stieg der Wählerstärke ha� e sich nach einem ersten 
Höhepunkt 1933 und einem zweiten 1945 wieder 
abgeschwächt. Auch im stark industrialisierten 
Bezirk Zofi ngen, wo die Sozialdemokraten «von 
einer sozialistischen Mehrheit träumten», gelang 
dies bei den Grossratswahlen 1953 nicht.371 In den 
1940er- und 1950er-Jahren herrschte im Aargau 
eine auff allende politische Stabilität: Kaum zehn 
Grossratsmandate oder rund fünf Wählerprozente 
wechselten bei Wahlgängen die Parteifarbe, und 
dies bei einer konstant hohen Wahlbeteiligung von 
rund 85 Prozent der stimmberechtigten Aargauer 
Männer. Die Sozialdemokraten blieben bis in die 
1970er-Jahre die stärkste Fraktion.372

Auch bei den Aargauer Nationalratsmanda-
ten stellte die SP mit drei bis fünf Sitzen meist die 
grösste Deputation. 1945 mobilisierten die Sozial-
demokraten sowie die kommunistische Partei der 
Arbeit (PdA) zehn Prozent mehr Wähler als 1941 
und kamen auf 35 Prozent. Die zwei kommunisti-
schen Grossräte blieben aber Episode.373 Die Bür-
gerlichen spielten auf der antikommunistischen 
Klaviatur und werteten etwa den kommunistischen 
Umsturz in der Tschechoslowakei 1948 propagan-
distisch aus, so die SP-Spitze, «um uns das Stän-
deratsmandat zu entreissen».374 Die Aargauer SP 
ha� e sich bereits 1934, zwei Jahre vor der Schwei-
zer Sozialdemokratie, mit grosser Mehrheit zur be-
waff neten Landesverteidigung und zur Schweizer 
Armee bekannt. Dies bildete das Eintri� sticket für 
eine konkordante Regierungspolitik im Zeichen 
der Geistigen Landesverteidigung, der die Sozial-
demokraten in grossen Teilen bis in die 1960er-Jah-
re folgten.

Kampfwahlen als Ausnahme

Bei den nach Majorz durchgeführten Regierungs- 
und Ständeratswahlen blieben die Sozialdemo-
kraten gegenüber einem geschlossenen Bürger-
block in den meisten Wahlkämpfen chancenlos. 
In der Regierung vermochte die SP nicht langfris-
tig über einen von fünf Sitzen hinauszuwachsen. 
1949 unterlag der angetretene Sozialdemokrat bei 
einer Kampfwahl dem Vertreter der Bauern-, Ge-
werbe- und Bürgerpartei deutlich; das kurzzeitig 
gehaltene Ständeratsmandat vermochte die Linke 
im 20. Jahrhundert nicht mehr zurückzuerobern. 
Die beiden Sitze in der kleinen Kammer blieben 
mit dieser Ausnahme am Ende des Zweiten Welt-
kriegs immer von der FDP und der CVP – ab 1995 
von der FDP und der SVP – besetzt. Rhetorisch 
unterstrichen die Sozialdemokraten aufgrund 
ihrer Wählerstärke den Anspruch auf einen zwei-
ten Regierungsratssitz, konnten sich aber in der 
Nachkriegszeit kaum je dazu durchringen, wieder 
antretende bürgerliche Regierungsräte heraus-
zufordern. Die SP-Parteispitze äusserte ihre Be-
denken, einer «grossen Volksgruppe, die einen An-
spruch hat, entgegen unseren Prinzipien einen Sitz 
streitig zu machen».375 Regierungsrätliche Kampf-
wahlen stellten im Aargau, wie auch in anderen 
Kantonen mit drei oder vier grossen Parteien, die 
Ausnahme dar.376
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len, freisinnig dominierten Staat war an ihr Ende 
gekommen.393

Freisinnige bauen den Infrastrukturstaat der 
Nachkriegszeit

Die 1895 gegründete Freisinnig-Demokratische 
Volkspartei war vor der Einführung des Proporzes 
die stärkste Partei beziehungsweise die staatstra-
gende Kra�  mit Vertretern aller sozialen Milieus. 
Vor dem Ersten Weltkrieg traten in der «freisinni-
gen Grossfamilie» Spaltungstendenzen und Flügel-
kämpfe zwischen Liberalen und linksfreisinnigen, 
staatsnahen «Radikalen» (so die aus dem 19. Jahr-
hundert stammende Bezeichnung) auf394hundert stammende Bezeichnung) auf394hundert stammende Bezeichnung) auf  – ein 
Erbe des Kulturkampfs, das in der Auseinanderset-
zung mit den Katholisch-Konservativen bis in die 
1950er-Jahre nachhallte. Der Landesstreik bildete 
eine Zäsur: Mit der Abspaltung der Bauern- und 
Bürgerpartei waren die Verhältnisse weitgehend 
bereinigt und der Aargauer Freisinn auf einen stär-
ker wirtscha� sliberalen Kurs festgelegt. Die Frei-
sinnigen, im 19. Jahrhundert alleinige Regierungs-
partei, ha� en 1885 den Katholisch-Konservativen 
einen Sitz zugestanden. Mit dem errungenen 
Wechsel zum Proporz bei den Parlamentswahlen 
vermochten zunächst auch die Bauernpartei ab 
1919 (1929 bis 1949 doppelt vertreten) und seit 
1932 die Sozialdemokraten (1965 bis 1985 doppelt 
vertreten) Regierungsratssitze zu erobern.395 Der 
Bundesrat öff nete sich in derselben Reihenfolge 
wie im Aargau für die neuen politischen Krä� e, 
aber erst später.

Nebst den Werten der Eigenverantwortung 
und eines subsidiär von der Gemeinde her organi-
sierten Staates, der auf der höheren Staatsebene des 
Kantons nur so viel regeln sollte wie nötig und das 
Wirtscha� sleben nicht einschränkte, stand die Aar-
gauer FDP 1945 zum Service public und plädierte 
für eine Finanzpolitik mit dem Ziel der Vollbeschäf-
tigung sowie für den Ausbau des Bildungswesens 
mit besser bezahlten und ausgebildeten Lehrperso-
nen.396 Weiterhin wählten auch Bauern und Arbeit-
nehmer die Partei, der es seit 1921 und bis Ende der 
1980er-Jahre als einziger gelang, in allen Bezirken 
Grossratssitze zu erhalten. Ihr Schwerpunkt lag in 
den Städten des ehemaligen Berner Aargaus, in Aa-
rau, Zofi ngen, Lenzburg und Brugg sowie seit Ende 
der 1970er-Jahre auch in Baden.397

Planung ist nicht mehr ein sozialistisches 
Schreckgespenst

In den 1960er-Jahren drehten sich die Deba� en 
um die politischen und gesellscha� lichen Folgen 
des Wirtscha� swachstums. Der freisinnige Bau-
direktor Kurt Kim (1910–1977) (siehe «Raument-
wicklung», S. 64) mahnte Bereitscha�  an, sich auf 
eine «vernün� ige Planung» einzulassen, was nicht 
mit «sozialistischer Planwirtscha� » gleichzusetzen 
sei. Ein Aargau mit einer Million Einwohnerinnen 
und Einwohnern könne auf eine aktive Raum- und 
Siedlungspolitik nicht verzichten: «Rheintal und 
Mi� elland sollen kein Ruhrgebiet werden. Wir 
bekommen einen Albdruck, wenn wir von einer 
Bandstadt von Winterthur bis Biel reden hören.»398

Die «Wachstumskrise» einer der Wirtscha�  hinter-

mensänderung zu «Konservativ-christlichsoziale 
Volkspartei» niederschlug.385 Parteipräsident und 
Ständerat Robert Reimann (1911–1987) meinte 
1963: «Bei der Wahltournee durch die Bezirke bin 
ich mehr und mehr zur Überzeugung gekommen, 
dass immer noch das ‹Katholische› der eigentliche 
Ki�  ist in unserer Partei.»386

Schwerpunkt im regionalen Ausgleich und in der 
Familienpolitik

Der Auf- und Ausbruch aus dem «Konservativen» 
entzündete sich bereits in den 1960er-Jahren am 
Parteinamen: «Wir stehen nicht rechts, wir stehen 
nicht links, wir stehen vorne», proklamierte Frak-
tionspräsident Julius Binder (*1925) selbstbewusst 
nach dem Wahlerfolg 1969. Binder fragte sich, ob 
«uns der Computer hil� , eine gute Wortverbindung 
für den Parteinamen zu fi nden», der die Jungen, «die 
kaum mehr ein richtiges Verhältnis zur konservati-
ven Staatsidee» fänden, nicht mehr davon abhalten 
werde, die Konservativ-Christlichsoziale Volkspar-
tei zu wählen.387 Arbeitersohn und Ständerat Ro-
bert Reimann aus dem Fricktal schaff te zunächst 
noch den Ausgleich zwischen konservativeren und 
progressiveren Krä� en, der während der Rezession 
schwieriger zu vermi� eln war.388 Im politischen 
Stimmverhalten hingegen ging das konfessionelle 
Zeitalter verzögert und mit regionalen Akzentun-
terschieden zu Ende. Der im Aargau aufgewachsene 
Parteienforscher Claude Longchamp (*1957) kam 
in den 1980er-Jahren zum Schluss, dass die Religi-
on nach wie vor das wichtigste Erklärungselement 
zur Analyse der kantonalen Parteienstruktur sei.389

Der Anteil der Katholikinnen und Katholiken an der 
Aargauer Gesamtbevölkerung und der CVP-Wäh-
leranteil verliefen lange parallel, bis Letzterer in den 
1980er- und 1990er-Jahren unter ein Dri� el sank.390

Die breite Wohlstandssteigerung für viele 
Arbeitnehmende ha� e den Gegensatz zwischen 
den Katholisch-Konservativen und den Christlich-
sozialen nach dem Zweiten Weltkrieg entschär� . 
Die christliche Arbeiterscha�  sollte mit dem Kapi-
talismus versöhnt werden, indem die Familie zum 
Hebel sozialstaatlicher Dispositive gemacht wurde. 
Deren Mechanismen und Werkzeuge griff en viel-
fach auf der Ebene der Gemeinden, aber (noch) 
nicht auf der Ebene des Kantons.391 Dies änderte 
sich mit dem durch die Hochkonjunktur ermög-
lichten Ausbau des Sozialstaates und der regionalen 
Bildungs- und Spitalinstitutionen in den 1960er-
Jahren, der von der CVP aktiv gefördert wurde. Den 
traditionellen Schwerpunkten der Kirchen- und 
Bildungspolitik folgten neue Schwerpunkte in der 
Familienpolitik sowie im Finanzausgleich zwischen 
städtisch-agglomerierten und ländlichen Gegen-
den.392 Die CVP schöp� e dabei in ihren Stammlan-
den immer noch aus einem grossen, aus den dörfl i-
chen Eliten (Gemeindeschreiber, Grossbauern und 
Gewerbetreibende) bestehenden Reservoir, weil in 
dieser Partei die Karrierechancen am grössten wa-
ren. Die jahrzehntelang beklagte Untervertretung 
der Katholisch-Konservativen in wichtigen staat-
lichen Anstalten und Kommissionen, bei hohen 
Che� eamten und in Inspektoraten, war ab Ende 
der 1960er-Jahre kaum mehr ein � ema. Die kultur-
kämpferische Auseinandersetzung mit dem libera-



229

Tabelle 13  Abstimmungsverhalten bei eidgenössischen Abstimmungen im Vergleich zwischen Aargauer und Schweizer Stimmbevöl-
kerung. Galt der Aargau früher als «Durchschni�  der Schweiz», ist seit den ausgehenden 1970er-Jahren eine wertkonservativere Grund-
stimmung festzuhalten. Diese akzentuierte sich in den 1990er-Jahren. Quelle: Bundesamt für Statistik, Bundeskanzlei.

Abstimmungsverhalten bei eidgenössischen Abstimmungen im Vergleich zwischen 
Aargauer und Schweizer Stimmbevölkerung (Ja–Stimmen in Prozent)

Tabelle
13

VOLKSABSTIMMUNG Schweiz Aargau

AHV 1947 80,0 79,1

Wirtscha� sartikel 1947 53,0 49,2

Umsatzsteuerinitiative 1952 19,0 14,0

Gewässerschutzartikel 1953 81,3 77,3

Initiative 44-Stunden-Woche 1958 35,0 32,4

Initiative Atomwaff enverbot 1962 34,8 28,8

Initiative gegen Bodenspekulation 1967 32,7 30,7

Jesuiten- und Klosterartikel 1973 54,9 53,3

Initiative 40-Stunden-Woche 1976 22,0 18,3

Fristenlösung Schwangerscha� sabbruch 1977 1977 48,3 42,7

Mieterschutzinitiative 1977 43,3 35,9

Zeitgesetz (Einführung Sommerzeit) 1978 47,9 42,8

Gleiche Rechte für Mann und Frau 1981 60,3 52,1

Zivildienstinitiative 1984 36,2 32,1

Initiative gegen Ausverkauf der Heimat 1984 1985 48,9 56,0

Atominitiative 1984 45,0 31,4

Mu� erscha� sinitiative 1984 15,8 11,3

Revision Eherecht 1985 54,7 45,6

UNO-Beitri� 1986 24,3 18,2

Rothenthurm-Initiative (Moorschutz) 1987 57,8 51,3

Stadt-Land-Initiative (Spekulation) 1988 30,8 26,8

Armeeabschaff ungsinitiative 1989 35,6 30,7

Stopp dem Autobahnbau 1990 28,5 25,8

Stimmalter 18 1991 72,7 67,2

Neue Eisenbahn-Alpentransversale (NEAT) 1992 63,6 60,7

Beitri�  zum Europäischen Wirtscha� sraum (EWR) 1992 49,7 39,9

Gegen Kampffl  ugzeuge 1993 42,8 33,0

Leistungsabhängige Schwerverkehrsabgabe (LSVA) 1994 67,1 61,8

Alpeninitiative 1994 51,9 48,4

Kulturförderungsartikel 1994 51,0 42,1

Krankenversicherung 1994 51,8 40,0

Zwangsmassnahmen Ausländerrecht 1994 72,9 78,4

Volksinitiative «Gegen illegale Einwanderung» 1996 46,3 54,9

Heroinabgabe 1999 54,4 52,6

Mu� erscha� sversicherung 1999 39,0 26,2

Neue Bundesverfassung 1999 59,2 49,1

Begrenzung Ausländeranteil auf 18 Prozent 2000 36,2 47,4

UNO-Beitri� 2002 54,6 48,9

Fristenlösung 2002 72,2 68,9

Goldreserven in die Solidaritätssti� ung 2002 48,2 42,2

Liberalisierung Elektrizitätsmarkt 2002 47,4 51,4

Strom ohne Atom 2003 33,7 23,4

Verwahrungsinitiative 2004 56,2 57,3

Erleichterte Einbürgerung 2004 43,3 31,5

Automatische Einbürgerung dri� e Generation 2004 48,4 35,1

Bilaterale Abkommen mit der EU zur Personenfreizügigkeit 
(Schengen/Dublin)

2004 48,4 54,6

Bilaterale Abkommen mit der EU 2005 50,9 56,0

Minare� verbot 2009 57,5 64,0

Ausschaff ungsinitiative 2010 52,3 57,3

Masseneinwanderungsinitiative 2014 50,3 55,2

Stopp der Überbevölkerung (Ecopop-Initiative) 2014 25,9 29,4

Durchsetzungsinitiative 2016 41,1 44,3

Abschaff ung Radio- und Fernsehgebühren 2018 28,4 32,3

Begrenzungsinitiative (Kontingente sta�  Personenfreizügigkeit) 2020 38,2 42,4

Konzernverantwortungsinitiative 2020 50,7 43,1



179 Wahlgeplänkel im katholischen Milieu, 1957. Katholisch-konserva-
tive Freiämter Bauern wehrten sich gegen die Ansprüche der Christlich-
sozialen, welche die katholischen Arbeiter vertraten. Die CVP vereinigte 
als breite Volkspartei Interessenvertreter verschiedener Schichten, was 
immer wieder zu Konfl ikten bei Wahlen führte.

178 Aargauer Katholikentag mit Bischof Franziskus von Streng (1884–1970) und Bundesrat Josef Escher (1885–
1954) im Amphitheater Windisch, 5. Juli 1953. Die Aufmärsche (ab 1954 auch von Frauen) dienten dazu, Stärke und 
Geschlossenheit der katholischen Bewegung zu demonstrieren und gegen innen ein Gemeinscha� sgefühl zu 
erzeugen.



180 Heinz Fröhlich (1933–2022), «rasender Reporter» des Aargauer Tagbla� s, eilte im Sommer 1968 mit seinem Auto nach Prag, um die Niederschlagung der Demokratie-
bewegung durch sowjetische Panzer festzuhalten. Auch auf dem politischen Parke�  des Aargaus war das Grundrauschen des Kalten Kriegs etwa in Wahlkämpfen immer wieder 
wahrnehmbar.

181 Heinrich Buchbinder (1919–1999), 
Gewerkscha� sführer und «Volkstribun» der 
Aargauer SP. In bürgerlichen Kreisen war 
Buchbinder ein Paria, seit er sich in den 
1950er-Jahren als führender Kopf mit einer 
Volksinitiative gegen die atomare Aufrüs-
tung der Schweiz eingesetzt ha� e.

182 Aufgrund seiner guten Kontakte zur Sowjetunion leistete Heinrich Buchbinder später 
Vermi� lerdienste im Kalten Krieg und wurde dabei auch zu Diners mit Kaviar in die sowjeti-
sche Botscha�  in Bern eingeladen.
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Grafi k 33 Wie in den Nachbarkantonen sank die Stimmbeteiligung im Aargau bereits vor der Einführung des Frauenstimmrechts 1971. 
Danach fi el im Aargau auch der Stimmzwang, der jahrzehntelang für eine im Schweizer Durchschni�  hohe Beteiligung der stimmberech-
tigten Schweizer Männer gesorgt ha� e. Quelle: Statistik Aargau.

Stimmbeteiligung im Aargau im Vergleich mit den Nachbarkantonen 1919–2019 
(Nationalratswahlen, in Prozent)

Grafi k
33
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Erziehungs- und Landwirtscha� sdirektor Ernst 
Schwarz (1917–1985) setzte ein Vertreter der BGB 
die Dezentralisierung des Mi� elschulwesens mit 
der Eröff nung der Kantonsschule Baden sowie der 
Lehrerseminare in Zofi ngen und Wohlen um (sie-
he «Staat», S. 189). Bis in die 1970er-Jahre blieb die 
Partei auf ihrem konservativen Mi� ekurs, pfl egte 
aber auch Kontakte zu den Sozialdemokraten.404

Schwund der Bauern setzt der BGB zu

Das starke Wirtscha� swachstum veränderte die 
Aargauer Landscha� en: Das Limma� al wandel-
te sich vom Bauern- zum Industriegebiet. Dieses 
«Abwandern der Jungmannscha�  von der Scholle» 
bekam die Bauern-, Gewerbe- und Bürgerpartei, 
ab 1971 Schweizerische Volkspartei, zu spüren.405

Die Wählerverluste konnten in den 1960er-Jahren 
wieder gestoppt werden. «Die Parteibasis zu ver-
breitern, um den Schwund der Ansprechpersonen 
in der Bauernscha�  zu ersetzen», war eine der ers-
ten Aufgaben des jungen Parteisekretärs und spä-
teren SVP-Nationalrates � eo Fischer (*1937) in 
den 1960er-Jahren.406 Die neu gegründeten Ein-
wohnerräte (Gemeindeparlamente) in den Agglo-
merationsgemeinden trugen dazu bei, das Rekru-
tierungsproblem der zwar konfessionell neutralen, 
aber mehrheitlich vom Stand der reformierten Bau-
ernscha�  getragenen Partei zu lösen; auch in rasch 
wachsenden Industriegemeinden und Kleinstädten 
wurden Parteisektionen gegründet und Wahllisten 
zusammengestellt, was eine Erfolgsbasis für den 
späteren, eruptiven Aufstieg der SVP in der Wähler-
gunst nach 1989 bildete. War die Bauern- und Bür-
gerpartei bei ihrer Gründung noch wählerstärkste 
bürgerliche Kra�  gewesen, fi el ihr nach dem Zwei-
ten Weltkrieg und bis in die 1980er-Jahre die Rolle 
des bürgerlichen Juniorpartners zu. In den stets 
wachsenden Kantonal- und Kommunalverwaltun-
gen konnte die Partei ausserhalb der Domänen, die 
sich mit der Landwirtscha�  befassten, nicht richtig 
Fuss fassen.407

Stimmberechtigte «gegen den Stimmzwang»

In den bevölkerungsstarken Bezirken Baden, Zo-
fi ngen oder Bremgarten reichte ein Wahlstimmen-
anteil von wenigen Prozenten zum Einzug in den 
Grossen Rat. So konnten auch kleine Gruppen und 
Ein-Mann-Listen Wahlerfolge verzeichnen.408 Ty-
pischerweise bewirtscha� eten diese, teils populis-
tisch, ein spezifi sches Unbehagen an politischen 
Vorgängen. So scharte sich 1957 eine Gruppe von 
«freien Stimmberechtigten für die Abschaff ung des 
Stimmzwangs» um den Wohlener Handwebermeis-
ter Arnold Widmer (1898–1989).409 1958 lancierte 
Widmer die namengebende Volksinitiative: Der in 
Verfassung und Gesetz vorgesehene Stimmzwang 
bei einer Busse von zwei Franken bei Nichteinhal-
tung sollte fallen. Bei Gemeindeversammlungen in 
Aarau oder We� ingen ha� en sich die sogenannten 
Narrengänge gehäu� , wenn das gesetzlich festge-
schriebene Quorum von fünfzig Prozent (mehrere 
Tausend männliche Stimmberechtigte zwischen 
20 und 65 Jahren) nicht erreicht und deshalb die 
Versammlungen abgebrochen werden mussten.410

Trotz viel Publizität lehnte es eine Zweidri� el-

herhinkenden staatlichen Verwaltung, ein in den 
1960er-Jahren vielfach diagnostiziertes «Malaise» 
des Staates, zeigte sich in der Ablehnung der Kre-
dite für die Landessausstellung 1964 in Lausanne 
durch das Aargauer Stimmvolk (siehe «Staat», 
S. 180). Der Freisinn reagierte mit der Forderung, 
die staatlichen Strukturen zu modernisieren. Dane-
ben blieben die Postulate einer Boden- und Eigen-
tumspolitik, die auf breite Eigentumsförderung, 
tiefe Vermögensbesteuerung und wenig Abgaben 
und Eingriff e setzten.

1969 reagierten die Aargauer Freisinnigen 
auf die Jugendunruhen und wollten sich gegen-
über junger Politik öff nen. Basis dafür müsse aber 
sein, dass gewisse «Grundsätze unserer staatlichen 
Ordnung als undiskutabel betrachtet werden».399

Als breite Volkspartei und in der Wahrnehmung, 
«staatstragend» zu sein, geriet auch im Aargau zu-
nächst der Freisinn unter Druck von neuen opposi-
tionellen Krä� en. Parteipräsident Hans Trautweiler 
(1920–1980) begegnete diesen Bedenken mit dem 
Aufruf, nach innen die Partei durch die demokra-
tische Auseinandersetzung zu beleben und nach 
aussen geschlossener und klarer aufzutreten. Die 
Arbeitsweise müsse systematischer und rationeller 
werden – mit der Gründung von Orts-, Frauen- 
und Jugendsektionen.400

Vertretung der Bauern: sparsamer Staat und 
regionale Teilhabe

Nach dem Ersten Weltkrieg bildete sich zumeist 
aus den Reihen ehemaliger Freisinniger die Bau-
ern- und Bürgerpartei. Bis in die 1950er-Jahre blieb 
sie eine im westlichen Kantonsteil verankerte Bau-
ernpartei. Aufgrund ihrer Frontstellung gegen die 
Sozialdemokratie während des Landesstreiks wur-
de sie rasch in die Regierung eingegliedert, wo sie 
mit dem Freisinn harmonierte und dessen Macht 
trotz Verlust der früheren Mehrheiten zementier-
te. In den 1930er- und 1940er-Jahren stellte die 
Bauernpartei zwei, ab 1949 jeweils einen Aargau-
er Regierungsrat. Im Gegensatz zur Zürcher und 
Berner Schwesterpartei nahm sie den Anspruch, 
das Gewerbe zu vertreten, erst nach dem Zwei-
ten Weltkrieg in den Parteinamen auf und nannte 
sich danach Bauern-, Gewerbe- und Bürgerpartei 
(BGB); dies verweist auf das enge Bündnis mit der 
dominierenden FDP, die man nicht zu stark kon-
kurrenzieren wollte.401

Im Fricktal vermochte die BGB aufgrund 
des Einsatzes von Grossräten gegen das lange un-
gelöste Problem der Fluorimmissionen der Alumi-
niumindustrie auf der deutschen Seite des Rheins 
(siehe «Umwelt», S. 131) zu punkten. Ihr Grossrat 
Franz Metzger (1912–1992), 39 Jahre lang Ge-
meindeammann von Möhlin, wurde «König des 
Fricktals» gerufen. In den 1950er-Jahren deklarier-
te sich die Partei als «Sammlungsbewegung aller 
mi� elständisch Denkenden in Landwirtscha� , 
Gewerbe und Arbeitnehmerscha� ».402 Die Öff -
nung zu einer Volkspartei mit Vertretern aus allen 
sozialen Schichten gelang allmählich ab Ende der 
1960er-Jahre.403 1969 wurde mit dem Zurzacher 
Jörg Ursprung (1919–1997) zum ersten Mal ein 
Regierungsrat gewählt, der nicht familiär oder 
berufl ich mit dem Bauernstand zu tun ha� e. Mit 



183 Der Basler Volksschauspieler und Kabare� ist Alfred Rasser 
vertrat den Aargau zwischen 1967 und 1975 in Bern. Der Nonkon-
formist und Militärkritiker sass für den Landesring der Unab-
hängigen, der sich als bürgerliche Oppositionsbewegung verstand, 
im Nationalrat.

«HD Läppli» Alfred Rasser für den 
Aargau im Nationalrat

Anfang der 1960er-Jahre hielten 
oppositionelle Gruppierungen be-
reits zehn Prozent der Sitze im 
Grossen Rat.1 Nebst der seit den 
1920er-Jahren immer mit rund 
drei bis sechs Prozent Wähleranteil 
vertretenen konfessionellen Evan-
gelischen Volkspartei (EVP) – die 
früh die Umweltpolitik auf  die 
Agenda setzte2 – bildete der 1937 
im Aargau gegründete Landesring 
der Unabhängigen (LdU) die bür-
gerliche Opposition. Der Landes-
ring etablierte sich in den Mi� el-
landkantonen, konnte aber das 
Image der «Zürcher Migros-Partei» 
ihres Gründers und Führers Go� -
lieb Du� weiler (1888–1962) nie 
ganz abstreifen. Mit «amerikanisch 
anmutenden Wahlkampfaktionen» 
aufgetreten, als «Partei der Zuge-
zogenen» bespö� elt und in den 
1960er-Jahren auch mit einem In-
serateboyko�  durch das Aargauer 
Tagbla�  belegt, kam der Tagbla�  belegt, kam der Tagbla� LdU in 
den neuen Einwohnerräten mi� el-
grosser Gemeinden wie etwa Suhr 
oder Buchs zu Mandaten.3

Bei Nationalratswahlen errang 
der LdU durchgehend mehr Stim-
men als bei kantonalen Wahlen. 
Die Sitzgewinne im Parlament gin-
gen zulasten der grossen Regie-

rungsparteien, besonders der So-
zialdemokraten.4 Von Technikern 
aus den Reihen der Badener In-
dustrie im Ostaargau getragen und 
für Frauen von Beginn weg off en, 
verfolgte der LdU zunächst links-
liberale Positionen, öff nete sich 
für nonkonformistische Ideen und 
übte im Selbstanspruch eine poli-
tische Wächterfunktion aus.5
Grossrat Jakob Hohl (1918–1995) 
zählte zu den Protagonisten  bei 
der parlamentarischen Einfüh-
rung des Frauenstimmrechts so-
wie beim Anstoss für eine Aargau-
er Hochschule Ende der 1960er-
Jahre. Hohl wurde später aus dem 
Schweizer Landesring ausgeschlos-
sen und blieb als allein politisie-
render Grossrat eine gewichtige 
Stimme im Aargauer Parlament 
(siehe «Staat», S. 193).6

In den 1970er-Jahren setzte im 
LdU ein Zwist zwischen AKW-
Gegnern rund um den St. Galler 
Franz Jaeger (*1941) und die Bas-
ler Sektionen auf der einen sowie 
den mehrheitlich AKW-befürwor-
tenden Aargauer Vertretern auf 
der anderen Seite ein.7 Für Letzte-
re war aber der bekannte Basler 
Kabare� ist und Nonkonformist 
Alfred Rasser (1907–1977) alias 
«HD Läppli» im Nationalrat. Da-
für ha� e Rasser seinen Wohnsitz 
nach Rheinfelden verlegt. 1975 

wurde er nach zwei Legislaturpe-
rioden wegen seiner pazifi stisch-
militärkritischen Haltung nicht 
mehr auf die LdU-Liste genom-
men und kandidierte fürs Team 67.
Wegen einer Reise nach China 
im Jahr 1954 als Kommunist verun-
glimp� , erfuhr Rasser das Klima 
des Kalten Kriegs hautnah; so stri-
chen etwa � eater seine Engage-
ments. Die bürgerliche Presse lob-
te ihn für seine kabare� istischen 
Leistungen und kritisierte ihn 
gleichzeitig he� ig in seinem poli-
tischen Engagement.8 Im Natio-
nalrat blieb der Künstler und Volks-
schauspieler ein Aussenseiter.9

Bei den Nationalratswahlen 
1971 erreichte der Landesring fast 
zehn Prozent und zwei Mandate 
und blieb bis 1995 mit einem Man-
dat vertreten. Im Jahr 2000 löste 
sich der LdU auf, wiederum mit 
einer Versammlung im Gründer-
kanton Aargau.10

 1 NZZ, 9.3.1965. 
 2 Gespräch mit Heiner Studer, 2019. 
 3 NZZ, 21.3.1949; Müller 2001, 42; NZZ, 

16.3.1965. 
 4 Müller 2001, 30; Va� er 2002, 167. 
 5 Müller 2001, 23 und 95f. 
 6 Müller 2001, 32f. und 38. 
 7 Müller 2001, 48f. 
 8 Rueb 1975. 
 9 NZZ, 26.8.2019. 
 10 Müller 2001, 53. 
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Abstimmungskämpfe verändern sich

In den 1960er-Jahren nahmen Wahl- und Abstim-
mungsdynamiken im Gefolge der durch Bevölke-
rungswachstum und Wertewandel geprägten Auf-
lösung parteipolitischer Milieus zu. Beobachter 
stellten einen «kostspieligen Propagandaeinsatz» 
einzelner Politiker fest.419 Auch die Methoden des 
Wahlkampfs veränderten sich. Parteiversammlun-
gen zur inneren Mobilisation wurden durch zwi-
schenparteiliche � emenhearings ergänzt, wie sie 
das Team 67 aus den USA in den Aargau brachte. 
Diese zielten auf eine parteipolitisch nicht mehr fi x 
gebundene Wählerscha� . Veranstaltungen in den 
Orts- und Bezirksparteien blieben aber wichtig, 
etwa bei der BGB.420 Die Zeitungen bildeten im-
mer noch eine zentrale Klammer für die Versorgung 
der Wählerscha�  mit politischen Botscha� en (siehe 
«Medien», S. 277).

Auch die Abstimmungskämpfe veränderten 
sich. Sie wurden nicht kontroverser geführt, son-
dern waren von teilweise überraschenden Veto-
entscheiden der Stimmberechtigten besonders bei 
Finanzierungsbeschlüssen geprägt. In den 1960er-
Jahren wurden einige Finanzierungsvorlagen im 
Strassenbau, beim Zivilschutz oder, gleich zwei-
mal, die Kredite zur Landesausstellung von 1964 
abgelehnt, obwohl von den etablierten politischen 
Krä� en keinerlei Opposition laut geworden war. 
Dies führte zu einem veritablen Katzenjammer bei 
Behörden und Meinungsmachern. Das «helveti-
sche Malaise» (Max Imboden, 1915–1969), eine Ka-
pitulation der politischen Auseinandersetzung vor 
den technokratischen Sachzwängen, wurde auch 
für den Aargau diagnostiziert.421 Die «Aargauer 
Blä� er», eine Beilage des Badener Tagbla� s mit 
überregionaler Ausstrahlung, taten sich dabei mit 
Anregungen für die politische Belebung besonders 
hervor: Unter der Ägide des Publizisten Werner 
Geissberger (1921–1986) wurde ein Ideenwe� be-
werb zum Aargauer Expo-Beitrag organisiert. Ende 
der 1960er-Jahre wurde für das Kulturgesetz ein 
«riesiger Propagandarummel in nie vorher gesehe-
nem Ausmass» realisiert: Jugendverbände und kul-
turelle Vereine tourten auf einer Sternfahrt durch 
den Kanton nach Windisch, um für das neue Kul-
turgesetz zu werben, das dann auch relativ deutlich 
angenommen wurde (siehe «Kultur», S. 488).422

Politik wird zum – teuren – Produkt

Die Wahlkamp� udgets stiegen im Laufe der Jahr-
zehnte – auch teuerungsbereinigt – deutlich an. 
Für den Stichentscheid in einer Ständeratswahl gab 
die CVP-Kantonalpartei 1963 8000 Franken aus. 
Für einen Nationalratswahlkampf von 1967 lag das 
Budget bei 30 000 Franken.423 Der Regierungs-
ratswahlkampf für die SP-Doppelkandidatur 1969 
wurde mit 50 000 Franken gedeckt. 1977 gaben die 
Kantonalparteien für den Gross- und Regierungs-
ratswahlkampf zwischen 20 000 (CVP) und 60 000 
Franken aus (FDP und SP); die (teils höheren) Aus-
gaben der Bezirksparteien sind dabei nicht mitein-
gerechnet.424 Zwei Jahrzehnte später, für den Na-
tionalratswahlkampf 1995, lagen die Gesamtkosten 
aller Aargauer Parteien bei 1,4 Millionen Franken – 
gleich hoch wie im Kanton Bern und weniger als 

mehrheit der kantonalen Stimmbürger 1962 noch 
ab, den Stimmzwang aufzuheben (siehe «Staat», 
S. 143f.).

Ende der 1960er-Jahre errang Arnold Widmer 
erneut Aufmerksamkeit, als er in der Auseinander-
setzung um das Wasserkra� werk Bremgarten-Zufi -
kon eine Initiative zur Absetzung und Neuwahl des 
Grossen Rates lancierte.411 Der Versuch der freien 
Stimmberechtigten scheiterte allerdings bereits an 
der Unterschri� enhürde. Widmer koke� ierte mit 
dem Image des Querulanten und wurde «für die 
Möglichkeiten des demokratischen Krä� espiels in 
unserem Land gewissermassen exemplarisch».412

Wahlkampf an der Haustüre und in den 
Parteizeitungen

Im Aargau fochten bereits vor den 1990er-Jah-
ren alle vier Bundesratsparteien um die Gunst der 
Wählerinnen und Wähler – anders als in den re-
formierten Nachbarkantonen Zürich und Bern (wo 
die CVP praktisch bedeutungslos war) sowie den 
vom Gegensatz zwischen Konservativen und Libe-
ralen geprägten katholischen Kantonen Luzern und 
Solothurn (ohne SVP).413 Die regionalen Ungleich-
gewichte ergaben insgesamt eine Parteistruktur, 
die derjenigen auf nationaler Ebene ähnelte.414 Die 
Parteien mobilisierten in ihren eigenen Milieus und 
mit traditionellen Methoden: «Es ist sicher, dass 
die vor Jahrzehnten geübte und ausgebaute Haus-
agitation […] durch nichts anderes ersetzt werden 
kann», so der sozialdemokratische Arbeiterführer 
Arthur Schmid sen. im Jahr 1957.415 Zeitweise gab 
es Wahlgeplänkel mit Flugblä� ern, die zur Nicht-
wahl einzelner Kandidaten auff orderten, es gingen 
Aufrufe für gemeinsame Kandidaturen der Bürger-
lichen in einzelnen Bezirken aufgrund regionaler 
Vertretungsansprüche «vergessen», oder es wurden 
in letzter Minute Gegenkandidaten mit gleich-
lautendem Nachnamen aufgestellt, um ungültige 
Stimmabgaben zu provozieren.416 Die CVP betrieb 
besonders in den sogenannten Diasporabezirken 
mit reformierter Mehrheitsbevölkerung wie Lenz-
burg Wahlkampf «von Mann zu Mann» und trat ab 
1947 mit Plakaten, ab 1957 mit Porträtfotos ihrer 
Kandidaten auf.417

Bei Gesamterneuerungswahlen für den Re-
gierungsrat traten die Parteien mit gemeinsamen 
Wahlvorschlägen auf. Wie in anderen Kantonen 
wurde die politische Stabilität nicht durch An-
griff e auf die Sitze anderer grosser Parteien infrage 
gestellt. Die Parteizeitungen diff amierten wilde 
Kandidaturen. So unterstützte die SP 1969 nicht 
den ihr politisch näherstehenden Team-67-Kan-
didaten, sondern mit Jörg Ursprung einen Ober-
richter und Kavallerieobersten der Bauern-, Gewer-
be- und Bürgerpartei.418 Teils entstanden regionale 
parteiinterne Spli� erlisten, besonders im Freiamt, 
wo sich aufgrund der Dominanz der konservativen 
Bauern ein christlichsozialer Arbeitnehmerfl ügel 
Gehör verschaff en wollte. In Brugg trat 1985 etwa 
auch die freisinnige Stadtpartei mit einer eigenen 
Liste an, weil sie sich gegenüber den Landgemein-
den nicht genug repräsentiert fühlte.



184 Abstimmung in Bo� enwil bei Zofi ngen mit einer mobilen Abstimmungsurne, 1965. Frauen konnten im Aargau seit Beginn 
der 1960er-Jahre an Sachfragen der reformierten Landeskirche teilnehmen und erhielten 1971 das Stimmrecht auf Bundes-, 
Kantons- und Gemeindeebene.

186 Der CVP-Regierungsrat Paul Hausherr 
(1901–1987) trat 1964 nach einer Justizaff äre nicht 
mehr zur Wiederwahl an. Die Auseinandersetzung 
um den Verkauf eines Hotels in Baden, bei der 
dem Regierungsrat ungetreue Geschä� sführung 
vorgeworfen wurde, trieb die Einführung der 
Aargauer Verwaltungsgerichtsbarkeit voran.

185 Der Sozialdemokrat Louis Lang (1921–2001), Präsident der 
grossrätlichen Parlamentarischen Untersuchungskommission im Kontext
der Justizaff äre, wurde 1969 in den Regierungsrat gewählt. Die SP 
konnte den zweiten Regierungsratssitz bis zu Langs Rücktri�  1985 
halten und verlor ihn danach wieder an die FDP.



187 Impression des Grossratswahlkampfs mit Plakaten in Rombach, 2001. Die eingesetzten Finanzmi� el für Wahlen stiegen teuerungsberei-
nigt auch im Kanton Aargau massiv an – von einigen 10 000 Franken bei den grossen Parteien in den 1970er-Jahren auf höhere sechsstellige 
Beiträge um das Jahr 2000.

188 Frontseite des linksalternativen «Bürgerbla� s», 1981. Die niedrige Beteiligung 
besonders bei kantonalen Wahlen und Abstimmungen wurde als politisches Malaise 
zunehmend zum � ema und konnte von ausserparlamentarischen Gruppen aufgegrif-
fen werden.
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und einer Wahlbeteiligung der Aargauer Männer von 
77 Prozent gelang Arthur Schmid jun. (1928–2023) 
der Wahlerfolg gegen den freisinnigen Kandida-
ten und Direktor der Strafanstalt Lenzburg, Ernst 
Burren (1916–2001), der von den Katholisch-Kon-
servativen nicht unterstützt wurde. Damit war 
zum ersten Mal in der Geschichte des Kantons nur 
noch ein Freisinniger in der Regierung.432 Bei den 
anschliessenden Grossratswahlen traten die Frei-
sinnigen «als eigentliche Kampfpartei auf». Dies 
rief den Aargauer Gewerbeverband auf den Plan: 
Obwohl «parteipolitisch neutral», schrieb der Ver-
band einen besorgten Brief an die Präsidenten der 
drei bürgerlichen Parteien und beschwor darin 
die «geschlossene bürgerliche Einigung zuguns-
ten von Fortschri�  und vaterländischer Politik».433

1969 wurde schliesslich der ehemalige Präsident 
der PUK, Louis Lang (Turgi, 1921–2001), in die 
Regierung gewählt und damit der zweite sozialde-
mokratische Regierungssitz für knapp zwei Jahr-
zehnte bestätigt.

1970 bis 1990: Die neuen sozialen 
Bewegungen werden auch im Aargau

aktiv

In den 1970er-Jahren weitete sich das Feld der po-
litischen Gruppierungen aus. 1973 traten fast 2000 
Kandidierende für 400 Sitze in Grossrat und Ver-
fassungsrat an. 15 Gruppierungen bewarben sich 
um Sitze, was als «späte Frucht einer jahrelangen 
Aargauer Konkordanzpolitik» gewertet wurde, die 
keine wirkliche Opposition habe au� ommen las-
sen.434 Der Wandel der öff entlichen Foren beleb-
te auch das Aargauer Parlament: Der Umfang der 
Diskussionsprotokolle des Grossen Rates nahm 
ab den 1970er-Jahren stetig zu. Der gesellscha� -
liche Au� ruch ha� e schon früher begonnen und 
zeichnete sich etwa in der Aufl ösung der konfessio-
nellen Vereinskultur ab. Nicht nur, aber besonders 
Jugendliche orientierten sich an neuen Vorbildern 
aus der internationalen Popkultur und wandten 
sich von der kollektiv vorgegebenen Lebensgestal-
tung im Zeichen dörfl icher Geschlossenheit ab – 
auch im ländlich geprägten Aargau (siehe «Jugend-
kultur», S. 464).

Neue Linke spricht Jugendliche an

Die neuen sozialen Bewegungen wurden zu eigent-
lichen Kristallisationspunkten der Opposition und 
brachten Unruhe ins etablierte Parteiensystem.435

Als «68er-Bewegung» am Ende einer jahrzehnte-
langen Hochkonjunktur entstanden heterogene 
Umwelt-, Frauen- und Solidaritätsgruppen etwa 
für Gastarbeiterinnen und Gastarbeiter oder für 
Gerechtigkeit gegenüber der Dri� en Welt. Aber 
auch die jungen Anti-1968er der «Neuen Rechten» 
traten hervor. In diese gesellscha� liche Gärung, die 
nicht zuletzt vom Durchbruch des neuen Massen-
mediums Fernsehen verstärkt wurde, fi elen auch 
die politischen Protestbewegungen in den urbanen 
Zentren rund um den Aargau. Was für die spätere 
80er-Bewegung galt, zählte auch schon ein Jahr-

ein Dri� el von jenen im Kanton Zürich.425 Dieses 
Wachstum spiegelt den Wandel in der politischen 
Kommunikation zwischen Parteien und Bevölke-
rung nach der Aufl ösung der sozialen Milieus wider, 
die für engen Kontakt zwischen Wählern und Poli-
tikern gesorgt ha� en. Politische Programme und 
Köpfe mussten fortan einem parteiungebundenen 
Publikum verkau�  werden.

Justizaff äre treibt die Modernisierung der 
Aargauer Verwaltung voran

Auch Freisinnige wie der Regierungsrat Kurt Kim 
konstatierten Mi� e der 1960er-Jahre eine «politi-
sche Krise» der staatlichen Institutionen, die dem 
beschleunigten gesellscha� lichen und wirtscha� -
lichen Wandel nicht mehr gewachsen waren.426 Die 
strukturellen Probleme der kantonalen Verwaltung 
traten mit der ersten Parlamentarischen Untersu-
chungskommission (PUK) im Aargau in eine aku-
te Phase. Ausgangspunkt war ein Konfl ikt um den 
Grundbucheintrag beim Verkauf des Hotels Engel 
in Baden. Ein freisinniger Grossrat warf der kan-
tonalen Justizdirektion und dem Regierungsrat 
Rechtsbeugung, Missachtung von Verfahrensvor-
schri� en und behördlich organisiertes Unrecht vor.

Der katholisch-konservative Justizdirektor 
Paul Hausherr (1901–1987) wehrte sich gegen diese 
Vorwürfe, die zunehmend in der öff entlichen Are-
na des Grossen Rates und der Presse ausgetragen 
wurden. Der Fall galt als «Schulbeispiel für die Not-
wendigkeit einer Verwaltungsgerichtsbarkeit, denn 
bei deren Vorliegen wäre er nicht passiert».427 Als 
stossend wurde empfunden, dass öff entliche Orga-
ne, die Entscheide trafen – etwa die Departemente 
und vor allem der Regierungsrat selbst als oberste 
Verwaltungs- und Vollzugsbehörde –, zugleich als 
Beschwerdeinstanz fungierten, in weitem Mass 
damit Partei und Richter in eigener Sache waren. 
Vorstösse für ein Verwaltungsgericht waren seit 
den 1950er-Jahren vorgebracht worden, die Regie-
rung liess sich aber lange Zeit mit einer Vorlage.428

Die Justizaff äre beschleunigte diesen Prozess und 
stärkte die Gewaltentrennung.

Skandal führt zum Wechsel der Aargauer 
«Zauberformel»

Der PUK-Bericht entlastete den Justizdirektor 
von den konkreten Vorwürfen weitgehend.429

Schwerwiegenden Mängeln in den amtlichen Be-
schwerdeverfahren sollte mit einer verstärkten 
parlamentarischen Kontrolle über Regierungsrat 
und Verwaltung begegnet werden.430 In diesem 
Zusammenhang wurde, zur Entlastung der Regie-
rung, auch die nicht realisierte Erweiterung des 
Gremiums auf sieben Mitglieder diskutiert (siehe 
«Staat», S. 166). Paul Hausherr verzichtete nach 
der Veröff entlichung des Berichts auf eine erneu-
te Kandidatur als Regierungsrat. 1968 wurde die 
Verwaltungsgerichtsbarkeit per Volksbeschluss 
eingeführt, womit sich der Aargau unter die ersten 
Kantone der Schweiz einreihte (die ersten waren 
Zürich und Basel-Landscha� ).431

Eine weitere Folge des Skandals war der 
Wechsel der «Zauberformel»: Nach einem «beispiel-
los harten» Wahlkampf mit drei Sprengkandidaten 



Eine Aargauer Eigenheit:
das linksliberale Team 67

Das Team 67 entstand aus einem 
Generationenkonfl ikt zwischen 
der etablierten freisinnigen Partei-
elite und jungen Ingenieuren und 
Akademikern. Die Freisinnigen 
begegneten dem Team zunächst 
mit «wohlwollender Neutralität», 
denn das Programm eines «leis-
tungsfähigen und transparenten 
Staats» mit grösserer Bürgerbe-
teiligung und Mitarbeit der jünge-
ren Generation nahm anerkannte 
Ziele auf.1 «Das Team der Fach-
leute wird zum Vordenker der 
 Politiker: heller, schneller, rationel-
ler.»2 Der gesellscha� liche Auf-
bruch und die Jugendrevolten von 
1968 trieben das Team 67 rasch 
nach links. Zuvor «ein Stachel im 
Fleisch der Freisinnigen», kam 
nun der Bruch.3 Zwei Tagungen auf 
Schloss Lenzburg und in Zofi ngen 
1968 und 1969, die allerdings  auf 
nationaler Ebene kaum Folgen hat-
ten, strebten eine schweizweite 
Vernetzung verschiedenster Op-
positionsgruppen an.4 Die «Oppo-
sition der Aussenseiter» setzte 
sich zum Ziel, das erstarrte Krä� e-
spiel der politisch Etablierten 
 aufzubrechen und einen dri� en, 
quasi wissenscha� lichen Weg 
 zwischen «Konformismus» und 

«Nonkonformismus» anzubieten.5
Das Spektrum reichte von bürger-
lichen Erneuerungsgruppen über 
linkskatholische bis zu neomarxis-
tischen Vertretern und sollte zur 
«Veränderung des geistigen Klimas 
in der Schweiz» beitragen.

Mit Forderungen nach einem 
Grundrecht auf Wohnen, Arbeit 
und Bildung, dem Kampf gegen 
Bodenspekulation und für die 
Mitbestimmung der Gastarbeite-
rinnen und Gastarbeiter sowie 
 für eine Kantonalbank, die sich 
von der Finanzierung der «Verhü-
selung» des Aargaus distanzieren 
sollte, reihte sich das Team 67 
später sogar links der SP ein. Diese 
«gedämp� e Radikalität nach 
 Aargauer Art», so deren Vordenker 
Werner Geissberger, brachte aber 
Schwierigkeiten im Kontakt zum 
«kleinen Mann». Diesen suchte 
man mit neuen Werbemethoden 
wie Kabare� s oder öff entlichen 
Hearings zu gewinnen.6 Der dama-
lige Mi� elschüler und spätere 
Journalist Hans Fahrländer bilan-
zierte: «FDP, das waren die Stieren, 
SP die Uncoolen, CVP die Katho-
liken: Wir konnten Team wählen. 
Sonst wären viele – bis sie selber 
uncool wurden – gar nie zur Urne 
gegangen.»

1971 ha� e das Team 67 rund 
hundert aktive Mitglieder, vorwie-

gend Akademikerinnen und Aka-
demiker. Die junge, urbane und 
von Fortschri� soptimismus getra-
gene Abspaltung vom Mainstream 
brachte auch profi lierte Köpfe 
hervor, welche die Planungsunter-
nehmen Infras und Metron auf-
bauten und der Infrastrukturpoli-
tik im Aargau und in der Schweiz 
wesentliche Impulse gaben (siehe 
«Raumentwicklung», S. 66). Einige 
Team-67-Mitglieder wie Ursula 
Mauch (*1935) und Silvio Bircher 
(*1945) machten später bei der 
SP Karri ere. 1977 zog sich das 
Team 67 aus der kantonalen Poli-
tik zurück – nicht zuletzt, weil der 
publizistische Flankenschutz 
durch das  Badener Tagbla�  verlo-
ren gegangen war.7 Fortan kon-
zentrierte sich die Gruppe auf die 
Arbeit im Badener Einwohnerrat.

 1 Standpunkt. Politische Information für die Aar-
gauer Freisinnigen, Nr. 3/April 1967, 4. 

 2 StAAG, Archiv Team 67, NL.-A-0212.0003/
0004, «Ziele des Team 67», undatiert; StAAG, 
Archiv Team 67, NL.-A-0242.0003/0004, «Li-
berale Aargauer für eine andere Schweiz: Sozial-
politik», undatiert (Ende der 1960er-Jahre). 

 3 Team Baden 2017, 61ff ., 69 und 73f.; Gespräch 
mit Hans-Peter Widmer, 2020. 

 4 Vgl. dazu Skenderovic, Späti 2012. 
 5 Aargauer Blä� er, Nr. 84/September 1968. 
 6 Zit. Historisches Museum Baden 2018, 59. 
 7 Team Baden 2017, 74. 

189 Geschlechterparität auf der Wahlliste des Team 67 bei den 
Nationalratswahlen, 1971. Im Bezirk Lenzburg wurde für die 
Grossratswahlen 1973, als Novum in der Schweizer Politik, eine 
reine Frauenliste aufgestellt.

190 Ein Busticket als Argument im Wahlkampf, 1985. Das Team 
67 engagierte sich ab den 1980er-Jahren vor allem auf lokalpoliti-
scher Ebene in der Region Baden.
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anteils, von den Lösungsvorschlägen der Rechts-
aussenparteien Nationale Aktion und Republikaner 
distanzierte: «Industriefeindliches Denken, Sorgen 
wegen der ‹Überkonjunktur› haben die ‹emotionel-
le Unruhe› gegenüber den Gastarbeitern auch in 
der Landwirtscha�  bestärkt, die von den Früchten 
der Hochkonjunktur wenig profi tiert hat.» Selbst-
kritisch gibt das Aargauer Parteiorgan Neue Bürger-
zeitung 1970 zu bedenken, dass die Partei zu wenig zeitung 1970 zu bedenken, dass die Partei zu wenig zeitung
getan habe, «um dem ‹Geist der Fremdenfeindlich-
keit und Intoleranz›, den die Initiative atme und 
der ihr in mehreren Kantonen zum Durchbruch 
verholfen habe, in den zustimmenden ländlichen 
Bezirken und bei der eigenen Klientel entgegen-
zutreten».442

Migrantinnen und Migranten nutzten aber 
auch zusehends die Vernetzung ihrer Community 
bei der Arbeit oder in Kultur-, Freizeit- und Sport-
vereinen, um konkreten Anliegen auf lokaler Ebene 
zum Durchbruch zu verhelfen – auch wenn das Aus-
länderstimmrecht auf kantonaler Ebene politisch 
chancenlos blieb (siehe «Staat», S. 156). So war die 
italienische Gemeinscha�  in Wohlen in den 1970er-
Jahren massgeblich am Bau einer Kinderkrippe be-
teiligt, die den italienischen Frauen die Arbeit in der 
Textilindustrie ermöglichte. Auch in Laufenburg, 
Gränichen und vielen weiteren Aargauer Industrie-
orten begannen zunächst die Italienerinnen und 
Italiener, das Dorfl eben mitzugestalten und etwa 
mit Elternkomitees in der Schule Mitsprache ein-
zufordern. Auch vonseiten der Behörden wurden 
nach der Ablehnung der Schwarzenbach-Initiative 
in den 1970er-Jahren zagha�  integrationspolitische 
Massnahmen gefördert, systematisch aber erst mit 
der Ankun�  von Kriegsfl üchtlingen und ihren Kin-
dern aus Ex-Jugoslawien in den 1990er-Jahren.

Die neue Rechte nach der Schwarzenbach- 
Initiative

Eine knappe Mehrheit der Aargauer Männer lehnte 
die Schwarzenbach-Initiative zwar ab, aber gerade 
in Gebieten, die wie das Oberwynental von Klein-
industrie geprägt waren, erreichte sie eine klare 
Mehrheit – dies bei einem Wähleranteil der Sozial-
demokraten von rund 45 Prozent in Reinach und 
den umliegenden, von der Tabakindustrie geprägten 
Dörfern. Deba� en um die Ausländer- und später um 
die Asylpolitik prägten ländliche Aargauer Talschaf-
ten in ihrem Stimmverhalten: «Die SP war die Partei 
der Gewerkscha� , und die Wähler einte ein gemein-
sames Interesse: der Arbeitsplatz im Tal. Trotzdem 
waren sie konservativ, mitunter auch fremdenfeind-
lich. Manch einer trug an jedem 1. Mai stolz den Ge-
werkscha� sbändel am Revers – und wählte doch 
SVP oder die Schweizer Demokraten.»443

Als Folge dieses brachliegenden politischen 
Potenzials organisierte sich 1971 auch im Aargau 
die Republikanische Bewegung James Schwarzen-
bachs (1911–1994) eigenständig neben der älteren 
rechten Nationalen Aktion. Diese Parteien schrie-
ben sich den Kampf gegen «Betonisierung der 
Landscha� , Überfremdung und Übervölkerung, 
Vermassung, verantwortungsentfremdetes Her-
dendenken, Umweltverschmutzung jeglicher (auch 
geistiger) Art, Wohnungsnot» auf die Fahnen.444

Das Konstrukt einer populistischen, auf den Partei-

zehnt zuvor: «Ein Dri� el war politisch, ein Dri� el 
kulturell interessiert, ein Dri� el an Drogen.»436

Die neue Linke zeigte sich Ende der 1960er-
Jahre auch im Aargau auf den Strassen. So war die 
Internationale der Kriegsdienstgegner mit Anti-
kriegsfl ugblä� ern etwa im Umfeld der Aargauer 
Kasernen aktiv, was Bürgerliche im Grossen Rat zu 
hitzigen Reaktionen provozierte. Die armeekriti-
sche Stimmung zeigte sich in diesen Jahren auch 
bei der Aushebung: Rund jeder fün� e Aargauer 
Kantonsschüler wollte zur waff enlosen Sanität ein-
geteilt werden.437 An den Aargauer Kantonsschulen 
und unter Lehrlingen bildeten sich Gruppen, die 
mehr Mitbestimmung einforderten:438 «Popmu-
sik, schicke Kleidung, Skiausrüstung, Stereoanlage 
– Wir ‹dürfen› lange Haare tragen, uns an Popfes-
tivals berieseln lassen, durch progressive Haltung 
auff allen – doch dies sind Ablenkungsmanöver, die 
versuchen, dich von den Missständen im Lehrlings-
wesen abzulenken.»439 Der Aargauer Arbeitgeber-
verband war über diese Zusammenkün� e infor-
miert und richtete in seinem Mi� eilungsbla�  die 
Auff orderung an die Lehrlingsausbildner, mit den 
Jugendlichen über die «revolutionären Lehrlings-
gruppen» zu sprechen, deren Ziele, Zusammenset-
zung und «Fernsteuerung» aufzuzeigen.440

Auf beiden Seiten des politischen Spek-
trums entwickelten sich im Kontext des Kalten 
Kriegs transnationale Bezüge. Junge Aktivistinnen 
und Aktivisten bezogen sich auf antikoloniale und 
antiimperiale Volksbewegungen von Algerien über 
Vietnam, Chile und Nicaragua und wollten mit den 
als verkrustet wahrgenommenen breiten Volkspar-
teien nichts mehr zu tun haben. Die «Nachtgesprä-
che mit Fidel», eine Auseinandersetzung der Bade-
ner � eatermacher Hansrudolf Twerenbold (*1939) 
und Walter Küng (*1952) mit der «� eologie der 
Befreiung» und mit Fidel Castro, feierten 1985/86 
schweizweit Erfolge.441

Migranten werden auch ohne Stimmrecht 
politisch aktiv

Mit der transnationalen Arbeitsmigration ha� e sich 
den linken Aktivistinnen und Aktivisten aber auch 
unmi� elbar vor Ort ein politisches Feld geöff net: 
Die boomende Aargauer Industrie ha� e in der 
Nachkriegszeit viele Migrantinnen und Migranten 
ins Land gerufen (siehe «Demografi e», S. 40). Die so-
genannte Überfremdungsfrage spaltete die gesamte 
Bevölkerung, insbesondere aber die Arbeiter: 1970 
stimmten 55 Prozent der Mitglieder des Gewerk-
scha� sbundes der Schwarzenbach-Initiative zu, die 
den Ausländeranteil massiv auf zehn Prozent pro 
Kanton reduzieren wollte. Als Grundsatzabstim-
mung über die Schweizer Identität im beschleunig-
ten Wandel der Hochkonjunktur zwar knapp ab-
gelehnt, folgten der Schwarzenbach-Initiative viele 
weitere Vorstösse zur Einschränkung der Migration. 
Die Ausländerpolitik führte zur Neustrukturierung 
der Parteienlandscha�  besonders im letzten Jahr-
zehnt des 20. Jahrhunderts und trug viel zum Auf-
stieg der SVP bei.

Die Vorgängerpartei der SVP, die BGB, war 
in den 1970er-Jahren eine Milieupartei im Um-
bruch, die sich wie die CVP und die FDP bei einem 
zentralen � ema, der Regelung des Ausländer-
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einer Initiative für eine Reichtumssteuer einge-
setzt, die zwar deutlich Schi�  ruch erli� , bei der 
aber die «unterschiedlich gelagerten Interessen so 
klar zum Ausdruck kamen und so intensiv disku-
tiert» worden seien wie kaum etwas in den letzten 
zwanzig Jahren.451

Die Gretchenfrage: Ja oder Nein zu 
Atomkra� werken?

Die innerparteiliche Zerreissprobe zeigte sich in 
erster Linie am Gegensatz zwischen ungebroche-
nem Fortschri� sglauben der Arbeiterscha�  und 
Wachstumsskepsis ökologisch sensibilisierter neuer 
sozialer Schichten. Dieser Gegensatz wurde durch 
den Wirtscha� sabschwung nach 1974 verschär� . 
Ein Beispiel dafür ist die Haltung des SP-«Volks-
tribuns» und Aargauer Gewerkscha� spräsidenten 
Heinrich Buchbinder (1919–1999): Als internatio-
naler Abrüstungsaktivist war Buchbinder Kritiker 
der Schweizer Atombombenpläne in den 1950er-
Jahren und wurde vom Staatsschutz überwacht. Er 
trat aber auch konsequent für die zivile Nutzung 
der Atomenergie ein: «Heiris Argumentation war: 
‹Jetzt, wo die Arbeiter endlich günstigen und reich-
lich Strom haben, sollen sie darauf verzichten?›», so 
Ursula Mauch.452

Im Wahlmanifest von 1977 wird die Atom-
energie, im Umfeld der Auseinandersetzungen um 
die AKW Kaiseraugst und Gösgen, parteiintern 
mehr und mehr zur Gretchenfrage: «In dieser Frage 
herrscht in der SP Aargau eine Meinungsvielfalt.»453

Fünf Jahre später war eine Mehrheit der Partei für 
einen Verzicht auf weitere Atomkra� werke.454 An 
der Atomenergie kristallisierte sich auch ein gesell-
scha� licher Konfl ikt mit teilweise linksrevolutio-
nären Spli� ergruppen. Diese waren bei der Beset-
zung des AKW-Geländes in Kaiseraugst wichtig und 
konnten aufgrund der dominierenden gesellscha� -
lichen Rolle, die diese Deba� e angenommen ha� e, 
die SP auch in anderen Fragen unter Druck setzen.455

Neue Oppositionsgruppierungen
am linken Rand

Soziale Bewegungen, besonders die Anti-AKW-
Bewegung der 1970er-Jahre, boten auch im Aargau 
ein kleines Potenzial für Gruppierungen ausserhalb 
der SP. 1971 wurde die Sozialistische Basis Aargau 
gegründet, in der sich verschiedene Gruppen von 
Aktivistinnen und Aktivisten vereinigten. Die Re-
volutionäre Marxistische Liga (RML) trat mit einer 
Sektion in Baden auf, die sich später zur Sozialis-
tischen Basis Aargau/Solothurn zusammenschloss 
und sich 1980 schliesslich in Sozialistische Arbei-
terpartei umbenannte. Getragen wurde diese Strö-
mung von Mi� elschülerinnen, Lehrlingen und Stu-
dierenden. Im Fricktal entstand aus der Besetzung 
des AKW-Geländes in Kaiseraugst heraus eine Sek-
tion der Progressiven Organisationen Schweiz.456

Der Krise der revolutionären Hoff nungen sollte mit 
der verstärkt lokalen Ausrichtung auf Initiativpro-
jekte und Wahlen begegnet werden. Alternativen 
und Forderungen sollten auf die kantonalen Ver-
hältnisse hin konkretisiert werden – aber auch in 
der «Au� auarbeit» in und vor den Fabriktoren, 
der Politisierung der Arbeiterinnen und Arbeiter.457

gründer Schwarzenbach ausgerichteten Bewegung 
brach wegen Diff erenzen um die innerparteiliche 
Demokratie rasch auseinander. Bereits zwei Jah-
re später spaltete sich der Aargauer Kantonalvor-
stand ab, dessen Protagonisten danach durch James 
Schwarzenbach direkt abgesetzt wurden.445 «Die 
Republikaner ha� en ein Obmannsystem, James 
Schwarzenbach wollte alles durchdrücken, des-
halb habe ich mich von ihm distanziert», so dessen 
früherer Mitstreiter, der Lehrer und Schri� steller 
Pirmin Meier (*1947) aus Würenlingen. Vorher war 
Schwarzenbach «für uns Jungrechte eine Orientie-
rungsgrösse» gewesen.446

Neben den Republikanern erreichte die 
Nationale Aktion (später umbenannt in Schweizer 
Demokraten) mit ihrem nationalistisch-sozialöko-
logischen Oppositionsprofi l – nebst dem Kampf 
gegen Überfremdung waren unter anderem ein ge-
setzlicher Mindestlohn und eine ökologische Mo-
torfahrzeugsteuer Postulate – in den 1970er-Jahren 
deutlich über fünf Wählerprozente und konnte sich 
mit dem Badener Dragan Najman (*1936, 29 Jahre 
lang Grossrat) bis 2013 im Parlament halten.

Linke zwischen Fortschri� sglauben und 
Wachstumsskepsis

Als Arbeiterpartei ha� e die SP in den 1950er- und 
1960er-Jahren zunächst noch vom Bevölkerungs-
zuwachs und von der industriellen Modernisierung 
des Aargaus profi tiert. Aufmärsche im Amphithea-
ter Windisch mit mehreren Tausend Teilnehmerin-
nen und Teilnehmern unterstrichen die Mobilisie-
rungskra�  der Arbeiterbewegung.447 Ab Mi� e der 
1960er- und verstärkt in den 1970er-Jahren kehrte 
sich dieser Aufwärtstrend ins Gegenteil: Alte und 
neue Spli� erparteien in der Mi� e und am rechten 
Rand nahmen sich des Wählerspektrums der So-
zialdemokraten an. Für die erste Aargauer Regie-
rungsratskandidatin der Sozialdemokraten, Ursula 
Mauch, war es «das grosse Drama: die Arbeiter-
schicht der Partei brach weg und wurde o�  durch 
nicht stimmberechtigte Ausländerinnen und Aus-
länder ersetzt. Deshalb mussten wir eine Politik 
machen nicht nur für eine Schicht».448

Die SP wurde vom sozialen Wandel am 
stärksten getroff en. Die in der Partei dominieren-
de gewerkscha� lich organisierte Arbeiterscha� , 
skeptisch gegenüber Migration und überzeugt 
vom technologischen Fortschri� , wurde von jün-
geren Parteimitgliedern herausgefordert. Diese 
lehnten die Atomenergie ab, stellten im Kontext 
der Wachstumsdeba� e, die vom Bericht des Club 
of Rome über «Die Grenzen des Wachstums» 1972 
ausgelöst wurde, Grosstechnologien infrage und 
wollten sich den neuen sozialen Bewegungen öff -
nen. Die gewerkscha� liche Parteispitze reagierte 
unmissverständlich: «Wir brauchen keine geistige 
Bereicherung durch Jungakademiker.»449 Die Ge-
werkscha� en wollten in der Rezession Verhand-
lungspartner der Wirtscha�  sein und dement-
sprechend realistische Forderungen aufstellen, 
nachdem im SP-Wahlmanifest von 1973 noch die 
«Verfügungsgewalt des ganzen Volkes über Boden, 
Kapital und Produktion mi� els Demokratisierung 
aller Lebensbereiche» gefordert worden war.450

Konkret ha� en sich die Sozialdemokraten mi� els 



191 Tagung der Schweizer Opposition 1968 auf der Lenzburg. Vom Team 67 organi-
siert, traf sich ein breites Spektrum von linksbürgerlichen, marxistischen und linkska-
tholischen «nonkonformistischen» Gruppierungen zum Meinungsaustausch. Die 
«Aargauer Blä� er», eine Beilage des Badener Tagbla� s, berichteten umfassend über 
diese Tagung.

192 Protest bei der BBC/ABB in Baden nach dem angekündigten Stellenabbau, 1988. Die Sozialdemokratie war im Aargau 
stark gewerkscha� lich geprägt. Dies führte mit dem Au� ommen der wachstumskritischen ökologischen Bewegungen und wegen 
Wahlverlusten zu innerparteilichen Spannungen.



194 Flyer der Nationalen Aktion Aargau vor der Abstimmung zur Schwarzenbach-Initiative, 1970. Mit der vermeintlichen Verdrängung von 
Einheimischen durch Zugewanderte auf dem Wohnungs- oder Arbeitsmarkt wurde Stimmung gemacht und Ängste geschürt.
194 Flyer der Nationalen Aktion Aargau vor der Abstimmung zur Schwarzenbach-Initiative, 1970. Mit der vermeintlichen Verdrängung von 
Einheimischen durch Zugewanderte auf dem Wohnungs- oder Arbeitsmarkt wurde Stimmung gemacht und Ängste geschürt.
194 Flyer der Nationalen Aktion Aargau vor der Abstimmung zur Schwarzenbach-Initiative, 1970. Mit der vermeintlichen Verdrängung von 

193 Strassentheater zu Flucht und Migration in Baden am Flüchtlingstag, 1990. Aktivistinnen der Dri� e-Welt-Gruppe Baden stellten einen 
Bezug her zwischen der Schweizer Armutsauswanderung im 19. Jahrhundert und Flüchtlingen aus Sri Lanka, die in den 1980er-Jahren vor dem 
dortigen Bürgerkrieg in die Schweiz fl ohen.
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Aernschd Born (*1949), 
Ballade von Kaiseraugst, 1975

[…]
Si hän aagno, mir wurde so blind wie si 
sunsch sin für uns, de Behörde vertraue
Und die hän verzellt, do dra gäbs nüt me 
zrü� le, mir dur� e die Gsetz nit verletze
Doch e paar hän sich gseit, das lön mir is nit 
gfalle, sin am 1. April go bsetze

Si sin vor d Laschtwäge ghoggt und hän zält-
let dört us
S het zwor Pfl u� er gha, Rägen und Schnee
Doch Buure hän Holz brocht und jede Dag 
Milch
Und ko bsetze sin immer meh

Es sin hunderti ko, s het e Dorf gä dört us
In dr ganze Region hän is Lyt unterschtützt
Und jetz müen d Behörde verhandle mit uns
Me gseht, was mer gmacht hän het gnützt
Bis jetz
Drum, wem mer en eigeni Meinig hän
Als die, won is öppis befähle wän
Und wem mir öppis erreiche wän
Schaff e mer eins, zwei, vyli Kaiseraugscht.463

Besetzung des AKW-Geländes in
Kaiseraugst

Während in der Region Baden und im unteren Aa-
retal die Nuklear- und Elektrowirtscha�  den Struk-
turwandel einer ganzen Region beförderte und 
deshalb kaum Widerstand au� eimte – auch später 
nicht beim Bau des AKW Leibstadt –, präsentier-
te sich die Situation in Kaiseraugst vor den Toren 
Basels anders. Das 1970 gegründete «Nordwest-
schweizerische Aktionskomitee gegen Atomkra� -
werke» und die sich 1973 formierende «Gewaltfreie 
Aktion Kaiseraugst» bekamen die Unterstützung 
breiter, auch bürgerlicher Kreise. Ökologische 
und regionalpolitische Bedenken verschränkten 
sich mit Unmut gegenüber den politisch-recht-
lichen Vorgaben des Bundes zur Realisierung der 
AKW-Grossprojekte, ähnlich auch im benachbar-
ten Gösgen auf Solothurner Boden.464 Die beiden 
Basler Halbkantone wendeten sich gegen den Bau 
des Atomkra� werks.

Im April 1975 zogen rund 150 Besetzerin-
nen und Besetzer in einer in der Basler Presse an-
gekündigten Aktion auf das Baugelände. An einem 
regnerischen Sonntag versammelten sich rund 
15 000 Personen, Familien, Bauern aus der Re-
gion, Demonstrierende aus der ganzen Schweiz. 
Die täglichen Vollversammlungen im Hü� endorf 
brachten Entscheidungen über den Fortgang der 
Besetzung in direktdemokratischen Prozessen, wie 
sie die Schweiz noch nie gesehen ha� e. Im Grossen 
Rat meinte Landammann Bruno Hunziker (1930–
2000): «Wo kommen wir hin, wenn ein Rechtsstaat 
allein schon dann ausser Kra�  gesetzt wird, wenn 
genügend viele Leute sich zu einer derartigen – so-
weit es die Besetzer sind – rechtswidrigen Hand-
lung zusammenscharen?» An die Adresse jener, die 
ein hartes Durchgreifen forderten, wendete sich 
Hunziker aber auch: Es sei nicht «so einfach, die 

Auch dies gelang aber erst einer nachfolgenden Ge-
neration lokal organisierter Oppositionsgruppie-
rungen, die sich in den 1980er-Jahren unter dem 
Dach der Grünen sammelten.

Kaiseraugst – die Wende in der Schweizer 
Energiepolitik

Der zivile Ungehorsam einer breiten Volksbewe-
gung verhinderte letztlich den Bau des Atomkra� -
werks Kaiseraugst. In den 1950er- und 1960er-Jah-
ren war die zivile Nutzung der Atomenergie noch 
weitgehend unbestri� en gewesen: Die kostengüns-
tige Energie sollte den wachsenden Strombedarf 
decken. Die Atomkra� werke brachten etwa dem 
unteren Aaretal nach dem Bau und der Eröff nung 
der Beznauer Kernkra� werke I und II (sowie spä-
ter Leibstadt) neue a� raktive Arbeitsplätze. Das 
Vertrauen in die amerikanische Technologie war 
ungebrochen, und auch umweltpolitisch sollten 
die Atomkra� werke einer weiteren Verbauung der 
Flüsse durch Wasserkra� werke oder der Lu� ver-
schmutzung durch geplante öl- und gasthermische 
Kra� werke vorbeugen (siehe «Wirtscha� », S. 359). 
«Es wurden zwar die gleichen Fragen etwa nach 
der Entsorgung des radioaktiven Abfalls gestellt, 
aber immer vor dem Hintergrund der Machbar-
keit, nicht der Gefährlichkeit», so der langjährige 
Informationsbeau� ragte des AKW Leibstadt, der 
Dö� inger Leo Erne (*1942).458

Grenzen der lokalen Mitsprache bei 
Grossprojekten

Rudolf Sontheim (1916–2007), Chef der Reaktor 
AG und Verwaltungsratsdelegierter der BBC, be-
stätigte rückblickend: «Wir bekamen jegliche Form 
der Unterstützung von Bund, Kantonen und Ge-
meinden, von allen technischen Verbänden und der 
Presse.»459 Diese anfängliche Euphorie wich Ende 
der 1960er-Jahre der Ernüchterung und schlug in 
den 1970er-Jahren in teils he� igen Widerstand um: 
Die Atomenergie wurde zum Symbol einer in Fra-
gen des gesellscha� lichen Wachstumszwangs und 
technologiegetriebenen Fortschri� s «gespaltenen 
Gesellscha� ».460

In Kaiseraugst entschieden sich die Stimm-
bürger an der Gemeindeversammlung zunächst 
für das Atomkra� werk.461 Nachdem der Bundesrat 
1971 allerdings die Flusswasserkühlung verboten 
ha� e und deshalb Kühltürme als Kühlvorrichtun-
gen des Reaktors geplant wurden, wuchs die zu-
nehmend regionale, kantons- und länderübergrei-
fende Gegnerscha�  an: 1972 verwarf die Mehrheit 
der Kaiseraugster Stimmenden in einer geheimen 
konsultativen Abstimmung den Bau des Atomkra� -
werks, worauf der Gemeinderat die Baubewilligung 
zurückzog.462 Der Aargauer Regierungsrat sowie 
das Verwaltungs- und das Bundesgericht kippten 
diesen Entschied und zeigten damit die Grenzen 
der gesetzlich seit den 1950er-Jahren festgelegten 
Mitbestimmungsrechte der Bevölkerung bei gros-
sen Infrastrukturprojekten auf. Damit fand der 
rund zehnjährige Bewilligungsprozess ein Ende: 
Das Atomkra� werk sollte gebaut werden.
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Die Frauenfrage bleibt dringend – 
auch nach 1971

Die knapp errungene Einführung des Frauen-
stimmrechts im Aargau – 50,2 Prozent der Männer 
stimmten für die nationale, 51,7 Prozent für die kan-
tonale Einführung (siehe «Staat», S. 155) – bildete 
zwar den ersten Meilenstein der politischen Gleich-
stellung. Sie fi el aber auch mi� en in die gesellscha� -
lichen Au� rüche, in denen sich eine neue Frauen-
bewegung formierte. Junge Frauen verstanden 
unter Gleichstellung zunehmend Befreiung und 
Autonomie. Sie setzten damit einen Kontrapunkt 
zur langfristigen Integrationsstrategie, welche die 
traditionellen Frauenverbände verfolgt ha� en.

Die meisten dieser Verbände ha� en sich 
zwar – im Gegensatz zu früheren Abstimmungen – 
1971 ebenfalls für das Frauenstimmrecht, das sie als 
Anerkennung für die gesellscha� lichen Leistungen 
der Frauen auff assten und nicht als Menschenrecht, 
eingesetzt. Diese Verbände akzeptierten auch nach 
wie vor ein Rollenbild, das die Frauen auf den häus-
lichen Bereich verpfl ichtete und davon die öff ent-
liche Sphäre der Politik unterschied. Die traditio-
nelle Frauenbewegung, die auf aus konfessionellen, 
parteipolitischen oder sozialfürsorgerischen Tätig-
keiten hervorgegangenen Vereinsstrukturen baute, 
und die neue, über informelle Arbeitsgruppen, Ak-
tionen und Demonstrationen agierende Frauen-
bewegung dynamisierten sich aber nach der Ein-
führung des Frauenstimmrechts in der Schweiz 
gegenseitig: Dabei spielten zum einen die im Ver-
hältnis zu anderen westlichen Staaten späte Um-
setzung der formalrechtlichen Gleichstellung im 
Gesetz, zum anderen die verfügbaren direktdemo-
kratischen Instrumente und deren Mobilisierungs-
eff ekt eine wichtige Rolle.472

So formulierte die international engagier-
te und entsprechend bekannte, in Wohlen aufge-
wachsene Frauenrechtlerin und Juristin Gertrud 
Heinzelmann (1914–1999) scharfe Kritik am Mo� o 
«Partnerscha� » des grossen Kongresses der tradi-
tionellen Schweizer Frauenvereine zum UNO-Jahr 
der Frau 1975 in Bern: Nicht die Partnerscha�  harre 
der Lösung, sondern die fehlende Gleichberechti-
gung.473 Damit nahm sie das konsensorientiert zu-
rückhaltende Vorgehen der Frauenverbände unter 
Beschuss, wie es eher für die nachrückende Gene-
ration der Neuen Frauenbewegung charakteristisch 
werden sollte.

Die Neue Frauenbewegung in Baden

«Das Private ist politisch» – so strebte die Neue 
Frauenbewegung nach eigenen Räumen für poli-
tische Diskussionen, gesellige Projekte und soziale 
Initiativen. Nach Zürcher Vorbild schlossen sich in 
Baden Ende der 1970er-Jahre Frauen zusammen 
und bildeten eine Gruppe der Frauenbefreiungsbe-
wegung (FBB). Sie starteten mit einem Beratungs-
angebot zu � emen der Sexualität, der körperlichen 
Gesundheit und des Rechts. Aber nur einzelnen 
Frauen in schwierigen Situationen zu helfen, war 
nicht das einzige Ziel der Feministinnen: Sie woll-
ten politisch eingreifen, ihre Rechte einfordern und 
die Gesellscha�  verändern. Bereits 1979 lehnte der 
Badener Stadtrat Finanzierungsgesuche für das 

gesamte Aargauische Polizei auf dieses Gelände 
zu befehlen und eine kurze, vielleicht von gewis-
sen Leuten als Ausdruck des Mutes empfundene 
Räumung durchzusetzen». Es gehe um Fragen von 
immenser Tragweite, «wie wir sie vermutlich in den 
letzten Jahrzehnten nie zu lösen ha� en».465

Linke Aktivistinnen und Aktivisten agitier-
ten intensiv und spielten in und neben der «Gewalt-
freien Aktion Kaiseraugst» eine wichtige Rolle.466

«Erst die andauernde Besetzung ermöglichte die 
Verbreiterung der Bewegung, die grosse Solida-
risierung gab uns das Pfand in die Hand, um das 
notwendige Krä� everhältnis zu schaff en.» Das al-
ternativ-kulturelle Besetzerdorf sei nicht nur Sym-
bol, sondern auch Ort der off enen Konfrontation 
gewesen, meinen zwei Protagonisten der Besetzer-
bewegung im Rückblick.467

Der Aargau stimmt weiter atomfreundlich

Ein riesiges Medienecho hob die Auseinanderset-
zung auf die nationale Ebene und konfrontierte den 
zuständigen SP-Bundesrat Willi Ritschard (1918–
1983) mit einem Baustopp als Voraussetzung für 
den Abbruch der Besetzung. So wurde die äusserste 
Konfrontation mi� els einer polizeilichen Räumung 
umgangen. Die elfwöchige Aktion brachte nebst der 
Atomenergie auch die direktdemokratischen Hand-
lungsspielräume im Rechtsstaat in eine breite und 
zusehends konfrontativ geführte Deba� e ein. In 
Kaiseraugst sei es Systemveränderern und Extremis-
ten gelungen, «einen grossen Teil der Bevölkerung in 
ihren latenten Ängsten aufzuhetzen und deshalb zu 
illegalen Aktionen zu provozieren», so der Präsident 
der Kernkra� werk Kaiseraugst AG und Aargauer 
FDP-Nationalrat Ulrich Fischer (*1940).468

Obwohl eine Besetzung der Zufahrtswege 
beim Bau des AKW Gösgen 1977 von einem mas-
siven Polizeiaufgebot vereitelt wurde, bildeten die 
Ereignisse in Kaiseraugst einen Wendepunkt.469 Der 
Besetzerplatz in Kaiseraugst war zu einem Kristalli-
sationspunkt gesellscha� licher Deba� en nicht nur 
über die Abwägung von Nutzen und Risiken der 
Atomenergie, sondern auch über rechtsstaatliche 
Verfahren und demokratische Beteiligung, Föde-
ralismus, grenzenloses Wirtscha� swachstum und 
Umweltschutz geworden.470 Viele Aargauer Politi-
ker waren eng verfl ochten mit der Aargauer Elektri-
zitätswirtscha�  und dementsprechend interessiert 
daran, den Bau doch noch zu ermöglichen. 1988 
wurde das «teure Lehrstück», so der «Atompapst» 
Michael Kohn (1925–2018), allerdings in einem von 
Christoph Blocher (*1940), damals Nationalrat und 
Verwaltungsrat der Bauherrin Motor Columbus, 
eingefädelten Deal endgültig beendet, indem der 
Bund 350 Millionen Franken Entschädigung be-
zahlte – die Rahmenbewilligungen für den Bau 
waren bis dahin nie erloschen.471

Die Atomenergie bildete über Jahre und 
Jahrzehnte eines der umstri� ensten politischen 
� emen, zu dem eine Reihe von Volksinitiativen lan-
ciert wurde. Keines der noch projektierten Atom-
kra� werke wurde danach gebaut, bis 2011 nach der 
Reaktorkatastrophe im japanischen Fukushima der 
Bundesrat unter Federführung der Aargauerin Do-
ris Leuthard (*1963) den langfristigen Atomausstieg 
beschloss (siehe «Wirtscha� », S. 359).



197 Der Basler Liedermacher Aernschd Born trägt im Zelt der Besetzerinnen und 
Besetzer seine Ballade vor. 

195 Bereits vor 1975 ha� e sich eine Bürgerinitiative in Kaiseraugst gegen den Kra� werksbau gewehrt. Beschlüsse der Vollversammlungen spielten während der Besetzung 
des AKW-Geländes in Kaiseraugst eine wichtige Rolle. «Das Besetzerdorf war der Ort der off enen Konfrontation, an dem sich täglich Sieg oder Niederlage entschied», so 
führende Aktivisten im Rückblick. 

196 Impression der Besetzung. Die Protestierenden wurden von der Bevölkerung 
in der Region breit unterstützt, so brachten etwa Bauern Lebensmi� el aufs Gelände. 



198 Auch nach dem Abbruch der Besetzung blieb die Rahmenbewilligung für den Bau des AKW Kaiseraugst bestehen. 1979 wurde der Informationspavillon von radikalen AKW-
Gegnern gesprengt. 1988 einigte sich die Politik auf ein Ende des Projekts und eine Entschädigung der Kernkra� werk Kaiseraugst AG in der Höhe von 350 Millionen Franken.

199 Von April bis Juni 1975 blieb das Baugelände in Kaiseraugst (im Bild) besetzt und brachte die Schweiz an den Rand einer 
Staatskrise. Der Widerstand der AKW-Gegner verlagerte sich danach auf das Gelände des fast fertig gebauten AKW Gösgen vor 
den Toren Aaraus. 



200 Viele Fricktalerinnen und Fricktaler wurden durch die AKW-Besetzung politisiert. Einige forderten danach, halb 
scherzha� , eine Abspaltung des Fricktals vom Kanton Aargau oder mehr Autonomie. Die Aufnahme entstand vermutlich 
1981, nach der Gründung des Kantons Jura, und nimmt auch Bezug auf die Unabhängigkeitsbewegungen im Baskenland 
und in Nordirland.

Chancenlose Idee: 
das Fricktal in einem neuen 
Kanton Nordwestschweiz

Die Stimmbevölkerung des Kan-
tons Aargau votierte immer atom-
energiefreundlich; alle Atomver-
botsinitiativen wurden an der Urne 
abgelehnt. Auch erweiterte kom-
munale und kantonale Mitspra-
cherechte in den Bewilligungsver-
fahren wurden von der Aargauer 
Stimmbevölkerung bei der natio-
nalen Abstimmung 1978 mehr-
heitlich abgelehnt – im Gegensatz 
zum mehrheitlichen Ja der Frick-
taler Stimmbevölkerung. Ausge-
hend vom Kampf um das AKW 
Kaiseraugst, verdichteten sich 
nördlich des Juras Befürchtungen, 
 bei der Interessenvertretung im 
 Kanton Aargau am kürzeren Hebel 
zu sein.1

Dies sollte im Fricktal auch in den 
1980er- und 1990er-Jahren Krä�  e 
ermutigen, die sich von «Aarau» 
gänzlich lösen wollten. Angestrebt 
wurde ein neuer Kanton Nord-
westschweiz, der die Bezirke Rhein-
felden und Laufenburg mit den 
Kantonen Basel-Landscha�  und 
Basel-Stadt sowie dem Solothurner 
Schwarzbubenland ver einigen 
sollte. Dieses Projekt blieb aller-
dings ein – wenn auch öff entlich-
keitswirksamer – Papiertiger, der 
am ehesten im unteren Fricktal 
auf Interesse stiess. Dort war das 
Alltags- und Wirtscha� sleben 
zum einen am stärksten auf die 
Agglomeration Basel ausgerichtet, 
zum anderen fühlte sich die 
 Bewohnerscha�  besonders bei 
Fragen der Schul- und Verkehrs-
infrastruktur sowie beim Umwelt-
schutz vom Kanton Aargau 

 vernachlässigt. Gleichzeitig ein-
gereichte Motionen für eine 
 Kantonsgründung  in allen vier 
kantonalen Parlamenten blieben 
aber 1999 chancenlos. Zugleich 
wurde – bereits im Vorfeld der 
Einführung der Personenfrei-
zügigkeit mit der Europäischen 
Union – die regionale Koopera-
tion in der Nordwestschweiz 
 unter Einschluss des Aargaus 
auch über die deutschen und fran-
zösischen Landesgrenzen hinweg 
vertie� .2

 1 Häni 2018, 118. 
 2 Gespräch mit Regine Roth, 2020; NZZ, 

30./31.10.1999. 
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terte Frauenkandidaturen auch bürgerliche Frauen 
neu politisiert.

Obwohl sie die politische Positionierung 
trennte, arbeiteten Frauen bei übergreifenden 
Fragen zusammen, wie zum Beispiel beim Gleich-
stellungsartikel oder dem neuen Eherecht, so die 
1993 als erste Aargauer Regierungsrätin gewählte 
freisinnige Stéphanie Mörikofer (*1943) anlässlich 
einer Frauenlandsgemeinde auf dem Rügel. «Frau-
enwahlkampf ist aber nicht gleich Männerwahl-
kampf»: Frauen müssten breiter, nicht nur in der 
eigenen Partei, verankert sein, vor allem auch bei 
anderen Frauen. Politische «Senkrechtstarterin-
nen» wie bei Männern gebe es nicht, Frauen müss-
ten einen Leistungsausweis mitbringen.481

Das lange Warten auf Spitzenpositionen in Politik 
und Verwaltung

Ende der 1950er-Jahre war die erste freisinnige 
Frauensektion in Baden, 1967 jene des Bezirks 
Aarau, gegründet worden. Bis 1990 folgten einige 
weitere Sektionen in den grösseren Aargauer Städ-
ten und Ortscha� en.482 Der Wahlerfolg blieb den 
freisinnigen Frauen bis zur Wahl Mörikofers in den 
Regierungsrat und Christine Egerszegis (*1948) 
1995 in den Nationalrat versagt. Diese beiden wa-
ren die ersten bürgerlichen Frauen in hohen politi-
schen Chargen auf kantonaler und eidgenössischer 
Ebene; Johanna Haber (1930–2020), EVP-Politi-
kerin aus dem Wynental, war 1984 als erste Frau 
zur Kantonsärztin und damit zu einer Che� eamtin 
gewählt worden.483

Einige freisinnige Frauengruppen, so etwa 
jene von Lenzburg, lösten sich wieder auf, nachdem 
die Integration der Frauen in der Partei als gelungen 
bewertet wurde. Die Gründungen waren während 
der intensiven Deba� e um das Frauenstimmrecht 
ab Ende der 1960er-Jahre auch darau� in vorge-
nommen worden, die Frauen auf das Stimmrecht 
«vorzubereiten» und ein Reservoir an politisch ak-
tiven Kandidatinnen für kommende Wahlkämpfe 
aufzubauen.484 Allerdings herrschte gerade bei bür-
gerlichen Frauenorganisationen die Vorstellung, 
dass eine Frauenorganisation nur so lange legitim 
sei, «bis die Gleichstellung der Geschlechter formal 
verankert ist und sich erste Wahlerfolge eingestellt 
haben».485 Weil stark auf Selbstverantwortung und 
formale Gleichberechtigung gesetzt wurde, muss-
ten sich, gerade in der FDP, Frauen des Vorwurfs 
erwehren, nach links auszuscheren und sich des-
halb im Kontext der Gleichstellung gegen «Gleich-
macherei» und «sozialistisch-feministische Postu-
late»486 abgrenzen.

Im Jahr 2000 wurde Stéphanie Mörikofer 
als erste Magistratsperson seit hundert Jahren ab-
gewählt. Die CVP zog mit ihrem offi  ziellen Kandi-
daten Roland Brogli (1951–2017) aus dem Fricktal 
und dem «wilden» Freiämter Kandidaten Rainer 
Huber (*1948) in die Regierung ein. An Mörikofer 
war nach ihrer zweiten Amtsperiode eine Aff äre 
um die Drogentherapiesti� ung Egliswil hängen 
geblieben, aber auch, dass sie als konsequent bür-
gerlich politisierende Frau zwar Gleichstellungs-
anliegen vertrat, aber keine sozial- und fi nanz-
politischen Zugeständnisse an die Linke machte. 
In ihrer Selbsteinschätzung war sie «nicht weich, 

Frauenzentrum ab, wie später auch praktisch alle 
Regionalgemeinden.474 Trotzdem öff nete der Raum 
an der Bäderstrasse und wurde bald zur breiten, 
selbst fi nanzierten und organisierten Anlaufstelle 
für Frauen. Anfang der 1990er-Jahre, im Umfeld 
des ersten Frauenstreiks, war das Frauenzentrum 
Baden Vorbild für die Aarauerinnen, die ebenfalls 
eigene Räume au� auten.

Zäher Aufstieg der Frauen in der SP

Bei einer Kampfwahl in die SP-Geschä� sleitung 
schwang 1965 mit Heidi Schwarz (1925–1983) aus 
We� ingen eine Frau obenaus, worauf die Sozialde-
mokraten stolz hinwiesen: «[…] das politische Mit-
bestimmungsrecht der Frauen ist eine Selbstver-
ständlichkeit, und deshalb sind auch zwei Frauen 
in der Geschä� sleitung und mehrere im Parteivor-
stand.»475 Allerdings blieben auch die sozialdemo-
kratischen Männer sehr zurückhaltend, dieser For-
derung das entsprechende politische Gewicht zu 
verleihen – so wurde das Frauenstimmrecht nicht 
in die Wahlmanifeste und Aktionsprogramme der 
späten 1960er-Jahre aufgenommen. Die erste Re-
gierungsratskandidatin, Ursula Mauch, scheiterte 
1985 gegen den freisinnigen Gegenkandidaten. 
Nicht zuletzt ha� e sie auch «in der eigenen Partei 
ziemlich viel Opposition» und konnte im Wahl-
kampf kaum direkt gegen die anderen Kandidaten 
antreten.476 Eine Frauenquote oder das Reservieren 
der ersten Plätze auf Nationalratslisten für Kandi-
datinnen wurde an den Parteitagen regelmässig ab-
gelehnt.477 «Frauenemanzipation» wurde durch die 
Brille des sozialpartnerscha� lich auszuhandelnden 
und vom Staat abzusegnenden Kompromisses ge-
lesen und formuliert.

Einen feministischen Schub erhielt die Aar-
gauer SP um 1990, als mit Doris Stump (*1950) erst-
mals für kurze Zeit eine Frau das Präsidium einer 
grossen Aargauer Partei inneha� e. «Der Druck 
wirkte: ab 1991 waren die Listen der Kandidaturen 
bei SP und Grünen ausgeglichen», so Stump rück-
blickend.478 Nach dem ersten landesweiten Frau-
enstreik 1991 und der Nichtwahl von Christiane 
Brunner (*1947) in den Bundesrat 1993 wurden die 
Grossrats- und Nationalratswahlen von 1993 und 
1995 zu den ersten eigentlichen Frauenwahlen. 
Mit der sozialdemokratischen Fraktion war danach 
erstmals eine der grossen Fraktionen im Aargauer 
Parlament mehrheitlich weiblich.

Bürgerliche Frauen ziehen nach

Das Frauenzentrum Baden wurde von den tradi-
tionellen Frauenvereinen gemieden, einzig die Ak-
tiven Staatsbürgerinnen setzten sich mit der Neuen 
Frauenbewegung auseinander.479 Der gemeinnützi-
ge Frauenverein Baden etwa nahm in den internen 
Diskussionen nicht auf die Meilensteine der politi-
schen Frauenbewegung wie das Frauenstimmrecht 
1971, den Gleichstellungsartikel in der Bundesver-
fassung 1981 oder das neue Eherecht 1985 Bezug; 
der gesellscha� liche Wandel kam nur indirekt in der 
Feststellung zum Ausdruck, dass es am Mitwirken 
der jungen Frauen mangle.480 Dennoch wurden 
durch den Wirbel um den Rücktri�  der ersten Bun-
desrätin Elisabeth Kopp (*1936) 1989 und geschei-



201 Gertrud Heinzelmann (1914–1999), anlässlich ihrer Nationalrats-
kandidatur 1971. Die in Wohlen aufgewachsene Frauenrechtlerin 
und Juristin ha� e 1957 als erste Frau in der Schweiz eine 1.-August-
Ansprache in Zürich Aff oltern gehalten.

202 Frauen posieren in Zürich mit Abstimmungsplakaten zum Frauenstimmrecht, darunter 
links ein Plakat aus der Aarauer Druckerei Trüb für die eidgenössische Ja-Kampagne, in der 
Mi� e das Plakat für die aargauische Ja-Kampagne aus der Buchdruckerei AG Baden.

203 Eine Abstimmungskampagne von Männern für Männer: Mitarbeiter der Firma 
Trüb in Aarau beraten über die Sujets der Plakate zum Frauenstimmrecht. Für 
die Vorl age setzte man auf «Bewährtes», das eine «freundliche Grundstimmung» 
erzeugen sollte.

204 Die sozialdemokratische Fraktion nach den Grossratswahlen, 1993. 29 von 44 SP-Sitzen gingen an Frauen. Die Parlaments-
wahlen 1993 wurden nach der Nichtwahl von Christiane Brunner in den Bundesrat zur ersten richtigen «Frauenwahl».



207 Erfolgreiche Aargauer Politikerinnen: die drei Nationalrätinnen (von links) Doris Stump (SP), Doris Leuthard 
(CVP) und Christine Egerszegi (FDP) im Nationalratssaal des Bundeshauses. Stump war als erste Frau in der We� in-
ger Exekutive und erste Aargauer Europarätin, Egerszegi war die erste Aargauer Nationalratspräsidentin und 
Ständerätin, Leuthard erste Aargauer Bundesrätin.

205 Massives Ungleichgewicht. Ursula Mauch blieb zwischen 1979 und 1995 die einzige Aargauer 
Frau im nationalen Parlament. Dies machte der Verein Aargauische Staatsbürgerinnen zum � ema – 
mit Erfolg: 1995 wurden drei Frauen in den Nationalrat gewählt.

206 Ursula Mauch (*1935), 1985. Bereits 1971 für 
den Ständerat angetreten, kandidierte die Sozial-
demokratin 1985 als erste Frau für den Aargauer 
Regierungsrat, unterlag dabei aber dem Badener 
Stadtammann Victor Rickenbach von der FDP.
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anschmiegsam und folgsam», wie es sich für eine 
Frau gehöre.487 Erst 2009 wurde mit der Grünen 
Susanne Hochuli (*1965) wieder eine Frau in die 
Regierung gewählt.

Die politische Linke im Umbruch

Die Sozialdemokraten wurden politische Agglome-
rationsverlierer in einem Aargau, der trotz Bevölke-
rungswachstum nach wie vor ein ländliches Selbst-
verständnis pfl egte und deshalb auf die politischen 
Lösungsangebote staatlicher Infrastruktur- und 
Sozialpolitik misstrauisch reagierte.488 «Unser ‹Im 
Zweifelsfalle für mehr Staat›-Refl ex muss in Zukun�  
diff erenzierter ausfallen, welche staatlichen Funkti-
onen in Zukun�  forciert, welche eher eingedämmt 
werden sollten», so der damalige SP-Fraktionschef 
im Grossen Rat, Hans Zbinden (*1945).489 Für die 
Parteispitze bildete der Absturz der stolzen Aar-
gauer Sozialdemokratie bei den Nationalratswahlen 
1987 mit dem Verlust eines Dri� els des Stimmenan-
teils den «Schock des Jahrhunderts». Die mehrheit-
lich wertkonservativen Aargauer Sozialdemokraten 
wurden in der Hochkonjunktur durch die Fremd-
arbeiterfrage, die Kernenergie und die Ökologie vor 
eine schwere Zerreissprobe gestellt.490 Das Partei-
organ Freier Aargauer kommentierte, die Ausein-Freier Aargauer kommentierte, die Ausein-Freier Aargauer
andersetzung um die Atomenergie bilde die Spitze 
der Widersprüche innerhalb der Gesellscha� , wie 
sie «die SP wie keine andere Partei widerspiegelt».491

Von den erstarkten Grünen glaubte man 
zunächst, dass «sie eine vorübergehende Gruppie-
rung» seien, ha� en doch nicht zuletzt Sozialdemo-
kraten deren Domäne, die Umwelt- und Verkehrs-
politik, bereits seit den 1960er-Jahren im Grossen 
Rat beackert.492 Die antikapitalistischen Präambeln 
wurden zusehends entschär�  und durch umfas-
sende gesellscha� liche Reformpostulate ersetzt. 
So wehrten sich die Sozialdemokraten gegen die 
bürgerlichen Angriff e während des Kalten Kriegs, 
wonach die Linke die Gesellscha� , «das System», 
verändern wolle: «Die wirtscha� liche und techno-
logische Entwicklung ist heute der bedeutendste 
Gesellscha� s- und Systemveränderer!»493

Die erste grüne Welle in den 1980er-Jahren

Gegenüber den Grünen pochte die SP darauf, eine 
«ganzheitliche» Politik «zum Wohle aller» zu ver-
treten.494 Dem Widerspruch zwischen einer auf 
Wachstum ausgerichteten Wirtscha� spolitik und 
den ökologischen Problemen aller Art, die durch 
diese hervorgebracht wurden, begegneten die 
Sozialdemokraten zunächst defensiv. Heinrich 
Buchbinder bilanzierte 1989: «Stärker als irgend-
ein anderer Industriekanton ist der Aargau von der 
grossen Zahl mi� elständischer Betriebe geprägt, 
die […] eine Arbeitnehmerscha�  aufweisen, die 
sich mit ‹ihrer Bude› identifi ziert.» Diese Arbeit-
nehmerscha�  habe «eine andere Interessenlage 
in Grundfragen wie Energiepolitik und Umwelt, 
als sie sich leichtfü ssigere soziale Schichten leis-
ten können. Arbeitsplatzsicherung, Wirtscha� s-
aufschwung und soziale Sicherung sind für sie 
mindestens so wichtig wie Umweltpostulate und 
kulturpolitische Anliegen, für die sie sich mit der 
‹klassischen› sozialdemokratisch-gewerkscha� li-

chen Programmatik schon einsetzten, als es noch 
keine ‹Grünen› und deren aktivistischen Anhang 
gab.»495 Diese strukturkonservativ-gewerkscha� -
liche Linie geriet durch die nachdrängenden femi-
nistisch-ökologisch ausgerichteten Teile der Partei 
unter Druck.

Die soziale Basis der Sozialdemokraten ver-
änderte sich im letzten Dri� el des 20. Jahrhunderts 
ebenso massiv wie jene der SVP auf der anderen 
Seite des politischen Spektrums. FDP-Nationalrat 
und Handelskammer-Aushängeschild Rolf Mauch 
(1934–1995) meinte, dass im Aargau die Arbeiter-
scha�  «das konservative Element» bilde, was sich 
etwa am Aargauer Nein zum neuen Schweizer Ehe-
recht 1985 oder zur neuen Bundesverfassung von 
1999 zeigte.496 Dabei gibt es tiefe Kontinuitäten der 
Skepsis gegenüber dem Bundesstaat – die Freiäm-
ter genehmigten etwa noch nie eine Bundesverfas-
sung, weder jene von 1874 noch diejenige von 1999.

Das kantonale Parteiensystem verschob sich 
nach rechts. Während im Schweizer Durchschni�  
die Linksparteien zwischen 1950 und 1997 von 20 
auf 24,8 Prozent zulegten, lässt sich für den Aargau 
eine leicht sinkende Tendenz feststellen, vergleich-
bar mit dem Nachbarkanton Basel-Landscha� .497

Dies wurde in den ersten beiden Jahrzehnten des 
21. Jahrhunderts durch eine erstarkte Mi� e wieder 
ein wenig ausgeglichen.

«Mehr Freiheit, weniger Staat» – der Freisinn 
orientiert sich nach rechts

Freisinnige an den Schaltstellen in Regierung und 
Verwaltung ha� en den infrastrukturellen Ausbau 
des Aargaus in der Nachkriegszeit wesentlich mit-
gestaltet und dabei auch in den politischen Dis-
kussionen eine staatstragende Rolle eingenommen. 
Die Kehrseite davon war, dass sich oppositionelle 
Bewegungen am Ende der Hochkonjunktur auf 
den Freisinn einzuschiessen begannen. Freisinnige 
ha� en meist die für die Wirtscha�  wichtigen De-
partemente des Baus, der Finanzen und der Volks-
wirtscha�  mit der für die Aargauer Wirtscha�  ent-
scheidenden Elektrizitätswirtscha�  geleitet. So 
war ihr Einfl uss o�  grösser als ihre zahlenmässige 
Repräsentanz, was auch ihren Stützen in Wirtscha�  
und Verwaltung zuzuschreiben ist.498 Die Aargauer 
Kantonalpartei positionierte sich, im Einklang mit 
der zürcherischen, ausgeprägt wirtscha� sliberal, 
ha� e aber als Volkspartei etwa auch Primarlehrer 
in ihrer Grossratsfraktion.499

Aufgrund der gesamtkantonalen Veranke-
rung nahm der Freisinn für sich in Anspruch, als 
Volkspartei mehr als Einzelinteressen zu vertreten. 
So wurden Steuererhöhungen in den 1960er-Jah-
ren zur Deckung der rasch angewachsenen Staats-
ausgaben akzeptiert. Der Gegensatz zur Linken 
verschär� e sich in der Rezession der 1970er-Jahre, 
als der gemässigte Umverteilungskompromiss auf-
grund sinkender Steuereinnahmen und wachsen-
der Staatsdefi zite ins Wanken geriet. Liberal-wert-
konservative Positionen und vor allem eine Skepsis 
gegenüber einem wachsenden Staat waren nach wie 
vor tief verankert. In der von KMU geprägten Aar-
gauer Wirtscha�  gab es ein breit geteiltes Verständ-
nis der Betriebsgemeinscha�  zwischen Arbeitge-
bern und Arbeitnehmern. Diese politische Kultur 
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über die Luzerner Kantonsgrenze hinaus Aufgaben 
übernahm, wurde eine Vielzahl verkehrs-, sozial- 
und gesundheitspolitischer Projekte organisiert, 
vom Regionalbus bis zu Eheberatungsstellen. Der 
Neubau des Regionalspitals Zofi ngen inmi� en der 
Rezession der späten 1970er-Jahre bildete einen 
regionalpolitischen Hochseilakt: Der freisinnige 
Zofi nger Stadtpräsident Loretan trieb diesen ge-
gen Widerstände in seiner Fraktion und vonseiten 
Finanzdirektor Kurt Lareida (1923–1998) voran.506

Die Freisinnigen lehnten 1982 als einzige 
Regierungspartei das Aargauer Sozialhilfegesetz ab. 
Dieses sah keine neuen Rechtsansprüche auf Unter-
stützung vor, sondern beschränkte sich weitgehend 
auf die Modernisierung der Gemeindevormund-
scha� sbehörden und sollte deren Regionalisierung 
anbahnen. Darau� in wurden die Parteimitglieder 
als «Mini-Reagans» verspo� et.507 Die Forderun-
gen nach mehr «Transparenz und Effi  zienz im 
Staat», «Deregulierung» und «Privatisierung» be-
sonders der staatlichen Anstalten (Kantonalbank, 
Gebäudeversicherung, Spitäler oder Strombe-
reich) sowie der Durchleuchtung der Verwaltung 
auf Sparpotenziale wurden seit den 1980er-Jahren 
wiederkehrend und meist von Freisinnigen erho-
ben.508 Erfolgreich waren sie bei der Umwandlung 
von Staatsbetrieben in Aktiengesellscha� en oder 
bei der Einführung der leistungsgesteuerten Ver-
waltungsprinzipien des New Public Management 
mit einer durchgreifenden Regierungs- und Parla-
mentsreform (siehe «Staat», S. 167). Die wirkungs-
orientierte Verwaltungsführung wurde im Aargau 
im Vergleich mit anderen Kantonen am konsequen-
testen umgesetzt.509

Vom Freisinn geprägte bürgerliche Finanz- und 
Steuerpolitik

Die neoliberalen Postulate am Ende des 20. Jahr-
hunderts ha� en sich zwar nicht unbedingt in 
«weniger Staat» umgesetzt. Der während zwan-
zig Jahren bestimmende freisinnige Diskurs einer 
«transparenten Staatstätigkeit für den Bürger», die 
auf Notwendigkeit, Zweckmässigkeit und tiefen 
Kosten beruhe, war aber weithin erfolgreich, ohne 
das von FDP-Bundesrichter, Regierungsrat und 
Ständerat � omas Pfi sterer (*1941) formulierte Cre-
do aufgeben zu müssen: «Möglichst viel Freiheit, 
Demokratie und Recht sollte innerhalb des Staats 
verwirklicht werden können.»510 Andererseits ha� e 
sich diese «Anpassungsfähigkeit» des Freisinns,511

der die zu Beginn des 20. Jahrhunderts durchge-
setzten Verstaatlichungen an dessen Ende wieder 
rückgängig machte und den Staat auf betriebswirt-
scha� liche Fitness trimmte, seit den 1990er-Jahren 
nicht mehr in Parteierfolg ummünzen lassen.

Finanz- und Steuerpolitik blieb die freisin-
nige Domäne. Waren in den 1960er-Jahren noch 
Steuererhöhungen zur Infrastrukturfi nanzierung 
und Modernisierung des Staates akzeptiert worden, 
kam es unter der Führung des Freisinns und der 
einfl ussreichen Wirtscha� sverbände, der Indust-
rie- und Handelskammer sowie des Gewerbever-
bands ab Ende der 1970er-Jahre zu einer Welle von 
Steuersenkungsvorlagen, die dem Aargau trotzdem 
jährliche Einnahmenüberschüsse einbrachten.512

So sollte auch die kalte Progression ausgeglichen 

führte dazu, dass sich im Kanton ein «schlanker» 
Wohlfahrtsstaat mit geringer Steuerung und Um-
verteilung öff entlicher Gelder herausbilden konnte, 
der zudem auf die Stärkung traditioneller Familien-
strukturen ausgerichtet blieb.500

FDP legt in den 1980er-Jahren wieder zu

Zwischen 1969 und 1985 legte der Freisinn wie die 
anderen bürgerlichen Parteien um fünf Prozent-
punkte zu und kam auf 23,7 Prozent Wählerantei-
le im Grossen Rat – den höchsten Wert seit dem 
Ende des Ersten Weltkriegs. Damit war die FDP 
kurzzeitig auch stärkste Fraktion im Parlament. 
Die «Rechtsverschiebung» und Umwandlung zur 
«Interessenpartei» artikulierte sich im Wahlslogan 
«Mehr Freiheit – weniger Staat» der Schweizer 
FDP von 1979. Dem setzten die Aargauer die Parole 
«Mehr Mut – mehr Mass» an die Seite. Die Libera-
lisierungsmaxime wurde lauter, wobei die Devisen 
der Staatskritik von gelungenen Reformen in Justiz 
und Kantonsverwaltung begleitet wurden, die we-
sentlich von freisinnigen Exponenten angestossen 
und durchgeführt wurden.501

Das mentale Profi l der Partei zeigte sich 
gegen aussen stärker mit einem konservativen Ak-
zent, etwa in diesem Kommentar des freisinnigen 
Chefredaktors des Aargauer Tagbla� s, Samuel 
Siegrist (1938–1987), von 1986: «Wer übrigens be-
klagt, dass der ehemalige ‹Revoluzzerkanton› zu 
einem ruhigen Kanton der Mi� e und des Mi� el-
masses geworden ist, muss sich fragen lassen, ob in 
der Politik Veränderung Selbstzweck sein soll. […] 
Heute sorgen sich die Bürger mehrheitlich um das 
Erhalten des Bestehenden, beispielsweise unserer 
gefährdeten natürlichen Lebensgrundlagen, ge-
wiss aber auch unseres erreichten Lebensstandards 
im materiellen Sinne.»502 In vielen Sachfragen der 
1970er- und 1980er-Jahre (etwa Atomkra� werke, 
Verkehrspolitik, Armee) standen von den Regie-
rungsparteien häufi g die FDP mit der CVP und der 
SVP gegen die SP.503 Auf kantonaler Ebene zeigte 
sich dies in einem «Misstrauen gegenüber neuen 
Gesetzen», dem Einsatz für den Rechtsstaat und 
einen ausgeglichenen Finanzhaushalt in einem 
dienstleistungsorientierten Staatswesen.504 In der 
Gesundheits- und Sozialpolitik pochte die FDP auf 
die Grenzen des Machbaren und der Leistungsfä-
higkeit und versuchte, den Spielraum privater Ak-
teure, gerade im Spitalbereich, auszubauen.

Freisinnige Regionalpolitik versus schlanken Staat

Erweiterungen staatlicher Aktivitäten standen die 
Freisinnigen skeptisch gegenüber. Diese sollten auf 
Gemeindeebene belassen oder in Gemeindezweck-
verbänden organisiert werden, um neue gesetzlich 
verankerte Ausgaben und Umverteilungsströme zu 
verhindern und die «Steuerruhe» zu erhalten. So 
setzte in der Auseinandersetzung um das Gemein-
degesetz in den 1970er-Jahren eine bürgerliche 
Gruppe von Stadt- und Gemeindeammännern um 
Willy Loretan (*1934), Franz Metzger und Victor 
Rickenbach (1928–2007) ihre Vorstellungen der 
Regionalplanungsverbände gegen SP-Regierungs-
rat Louis Lang durch.505 In den Regionalverbän-
den, etwa jenem im Wiggertal/Suhrental, der auch 
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Grafi k 34  Regionale Parteistärke der SP, 1947–2003. Ihre Hochburgen ha� e die Sozialdemokratie nach dem Zweiten Weltkrieg in den 
Industriegemeinden des westlichen Aargaus. Am Ende des 20. Jahrhunderts war ihre Wählerstärke regional ausgeglichener, aber gesamt-
kantonal gesunken.
Grafi k 35 Regionale Parteistärke der FDP, 1947–2003. Die FDP ha� e die grössten Einbussen bereits bei der Einführung des Proporz-
wahlrechts nach dem Ersten Weltkrieg erli� en. Sie blieb aber die dominierende bürgerliche Kra�  mit Grossratsmandaten in allen Bezirken, 
bis sie in den 1990er-Jahren durch die SVP abgelöst wurde.
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Grafi k 36 Regionale Parteistärke der CVP, 1947–2003. Auff ällig ist, dass sich die CVP als Nachfolgerin der Katholisch-Konservativen 
nie aus dem katholischen Milieu lösen konnte. Auch 2003 lagen ihre Hochburgen, auf viel tieferem Niveau, noch im früher durchgehend 
katholischen Ost- und Nordaargau.
Grafi k 37 Regionale Parteistärke der BGB/SVP, 1947–2003. Nach dem Zweiten Weltkrieg in den bäuerlich-ländlichen Gebieten des 
reformierten Westaargaus am stärksten, baute die SVP ihre Stärke ab den 1990er-Jahren auch in den Agglomerationsgemeinden aus und 
wurde zur mit Abstand grössten Partei im Aargau mit fast vierzig Prozent Wähleranteil.
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208 Die lokalpolitische Gruppe «Eusi Lüüt» in Wohlen, 1981. Der Lehrer 
und Komiker Peach Weber (rechts aussen) war 1977 in den Einwohnerrat 
gewählt worden. Ausserhalb der arrivierten Parteien setzten sich «Eusi Lüüt»
für die Dorfentwicklung und umweltpolitische Anliegen ein.

Lokale Gruppen mischen 
die Politik auf

Neben dem Team 67 entstanden 
an weiteren Orten lokalpolitisch 
 ausgerichtete Gruppen ausserhalb 
der traditionellen Parteien. In der 
� ut-Stadt formierte sich das «Lä-
bige Zofi ngen», eine der Keimzel-
len der Aargauer Grünen. In den 
1980er-Jahren stellte die Gruppe 
einige Einwohnerräte und pie-
sackte die arrivierten Freisinnigen 
mit dem langjährigen Stadtpräsi-
denten Willy Loretan mi� els Flug-
blä� ern und Volksinitiativen: So 
sollten eine Amtszeitbeschränkung 
und das Verbot eines eidgenössi-
schen Parlamentariermandats für 
den Stadtammann «die unbe-
dingt nötige Dynamik und das Zu-
kun� sdenken in der Exekutive 
 befördern». Die Gruppierung en-
gagierte sich in Zofingen vor-
wiegend verkehrs- und umwelt-
politisch.1

In Wohlen wurde der damals 25-
jährige Lehrer und Komiker Peach 
Weber (*1952) 1977 als «Euse 
Maa» in den Einwohnerrat gewählt. 
Ab 1981 war die Gruppierung zu 
fün�  im Dorfparlament vertreten: 
ein Dienstverweigerer, ein Fabri-
kant, ein Armeemajor sowie eine 
Frau waren dazugestossen, alle in 
Wohlen verankerte, politisch be-
reits früher engagierte Personen. 
2008 schlossen sich «Eusi Lüüt» 
mit den Grünen zusammen. Von 
den Etablierten als «Flugsand» 
 bezeichnet, setzten sie sich etwa 
für die Neugestaltung des Dorf-
zentrums mit einer neuen Strassen-
führung oder gegen den Abbruch 
des alten Gemeindehauses ein – 
o�  gegen die gesamte etablierte 
Dorf politik – und für Umweltan-
liegen.

An anderen Orten waren es 
wiederum die Zuzüger, welche die 
traditionellen politischen Struktu-
ren aufweichten. So führte der 

Zuzug von Kaderleuten der BBC 
am Rohrdorferberg zur Gründung 
eines Komitees «unvoreingenom-
mener Staatsbürger» vor den Ge-
meinderatswahlen 1969 in Ober-
rohrdorf. Ab 1970 nahm die Gruppe 
als «Forum» mit Flugbla� - und 
Leserbriefaktionen am politischen 
Geschehen teil, stellte Kandida-
tinnen und Kandidaten für Ämter 
auf und verstand sich als politisch 
ungebundenes Gefäss für freie 
Meinungsäusserung. Sie scheute 
die Konfrontation mit weltlichen 
und kirchlichen Dor� önigen 
nicht und hinterfragte eingeschlif-
fene Mechanismen der Dorfpoli-
tik. Ende der 1970er-Jahre stellte 
die Gruppierung ihre Aktivitäten 
ein.2

 1 Basler Zeitung, 24.5.1989; Gespräch Willy Lore-
tan, 2020. 

 2 Gespräche mit Peach Weber und Walter Du-
bler, 2021; Wochenzeitung, 21.1.2021 (Online-
Quelle); AZ, 21.12.2015 (Online-Quelle); Furter, 
Handschin, Meier et al. 2011, 288f. 
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Bürgerliche gegen eine
«Betroff enheitsdemokratie»

Zwischen 1985 und 2009 sank der Anteil der Frei-
sinnigen im Grossen Rat von 23,7 auf 14,3 Prozent. 
Bei den Nationalratswahlen verlor die FDP analog 
dazu zwischen 1987 und 2011 fast neun Prozent, 
während die SVP ihren Anteil jeweils mehr als ver-
doppelte. Der parteipolitische Umbau des bür-
gerlichen Lagers ab den späten 1980er-Jahren war 
durch zwei grosse Trends geprägt: Mit den Grü-
nen bildete sich ein neuer ökologischer Pol heraus. 
Nach der Stärkung des linksliberalen Ökofl ügels 
bei den Freisinnigen mit der Wahl der ersten Bun-
desrätin, Elisabeth Kopp, sowie den Diskussionen 
ums Waldsterben und zu Temporeduktionen auf 
den Autobahnen einerseits erfolgte 1985 anderer-
seits die Gründung der Autopartei, die zunächst 
gerade im Aargau der FDP Mandate abjagte. Der 
Aargauer Freisinn rückte dabei zusehends von den 
Mehrheitspositionen der Schweizer Partei ab, etwa 
beim UNO-Beitri� , in der Europapolitik, in Ver-
kehrsfragen oder der Drogen- und Asylpolitik in 
den 1990er-Jahren.

Die verhärtete Diskussion um das AKW Kai-
seraugst trug aufgrund der engen Vernetzung der 
Aargauer Freisinnigen mit der Energiewirtscha�  
beim politischen Gegner zum Bild einer Partei mit 
Schlagseite nach rechts bei.522 Aber auch Freisinni-
ge, etwa der FDP Rheinfelden, ha� en sich gegen 
den Bau des Atomkra� werks ausgesprochen.523

Die Nachbarsektion Kaiseraugst reagierte «ent-
täuscht»; Betroff enheitsdenken laufe dem rechts-
staatlichen Verfahren zuwider.524 Aargauer Politiker 
in Bern wandten sich gegen eine «Betroff enheits-
demokratie»: «Wenn die Kantone und Regionen 
nicht mehr bereit sind, Aufgaben im nationalen 
Interesse zu erbringen, die auch gewisse Nachtei-
le mit sich bringen, wird dies für unser Land un-
absehbare Folgen haben», so mahnten die beiden 
Aargauer Ständeräte Hans Letsch und Julius Binder 
zum Abschluss ihrer jahrzehntelangen Politkarrie-
ren in Bern. Sie sahen durch die Erfolge der Grünen 
nebst der Atomkra�  vor allem verkehrspolitische 
Projekte im Nationalstrassenbau und beim Ausbau 
des Bahnnetzes gefährdet.525

Von der christlichen Partnerscha�  in die 
dynamische Mi� e

Die CVP ha� e sich 1970/71 so erfolgreich moder-
nisiert wie nie zuvor und auch nie mehr danach.526

Von der Einführung des Frauenstimmrechts ha� e 
zunächst sie am stärksten profi tiert, obwohl sich 
die Christdemokraten zuvor nicht dafür eingesetzt 
ha� en. Zu dessen Einführung gab sich die Partei 
einen neuen Namen und den Slogan «Dynamische 
Mi� e» – fünfzig Jahre später, im Jahr 2021, wurde 
mit dem neuen Parteinamen «Die Mi� e» der Bezug 
der Schweizer Mu� erpartei auf das als unzeitge-
mäss empfundene Christliche getilgt.

Im katholischen Gürtel an der Reuss, der 
Limmat und am Rhein, von den Fricktaler Jura-
dörfern über Baden bis ins Oberfreiamt, ha� e 
sich die traditionelle Dominanz der einstigen Ho-
noratiorenpartei Anfang der 1970er-Jahre bereits 
leicht abgeschwächt. Die Abstützung auf praktisch 

werden. Das Bevölkerungswachstum brachte zu-
nehmend auch begüterte Arbeitspendlerinnen 
und -pendler, die in der Basler Pharma- oder der 
Zürcher Finanzindustrie arbeiteten. Parallel dazu 
sanken in den Gemeinden die Steuerfüsse zwischen 
1975 und 1985 fast fl ächendeckend und teilweise 
markant – so etwa an den Aargauer Goldküsten des 
Mutschellen und Rohrdorferbergs.513

Die Rolle der kantonalen Wirtscha� sverbände

Eine staatliche Wirtscha� sförderung wie etwa im 
benachbarten, ebenfalls industriell geprägten Kan-
ton Solothurn war nicht nur unter den Bürgerli-
chen verpönt.514 Eine von SP und Gewerkscha� en 
während der Rezession lancierte Initiative für eine 
aktive kantonale Wirtscha� spolitik wurde 1983 
mit sa� en 77 Prozent Nein-Stimmen abgelehnt.515

Vielmehr sollte Wirtscha� spolitik über Steuer-
senkungen und über eine arbeitsmarktorientierte 
Bildungspolitik geordnet, nicht gelenkt werden. 
Gegen «fatale und trügerische Staatsgläubig-
keit», «Machbarkeitswahn» und die «Arroganz der 
Macht», für geordnete Märkte und spielenden pri-
vatwirtscha� lichen We� bewerb verkörperte etwa 
der langjährige Aargauer National- und Ständerat 
Hans Letsch (1924–2015) den neoliberalen Zeit-
geist im Aargauer Freisinn beispielha� .516

Im Grossen Rat waren die freisinnig domi-
nierten Wirtscha� sverbände, besonders der Gewer-
beverband, stark verankert. Globalisierungs- und 
Fusionsprozesse trieben den Rückbau der grossen 
Aargauer Konzerne wie der Badener BBC oder der 
Aarauer Sprecher + Schuh AG in den 1980er-Jahren 
voran und bildeten sich auch in der Zusammenset-
zung der Aargauer Industrie- und Handelskammer 
ab, wo von zwanzig Vorstandsmitgliedern «noch 
sieben veritable Unternehmer» waren.517 Der parla-
mentarischen Gewerbegruppe gehörten zeitweise 
vierzig Prozent aller Grossrätinnen und Grossräte 
an. «Sie […] sorgt dafür, dass die Wirtscha� spoli-
tik in den Bereichen Steuern, Personalrecht und 
Rahmenbedingungen KMU-freundlich ausgestal-
tet wird», so deren langjähriger Spitzenmann, der 
Zofi nger Freisinnige Herbert Scholl (*1948).518 In 
den 1990er-Jahren war die bürgerliche Zusammen-
arbeit auf kantonaler Ebene von Harmonie und 
Durchschlagskra�  geprägt, an der auch die CVP 
beteiligt war.519 SVP-Exponenten schaff ten es erst 
im 21. Jahrhundert an die Spitze des Aargauer Ge-
werbeverbands.520

Der Abdruck des Freisinns im dri� grössten 
Wirtscha� skanton der Schweiz war auch in der na-
tionalen Politik ein � ema: So wurden zwar weder 
der Badener CVP-Ständerat Julius Binder noch der 
ehemalige Aargauer Regierungsrat, Exponent der 
Aargauer Energiewirtscha�  und spätere FDP-Par-
teipräsident Bruno Hunziker in den 1980er-Jah-
ren in den Bundesrat gewählt. Mit Kaspar Villi-
ger (*1941), einem Luzerner aus einer Wynentaler 
Zigarrendynastie, kam 1989 aber ein ehemaliger 
Präsident des Aargauer Arbeitgeberverbands mit 
engen Beziehungen in den Aargau und mit wirt-
scha� sliberalem Credo in die Landesregierung.521



211 100-Jahr-Jubiläum der FDP Aargau 1996 in Suhr. Präsident Herbert Scholl (*1948) bläst die Geburtstags-
kerzen aus. Die Aargauer Freisinnigen ha� en nach einem Hoch in den 1980er-Jahren mit der erstarkten Konkur-
renz von Autopartei und SVP zu kämpfen.

210 Willy Loretan (*1934) war von 1974 
bis 1992 Stadtpräsident von Zofi ngen. Als 
Regionalpolitiker im Grossen Rat und 
Präsident des Regionalverbands Wiggertal/
Suhrental setzte sich Loretan für Neubauten 
des Spitals und des Bildungszentrums in 
Zofi ngen ein. Zwischen 1979 und 1999 war 
er Aargauer National- und Ständerat.

209 Freisinnige Politikerkarriere. Kurt Lareida (1923–1998) war Chefredaktor des Aargauer Tagbla� s und von 
1976 bis 1991 Aargauer Finanzdirektor. Er sanierte den defi zitären Staatshaushalt und brachte Steuergesetzrevisio-
nen durch.



214 SVP-Wahlparteifest in Holziken, 1999. SVP-Bundesrat Adolf Ogi diskutiert mit dem Zürcher Parteiführer 
Christoph Blocher. Die Aargauer SVP profi tierte stark vom Aufschwung der nationalen SVP ab den 1990er-Jahren 
und positionierte sich im Vergleich mit anderen Kantonen im rechten Spektrum.

212 Julius Binder (*1925) aus Baden war Aargauer Gross- und Verfassungsrat sowie National- und Ständerat. 
Als Wortführer der CVP reichte er im nationalen Parlament 1964 die Motion für den Umweltschutzartikel in der 
Schweizer Verfassung ein.

213 Streitgespräch zwischen Peter Wertli (Mi� e) und Josef Rennhard (1931–2010, rechts) anlässlich der Regie-
rungsratswahlen 1988. Jurist Wertli wurde als «wilder» CVP-Kandidat von einer Freiämter Gruppe portiert 
und setzte sich im zweiten Wahlgang bei tiefer Stimmbeteiligung gegen den ehemaligen Redaktor des Beobachters
durch. Zuvor ha� e der offi  zielle Kandidat, Anton Keller, das Handtuch geworfen
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Das Gewicht der «schwer fassbaren» CVP 
nimmt ab

Im «Aargauischen Staatsverständnis» der CVP ha� e 
der Kanton eine Ausgleichsfunktion wahrzuneh-
men, damit überschuldete Gemeinden weiterhin 
Investitionsimpulse leisten könnten.539 Der kon-
servative Grundsatz aus Subsidiarität, Stärkung der 
Familien und der Gemeinden in ihrer Vielfalt wurde 
im programmatischen Dreiklang «Eigenverantwor-
tung, Solidarität und Föderalismus» betont.540 Die 
parteipolitische Polarisierung wurde «energisch» 
abgelehnt. Das konservative Element blieb in der 
Partei eine wichtige Grösse: Zum neuen Eherecht 
mit gleichen Rechten für Mann und Frau fasste 
1985 die Delegiertenversammlung nur knapp die 
Ja-Parole.541

Zusammengeschlossen aus Katholisch-Kon-
servativen und dem christlichsozialen Arbeitneh-
merfl ügel kam die CVP in den Freiämter Stamm-
bezirken in den 1970er-Jahren noch auf 56 Prozent 
(Muri) beziehungsweise 38 Prozent (Bremgarten). 
Bei den Grossratswahlen halbierte sich der Wähler-
anteil zwischen 1985 und 2016, bei den National-
ratswahlen von 2015 fi el er gar auf ein gutes Dri� el 
der Zahl von 1979. Die 25. Zurzacher Parteitagung 
1986 ha� e die Analysen vorweggenommen, die seit 
dem neuen Image der «dynamischen Mi� e» aus 
den 1970er-Jahren den Positionierungsprozess und 
die Wahlverluste der CVP bis ins 21. Jahrhundert 
begleiten sollten.542 Weil man schon parteiintern 
um Kompromisse ringen müsse, hä� en die Parolen 
der CVP o� mals zu wenig scharfe Konturen: «Das 
führt dazu, dass die Partei für Aussenstehende zu 
wenig fassbar ist. Sie erkennen nicht auf Anhieb, 
wo diese Partei steht», so der langjährige Freiämter 
CVP-Regierungsrat Peter Wertli (*1943).543

Nach 1990: Stadt und Land dri� en 
auseinander

Die historischen Konfl iktlinien zwischen den Kon-
fessionen und Klassen ha� en nach dem Fall der 
Berliner Mauer ihre Relevanz endgültig verloren. 
In den 1990er-Jahren Jahre wurde die SVP auch und 
besonders im Aargau zum Sammelbecken der na-
tional- und wertkonservativen Krä� e. Die ehemali-
ge Bauern-, Gewerbe- und Bürgerpartei erweiterte 
ihre soziale Basis massiv.544 Dies war verbunden mit 
der räumlichen Ausdehnung der Agglomerationen 
und einem Identitätsschwund in den Aargauer 
Dörfern. Paradoxerweise nahm in den locker be-
siedelten Agglomerationen im Aargau der gefühlte 
Dichtestress zu und wurde gleichsam zum sozialen 
Resonanzverstärker für fremdenfeindliche Diskur-
se und zum Echoraum für historische Mythen, wie 
sie von der SVP erfolgreich politisiert wurden.545

Sozial konservative Positionen waren aller-
dings nicht neu. In den Reihen der BGB/SVP war 
im Grossen Rat bis zu dessen Einführung gegen 
das Frauenstimmrecht gekämp�  worden.546 Die 
1960er-Jahre brachten das «Nachvornedrängen 
des sogenannten Bürgerfl ügels». Die BGB ha� e 
mit dem Unternehmer Jakob Hüssy aus Safenwil 

alle Berufs- und wirtscha� lichen Interessengrup-
pen   sowie auf den katholischen Bevölkerungsan-
teil blieb wichtig; so stellte die Partei 1973 15 von 
40 Sitzen bei den ersten Einwohnerratswahlen in 
Obersiggenthal.527 Trotzdem nahm etwa die kirch-
liche Jugendarbeit nie mehr die Rolle einer Nach-
wuchsförderung für die Partei ein, die sie in den 
1950er- und 1960er-Jahren noch spielen konnte.528

Die 68er-Bewegung schlug der traditionell christ-
lich fundierten Kritik am Liberalismus eine Gene-
ration junger intellektueller Köpfe ab, die sich ent-
weder den sozialen Bewegungen der Linken oder 
der Neuen Rechten anschlossen.529

Die meisten führenden CVP-National- und 
Regierungsräte stammten aus dem Ostaargau, 
besonders dem Freiamt.530 Eine CVP-«Dynas-
tie» kam aus der Region Baden: Julius Binder war 
mit seiner Motion von 1964 ein Wegbereiter des 
Umweltschutzartikels in der Bundesverfassung.531

Binder amtete als Vizeammann von Baden, Gross-
rat, Präsident des aargauischen Verfassungsrates, 
National- und Ständerat.532 Anton Keller (*1934), 
der andere «Dynastie-Gründer», war Lehrer an der 
Kantonsschule Baden und kulturell engagierter 
Leiter des � eaters Kornhaus Baden, einem frühen 
Hotspot der Aargauer Jugendkultur (siehe «Kultur», 
S. 465, 499).533 Der christlichsoziale Keller ha� e in 
der Partei und auf allen Staatsebenen zahlreiche 
Ämter und Mandate inne.

Regionalpolitische Vetomacht der «schwarzen» 
Stammlande

Vor Ausbruch der Rezession ha� e die CVP als In-
teressenvertretung der ländlichen Regionen ö� er 
mit den Sozialdemokraten den Ausbau des Sozial-
wesens durchgesetzt.534 Die Christdemokraten wa-
ren in den 1970er-Jahren auch die einzige grössere 
Fraktion, die nebst der SP für die gescheiterte Aar-
gauer Hochschule eintrat.535 Familienpolitik und 
die Vertretung der ländlichen Regionen blieben 
die wichtigsten Anliegen, was durch die bessere Be-
rücksichtigung der Familien im Steuergesetz von 
1979 zum Ausdruck kam, nachdem die CVP dazu 
ihre allererste Volksinitiative lanciert ha� e.

Die fi nanzschwachen Gemeinden lagen in 
den «schwarzen» Stammlanden. So waren etwa 
1969 sämtliche zwanzig Gemeinden des Bezirks 
Muri gemäss damals geltendem Schlüssel berech-
tigt, Zuschüsse aus dem kantonalen Gemeinde-
fonds zu beziehen.536 Bei staatspolitischen Fragen 
der Aufgabenverteilung zwischen Kanton und 
Gemeinden ha� e die in den Kleingemeinden des 
Fricktals und des Freiamts breit verankerte CVP im 
Aargau eine Art Vetomacht: So wurde ein Reform-
gesetz 1982 von den Stimmberechtigten abgelehnt, 
weil Kostenüberwälzungen vom Kanton und da-
durch Steuererhöhungen bei den kleinen Gemein-
den befürchtet wurden. Nur die Christdemokraten 
ha� en dazu die Nein-Parole beschlossen.537 Ein 
Jahr später gelang die Ausarbeitung eines Finanz-
ausgleichsgesetzes, in dem nebst der Finanzkra�  
pro Bewohnerin oder Bewohner auch der Finanz-
bedarf massgebend wurde.538 Der Annahme dieses 
«wichtigen kantonalen Solidaritätswerks» verhalf 
die CVP zum Durchbruch.



Die Zauberformel für den 
Bundesrat – von einem Freiämter 

erfunden

Am Ende des 20. Jahrhunderts 
ha� e die CVP nur noch im erst 
später vom Bevölkerungswachs-
tum ergriff enen Bezirk Muri mehr 
als 25 Prozent Wähleranteil. Auch 
das obere Freiamt wechselte in 
den 1990er- und frühen 2000er-
Jahren mehrheitlich zur SVP. Was 
auf der Ebene der Parlamentswah-
len zunehmend als Defi zit emp-
funden wurde, verhalf CVP-Expo-
nentinnen bei Majorzwahlen 
immer wieder zu Erfolgen: So 

wurde 2006 mit der Freiämterin 
Doris Leuthard die erste im Aar-
gau verankerte Bundesrätin seit 
dem 1935 zurückgetretenen Ed-
mund Schulthess (1868–1944) ge-
wählt.

Zu diesem Zeitpunkt ha� e die 
Zauberformel der Bundesratszu-
sammensetzung mit je zwei FDP-, 
CVP-und SP-Vertretern sowie ei-
nem SVP-Vertreter ausgedient. 
Dieser starke politische Stabili-
tätsanker für die Regierungsbil-
dung während des Kalten Kriegs 
war vom Boswiler Katholisch-
Konservativen Martin Rosenberg 
(1908–1976) vorgeschlagen wor-

den. Der langjährige Bundeshaus-
journalist und Generalsekretär der 
Konservativen Volkspartei vertrat 
auf nationaler wie internationaler 
Ebene eine Politik der bürgerli-
chen Verständigung und des 
Kompromisses. Die Zauberformel 
ha� e von 1959 bis 2003 Bestand, 
als das Parlament die amtierende 
CVP-Bundesrätin Ruth Metzler 
(*1964) abwählte und sta� dessen 
der SVP mit der Wahl Christoph 
Blochers einen zweiten Sitz in der 
Regierung zugestand.1

 1 «Martin Rosenberg», HLS 2010. 

215 Der Freiämter Martin Rosenberg, undatierte Aufnahme. Rosenberg war jahrzehnte-
lang Generalsekretär der Konservativen Volkspartei und massgeblich in die Erfi ndung  
der Zauberformel für die Parteizusammensetzung des Bundesrats involviert. Diese wurde 
bei allen Bundesratswahlen von 1957 bis 2003 befolgt.



216 Titelseite Abendland, vor der Abstimmung zum UNO- 
Beitri�  1986. Wertkonservative Positionen waren im Aargau ab 
den 1980er- Jahren verstärkt spürbar. Das Abstimmung s -
verhalten des «Kantons der Mi� e» wurde etwa  in Europa- oder 
Asylabstimmungen konservativer. Ein Meinungsorgan für 
rechtskonserva tive Positionen war das Abendland des Würenlin-
gers Herbert Meier.

Ein bürgerliches Netzwerk: 
die Aargauische Vaterländische 

Vereinigung

In der nach dem Landesstreik 1919 
gegründeten antikommunistischen 
Aargauischen Vaterländischen 
Vereinigung (AVV) versammelten 
sich Bürgerliche verschiedener 
parteipolitischer Couleurs. Die 
Aargauer Sektion überlebte nicht 
nur den Zusammenbruch des 
Schweizerischen Vaterländischen 
Verbands in den 1940er-Jahren, 
sondern auch das Ende des Kalten 
Kriegs 1989. Die Vereinigung lös-
te sich 2020 auf. Bis ins 21. Jahr-
hundert stellte die AVV ein wichti-AVV ein wichti-AVV
ges Karrierenetzwerk für viele 
bürgerliche Aargauer Politiker dar.

Bis in die 1970er-Jahre bildeten 
die antikommunistische Bildungs-
arbeit mit Vortragszyklen zum 
Kommunismus sowie die Armee-
politik im Rahmen des Kalten 
Kriegs einen Schwerpunkt. Später 
konzentrierten sich die zuneh-
mend öff entlich ausgetragenen 

Kontroversen mit der politischen 
Linken in weltanschaulich polari-
sierten Fragen der Bildungs-, 
 Kultur-, Drogen-, Asyl- sowie der 
Sicherheitspolitik. Besonders in-
tensiv wandte sich die AVV ab den AVV ab den AVV
1970er-Jahren der Medienkritik  
an den «öff entlichen Monopolme-
dien» von Radio und Fernsehen 
DRS zu. In den 1990er-Jahren 
schaltete sich die AVV in die Debat-AVV in die Debat-AVV
te um die nachrichtenlosen Ver-
mögen jüdischer Holocaustüber-
lebender ein und verteidigte das 
eigene Geschichtsbild der Schwei-
zer Weltkriegsvergangenheit 
 gegenüber einer gewandelten Öf-
zer Weltkriegsvergangenheit 
 gegenüber einer gewandelten Öf-
zer Weltkriegsvergangenheit 

fentlichkeit in einem lauten Rück-
zugsgefecht.

Der Kampf gegen «alle unge-
sunden und unschweizerischen 
Erscheinungen politischer und kul-
tureller Art», gegen die «Bedro-
hungslage einer off enen Gesell-
scha� », so der Brugger Freisinnige 
Markus Herzig (1931–2018, Vize-
präsident AVV), übertrug sich spä-
ter auf den Bereich des als politi-

sche Korrektheit gebrandmarkten, 
«staatlich verordneten» Femi-
nismus oder den Antirassismus- 
Artikel im Strafrecht.1 Die Anfang 
 der 1990er-Jahre noch rund 700 
fast ausschliesslich männlichen 
Mitglieder der AVV kamen vor al-AVV kamen vor al-AVV
lem aus den Reihen der SVP,  der 
Autopartei, der FDP und CVP. 
Keine Kontakte bestanden zur Na-
tionalen Aktion und zum im Aar-
gau ebenfalls präsenten, bevölke-
rungspolitisch aktiven Verein 
Ecopop. 2009 organisierte der Ver-
ein eine erfolgreiche Abwahlkam-
pagne gegen den damaligen 
 Aargauer Bildungsdirektor Rainer 
Huber (CVP) und dessen Volks-
schulreform «Bildungskleebla� ». 
Als starke nationalkonservative 
Kra�  ha� e die SVP der AVV aller-
dings bereits seit Längerem den 
Rang abgelaufen.2

 1 DRS aktuell, 17.1.1985; Ehinger 2020, 95ff . und 
122ff . 

 2 Ehinger 2020, 135f. und 146ff .; AZ 27.11.2019. 
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oder dem Studenten, Herausgeber der Zeitschri�  
Abendland und rechtskonservativen Anti-1968er 
Herbert Meier aus Würenlingen pointiert rechts-
bürgerliche Politiker in ihren Reihen. Die politische 
Zuspitzung gegen links verstärkte sich.547 Ernst 
Weiss (1928–2012), Aargauer SVP-Präsident in den 
1980er- und 1990er-Jahren, pochte auf die Eigen-
ständigkeit der Kantonalpartei und wollte den von 
ihm vertretenen Arbeitnehmerfl ügel neben Bauern 
und Gewerbe stärken.548 Die SVP reichte im Gros-
sen Rat weniger Vorstösse ein als die beiden ande-
ren bürgerlichen Parteien, auch weniger als die viel 
kleinere EVP, womit sie ihrer ordnungspolitischen 
Skepsis gegenüber staatlichen Eingriff en Ausdruck 
verlieh.549

Langsame Ablösung vom bäuerlichen Milieu

Im Parteiprogramm von 1989 war zu lesen, die so-
zialen Errungenscha� en seien gezielt auszubauen; 
es wurde Kritik nicht nur an den Grünen, sondern 
auch an der Autopartei («Ideologisierung» der öko-
logischen Probleme) geübt.550 Dies im Gegensatz zur 
«Einfriedungsstrategie», welche die Zürcher SVP 
unter Christoph Blocher gegenüber den Rechtspar-
teien verfolgte.551 Auch rhetorisch wurde gegenüber 
den «Neinsagern» Distanz markiert und die Eigen-
ständigkeit der Aargauer SVP betont.552 Zwar konn-
te die SVP bereits in den 1970er- und 1980er-Jahren 
vom wachsenden Wählersegment der Angestellten 
und Arbeitnehmerinnen profi tieren. Die Partei lös-
te sich aber noch nicht eindeutig von ihrem Entste-
hungsmilieu als Interessenvertretung der Bauern. 
So heisst es in der Parteichronik von 1990: «Das Bild 
der Partei gleicht dem einer grossen Familie, welche 
ihre Vorfahren zwar fast ausschliesslich im Bauern-
stand fi ndet, deren Glieder aber heute in allen mög-
lichen Berufen stehen.»553

Dies gelang unter veränderten politischen 
Vorzeichen in den 1990er-Jahren nach dem Ende 
des Kalten Kriegs. Der neue zentrale Gegensatz 
lautete: politische Öff nung nach Europa oder Ei-
genständigkeit der Schweiz mit einem national ge-
fassten Identitätsverständnis. Dies führte bei FDP 
und CVP zu Positionskämpfen zwischen Konser-
vativen und Modernisierungswilligen. Die SVP bot 
sich dagegen als neuer Hafen an und unterstrich 
dies mit nationalistischen Kampagnen. So konzen-
trierte sich die rechtsbürgerliche Wählerscha�  bei 
der Volkspartei, während FDP und CVP erodierten. 
«Dieser Teil der Bevölkerung sah das Konservati-
ve, das Erhaltende, bei diesen Parteien nicht mehr 
hoch im Kurs und wechselte deshalb zur SVP», so 
Altnationalrat � eo Fischer.554

Aargauer SVP zwischen Berner und 
Zürcher Flügel

In den 1990er-Jahren wurde diese Neuausrichtung 
innerhalb der Partei öff entlich ausgetragen. So fi el 
es dem SVP-Bundesrat Adolf Ogi (*1942) nach 
der hart ausgetragenen Auseinandersetzung um 
den abgelehnten EWR-Beitri�  der Schweiz «nicht 
leicht», 1993 vor 1500 Zuschauern am Parteifest der 
SVP in Holziken aufzutreten: «Niemand hat den 
Patriotismus für sich allein gepachtet.» Die ganze 
Rede Ogis war ein Versuch, den Kurs der SVP wie-

der in Richtung «der staatstragenden Mi� e und 
Konkordanz» hinzusteuern. Christoph Blocher 
hingegen erntete für seine gegen den Bundesrat 
gerichtete Rede frenetischen Applaus.555 Die Aar-
gauer SVP hielt sich in der Mi� e zwischen Berner 
und Zürcher Flügel.

Zwischen 1953 und 1993 erreichte die BGB/
SVP bei Grossratswahlen konstant zwischen 14 und 
17 Prozent der Stimmen. Dann erfolgte der schlag-
artige Aufstieg mit 33,5 Prozent im Jahr 2001, nach-
dem die rechts aussen agierende Freiheitspartei 
(ehemalige Autopartei) aufgesogen worden war. 
Die Steigerung der SVP-Wähleranteile ist zu einem 
erheblichen Teil auf Gewinne in den traditionell ka-
tholischen Wählerschichten im Ostaargau zurück-
zuführen.556 Im Nationalrat übernahm die SVP den 
Sitz der Freiheitspartei und einen Sitz der FDP, was 
in beiden Fällen mit Parteiübertri� en von bereits 
amtierenden Nationalräten der Verliererparteien 
verbunden war (Ulrich Giezendanner, *1953, und 
Luzi Stamm, *1952).557

Im schweizweiten Vergleich politisiert die 
SVP Aargau seit Ende der 1990er-Jahre «am rech-
ten Rand des Spektrums», in ihrer Fraktion sitzen 
viele Gewerbetreibende.558 Die Haltung der SVP 
wurde «strikter und kompromissloser», was wegen 
des wieder wachsenden Mi� elagers im Grossen Rat 
während der 2010er-Jahre immer wieder auch zu 
Misserfolgen der SVP mit ihrem neuen Juniorpart-
ner, der FDP, führte.559 Die Zahl der Frauen erhöhte 
sich nur langsam von drei (1990) auf fünfzehn SVP-
Grossrätinnen (2019).

Konfl ikte mit dem «frühgrünen» Baudirektor

Die Aargauer Kantonalpartei blieb von Flügel-
kämpfen, wie sie national au� raten, auch nach dem 
sprungha� en Anstieg ihrer Wähleranteile weitge-
hend verschont. «Gewaltige Spannungen im Ge-
bälk» und «etliche Parteiaustri� e» bis zur Abwahl 
Christoph Blochers aus dem Bundesrat 2008 gab es 
jedoch in Ortsparteien, so etwa in Rheinfelden.560

2008 entstand die Bürgerlich-Demokratische Par-
tei (BDP) Aargau, wobei hier – im Gegensatz etwa 
zur Berner oder Bündner Partei – keine ehemaligen 
SVP-Exponenten prominent au� raten, sondern 
eine neue Politikergeneration zum Zuge kam.

Eine gewisse Polarisierung innerhalb der 
Aargauer SVP ergab sich auch durch ökologische 
Anliegen, für welche der ab 1983 im Amt stehende 
Ulrich Siegrist (*1945) als Regierungsrat grosses 
Verständnis au� rachte und denen er in konkreten 
Projekten zum Durchbruch verhalf. So sistierte 
er etwa Strassenbauprojekte, was in der SVP-Par-
lamentsfraktion teilweise auf Ablehnung stiess.561

In seiner Rede «Demokratie kann warten» (1998) 
griff  Siegrist ein Bündel von Fragen zum grund-
sätzlichen und geschichtlich wandelbaren Verhält-
nis von Freiheit, Demokratie und Macht zu öko-
logischen Zusammenhängen auf. «Das System der 
Legislaturperioden liegt quer zur Langfristigkeit. 
[…] Der Kampf für die Freiheit der nächsten Ge-
nerationen wird als Eingriff  in die Freiheit der der-
zeitigen Generation erlebt. Deshalb wird zwischen 
Umweltpolitik und liberaler Freiheit immer wie-
der ein Gegensatz konstruiert, den es so gar nicht 
gibt, denn es ist vielmehr ein Interessengegensatz 
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wurde als «kra� voller Ausdruck des andern Aar-
gaus» und der Zusammenführung «des gesamten 
grünen Oppositionspotenzials» gewertet.571

Damit waren die Flügeldiskussionen nicht 
beendet, bei denen besonders die RML/Sozialis-
tische Arbeiterpartei aus Baden auf Autonomie 
pochte. Schliesslich wurde jedoch der Beitri�  zur 
Grünen Partei Schweiz beschlossen. Nationalrat 
� ür blieb zunächst fraktionslos und schloss sich 
erst nach diesem Entscheid der grünen Fraktion 
im Bundeshaus an, die dadurch in den 1990er-Jah-
ren stärker nach links rückte.572 Die grünen Aargau 
waren zurückhaltend in der Frage des Beitri� s 
zum Europäischen Wirtscha� sraum (EWR) 1992, 
da diesem die politische Perspektive eines geeinten 
Europas gefehlt habe. Anfang des 21. Jahrhunderts 
führten die weiter schwelenden Spannungen zwi-
schen marktliberalen und linken Strömungen unter 
anderen Voraussetzungen zum erneuten Ausein-
andergehen und zur Gründung der Grünliberalen 
Partei (GLP).

Grüne Erfolge bei Strassenbauprojekten
im Aargau

Im Grossen Rat versuchten sich die Grünen mit 
einer prononcierten Oppositionspolitik und, etwa 
in der Fichen-Aff äre, als regierungskritische Partei 
zu profi lieren. Gegen die «ökologisch gesehen ab-
solute Nullwachstumspolitik», wie sie im Legisla-
turprogramm von 1986 zum Ausdruck kam, wurde 
eine stärkere Lenkung in Energie-, Umwelt- und 
Strassenbauprogrammen und die Gleichstellung 
von Frau und Mann in der Verwaltung gefordert.573

Ihre kantonale Volksinitiative für «Mehr Demokra-
tie im Strassenbau» wurde 1987 zwar abgelehnt, mit 
dem angenommenen Gegenvorschlag liessen sich 
aber die Volksrechte bei der Finanzierung von Stras-
senbauten ausweiten. Auslöser dafür war besonders 
die umstri� ene Staff elegg-Zubringerstrasse östlich 
von Aarau nach Kü� igen, die 1984 vom Grossen Rat 
in einer Variante mit kürzerem Tunnel durch das 
Horenbachtäli bewilligt worden war und die mit-
tels der grünen Initiative rückwirkend noch einem 
Volksentscheid unterstellt werden sollte.574

In einem Rückblick auf die ersten sechs Jah-
re wurde 1989 konstatiert: «Die grüne Bewegung 
im Aargau hat etwas gebracht. […] Konkret würde 
z. B. die Strassenbau- und Umweltpolitik im Aargau 
anders aussehen, wenn es keine grüne Bewegung 
gäbe.»575 Die parteipolitischen Wahlerfolge der 
1980er-Jahre konnten die Grünen erst im neuen 
Jahrtausend weiterführen, wiederum meist auf Kos-
ten der SP.576 «Das meiste, was wir erreicht haben, 
geschah indirekt, indem wir grüne Krä� e in ande-
ren Parteien, an anderen Stellen gestärkt haben.»577

Reaktion auf die grüne Welle – die Autopartei

In den 1990er-Jahren wählte mehr als ein Viertel 
der Aargauer Wählenden Nichtregierungsparteien, 
analog zum Ergebnis auf gesamtschweizerischer 
Ebene.578 Nebst einem emotionalen Politikstil wur-
de die «punktuelle Betroff enheit» als gemeinsamer 
Nenner rechter und linker Oppositionsgruppie-
rungen identifi ziert, deren Wählerpotenzial sich 
aus dem Protest gegen die etablierten Parteien und 

zwischen den Generationen.»562 Beinahe wäre der 
als «halber Grüner» geltende Aargauer Bau- und 
Finanzdirektor der Volkspartei bei der Nachfolge 
von Adolf Ogi Bundesrat geworden, obwohl er auf-
grund der Positionsverschiebungen in der Partei in 
den 1990er-Jahren zunehmend zu einer grünlibe-
ralen Randfi gur geworden war. Später trat er aus 
der seiner Meinung nach «stromlinienförmigen» 
SVP-Bundeshausfraktion aus.563

Grüne zwischen neuer Linken und Reformkra� 

In den 1980er-Jahren restrukturierte sich das kleine 
Feld der linken Aargauer Oppositionsbewegungen 
in grünen Listen, in denen sich die verschiedenen 
lokalen und regionalen alternativen Gruppen ver-
sammelten. Rund 200 Aktivistinnen und Aktivisten 
kamen in der Alternativbeiz Ochsen in Zofi ngen 
zusammen, um au� auend auf lokalen, ökologisch 
orientierten Strukturen (Läbigs Zofi ngen, Bären-
tatze Kölliken, Team Baden, Eichlebutzer Würen-
lingen, Früschi Briise We� ingen, grüne Listen in 
Aarau, Lenzburg und Brugg) der Zerspli� erung 
etwas entgegenzusetzen.564 Im Hinblick auf die 
Nationalratswahlen von 1983 entstanden die Grü-
nen Aargau als kantonaler Zusammenschluss.565

1984 wurde aus dieser Vernetzung eine inhaltliche 
Pla� form, ein grünes Programm für den Aargau 
lanciert, das nebst der ökologischen Frage soziale 
Gerechtigkeit und die Gleichheit der Geschlechter 
einforderte. In diesem Manifest ist auch die Her-
kun�  verschiedener linksökologischer Strömungen 
aus den maoistischen und leninistischen Kaderpar-
teien sowie der trotzkistischen RML der 1970er-
Jahre noch spürbar.566

Der nach einer langen Diskussion um den 
Parteinamen gestrichene Mi� elteil «Alternative» 
blieb symptomatisch für die Positionierung der 
Grünen im Aargau. Bis Ende der 1980er-Jahre 
standen zwei Flügel in einem Spannungsverhältnis 
zueinander: Der eine Flügel wollte an einer anti-
sozialpartnerscha� lichen linken Bewegungspartei 
jenseits der Sozialdemokratie festhalten,567 der an-
dere plädierte für eine Öff nung als «ökologische 
Reformkra� », um die «in Bewegung geratenden 
Mi� elschichten» anzusprechen. Die internationa-
listisch-revolutionären Untertöne der 1970er-Jahre 
wichen im Selbstverständnis allmählich der Rolle 
einer Opposition, die sich auf die Programmfor-
mel «Lebensqualität in einer solidarischen Gesell-
scha� » einigte und zunächst insbesondere auf lo-
kaler und regionaler Ebene Erfolge in der Umwelt-, 
Verkehrs-, Energie-, Kultur- und Bildungspolitik 
feiern konnte.568

Wahlsiege und Einbrüche, die 1980er- und 
1990er-Jahre

Schweizweit gewannen die Grünen zwischen 1984 
und 1989 insgesamt siebzig kantonale Parlaments-
mandate, im Aargau 1985 auf Anhieb fünf, 1989 elf 
Grossratssitze.569 Bei den Nationalratswahlen 1987 
errang Hanspeter � ür (*1949) auf Kosten der SP 
ein Nationalratsmandat. Die Aargauer Grünen 
wurden mit sieben Prozent Wähleranteil stärkste 
Oppositionskra� . Die Grünen waren a� raktiv für 
Leute, die neu in die Politik kamen.570 Der Wahlsieg 
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zweifellos Fehler begangen, indem zuviel registriert 
wurde und die Beurteilung zuwenig diff erenziert 
erfolgte», so die Bilanz des Regierungsrates.586

Die Fichenaff äre führte im Mai 1990 zu einer 
Deba� e im Grossen Rat. Parlamentarierinnen und 
Parlamentarier wiesen vor allem auf die verstärkte 
Kontrolle des Staatsschutzes hin, aber auch darauf, 
dass es die Regierung an einer staatspolitischen 
Einordnung und Bewertung der Vorgänge fehlen 
lasse. Giorgio Leuenberger trat als Mitglied der 
Sozialistischen Arbeiterpartei mit seiner eigenen 
Fiche auf: «Wo der Geist in der politischen Ausei-
nandersetzung nichts erreicht, muss der Gendarm 
hinzugezogen werden.»587 Bei ihm selbst seien zum 
Beispiel alle Wohnungswechsel registriert worden. 
Der grüne Aargauer Nationalrat Hanspeter � ür 
war bereits als Präsident der Studierendenscha�  
der Universität Basel registriert worden, dann 
wieder als «neuer Linksextremist im Aargau» im 
Rahmen seiner Tätigkeit bei den Demokratischen 
Juristen, später bei der Gründung der Grünen Aar-
gau 1983 und schliesslich auch noch wegen einer 
parlamentarischen Anfrage als Nationalrat.588 «Ent-
scheidend waren nicht die o�  banalen Einträge in 
einer Fiche, sondern dass man registriert war. Das 
war das Armutszeugnis für einen demokratischen 
Staat», so � ür, der später als Eidgenössischer 
Datenschutzbeau� ragter wieder mit der «gesun-
kenen Halbwertszeit» nun digital gesammelter 
Daten konfrontiert war.589 Am anderen Ende des 
politischen Spektrums meinte Ulrich Giezendan-
ner von der Autopartei, er habe auch eine Fiche, 
weil er einmal im Osten gewesen sei: «Wir haben 
keine Staatskrise. Wir haben ein links gesteuertes 
Medientheater, das ist das Ganze.»590

Das Parlament untersucht die Staatsschutzakten

Auf Antrag der Grünen beschloss der Grosse Rat 
eine Parlamentarische Untersuchungskommission. 
Der Schlussbericht der PUK verzögerte sich auf-
grund von «Machtkämpfen» zwischen Exekutive 
und Legislative.591 «Wir ha� en zunächst nichts in 
der Hand, der Regierungsrat war sehr misstrauisch. 
Es war eine Wahnsinnsmühe, überhaupt erst Zu-
gang zu bekommen», so PUK-Präsident Heiner Stu-
der (*1949, EVP) im Rückblick.592 Das von der PUK 
eruierte Tätigkeitsfeld des kantonalen Staatsschut-
zes betraf – nebst dem Interesse der Bundespoli-
zei für Spionageaktivitäten und Terrorismus – die 
Kategorien Extremismus, Bürgerrechtsehen, Asyl-
suchende, Einbürgerungen sowie Bewerbungen auf 
kantonale Stellen.

Die meisten Informationen kamen von den 
Bezirksposten der Kantonspolizei. Bezüge gab es 
auch zu den Einwohnerkontrollen der Gemeinden, 
der Fremdenpolizei oder zu privaten Informantin-
nen und Informanten, die unaufgefordert an den 
Nachrichtendienst gelangten.593 Teils erhielten 
auch Personen eine Fiche, die einzig von ihren poli-
tischen Rechten Gebrauch gemacht ha� en, indem 
sie Leserbriefe geschrieben, Flugblä� er verteilt 
oder an einer Demonstration teilgenommen hat-
ten. Die «Badener Bewegung» (so die Interessen-
gemeinscha�  Kulturzentrum Baden und die Haus-
besetzung der ehemaligen Brauerei Falken) wurde 
observiert; hingegen verneinte der Aargauer Nach-

dem Schwund von deren Stammwählerscha�  erge-
be. Dieser Wert fi el im 21. Jahrhundert wieder unter 
zwanzig Prozent, trotz der Etablierung der grünen 
Parteien, die mit Ausnahme der Regierungszeit von 
Susanne Hochuli (2009–2016) Opposition blieben.

Als Gegenpol zu den Grünen wurde 1985 die 
Autopartei gegründet. Die Aargauer Sektion folgte 
1987.579 Mit einem harten Kampagnenstil und der 
Zeitschri�  Tacho, die vor Wahlen mit Grossaufl a-
gen in Millionenhöhe verteilt wurde, griff  die Partei 
eine «grüne Verbotsdemokratie» und bürgerliche 
Umweltpolitiker in den Reihen der Freisinnigen 
und der SVP an. So profi lierte sie sich rasch als be-
hördenkritische Protestpartei. Der Aargauer Sek-
tion gehörten Ende 1988 bereits 1300 Mitglieder 
an.580 Die meisten Wähler und Kandidaten waren 
Männer und arbeiteten in der Transport- und Ga-
ragistenbranche. 1991 holte die Autopartei in den 
Mi� ellandkantonen acht Nationalratssitze, davon 
zwei im Aargau. Die Autopartei ermöglichte ihren 
Exponenten kometenha� e Politkarrieren, so wur-
de der Wohler Unternehmer René Moser (*1941) 
innert kurzer Zeit Einwohnerrat, dann Grossrat 
und schliesslich Nationalrat. 1993 erfolgte bei den 
Grossratswahlen ein Wähleranteil von 11,3 Prozent. 
Mit 19 Grossratssitzen wurde die Autopartei stärks-
te Oppositionskra� .

Der Einsatz für automobile Freiheit wurde 
um die Forderung nach tiefen Steuern und Abga-
ben, wenig staatlicher Regulierung und einer har-
ten Asylpolitik ergänzt.581 Nach österreichischem 
Vorbild umbenannt in Freiheitspartei (FPS) folgte 
ab Mi� e der 1990er-Jahre rasch der Einbruch. Zwi-
schen 1995 und 1999 verlor die FPS in allen Parla-
mentswahlen Sitze; auch wegen Parteiübertri� en 
wurden ihre politischen Aushängeschilder und 
ihr Wählerpotenzial Anfang des neuen Jahrzehnts 
von der SVP aufgesogen.582 FPS-Wortführer Ulrich 
Giezendanner ha� e seine politische Tätigkeit in 
den 1980er-Jahren bei den Freisinnigen begon-
nen und die Partei wegen deren Unterstützung der 
Schwerverkehrsabgabe verlassen. Als Nationalrat 
schloss sich der Rothrister Transportunternehmer 
schliesslich der SVP an, wo er zu deren verkehrs-
politischem Sprecher aufstieg. Zuvor waren vier 
Aargauer Grossräte der FPS geschlossen zur FDP 
übergetreten, die wieder «konsequenter» eine bür-
gerliche Politik betreibe.583

Bespitzelung von Aargauer Oppositionellen

Im Rahmen der Untersuchung von Begünstigungs-
vorwürfen gegenüber Bundesrätin Elisabeth Kopp 
wurde im Herbst 1989 öff entlich, dass die Bundes-
polizei während des Kalten Kriegs jahrzehntelang 
politisch aktive Schweizerinnen und Schweizer 
überwacht ha� e. Da die Informationen vorwiegend 
über die kantonalen Polizeikorps beschaff t worden 
waren, geriet der Staatsschutz auch im Aargau ins 
Scheinwerferlicht.584 Rund 5800 Einzelpersonen, 
davon fast vierzig Prozent Ausländerinnen und Aus-
länder, und 300 Organisationen wurden seit dem 
Au� au einer eigenständigen Staatsschutzabteilung 
im Aargau registriert; rund 250 Personen wurden 
ausschliesslich durch den kantonalen Nachrichten-
dienst erfasst.585 Bezahlte Spitzel und private Agen-
ten habe es im Aargau keine gegeben. «Es wurden 



217 Die Gründung der Grünen Aargau im Restaurant Ochsen in Zofi ngen, 1983. Entstanden aus verschiedenen linksalternativen und lokalen Oppositionsbewegungen, etablier-
ten sich die Grünen rasch als stärkste kantonale Oppositionskra� . Ab 2009 stellten sie mit Susanne Hochuli ihre erste Regierungsrätin.

218 Manifest zur Gründung der Grünen Aargau, 1984. Das 55-seitige Programm 
vertrat eine prononcierte Oppositionspolitik im Parlament und auf der Strasse. 
Das Dokument war das Resultat eines intensiven Diskussionsprozesses unter links-
ökologisch Bewegten aus verschiedenen Gruppen und bildete den Au� akt für die 
Grossratswahlen 1985.

219 Ulrich Giezendanner (*1953) präsentiert die Verlagerung von Gütern auf die 
Schiene am Standort seines Transportunternehmens in Rothrist, 1997. Giezendanner 
war aus dem Freisinn zur neuen Autopartei übergetreten, um gegen ökologische 
Lenkungs abgaben und für tiefe Steuern und Abgaben zu kämpfen. Später politisierte 
Giezendanner für die SVP.



220 Auszug aus einer Fiche über die Revolutionäre Marxistische Liga Aargau. Fichierte Personen 
erfuhren zum Teil berufl iche Nachteile, etwa wenn sie als Lehrer oder an der Universität arbeiteten. 
Auch im Aargau erhielten während der Jahrzehnte des Kalten Kriegs Tausende Einzelpersonen und 
Hunderte Organisationen einen Eintrag in die Staatsschutzkartei.

222 Der als Grüner lange Jahre überwachte und als links -
revolutionär verdächtigte Aarauer Politiker Hanspeter � ür (*1949)
wurde später Eidgenössischer Datenschutzbeau� ragter.

221 Die «Wanzenaff äre» im Oppositionsmagazin Gegendruck, 1986. Der versuchte Einbau von 
Abhöranlagen im Neubau des Polizeikommandos in Aarau sorgte schweizweit für Schlagzeilen. 
Zuvor war die Kantonspolizei Aargau bereits für ihre harte Verhör- und Verha� ungspraxis in die 
Kritik geraten.
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die «Originalakten des Bundes mit Bundesakten 
bei den Kantonen nicht identisch sein müssen». 
Die unterschiedliche Praxis könne nun nicht mehr 
nachvollzogen werden.602

Abhöranlagen im Aargauer Polizeikommando 
fl iegen auf

Zeitgleich mit der Eröff nung des neuen Polizei-
kommandos in der Aarauer Telli 1985 machte die 
Zeitung Weltwoche eine Abhöreinrichtung in der 
Zelle für Untersuchungshä� linge sowie im An-
waltszimmer publik. Der vorinformierte ehemali-
ge freisinnige Aarauer Stadtpräsident und Grossrat 
Markus Meyer (1934–2015) ha� e mit den Regie-
rungsräten Victor Rickenbach und Ulrich Siegrist 
einen Augenschein genommen, damit die «Regie-
rung die Sache nicht aus der Zeitung erfährt».603

Die Mikrofone waren in fest installierte Leitungen 
eingelassen, die während der Bauzeit errichtet, aber 
gegenüber den politischen Verantwortlichen ver-
heimlicht worden waren. Der Aargauer Polizeikom-
mandant Léon Borer (*1945) erklärte zunächst, die 
Abhöranlangen seien im Hinblick auf «ausserkan-
tonale Rechtshilfeersuche» eingerichtet worden, 
und bestätigte damit seine Mitwisserscha� . Der 
Vorsteher des Innen- und Polizeidepartements, 
Victor Rickenbach, war bei der Besichtigung «aus 
allen Wolken» gefallen.604 Die Regierung erklärte, 
dass eine Rechtsgrundlage zum Abhören von Ge-
fangenen fehle, und veranlasste die unverzügliche 
Demontage der Abhöranlagen.

Erste Abklärungen des Regierungsrates er-
gaben keine klare Verantwortlichkeit für die Ins-
tallation der Abhörmikrofone. Borer nahm einzig 
bauliche Vorkehrungen für die Installation auf sich 
und betonte, dass «entgegen seinen Intentionen 
auf der unteren Dienstebene angeordnet worden 
sein soll, die Massnahmen weiterzutreiben als nur 
im baulichen Bereich».605 Die Inbetriebnahme wäre 
nur bei einer richterlichen Verfügung erfolgt. «Da-
rüber bestand stets völlige Klarheit», so Borer. Der 
Finanzposten für die Leitungsinstallation war in 
einem anderen Posten versteckt worden und nur 
mündlich ergangen, wogegen mit dem zuständi-
gen Regierungsrat und Chef des Polizeideparte-
ments, dem Sozialdemokraten Louis Lang, sogar 
die Standorte der Kaff eeautomaten besprochen 
worden waren.606 Lang ha� e seine Beteiligung in 
Abrede gestellt und zugleich seinen Polizeikom-
mandanten in Schutz genommen.607

Juristische und politische Bewertung der 
«Wanzenaff äre»

Im Grossen Rat gingen die Wogen hoch: Während 
die Bürgerlichen mehrheitlich von einer aufge-
bauschten Medienkampagne sprachen und der 
Polizei ihr Vertrauen bekundeten, wurde vom Grü-
nen Hanspeter � ür die Entlassung des Polizei-
kommandanten gefordert: «Sicher ist, dass jemand, 
der im klaren Bewusstsein handelt, dass für eine 
bestimmte Massnahme eine richterliche Verfügung 
nötig ist, nicht klammheimlich unter Umgehung 
der politischen Instanzen ‹Wanzen› einbaut.»608

Der «Wanzenaff äre» vorangegangen war eine kri-
tische Berichtersta� ung ausserkantonaler Medien 

richtendienst, je Abhörvorrichtungen verwendet 
zu haben.594 Eine systematische Bespitzelung er-
kannte die PUK nicht, hingegen «zeigte sich, dass 
überaus sensibel reagiert wurde, sobald die Polizei 
in irgendeiner Art und Weise kritisiert wurde».595

Eine Einordnung der so beschaff ten Informationen 
fehlte in den meisten Fällen.

Als eigene Abteilung der Kantonspolizei war 
der Nachrichtendienst 1977 im Nachgang der Be-
setzung des Baugeländes für das AKW Kaiseraugst 
gebildet worden. Bis 1989 wurden die Dossiers 
ohne EDV-Mi� el geführt. Die Observationen der 
Besetzerinnen und Besetzer in Kaiseraugst wurden 
von der PUK als «sachbezogen, korrekt und ver-
hältnismässig» bewertet.596 Man habe besonders 
über die Anführer Informationen gesammelt. Die 
im Aargauer Kurier geäusserte Vermutung, wonach Aargauer Kurier geäusserte Vermutung, wonach Aargauer Kurier
– ähnlich wie im Kanton Zürich – versteckte Akten 
des Staatsschutzes im Freiämter Kloster Hermet-
schwil weggeschaff t worden seien,597 konnte nicht 
erhärtet werden: «Das waren Beau� ragte der Kirch-
gemeinden, die dort Hostien aus der Bäckerei ab-
geholt haben.»598

Fichierte Personen erhielten Probleme mit 
Arbeitgebern

In ihrer vorsichtigen Bewertung der Staatsschutz-
tätigkeit im Kanton Aargau bilanzierte die PUK, 
dass «zuvieles und zuviel registriert worden [sei] 
und Informationen von Zuträgern zuwenig geprü�  
bzw. kritiklos übernommen» wurden. Die PUK re-
lativierte auch die Aussage des Regierungsrates, 
wonach Aargauer Bürgerinnen und Bürger, die ihre 
Grundrechte ausgeübt und sich an demokratische 
Maximen gehalten hä� en, in keiner Weise bespit-
zelt worden seien. «Die beim Bund festgestellten 
Mängel treff en auch auf den kantonalen Nachrich-
tendienst zu, aber in geringerem Ausmass» – die 
politische Gesinnung wurde auch im Aargau in die 
Fichen eingetragen, was bei Einzelnen zu Proble-
men mit Arbeitgeberinnen oder Vermietern führte, 
weil diese sensiblen Daten zwischen Behörden und 
Privatpersonen zirkulierten.599

In anderen, kleineren Kantonen war der 
Nachrichtendienst wesentlich grösser. «Im Aargau 
ha� en sie genug zu tun, die Au� räge des Bundes 
wahrzunehmen. Was sie bekamen, waren Mi� eilun-
gen von Gemeindeschreibern, in denen diese mit-
teilten, wer in die DDR oder nach Ungarn gegangen 
war. Da konnten wir nur den Kopf schü� eln», so der 
damalige PUK-Präsident Heiner Studer.600 Wäh-
rend der Aufarbeitung der Fichenaff äre beschrieb 
SP-Grossrat Heinrich Buchbinder, wie er selbst 
den «Dile� anten» auf die Schliche gekommen war: 
1968 adressierte er eine Einladung zur Gründung 
der Schweizer Bewegung für atomare Abrüstung an 
sich selbst und steckte die Einladungskarte unter 
Zeugen verkehrt herum ins Couvert, um den Brief 
drei Tage später wieder in Empfang zu nehmen – 
mit korrekt eingelegter Einladungskarte.601

Im Sommer 1991 liess der Regierungsrat die 
kantonalen Kopien der Bundesfi chen vernichten, 
was im Aargauer Parlament für einen Tadel sorgte: 
Linke und rechte Parlamentarierinnen und Parla-
mentarier kritisierten das Vorgehen. PUK-Präsident 
Heiner Studer meinte, das Problem liege darin, dass 
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juristisch unzureichend das Überwachungspro-
jekt in die Wege geleitet worden war.618 Wegen des 
Vorwurfs der Begünstigung eines Beamten waren 
1986 im Nachbarkanton Solothurn vier von fünf 
Regierungsräten verurteilt worden. Dies deshalb, 
weil sie zunächst Akten nicht an die Justiz heraus-
gegeben und die Zeugeneinvernahme von kanto-
nalen Beamten untersagt ha� en.619 Das Aargauer 
Obergericht wies die Beschwerden gegen die Ein-
stellung der Strafverfahren schliesslich 1987 ab.620

Gleichstellungspolitik auch von bürgerlichen 
Frauen

Antifeministische Refl exe von politisch rechter Sei-
te brachten die Gleichstellungsdeba� e nicht zum 
Erliegen. Anfang der 1990er-Jahre war eine «Auf-
bruchsstimmung» in der institutionellen Politik wie 
in breiten Bevölkerungskreisen spürbar.621 Nach 
der Annahme des Verfassungsartikels zur Gleich-
stellung von Mann und Frau 1981 wurde der Ruf 
nach konkreter Umsetzung laut. Staatliche Gleich-
stellungsbüros sollten den Bewusstseinswandel 
fördern. Die Institutionalisierung feministischer 
Forderungen und der «Marsch durch die Insti-
tutionen» waren innerhalb der Frauenbewegung 
anfänglich umstri� en. Die eingeschlagene Dop-
pelstrategie, sowohl eigenständige Frauenräume 
zu schaff en als auch Anliegen in den herkömmli-
chen Institutionen zu verankern, setzte sich aber 
schliesslich durch.622

Dies zeigte sich am Wandel der entspre-
chenden Diskussionen bei der bürgerlich einge-
stellten Mehrheit der Frauen im Kanton Aargau. 
Ein Postulat für eine Kommission oder Stabsstelle 
zur Gleichstellung wurde 1982 vom Grossen Rat 
deutlich abgelehnt. Auch die spätere Motionärin 
für eine kantonale Gleichstellungspolitik, Irmeline 
Gehrig-Borner (*1936) von der CVP, meinte damals, 
die Frauen und ihre Verbände sollten ihre Proble-
me selbst lösen. Die Motion zur Schaff ung eines 
Gleichstellungsbüros erhielt Ende der 1980er-Jahre 
wieder Schub, weil diese in Nachbarkantonen und 
einigen grösseren Städten erfolgreich umgesetzt 
worden waren.623

Frauenorganisationen setzen sich durch

Zwei Dutzend Frauenorganisationen aus dem gan-
zen Spektrum von links bis rechts und mit vielen 
Tausenden Mitgliedern ha� en zusammengearbei-
tet. Die grosse Mehrheit war für die Errichtung 
eines Gleichstellungsbüros.624 Der Prozess dauerte 
nochmals drei Jahre, in denen eine kantonale Ar-
beitsgruppe aus verschiedenen Vertreterinnen der 
Frauenorganisationen einen Katalog an Vorschlä-
gen ausarbeitete, um die sich das Büro zu kümmern 
hä� e: von Rollenmustern und Lebensformen über 
Arbeitsmarkt und Erziehung, Kunst, Kultur, Me-
dien und Politik bis zur kantonalen Gesetzgebung 
und Rechtsprechung.

Der Regierungsrat strich den Katalog zu-
sammen und schlug 150 Stellenprozente für die 
staatlich gesteuerte Gleichstellungspolitik in- und 
ausserhalb der Verwaltung vor. SVP-Regierungsrat 
Ulrich Siegrist verwies auf den «Lernprozess», den 
auch die Regierung durchgemacht habe: «Es gibt 

zur Praxis der Aargauer Kantonspolizei bei Verhaf-
tungen und Hausdurchsuchungen, deren Verhält-
nismässigkeit infrage gestellt worden war.609

Mehr als zwei Monate nach Bekanntwerden 
der Abhöreinrichtungen lag der Untersuchungs-
bericht eines ehemaligen Oberrichters vor. Dem 
Polizeikommandanten sei es darum gegangen, 
«Gespräche zwischen Gefangenen oder Gefange-
nen und Besuchern abzuhören». Die Abhörung von 
Gesprächen zwischen Gefangenen und Anwälten 
sei gemäss dem Bericht des Polizeikommandanten 
«nicht vorgesehen» gewesen.610 Der politische Vor-
gesetzte im Regierungsrat, die Staatsanwaltscha� , 
das Obergericht oder das Parlament seien nicht 
informiert worden, weil der Polizeikommandant 
die Sache «vertraulich» habe behandeln wollen.611

Ein Ergänzungsbericht hielt fest, dass «im 
Dunkeln» bleibe, wie weit der ursprüngliche Auf-
trag des Polizeikommandanten an seinen unterge-
benen Funktionär gegangen sei, ob dieser nur die 
baulichen Vorkehrungen oder auch die Erstellung 
der Abhöranlage umfasst habe. Auch ein «Un-
rechtsbewusstsein» der beiden hohen, mit dem 
Au� rag betrauten Polizeioffi  ziere könne nicht ohne 
Weiteres angenommen werden, da der Au� rag zur 
Erstellung an ein auswärtiges Elektroingenieurbü-
ro gegangen sei und damit angenommen werden 
könne, dass die Sache nicht geheim bleiben wür-
de.612 Ein juristisches Gutachten kam zum Schluss, 
dass die Abhörung in einem Bezirksgefängnis ohne 
Genehmigung durch die Beschwerdekammer des 
Obergerichts zwar rechtlich nicht zulässig sei, dass 
aber der Stra� atbestand des eventualvorsätzlichen 
Abhörens trotzdem nicht erfüllt sei.613

Parlamentarier kritisieren Informationspolitik 
der Regierung

Während die meisten Grossräte mit Regierung 
und Gutachtermeinung einig gingen, zeigten sich 
die Grünen en� äuscht, dass das Verhalten der ver-
antwortlichen Personen nicht in seiner ganzen 
Tragweite diskutiert worden war. Aufgrund einer 
zusätzlichen juristischen Abklärung wurde schliess-
lich gegen den Polizeikommandanten sowie zwei 
weitere hohe Kader der Kantonspolizei, deren Na-
men die Parlamentarier aus der Presse erfuhren, 
ein Disziplinarverfahren eröff net.614 Verschiedene 
Grossräte fühlten sich als «Glögglifrösche» und kri-
tisierten die «unsystematische Informationspolitik 
mit falschen Prioritäten», die das Parlament nicht 
ernst genommen habe.615 Kurt Blum (1948–2017) 
kommentierte, dies sei die «Informationspoli-
tik eines Nachtwächterstaats».616 Schliesslich er-
hielten die beteiligten Polizeifunktionäre einen 
disziplinarischen Verweis, die mildest mögliche 
Disziplinierungsmassnahme. Regierungsrat Victor 
Rickenbach urteilte abschliessend, dass die ver-
antwortlichen Polizisten das Geschehene «nicht in 
seiner Tragweite erkannt und nicht entsprechend 
dieser Tragweite gehandelt» hä� en.617

Grossräte wollten Beschwerde gegen die 
Einstellung des Strafverfahrens durch die Aargauer 
Staatsanwaltscha�  einreichen, weil die Regierung 
nicht alle Informationen herausgerückt habe. Die 
Regierung ha� e Passagen zensuriert, in denen der 
Gutachter seinem Erstaunen Ausdruck gab, wie 



223 Wahlplakat für Kurt Wernli, 1998. Wernli brachte die Strategie der SP-Parteilei-
tung, erstmals eine linke Frau in die Aargauer Regierung zu bringen, zum Scheitern. Er 
wehrte sich gegen ein seiner Meinung nach unfaires parteiinternes Nominationsver-
fahren und wurde als «wilder» Kandidat gegen die offi  zielle SP-Kandidatin gewählt.

224 Die erste Frau im Regierungsrat: Stéphanie Mörikofer-Zwez (*1943) vertrat von 1993 bis 2001 die FDP in der Aargauer 
Regierung. Für eine dri� e Amtsperiode wurde sie nicht wiedergewählt.



225 Europa! Im Grenzkanton Aargau wurde die Auseinandersetzung über den Beitri�  zum Europäischen Wirtscha� sraum 1992 emotional 
ausgetragen. Die ABB unter Edwin Somm sponserte ein «EWR-Fest» auf dem Bahnhofplatz Baden mit gross angebrachter Landkarte. Die Stadt 
war eine der wenigen Aargauer Gemeinden mit einer knappen Ja-Mehrheit.

226 Sondersession unter dem Mo� o «200 Jahre Aargau» im Bundeshaus, 2003. Nach Jahrzehnten vermeintlich fehlender Aussenwahrneh-
mung präsentierte sich der Kanton am Ende des 20. Jahrhunderts wieder selbstbewusster – und hier auch selbstironisch mit Verkehrswarn-
schild.



272

Europa! Tauziehen um die Öff nung im 
vernetzten Grenzkanton

Der Brücken- und Grenzkanton Aargau nutzte die 
wirtscha� lichen Potenziale geöff neter europäi-
scher Märkte schon früh. Gleichzeitig zeigen die 
Abstimmungsergebnisse des Aargaus im inter-
kantonalen Vergleich ab den 1980er-Jahren eine 
mehrheitlich liberalkonservative Positionierung. 
Die Abstimmung über den Beitri�  der Schweiz 
zum EWR sorgte 1992 für eine he� ige Deba� e, 
was sich etwa an einer noch nie dagewesenen «Le-
serbriefl awine» in den Zeitungen zeigte.631 In allen 
Parteien, von den Grünen bis zu den Bürgerlichen, 
gab es Befürworterinnen wie Gegner des EWR. Die 
Befürworterinnen hoben besonders die wirtscha� -
lichen Chancen der Integration in die europäischen 
Märkte heraus. Auch die positive Haltung des Re-
gierungsrates zum EWR speiste sich vor allem aus 
der Optik der Exportorientierung der Aargauer 
Wirtscha� . Die Kantone würden zwar «in ihrem 
Kompetenzbereich etwas eingeschränkt», diese 
Einschränkungen beträfen jedoch keine «Kernge-
halte kantonaler Eigenständigkeit». Zudem hä� en 
die Kompetenzverschiebungen an den Bund in den 
letzten Jahrzehnten eine viel stärkere Einschrän-
kung der Kantone gebracht, als dies der Beitri�  
zum EWR darstellen würde.632

Als Grenzkanton stehe der Aargau kün� ig in 
direktem Bezug zum europäischen Binnenmarkt, 
als Kanton der Mi� e in starker Wechselwirkung 
mit den starken wirtscha� lichen Ballungszentren 
Zürich, Basel, dem Elsass und Süddeutschland. 
Auch politische Bereiche könnten zunehmend nur 
noch grenzüberschreitend gelöst werden. Ins sel-
be Horn stiess etwa der Aargauer CVP-Ständerat 
Hans Jörg Huber (1932–2008): «Der EWR bringt 
die Optimierung der wirtscha� lichen Chancen und 
die  Minimierung der ökonomischen Gefahren bei 
einem geringen politischen Preis.»633

EWR-Gegner in allen politischen Lagern

Die Gegner des EWR-Beitri� s wie etwa der Aar-
gauer FDP-Nationalrat Rolf Mauch sprachen von 
einem «Trainingslager» hinsichtlich der Europäi-
schen Gemeinscha�  (EG, später EU), bei der acht-
zig Prozent des europäischen Rechts übernommen 
würden. Dies schränke die Souveränität und Un-
abhängigkeit der Schweiz zu stark ein.634 In den 
Podiumsdiskussionen landauf, landab spielte vor 
allem die Angst vor Zuwanderung und «Überfrem-
dung» eine wichtige Rolle.635 Insbesondere in den 
ländlichen Regionen war die Skepsis gross: An der 
CVP-Parteiversammlung des Bezirks Muri wurde 
unter den vielen Landwirtscha� svertretern kein 
einziges Votum für den EWR laut.

Auch Linke wie der Altregierungsrat der So-
zialdemokraten, Louis Lang, taten ihre Nein-Pa-
role öff entlich kund: Wer unter EWR-Recht noch 
an die Wirkung des Referendums glaube, «der lebt 
in Illusionen», so Langs staatspolitisch begrün-
detes Fazit.636 Zu einer Deba� e zwischen Chris-
toph Blocher und Edwin Somm (*1933), Direktor 
der ABB Schweiz, fanden sich in We� ingen rund 
2000 Leute ein. Blocher betonte die Angst vor der 
Zuwanderung im Arbeits- und Wohnungsmarkt, 

eben Bereiche, in denen der Staat der Gesellscha�  
die Aufgaben nicht abnehmen kann, aber an einer 
gesellscha� lichen Aufgabe mi� ragen muss.» Als 
Parlamentarier ha� e Siegrist noch gegen Frauen-
förderung plädiert: «Man kann nicht einen Lebens-
stil allen Frauen aufzwingen.»625

Die Stelle wurde auf fünf Jahre befristet.626

Für Rechtsbürgerliche blieb sie allerdings ein rotes 
Tuch. «Ich bin überzeugt, dass die Mehrheit der 
Frauen im Kanton Aargau nichts von einer totalen 
Gleichstellung hält und sich von vielen in der kan-
tonalen Arbeitsgruppe vertretenen Organisationen 
und ihren Forderungen distanziert», so eine SVP-
Vertreterin.627 2003 beantragte die SVP erstmals 
die ersatzlose Streichung des Gleichstellungsbüros. 
Die Kantonsregierung wandelte die Fachstelle dar-
au� in in eine Stabsstelle «für Familien und Gleich-
stellungspolitik» um. 2018 wurden die Aufgaben in 
der Gleichstellungspolitik von der damaligen SVP-
Regierungsrätin Franziska Roth (*1964) gestrichen, 
die Fachstelle sollte sich ausschliesslich Familien- 
und Altersfragen widmen, was von feministischer 
Seite Proteste auslöste.628

Frauenkandidatur und der erste parteilose 
Regierungsrat

In den 1990er-Jahren eroberten in der Frauenbe-
wegung politisierte Sozialdemokratinnen die Füh-
rungsgremien der SP. Bei der Nachfolge von Regie-
rungsrat Silvio Bircher präsentierte die Spitze der 
Delegiertenversammlung nach einem geheimen 
Auswahlverfahren als Einervorschlag Ursula Pa-
dru� , deren Kandidatur von der Basis abgesegnet 
wurde. Kurz vor Ablauf der amtlichen Eingabefrist 
reichte der ehemalige SP-Kantons- und Grossrats-
präsident Kurt Wernli seine Kandidatur ein. Wernli 
rechtfertigte seinen späten Entscheid damit, dass er 
von der SP-Basis dazu gedrängt worden sei, nach-
dem er vom Auswahlverfahren der Partei en� äuscht 
gewesen war.629 Einem rein bürgerlichen Gegenko-
mitee hä� e er sich nicht zur Verfügung gestellt.

Die bürgerlichen Parteien beschlossen 
Stimmfreigabe, was zu Wernlis deutlichem Sieg im 
zweiten Wahlgang führte. Während des emotional 
geführten Wahlkampfs wurde Wernli aus seiner 
Ortssektion Windisch ausgeschlossen und war an-
schliessend und bis zu seinem Rücktri�  2008 der 
erste parteilose Regierungsrat des Aargaus.630 Die 
SP fühlte sich nach Wernlis Wahl nicht mehr im 
Regierungsrat vertreten und kündigte eine «har-
te Oppositionspolitik» an, die am ersten Amtstag 
im Parlament mit einem geschlossenen Au� ri�  in 
roten Tenüs unterstrichen wurde. Ein Jahr später 
stellte die Fraktionspräsidentin allerdings fest, 
dass sich «nicht viel verändert habe», ausser dass 
man den Reformdruck auf Wernlis Departement 
mit Vorstössen verstärkt habe. 2009 kehrten die 
Sozialdemokraten mit der Wahl von Urs Hofmann 
(*1956) offi  ziell in die Regierung zurück.
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politik in den eidgenössischen Raum hinaus» ge-
fordert, um aus dem «Scha� en hinauszutreten, in 
dem die Aargauer zu stehen scheinen». Zwar bildet 
der Aargau auch im frühen 21. Jahrhundert kein 
Schwergewicht in der eidgenössischen Politik.640

Die innovativen und wegweisenden Lösungen in 
neuen politischen Feldern des Umweltschutzes, 
der Verkehrs-, Kultur- und Bildungspolitik, etwa im 
Fachhochschulwesen, sowie die geglückten Staats-
reformen unterstreichen aber die Veränderungs-
kra�  des selbstbewusster gewordenen ehemaligen 
«Kulturkantons der Mi� e», von dem immer wieder 
kantons- und grenzüberschreitende Impulse aus-
gegangen sind.

während Somm die wirtscha� spolitische Not-
wendigkeit und die Vorteile für die Exportindust-
rie herausstrich.637 Dass sich der Grossbetrieb ABB 
zwei Wochen vor der Abstimmung in Baden mit 
einem grossen «EWR-Fest» aktiv in die politische 
Meinungsbildung einschaltete und dafür mehrere 
100 000 Franken aufwarf, stiess nicht überall auf 
ungeteilte Zustimmung und wurde teils als unzu-
lässiger Beeinfl ussungsversuch gewertet.638

Der Aargau lehnte bei einer hohen Stimm-
beteiligung von 76 Prozent den Beitri�  deutlich 
mit rund sechzig Prozent ab (Schweiz 50,3 %), am 
deutlichsten der Bezirk Muri, am knappsten der 
Bezirk Baden. Auch die Rheinbezirke an der Gren-
ze zu Deutschland lehnten den EWR alle ab. Nur 
11 der 232 Gemeinden (darunter die Städte Baden, 
Rheinfelden und Laufenburg) wiesen Ja-Mehrhei-
ten auf; in Aarau gab es ein Pa� , Zofi ngen dagegen 
stimmte deutlich Nein zum EWR.639

Der Aargau: konservatives Image und 
reformerische Impulse

Der soziale Wandel vollzog sich im Aargau aufgrund 
seiner ländlich-kleinstädtischen Struktur verzö-
gert. Die daraus hervorgegangenen politischen 
Signale zeigten sich aber am Ende des 20. Jahr-
hunderts umso deutlicher. Die fremdenfeindli-
chen Parteien auf der einen, die Grünen und die 
als Reaktion darauf entstandene, das rechtspopu-
listische Protestpotenzial aufsaugende Autopartei 
auf der anderen Seite konnten in den 1970er- und 
1980er-Jahren ansehnliche Stimmengewinne ver-
buchen. Oppositionelle Gruppen am rechten Rand 
versammelten 1989 zusammen mehr Stimmen als 
die stärkste Regierungspartei. In den 1990er-Jahren 
verdoppelte die SVP ihren Wähleranteil und wurde 
in allen Bezirken die stärkste politische Kra�  mit 
über einem Dri� el Stimmenanteil; die drei ande-
ren Regierungsparteien erhielten in keinem Bezirk 
mehr über 25 Prozent der Stimmen.

Diese parteipolitische Konstellation hielt, 
bei einer allmählichen Neukonfi guration des 
Mi� elagers mit den Grünliberalen, bis Ende der 
2010er-Jahre an; dann zeichneten sich Sä� igungs-
tendenzen beim Wählerpotenzial der SVP ab: Bei 
den Grossratswahlen 2020 verlor die Partei auf ho-
hem Niveau 1,6 Prozent Wähleranteile, sprach aber 
fast doppelt so viele Wählerinnen und Wähler an 
wie die zweitplatzierte SP.

Im 21. Jahrhundert deutet sich ein neues 
Identitätsverständnis an. Eine sozialdemokra-
tisch inspirierte Politik der verdichteten Agglo-
merationsentwicklung mit einem entsprechenden 
staatlichen Einsatz bei der Infrastruktur und dem 
öff entlich-kollektiven Konsum ha� e im Aargau 
politisch lange keine Chance. Allmählich begannen 
die Bewohnerinnen und Bewohner des Mi� ellands 
ihr Umfeld aber nicht mehr als dörfl ich, sondern als 
städtisch zu deuten und deshalb politisch anders zu 
interpretieren. Die Stagnation der SVP, der Aufstieg 
der Grünen und Grünliberalen, die Stabilisierung 
der Mi� eparteien und der Sozialdemokratie sind 
der politische Ausdruck davon.

In den 1980er-Jahren wurde häufi g auf die 
fehlende oder verzerrte Wahrnehmung des Aargaus 
in der Schweiz hingewiesen und «eine Aussen-
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freisinnig orientierte Blä� er öff nete das Aargauer 
Tagbla�  seine Spalten früher als die anderen Partei-Tagbla�  seine Spalten früher als die anderen Partei-Tagbla� 
blä� er für unterschiedliche politische Meinungen 
und betonte den Forumscharakter insbesondere im 
Ausbau der Regionalberichtersta� ung.645

Das Badener Tagbla�  wurde und wird hin-Badener Tagbla�  wurde und wird hin-Badener Tagbla� 
gegen seit der Gründung 1830 von der Verleger-
dynastie Zehnder/Wanner gelenkt. O� o Wanner 
(1909–1998), der die Geschicke des Badener Tag-
bla� s seit der Nachkriegszeit und bis in die 1990er-
Jahre bestimmte, war «ein Patriarch alter Schule». 
Unter seiner Ägide wurde vor allem die Redaktion 
gefördert, weniger die drucktechnische Ausrüs-
tung oder die Umstellung auf eine frühmorgend-
liche Auslieferung der Zeitung. In den 1960er- und 
frühen 1970er-Jahren vermochten profi lierte Jour-
nalisten wie Werner Geissberger (1921–1986), der 
das Team 67 mitgründete (siehe «Politik», S. 239), 
den Ruf des Badener Tagbla� s als interessanteste 
Regionalzeitung der Deutschschweiz zu festigen.

Der Kurswechsel des Badener Tagbla� s

1973 folgte kurz vor Beginn der Rezession der spä-
ter berühmt gewordene Kurswechsel des Badener 
Tagbla� s.646 Innert weniger Monate verliessen 
neun Redaktoren das Bla� , nachdem die Einfor-
derung eines internen Mitspracherechts gegen-
über dem Verleger gescheitert war. Die versuchte 
«Palastrevolution der Linken», so O� o Wanner, 
ist im Zusammenhang mit den konfrontativeren 
Aktionsformen der Volksbewegungen der frühen 

Freisinnige Tagblä� er wachsen im
Gleichschri� 

Die Presselandscha�  im Aargau wurde durch die 
Konkurrenz und die Dominanz der beiden dyna-
mischsten Zeitungshäuser geprägt. Das Aargauer 
Tagbla�  und das Tagbla�  und das Tagbla� Badener Tagbla� , beides freisin-
nig-liberale Meinungsblä� er, expandierten deut-
lich rascher als die übrigen Lokal- und Parteizei-
tungen. Das Aargauer Tagbla�  in Aarau verfocht Aargauer Tagbla�  in Aarau verfocht Aargauer Tagbla� 
den Anspruch, mit Zukäufen und ausgebauten 
lokalredaktionellen Ablegern das führende kanto-
nale Bla�  zu produzieren. So konnte die Aufl age 
zwischen 1955 und 1995, überproportional zum 
Bevölkerungswachstum, von 12 000 auf 57 000 Ex-
emplare gesteigert werden.641 Die Zweimannredak-
tion der 1950er-Jahre wurde auf über zwanzig Re-
daktorinnen und Redaktoren in den 1970er-Jahren 
erweitert. Das fl orierende Inserategeschä�  deckte 
zu dieser Zeit drei Viertel der Einnahmen und er-
möglichte einen massiven Ausbau des Druckzent-
rums in der Aarauer Telli.642

Das Aargauer Tagbla�  galt als regierungsna-Aargauer Tagbla�  galt als regierungsna-Aargauer Tagbla� 
he Zeitung, als Bla�  des Aarauer und des Aargauer 
Freisinns, der sich in der Selbstwahrnehmung «nicht 
als progressiv, aber fortschri� lich» beschrieb.643 Die 
liberal ausgerichteten Zeitungen waren, im Gegen-
satz zu den katholischen und dem sozialdemo-
kratischen Freien Aargauer, parteiunabhängig.644

Das Aktionariat des Aargauer Tagbla� s war breit 
aufgestellt, Grossaktionäre mit über fünf Prozent 
Aktienbesitz waren nicht zugelassen. Wie andere 

Die kantonalen Tageszeitungen waren aus der Meinungspresse des 
19. Jahrhunderts entstanden. Ende der 1960er-Jahre verloren sie 
ihr Informationsmonopol allmählich an Fernsehen und Radio. Dane-
ben existierten weiter Lokalzeitungen. Grössere Inseratevolu men 
und die steigende Bevölkerungszahl liessen in der Hochkonjunktur 
Wachstum zu – trotz der Konkurrenz durch Anzeiger ohne redak-
tionellen Inhalt. Um das Jahr 2000 dominierte die Aargauer Zeitung
den Medienmarkt im Mi� elland. — Fabian Saner

Von der Milieupresse zum 
Medienkonzern

Die Aargauer Medienlandscha�  
im Wandel
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schluss zu bewegen. Als Chefredaktor des Aargauer 
Tagbla� s ha� e Lareida 1972 die Badener Konkur-
renz noch spitzzüngig in die Schranken gewiesen: 
«Die relative Abhängigkeit vom Verleger wächst pa-
rallel zum Grad der fi nanziellen Abhängigkeit von 
diesem Verleger. Sie ist demnach fast vollständig 
dort, wo der Verleger gleichzeitig der Besitzer der 
Zeitung ist […]. Die Freiheit ist am allergrössten 
dort, wo der Verleger ein Angestellter ist und wo – 
wie beim Aargauer Tagbla�  – die Redaktion nicht Aargauer Tagbla�  – die Redaktion nicht Aargauer Tagbla� 
dem Verleger, sondern direkt dem Verwaltungsrat 
unterstellt ist.»655

Regionale Verlage ringen ums Überleben

Von den 1960er- bis in die 1990er-Jahre ha� en die 
beiden Zeitungshäuser in Aarau und Baden eine 
wirtscha� liche Blüte erlebt. Mi� els ihrer Regional- 
und Kop� la� strategien gruben sie den anderen Ta-
ges- und Lokalzeitungen im Kanton die Leserscha�  
ab und vereitelten gleichzeitig die Expansionspläne 
der grösseren Zürcher und Basler Zeitungen. Die 
lokalen Verleger, die teils wöchentlich, teils zwei- 
oder dreimal wöchentlich erscheinende Zeitungen 
mit einer Aufl age von einigen Tausend Exemplaren 
herausbrachten, ha� en daneben auch mit lokalen 
Anzeigeblä� ern ohne redaktionelle Inhalte um die 
Inserate der Regionalwirtscha�  zu kämpfen und 
gerieten unter Druck.

In Bezug auf Zahl und Verbreitungsgrad der 
Zeitungstitel lag der Aargau lange im Schweizer 
Durchschni� . Das Eingehen der traditionsreichen 
Lenzburger Zeitung 1959 eröff nete den mehrere Lenzburger Zeitung 1959 eröff nete den mehrere Lenzburger Zeitung
Jahrzehnte andauernden wirtscha� lichen Kampf 
mit Übernahmen, Zusammenlegungen und Ko-
operationen zwischen Aarau und Baden, der auch 
mit der Fusion des Aargauer und des Badener Tag-
bla� s zur Aargauer Zeitung noch nicht beendet Aargauer Zeitung noch nicht beendet Aargauer Zeitung
war.656 Am stärksten spürbar war der «Zeitungs-
krieg» im Bezirk Brugg: Als die BBC 1960 auf 
das Birrfeld expandierte, zogen Angestellte und 
Badener-Tagbla� -Leser in die Nähe des neuen Ar-
beitsorts.657 Das Badener Tagbla�  fasste dadurch Badener Tagbla�  fasste dadurch Badener Tagbla� 
im Gebiet des kleinen Brugger Tagbla� s Fuss, wo 
zwei Redaktoren noch ohne Fernschreiber und 
Bildfunkgerät jeden Morgen um 9 Uhr eine Tages-
zeitung druckten.658 Die Badener bauten redaktio-
nell aus und streuten jeden Mi� woch eine grosse 
Gratisaufl age, während das Aargauer Tagbla�  das Aargauer Tagbla�  das Aargauer Tagbla� 
Brugger Tagbla�  Ende der 1960er-Jahre kau� e und Brugger Tagbla�  Ende der 1960er-Jahre kau� e und Brugger Tagbla� 
zum Kop� la�  machte.659

Im Bezirk Zurzach wurde die katholisch-
konservative Botscha�  1972 mit dem liberalen Kon-Botscha�  1972 mit dem liberalen Kon-Botscha� 
kurrenzbla�  Zurzacher Zeitung zusammengelegt, Zurzacher Zeitung zusammengelegt, Zurzacher Zeitung
was Mi� e der 1980er-Jahre eine Abdeckung von 
siebzig Prozent des Bezirks brachte. Die partei-
politische Ausrichtung des Bla� s aus Dö� ingen/
Klingnau war kein � ema mehr; man «wollte der 
Region dienen» und sich der Konkurrenz aus Ba-
den erwehren.660 Im Raum Freiamt/Seetal ha� e 
das Aargauer Tagbla�  Anfang der 1970er-Jahre die Aargauer Tagbla�  Anfang der 1970er-Jahre die Aargauer Tagbla� 
Nase vorne. Als die wirtscha� lichen Schwierig-
keiten die dortigen Lokalzeitungen und Anzeiger 
zur Zusammenarbeit zwangen, stand das Aargauer 
Tagbla�  mit einem Kop� la� system bereit; einzel-Tagbla�  mit einem Kop� la� system bereit; einzel-Tagbla� 
ne Titel wurden auch aufgekau� .

1970er-Jahre gegen die Atomenergie zu sehen. 
Nach dem personellen Umbau der Redaktion 
wurde das Badener Tagbla�  zum Fürsprecher der Badener Tagbla�  zum Fürsprecher der Badener Tagbla� 
Energiewirtscha�  – die Brown, Boveri & Cie. 
(BBC) war auch eine wichtige Mieterin in Wanners 
Medienhaus – und zunehmend als rechtsfreisinnig 
wahrgenommen. Dieser Kurs wurde kritisiert, weil 
linksliberale Kreise dadurch ein meinungsbilden-
des Organ mit Ausstrahlung verloren ha� en. Leser-
briefe von Linksalternativen wurden etwa konse-
quent nicht abgedruckt.647 – «Der ‹andere› Aargau 
hat keine Stimme mehr»: Der Aarauer Buchverleger 
Hans Christof Sauerländer (1943–2016) etwa kriti-
sierte, dass die Tagblä� er ihren öff entlichen Auf-
trag nicht erfüllten.648 «Die Redaktionen glauben, 
der Meinung der Leser entlang zu schreiben, die gar 
nicht mit neuen Ideen konfrontiert werden wollen. 
Dadurch wird das Spektrum der veröff entlichten 
Meinungen immer enger, und der Aargau verfällt 
in einen selbstzufriedenen geistigen Tiefschlaf.»649

Kampf gegen Zürcher Verlage

O� os Sohn Peter Wanner (*1944) übernahm all-
mählich die verlegerische Verantwortung für das 
stark gewachsene Badener Medienhaus und rea-
lisierte grosse Projekte wie die Radio- und Fern-
sehsender. Zum innerfamiliären Übergabeprozess 
existieren zahlreiche Anekdoten.650 Der seit 1968 
im eigenen Hochhaus beim Bahnhof Baden resi-
dierende Medienkonzern schloss zu Beginn der 
1990er-Jahre aufl agemässig fast zum Aargauer 
Tagbla�  auf und ha� e im Ostaargau, etwa im Lim-Tagbla�  auf und ha� e im Ostaargau, etwa im Lim-Tagbla� 
ma� al und im Bezirk Bremgarten, den Einfall des 
fi nanzkrä� igen Zürcher Tages-Anzeiger-Konzerns 
bremsen können. Der Tages-Anzeiger verkau� e Tages-Anzeiger verkau� e Tages-Anzeiger
1980 12 400 Exemplare im Aargau, war damit also 
in acht Prozent aller Aargauer Haushalte vertreten 
und ha� e eine grössere kantonale Verbreitung als 
das Zofi nger Tagbla� .651

Die Anfänge eines anderen grossen Verlags 
aus Zürich, des Medienunternehmens der Fami-
lie Ringier, gehen auf die 1833 von Johann Rudolf 
Ringier (1797–1879) gegründete Druckerei in Zo-
fi ngen zurück.652 Zum industriellen Druckunter-
nehmen und Presseverlag ausgebaut, entstand 1938 
die Ringier Holding, die ihren Sitz nach wie vor 
im Aargau hat. Zunächst war Ringier vor allem als 
«He� lifabrik»653 mit Unterhaltungs-, Familien- und 
Programmzeitschri� en bekannt; mit der Grün-
dung der ersten und sehr erfolgreichen Deutsch-
schweizer Boulevardzeitung Blick 1959 stieg das 
Familienunternehmen allerdings zum führenden 
Medienhaus auf. Die 1974 eröff nete Ringier-Jour-
nalistenschule, die erste ihrer Art in der Schweiz, 
hat ihren Sitz im familiären Stammhaus der Villa 
Römerhalde in Zofi ngen. 2008 war Ringier in zehn 
Ländern mit über 8000 Mitarbeitenden aktiv und 
gab über neunzig Publikationen heraus.654

Das Badener Tagbla�  unter Peter Wanner Badener Tagbla�  unter Peter Wanner Badener Tagbla� 
setzte auf die Weiterentwicklung zum Medienhaus, 
bis seine Expansionsstrategie Mi� e der 1990er-
Jahre mit der als Fusion dargestellten Übernahme 
des Aargauer Tagbla� s gefestigt werden konnte. 
Der alte Kontrahent, Regierungsrat Kurt Lareida 
(1923–1998), spielte eine wesentliche Rolle dabei, 
O� o Wanner zu diesem kantonalen Zusammen-
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Tabelle 01 Seit den 1960er-Jahren dominierten das Aargauer und das Badener Tagbla� . Der Strukturwandel der Medien zeigte sich in 
Zusammenlegungen und dem Verschwinden von Titeln verstärkt ab den 1970er-Jahren. Im 21. Jahrhundert verlieren die gedruckten Be-
zahlzeitungen auch im Aargau massiv Leserinnen und Leser. Quellen: Bürgin 1939; Katalog Schweizer Presse 1950–2010; WEMF 2020.

Tabelle
14

1930 1950 1960 1972 1980 1985 1990 1995 2000 2010 2020

Aargauer Tagbla� 8280 11000 13757 31247 48768 55174 58495 57228

Badener Tagbla� ; 
ab 1996 Aargauer 
Zeitung 
(Fusion aus Aargauer 
Tagbla�  und 
Badener Tagbla� )

2925 7850 12091 24288 31845 37407 42100 50149 119381 104697 63449

Zofi nger Tagbla� 7200 9000 10215 12962 14118 15186 15969 16777 17024 14561 9998

Aargauer Volksbla� 4800 6600 7413 13566 10430 8125 8125

Freier Aargauer 10160 11000 10587 11922 6612 4700

Die Botscha� 1800 3060 3512 5171 7629 8037 9130 9774 9969 9336 7702

Wynentaler Bla� 1980 4850 3633 7364 8802 9223 9789 10172 10174 8396 5605

Reussbote 2150 2450 2495 3012 3237 3335 3333 3375 3647 3690 3496

Fricktaler Zeitung 
(fusioniert aus 
Volksstimme und 
Möhliner Zeitung)

3042 3535 5367 4633 4777 4668 4193 15953 5423

Fricktaler Bote 1896 2800 2789 3630 6500 6541 6976 7140 6608

Aargauer Bauern- 
und Bürgerzeitung

3600 3500 3155 3415

Brugger Tagbla� 1800 3000

Der Fricktaler 2745 2850 2309

Lenzburger Zeitung 2700 1550 2054

Der Freischütz 2160 2400 2205 2614 3106 3170 3538 3965 4018 3749

Wohler Anzeiger 4950 5450 5466 7456 8676 9227 9662 10503 15953 13384 12173

Die Aufl agezahlen der grösseren Aargauer Zeitungen 1930–2020 
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scha�  in der Schweiz heraus, das aufl agemässig 
rasch von 5000 auf 17 000 Exemplare anwuchs. Mit 
der Übernahme beziehungsweise Lancierung von 
Gratisanzeigern entbrannte ein he� iger Konkur-
renzkampf mit dem Aargauer Tagbla� , der in den 
Brie� ästen gewisser Gemeinden rund um Aarau zu 
einer Anzeigerfl ut führte.670 Dies war die Vorstufe 
der 1993 beschlossenen technischen und redak-
tionellen Zusammenarbeit im Verbund der ersten 
Mi� elland-Zeitung. Dabei lieferte das Aargauer 
Tagbla�  die überregionalen Inhalte, die Druck-Tagbla�  die überregionalen Inhalte, die Druck-Tagbla� 
standorte aber blieben erhalten.671 Die lokalen 
Zeitungsverlage erhielten einige Jahre Aufschub, 
bevor die wirtscha� liche Dominanz der neu ent-
standenen AZ Mediengruppe das Zofi nger Tagbla� 
ab 2001/02, unter Wahrung der Eigenständigkeit, 
in den Verbund der Neuen Mi� elland Zeitung (spä-Neuen Mi� elland Zeitung (spä-Neuen Mi� elland Zeitung
ter Die Nordwestschweiz) integrierte.

Sprachrohr zerfallender Milieus: 
Der Freie Aargauer�…

Bis in die 1960er-Jahre blieben die meisten Zeitun-
gen mit einem redigierten Tex� eil auch im Aargau 
meinungsorientierte Blä� er. Eine Übersicht von 
1930 weist bei den 36 Aargauer Zeitungen mit einer 
Gesamtaufl age von insgesamt gut 200 000 Exem-
plaren Anteile von knapp einem Viertel freisinni-
ger, zwölf Prozent katholisch-konservativer, rund 
zehn Prozent bürgerlich-bäuerlicher und fünf Pro-
zent sozialdemokratischer Orientierung aus. Die 
übrigen fünfzig Prozent entfi elen auf die politisch 
neutralen Anzeigenblä� er, die aber nur fünf der 
insgesamt 36 Titel ausmachten. Diese Verhältnisse 
ha� en sich einige Jahrzehnte später in der Zahl der 
Titel kaum, in der Aufl agenstärke aber zugunsten 
der freisinnigen Blä� er verändert.672

Die Abstimmung zur Einführung der Alters- 
und Hinterlassenenversicherung von 1947 zeigt 
den Einfl uss der Parteiblä� er auf: Der Bezirk Aarau 
nahm im Verhältnis zehn zu eins an, der katholisch-
konservative Bezirk Muri, wo das Aargauer Volks-
bla�  die Nein-Parole ausgegeben ha� e, verwarf das bla�  die Nein-Parole ausgegeben ha� e, verwarf das bla� 
Begehren mit Ausnahme einer Gemeinde.673 Dies 
galt auf der anderen Seite auch für den Freien Aar-
gauer, die Arbeiterzeitung des Kantons. Am 1. Mai 
1906 zum ersten Mal gedruckt, war die Zeitung aus 
einem Streik von Aarauer Typografen entstanden, 
die aus den Druckereien ausgesperrt worden wa-
ren.674 Ab 1912 erschien der Freie Aargauer täglich 
und etablierte sich, neben den schon lange be-
stehenden freisinnigen Organen in den Aargauer 
Kleinstädten, als erste eigentliche Parteizeitung 
des Kantons.675 In den 1950er-Jahren fuhr der Freie 
Aargauer einen pragmatisch-gewerkscha� lichen 
Kurs, der ihn auch für Unternehmen und das Ge-
werbe salonfähig machte: Die 1.-Mai-Nummer des 
Freien Aargauers von 1950 zählte 37 Seiten mit be-
zahlten Inseraten von Aargauer KMU.

Der Freie Aargauer ha� e seine Aufl age ge-
steigert und sich von einer Parteizeitung zu einem 
im ganzen Kanton gelesenen Volksbla�  entwickelt. 
Trotz der Zusammenarbeit mit anderen Zeitungen 
blieb das Inserategeschä�  aber ein Handicap.676 Die 
ausgebaute Regionalberichtersta� ung von Aar-
gauer und gauer und gauer Badener Tagbla�  erwies sich dabei als Badener Tagbla�  erwies sich dabei als Badener Tagbla� 
Erfolgsfaktor gegenüber den Meinungsblä� ern, 

Traum- und Nebenberuf Journalist

Im Fricktal wurden 1980 Bezirksblä� er mit Lokal-
blä� ern zusammengelegt, was zur Gründung der 
Fricktaler Zeitung (Rheinfelden) und des Fricktaler Zeitung (Rheinfelden) und des Fricktaler Zeitung Fricktaler 
Boten (für den Bezirk Laufenburg) führte. Ab 2006 
hiess der Zusammenschluss dieser beiden Zeitun-
gen Neue Fricktaler Zeitung.661 Daneben behaup-
teten sich 2018 die Freiämter Zeitungen (mit dem 
Wohler Anzeiger, der Freiämter Zeitung, dem Reuss-
boten sowie dem Freischütz), Die Botscha�  im Zur-
zibiet und das Wynentaler Bla�  als eigenständige Wynentaler Bla�  als eigenständige Wynentaler Bla� 
Familienverlage mit der Herausgabe von Zeitungen 
mit lokal-regionalem Anspruch und einer Aufl age 
von mehreren Tausend Exemplaren.662

Journalistisch lebten die Lokalzeitungen von 
engagierten nebenamtlichen Journalistinnen und 
Journalisten, o� mals Lehrpersonen, die ohne pro-
fessionelle Ausbildung und für ein kleines Entgelt 
oder gratis die lokale Berichtersta� ung aufrecht-
erhielten – entsprechend unterschiedlich war de-
ren Qualität.663 Der Konkurrenzdruck ha� e die 
Arbeitsteilung zwischen Lokalzeitungen und den 
führenden kantonalen Zeitungen, zwischen regio-
nalisierten Radio- und Fernsehangeboten sowie 
geografi sch nicht mehr an Kantons- oder Landes-
grenzen gebundenen Unterhaltungsmedien bereits 
vor dem fl ächendeckenden Au� ommen des Inter-
nets im ersten und den Social Media im zweiten 
Jahrzehnt des 21. Jahrhunderts gefördert. Zwar  
spiegeln die unabhängig gebliebenen Zeitungen 
die vielfältige regionale Struktur des Aargaus im-
mer noch vergleichsweise gut wider, sie können 
aber auf kantonaler Ebene keine journalistischen 
Leistungen erbringen und sind deshalb auch keine 
publizistische Konkurrenz für die AZ Medien.664

Lange eigenständig: das Zofi nger Tagbla� 

Das Zofi nger Tagbla�  konnte seinen Verbreitungs-Zofi nger Tagbla�  konnte seinen Verbreitungs-Zofi nger Tagbla� 
grad ab den 1950er-Jahren zwar ebenfalls erhö-
hen,665 blieb aber durch die Kantonsgrenzen zu 
Bern, Luzern und Solothurn eingeschränkt. Einzig 
der Sprung in die luzernische Nachbarscha�  gelang 
mit der Zeit. Als Organ des Zofi nger Freisinns galt 
das Zofi nger Tagbla�  in den ersten Jahrzehnten des Zofi nger Tagbla�  in den ersten Jahrzehnten des Zofi nger Tagbla� 
20. Jahrhunderts als linksliberal und wandelte sich 
in den 1970er-Jahren zur Tageszeitung mit Forums-
charakter.666 Die Lokalberichtersta� ung wurde er-
weitert und wanderte aufgrund der verstärkten 
Leserbindung, wie bei vielen anderen Zeitungen 
auch, von den hinteren Seiten nach vorne. Dabei 
«war allerdings viel noch dem Zufall überlassen, 
und von fl ächendeckender Berichtersta� ung war 
noch keinesfalls die Rede».667 1977 zählte das Zo-
fi nger Tagbla�  14 000, 1997 – nach dem Ende der fi nger Tagbla�  14 000, 1997 – nach dem Ende der fi nger Tagbla� 
vollkommen unabhängig produzierten Zeitung – 
17 000 Abonnentinnen und Abonnenten.668

Lange blieb der Westaargau von den «Zei-
tungskriegen» des zentralen Mi� ellands zwischen 
Aarau und Baden unbehelligt. Ende der 1980er-
Jahre stiess das Aargauer Tagbla�  aber auch in die Aargauer Tagbla�  aber auch in die Aargauer Tagbla� 
Region Zofi ngen vor und eröff nete eine eigene 
Redaktion.669 Der Verlag des Zofi nger Tagbla� s 
reagierte mit dem Kauf des General-Anzeigers der 
Keller AG in Aarau. Diese gab in den 1990er-Jahren 
auch ein Wochenbla�  für die albanische Gemein-



228 Als Verleger und Chefredaktor in Personalunion prägte O� o 
Wanner das Badener Tagbla�  bis in die frühen 1990er-Jahre. Ha� e der Badener Tagbla�  bis in die frühen 1990er-Jahre. Ha� e der Badener Tagbla� 
freisinnige Patron die Zeitung in den 1960er-Jahren linksliberal positio-
niert, erfolgte im Umfeld der Rezession ein Kurswechsel nach rechts.

227 August Bärlocher (1887–1968) betreute als Alleinredaktor das Aargauer Volksbla�  fast fünfzig Jahre lang. Die Zeitung galt als Sprachrohr des Aargauer Volksbla�  fast fünfzig Jahre lang. Die Zeitung galt als Sprachrohr des Aargauer Volksbla� 
 «schwarzen Erdteils», des katholischen Milieus im Ostaargau.



230 Redaktionskonferenz beim Zofi nger Tagbla�  in den 1990er-Jahren. Waren Redaktionen früher reine Männerrunden, wurde deren Zusammensetzung allmählich  Zofi nger Tagbla�  in den 1990er-Jahren. Waren Redaktionen früher reine Männerrunden, wurde deren Zusammensetzung allmählich  Zofi nger Tagbla� 
weiblicher und altersdurchmischter.

229a und b     Der liberale Katholik Lukas Bader (1899–1972, oben) leitete jahr-
zehntelang die Kleinredaktion des freisinnigen Brugger Tagbla� s. Der junge Journalist 
Hans- Peter Widmer (*1941, unten) redigierte nach der Übernahme durch das 

Brugger Tagbla� s
Hans- Peter Widmer (*1941, unten) redigierte nach der Übernahme durch das 

Brugger Tagbla� s. Der junge Journalist 
Hans- Peter Widmer (*1941, unten) redigierte nach der Übernahme durch das 

. Der junge Journalist 

Aargauer Tagbla�  ab 1969 das Regionalressort Brugg und später die Kantonsredaktion. Aargauer Tagbla�  ab 1969 das Regionalressort Brugg und später die Kantonsredaktion. Aargauer Tagbla� 
Widmer war ein profunder journalistischer Begleiter der Aargauer Politik und sass 
lange für die FDP im Grossen Rat.



231 Der technische Wandel veränderte ab den 1970er-Jahren die Zeitungsproduktion, so auch beim Wynentaler Bla�  in Menziken. An den Linotype-Setzmaschinen 
mussten die Setzer in den 1960er-Jahren noch technisches und mechanisches Verständnis mitbringen und im Sommer die Hitze des Bleiofens aushalten.

232 Blick in die Fotosatzabteilung des Wynentaler Bla� s Ende der 1970er-Jahre, wo Tasterinnen die Texte erfassten; die weiteren Schri� e der Zeitungsproduktion wurden 
von Typografen (Text) und Lithografen (Bildherstellung) erledigt. Ab Mi� e der 1990er-Jahre hielten die Desktop-Computer Einzug, und die ganze Druckvorstufe mit 
Text- und Bildlayout wurde allmählich zusammengeführt.



233 Werbesujet für die Arbeiterzeitung Freier Aargauer, um 1977. Das Bla�  der Aargauer Sozialdemokraten geriet in den 
1970er-Jahren in die Krise. Besonders die regionale Berichtersta� ung liess zu wünschen übrig.
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zierte mit dem Slogan «Wil mer anderscht sind» 
einige Jahre die einzige kantonale Tageszeitung, 
die nicht freisinnig-liberal orientiert war. Ende 
Oktober 1992 kam das Ende, begleitet von einem 
«Entrü stungssturm» jener, für die das Volksbla�  ein 
Hoff nungsträger in der freisinnigen «Tagbla� land-
scha� » gewesen war.686

Die Krise der Parteizeitungen ha� e in den 
1980er- und 1990er-Jahren Deba� en um ein kanto-
nales Medienförderungsgesetz angestossen. Des-
sen Befürworterinnen und Befürworter konnten 
sich dabei auf die Kantonsverfassung von 1980 be-
ziehen, wonach ein «Gesetz über die Massenme-
dien» zur Förderung der «Vielfalt der Information» 
erlassen werden sollte. Trotz des Zeitungssterbens 
fand sich keine Mehrheit, ein solches Gesetz aus-
arbeiten zu lassen.687 Die ordnungspolitischen 
Bedenken gegen die Subventionierung der Presse 
durch den Staat überwogen.688

Die Entstehung der Aargauer Zeitung

Nach dem Verschwinden der Parteizeitungen 
stand die Flurbereinigung auf der Ebene der bei-
den kantonalen Tageszeitungen an. Anfang der 
1990er-Jahre lag der Unterschied im unternehme-
rischen Selbstverständnis der beiden Häuser in der 
strategischen Entwicklung und Ausrichtung ihrer 
Geschä� sfelder. Das Verlagshaus des Aargauer 
Tagbla� s ha� e sich zunehmend in eine Druckerei-
fi rma verwandelt, in welcher Zeitungen, Zeitschrif-
ten und Beilagen vom Management vor allem als 
«Maschinenfu� er» begriff en wurden. Das Badener 
Tagbla�  setzte dagegen auf publizistische und ver-Tagbla�  setzte dagegen auf publizistische und ver-Tagbla� 
legerische Aktivitäten, betrieb ein aktives Marke-
ting und baute sein Marktgebiet stetig aus.689

Die Übernahme sorgte im Kanton für Furo-
re: Der Aargauer Regierungsrat war zwei Tage, die 
Redaktionen nur wenige Stunden vor der Presse-
konferenz informiert worden.690 Obwohl der An-
stoss zur Fusion vom Verwaltungsratspräsidenten 
des Aargauer Tagbla� s, Arthur Gross, kam, keim-
te zunächst Widerstand einzelner Aktionäre des 
Aargauer Tagbla� s rund um den SVP-Ständerat 
Maximilian Reimann (*1942) auf, der aber rasch 
verfl og.691 «Es war klar, dass politisch und gesell-
scha� lich nur eine 50:50-Lösung infrage kommen 
würde. Das Aargauer Tagbla�  war eine Publikums-Aargauer Tagbla�  war eine Publikums-Aargauer Tagbla� 
gesellscha� , die Aktionäre hä� en einer unvorteil-
ha� en Übernahme kaum zugestimmt», so Peter 
Wanner rückblickend.692 Innert kurzer Zeit wurden 
Redaktion, Technik und Vertrieb zusammengelegt, 
wobei das Badener Tagbla�  technisch weiter vo-Badener Tagbla�  technisch weiter vo-Badener Tagbla� 
rangeschri� en war.693 Eine ausgebaute Mantel-
redaktion für die überregionalen Ressorts, eine 
bessere Regionalberichtersta� ung mit diversen 
regionalen Ausgaben, ein neues, plakativeres Zei-
tungslayout sowie ein wachsendes Onlineangebot 
prägten die ersten beiden Jahrzehnte der neuen 
Aargauer Zeitung.

Wachsende Marktmacht der AZ Medien

Mit einer Aufl age von rund 110 000 verkau� en Zei-
tungen spielte die neu gegründete Aargauer Zei-
tung in der Nationalliga A der Schweizer Zeitungen. tung in der Nationalliga A der Schweizer Zeitungen. tung
Die Regionalteile wurden mit der Zeit eher wieder 

die zugleich vom ausgebauten Informations- und 
Unterhaltungsangebot des Fernsehens bedroht 
wurden. Die Parteizeitung wurde also zur «Zweit-
zeitung der bewussten politischen Bildung und 
Meinungsprofi lierung».677 Auch diesen Anspruch 
vermochte der Freie Aargauer in den Umbruchs-
jahrzehnten und mit dem Generationenwechsel 
innerhalb der Linken aber zunehmend nicht mehr 
zu erfüllen: Gewerkscha� lich-wertkonservative 
Positionen wurden durch die ausserparlamentari-
sche Opposition, die sich nach dem alternativen 
«Bürgerbuch» zum 175-Jahr-Jubiläum 1978 bis Mit-
te der 1980er-Jahre mit aufmüpfi gen, monatlich 
erscheinenden «Bürgerblä� ern» ein Sprachrohr zu 
schaff en und das Establishment anzugreifen ver-
suchte, infrage gestellt.678 Besonders he� ig waren 
die Deba� en um die Atomenergie. Im Mantelteil 
des Freien Aargauers, überregional für verschie-
dene Arbeiterzeitungen produziert, wurden die 
«Energiebarone» angegriff en und die Sicherheit 
der Atomenergie angezweifelt. Im Aargauer Teil 
wurde diese «Basler Agitation gegen Kaiseraugst» 
vehement zurückgewiesen.

Der schwindenden Leserscha�  begegnete 
der Freie Aargauer mit Zusammenlegungen und 
dem Auslagern des Zeitungsdrucks.679 1987, nach 
weiteren gescheiterten Experimenten der Zusam-
menarbeit mit verbliebenen Arbeiterzeitungen, 
ging der Freie Aargauer nach über achtzig Jahren im 
«einseitig wirtscha� sfreundlichen Kanton» ein.680

… und das katholisch-konservative Aargauer 
Volksbla� 

Das Aargauer Volksbla�  wurde 1911 durch den Aargauer Volksbla�  wurde 1911 durch den Aargauer Volksbla� 
Katholischen Presseverein gegründet.681 Nach der 
Hochphase des Milieukatholizismus in den 1920er- 
und bis in die 1950er-Jahre setzte mit dem Nach-
kriegsaufschwung ein unwiderrufl icher Prozess der 
Verweltlichung ein, dem sich das Aargauer Volks-
bla�  als Sprachrohr und Ausdrucksort katholischen bla�  als Sprachrohr und Ausdrucksort katholischen bla� 
Lebens im Aargau vergeblich zu entziehen versuch-
te. Bei einer Gesamtaufl age der aargauischen ka-
tholisch-konservativen Presse (darunter etwa Die 
Botscha� , der Reussbote oder der Fricktaler Bote) 
von rund 30 000 Exemplaren Ende der 1950er-
Jahre kam das Aargauer Volksbla�  auf eine Aufl age Aargauer Volksbla�  auf eine Aufl age Aargauer Volksbla� 
von 7500 Exemplaren.682 In den 1960er-Jahren ver-
suchten jüngere Redaktoren, das Volksbla�  san�  zu 
modernisieren, ohne das katholische Fundament 
aufzugeben.683 «Wir wollten eine der konservativ-
christlichsozialen Partei nahe Zeitung machen, die 
aber auch für Aussenstehende, Unpolitische, für 
Frauen und Jugendliche interessant sein sollte. Wir 
pfl egten journalistische Formen, die in jener Zeit in 
dieser Art Presse nicht üblich waren: Reportagen, 
Interviews, Befragungen von Experten und Betrof-
fenen, Kolumnen, kurze Glossen.»684 Das Credo der 
Trägerscha�  lautete dagegen: Die Zeitung sei das 
wichtigste «Werkzeug» der CVP, müsse aber gleich-
zeitig Zeitung für den ganzen Kanton wie verläss-
liches Regionalbla�  für die Region Baden sein.685

Die wirtscha� liche Situation zwang die 
Zeitung zur Zusammenarbeit mit dem lokalen 
Konkurrenten, dem Badener Tagbla� . Ende der 
1980er-Jahre löste sich das Aargauer Volksbla�  aus Aargauer Volksbla�  aus Aargauer Volksbla� 
Parteigebundenheit und Kirchennähe und produ-



Aargauer Kurier – der Aargauer 
Blick

Der Aargauer Kurier wurde als 
wöchentlicher Gratisanzeiger von 
1967 bis 1993 kantonsweit aus-
geliefert. Als Abwehr gegen einen 
ausserkantonalen Gratisanzeiger 
lanciert, mauserte sich der Aar-
gauer Kurier zum a� raktiv aufge-gauer Kurier zum a� raktiv aufge-gauer Kurier
machten populären Wochenbla�  
für den Aargau aus dem Verlags-
haus des Aargauer Tagbla� s.1 Die 
Aufl age lag bei rund 170 000 Ex-
emplaren oder höher, womit Hun-
der� ausende Aargauer Leserinnen 
und Leser erreicht werden konn-
ten. Der redaktionelle Inhalt zur 
Anreicherung der Inseratespalten 

bestand zunächst aus einer Mi-
schung aus politischen Glossen, 
Lebenshilferubriken zu Geld, 
 Gesundheit, Landwirtscha�  oder 
Erziehung, Kreuzworträtseln und 
allgemeinbildenden Artikeln.  Im 
Laufe der 1980er- und 1990er-
Jahre wurde der Aargauer Kurier
deutlich boulevardesker. Mit 
grossformatigen Farbbildern und 
Schlagzeilen entstand eine Art 
Aargauer Blick mit Schwerpunkt 
auf regionalen Geschichten, die 
emotionale Nähe zu den Leserin-
nen und Lesern herstellten. 
Die Publikumsbindung wurde mit 
Aufrufen, Umfragen und dem 
ausführlichen Abdruck von Reak-
tionen der Leserscha�  erreicht, 

die Titelseite zierte jeweils ein 
grösserer, o�  reisserisch auf-
gemachter Artikel mit Aargauer 
 Bezug, wobei � emen domi -
nierten, die auch in den grossen 
nati onalen Medien behandelt 
 wurden. Aufgrund der grossen 
Aufl age   und der Verbreitungs-
dichte war der Aargauer Kurier
allmählich zu  einem Forum für 
Aargauisches  geworden. Mit 
der Fusion von Aargauer und Ba-
dener Tagbla�  ging der dener Tagbla�  ging der dener Tagbla� Aargauer 
Kurier in der Kurier in der Kurier Aargauer Woche mit 
zwei Teilausgaben auf.2

 1 Müller 2002, 307. 
 2 Müller 2002, 308. 

234 Titelseite des Aargauer Kuriers aus den 1960er-Jahren. 1967 
startete der Gratis-Inserateanzeiger mit redaktionellen Inhalten 
aus dem Verlag des Aargauer Tagbla� s. Aufgrund seiner Grossauf-
lage und wegen des Boulevardstils entwickelte sich der Aargauer 
Kurier zu einer Art kantonalem Kurier zu einer Art kantonalem Kurier Blick.

235 Titelseite des Aargauer Kuriers aus den 1990er-Jahren. In 
der Region Aarau wurde ein erbi� erter Kampf um Werbeanzeigen 
geführt. Mit dem Zusammenschluss von Aargauer und Badener 
Tagbla�  wurde der Tagbla�  wurde der Tagbla� Aargauer Kurier eingestellt.Aargauer Kurier eingestellt.Aargauer Kurier
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um Rheinfelden hörte man dagegen nach wie vor 
das Basler Regionaljournal.700 Daneben betreuten 
ab den 1980er-Jahren auch bei der ausgebauten 
Fernsehsendung «DRS aktuell» im Vorabendpro-
gramm zwei Redaktoren den Aargau.701

In den 1970er-Jahren geriet das neue Mas-
senmedium Fernsehen in die politische Auseinan-
dersetzung zwischen Bürgerlichen und der Neu-
en Linken. Aus dem bürgerlich geprägten Aargau 
kamen Angriff e auf die als «Monopolmedien» be-
zeichneten SRG-Sender. In Aufsichtsbeschwerden 
und öff entlichen Kampagnen wurde «linke Infi l-
tration», «Manipulation» und «Missbrauch» bei 
Sendungen über das Geschichtsbild der Schweiz 
oder die Bewegung gegen das Atomkra� werk Kai-
seraugst angeprangert.702 «Wir Aargauer erkennen 
uns o�  nicht in den Problemsendungen des Zür-
cher Fernsehens», so der freisinnige Nationalrat 
und Sekretär der Aargauer Handelskammer, Rolf 
Mauch (1934–1995).703

Von Rüsler TV zu Tele M1

Für den Empfang des Fernsehens in den Haushalten 
wurden in den 1960er-Jahren zunächst in Gemein-
dezusammenschlüssen Gemeinscha� santennen 
geplant, um der Antennendichte auf den Hausdä-
chern entgegenzuwirken. Bald setzte sich aber die 
Erschliessung per Kabel durch. So konnte auch ein 
regionales Fernsehprogramm in einem bestimm-
ten Einzugsgebiet verbreitet werden. 1973 ha� e ein 
Dutzend lokale Netzbetreiber Konzessionsgesuche 
für lokal verbreitete, selbst produzierte Programme 
eingereicht, der Bundesrat genehmigte unter die-
sen dasjenige der Agglomeration Baden.704 Darauf-
hin nahm die Regionalplanungsgruppe Baden mit 
einer neuen Sendestation auf dem namengebenden 
Hügelzug oberhalb von Neuenhof ihre Arbeit auf: 
Rüsler TV war eines der ersten lokal produzierten 
Schweizer Fernsehprogramme.705 Zu sehen war ab 
1979 eine Bildschirmzeitung – eine Art Teletext mit 
Regionalnachrichten. 20 000 Haushaltungen in 14 
Gemeinden der Region wurden von der Kopfsta-
tion «Rüsler» mit 13 TV- und 17 Radioprogrammen 
bedient.706

1985 wurde die Bildschirmzeitung durch 
eine regionale Ton-Bild-Schau abgelöst. Laufen 
lernten die Bilder am 16. August 1987, als die erste 
Live-Reportage vom Badenfahrt-Umzug über den 
Bildschirm fl ackerte. Wegen des Werbeverbots kam 
der Sender fi nanziell, redaktionell und technisch 
nie aus den Kinderschuhen.707 Die Modernisierung 
der Studiotechnik und ein Sendegebiet, das inzwi-
schen 170 000 Personen in den Kantonen Aargau 
und Zürich umfasste, bildeten die Grundlage für 
den erfolgreichen Start in den liberalisierten Privat-
fernsehmarkt. Der Nachfolger von Rüsler TV, Tele 
M1, etablierte sich rasch als führendes Privatfernse-
hen der Region. Die erste Sendung im Januar 1995 
startete mit einem Bericht über einen Sexsalon 
in Dö� ingen.708 Allmählich kam der Ausbau zum 
Fernsehen mit kantonsweitem beziehungsweise 
überkantonalem Anspruch fürs ganze Mi� elland.

Im Jahr 2000 schauten sich 28 000 Perso-
nen die Nachrichtensendung «Aktuell» von Tele 
M1 an – 2010 waren es über 70 000. Aktualität 
blieb das Standbein des Senders, der um Talk-

ausgebaut. Die Leute sagten noch lange «s’AZ» in 
Anlehnung an «s’Tagbla� ».694 Dank der gewonne-
nen Wirtscha� skra�  und der fl orierenden Inserate-
Einnahmen ab Ende der 1990er-Jahre expandierte 
das Verlagshaus von Peter Wanner über die Kan-
tonsgrenzen nach Basel-Landscha� , Solothurn und 
Bern. Das Konzept der Kop� lä� er mit eigenstän-
digen Lokalredaktionen sowie im Verbund pro-
duzierten überregionalen Teilen wurde allmählich 
auf das gesamte westliche Mi� elland zwischen den 
Städten Bern, Luzern, Zürich, Basel und Biel ausge-
dehnt; meist mündete die redaktionelle und tech-
nische Zusammenarbeit mit den kleineren Verlagen 
in deren Übernahme. Im Jahr 2020 belieferte ein 
konvergenter, kanalübergreifender Newsroom aus 
ein paar Dutzend Journalistinnen und Journalisten 
in der Aarauer Telli die übrig gebliebenen Printzei-
tungen (mit ihrem Onlineangebot) des gesamten 
Mi� ellands, der Inner- und Ostschweiz.

Bereits in den 1990er-Jahren ha� e die Auf-
sichtsbehörde, das Bundesamt für Kommunika-
tion, den Besitzanteil der neuen Aargauer Zeitung
an Radio Argovia zunächst beschränken wollen, 
wogegen Peter Wanner eingewendet ha� e, es wer-
de «keinen Konzernjournalismus» geben.695 Die 
AZ Mediengruppe blieb auch im 21. Jahrhundert 
im Fokus der We� bewerbskommission, die deren 
marktbeherrschende Stellung im Mi� elland unter-
suchte. Allerdings konnte «kein systematischer 
Machtmissbrauch» festgestellt werden, weshalb 
Konkurrenzprojekte im Radio- und Fernsehbe-
reich auch keine Konzession erhielten.696 Aufgrund 
des immer höheren Marktanteils der AZ Medien 
(2012 im Tages- und Sonntagspressebereich der 
Nordwestschweiz mehr als sechzig Prozent) waren 
innerhalb der verbliebenen Zeitungstitel, Portale 
und Sender «kaum unterschiedliche Perspektiven 
und politisch-publizistische Auseinandersetzungen 
zu erkennen».697 Viele Beiträge wurden aufgrund der 697 Viele Beiträge wurden aufgrund der 697

konzerninternen Zusammenführung der Redaktio-
nen mehrfach verwertet.

Radio und Fernsehen nach der 
Liberalisierung

Die Frequenzen für Radiosender blieben bis in die 
1980er-Jahre ein Monopol der öff entlich-rechtli-
chen Schweizerischen Radio- und Fernsehgesell-
scha� . Die Radiogesellscha�  Aargau/Solothurn 
wurde 1980 als letzte regionale SRG-Gesellscha�  
in der Deutschschweiz gegründet. Vorausgegangen 
waren Deba� en um eine bessere Abdeckung des 
Aargaus im Programm von Radio DRS.698 Seit 1978 
wurde aus dem Radiostudio Basel ein wöchent-
liches Informationsangebot für den Aargau aus-
gestrahlt. Ab 1984 ging mit dem Regionaljournal 
Aargau/Solothurn das letzte Regionalfenster der 
Schweiz aus dem neuen Radiostudio Aarau auf Sen-
dung, jeweils mit einer längeren täglichen Abend-
sendung, einem Mi� agsjournal und später auch 
einem Morgenbulletin. Die gemeinsamen Sendun-
gen «trugen einiges zur Bildung einer ursprünglich 
künstlichen, gemeinsamen Identität der Kantone 
Aargau und Solothurn bei».699 Im unteren Fricktal 



Kanal K: der alternative 
«Störsender»

Die UKW-Versorgungslücke war 
einer der Gründe, warum der 
 aargauische Regierungsrat 1983 
dem Bund bei einem ersten Test-
lauf alle Gesuche für Lokalradios 
zur Ablehnung empfahl. Die Re-
gierung und die politische Linke 
argumentierten, zunächst müsse 
die Ausstrahlung des «Regional-
journals» im ganzen Kantonsgebiet
gesichert sein. Die Rechte sprach 
sich für die Liberalisierung aus 
und kritisierte den Informations-
stil der SRG-Sender. Medienpoli-
tische Deba� en wurden im Aar-
gau o�  vor dem Hintergrund des 
Arguments einer schwach aus-
gebildeten Identität des Kantons 
gegen innen und gegen aussen 
 geführt:1 «Es muss doch ins Auge 
fallen, wie miserabel schlecht die 
Kenntnis über unseren Kanton ist, 
dass selbst eine dür� ige Sendung 
über das 175-Jahr-Jubiläum des 
Aargaus 1978 off enbar zur 
 Bereicherung des Publikums bei-
tragen konnte.»2

1989 erteilte der Bundesrat die 
Konzession für ein Privatradio  im 
Aargau. Radio Argovia als gemein-
sames Projekt der Aargauer Ver-
leger setzte sich gegen die Konkur-

renz des Verlagshauses Ringier 
durch. Radio Argovia entwickelte 
sich mit einem auf Breitenwir-
kung angelegten Musikprogramm, 
regionalen Informationshäppchen 
und Unterhaltungssendungen zu 
einem der grössten Privatradios der 
Schweiz und erschloss dem Me-
dienkonzern der Familie Wanner 
einen lukrativen Werbemarkt.3

Linksalternative Kreise um 
 Lukas Weiss (*1960) gründeten 
Ende der 1980er-Jahre die IG Re-
gionalradio. Radio  Alora – der 
Name orientierte sich am Zürcher 
Alternativradio Lora – sendete 
1988 bei einem Testbetrieb an 
fünf Wochenenden jeweils durch-
gehend 48 Stunden lang. Dabei 
wurden verschiedenste künstleri-
sche Formate wie Interviews, Live-
Performances oder die Teilnahme 
des Hörpublikums via  Telefon 
ausprobiert. Es wurde «die 
schlechteste Schallpla� enmusik» 
abgespielt, um die Pla� en an-
schliessend vor dem Mikrofon zu 
zerbrechen und aus dem Fenster 
zu werfen. Das erste Sendestudio 
lag im Aarauer Ziegelrain.

Unter dem späteren Namen 
«Kanal K» wurde das nichtkom-
merzielle Radiokonzept mit Kultur 
und Musik vom Bundesamt für 
Kommunikation genehmigt. Weil 

nur eine Frequenz zur Verfügung 
stand, löste Kanal K von Montag 
bis Freitag für je eine Viertelstunde 
und am Donnerstag für drei Stun-
den das Programm von Radio Ar-
govia ab. Das Angebot wurde durch 
Werbung im Argovia-Programm 
fi nanziert. Das gegenseitige Verhält-
nis war spannungsvoll, was sich 
vor allem auch in der gesendeten 
Musik zeigte.4 Ab 1997 erhielt der 
«Aargauer Störsender», so  Kanal-
K-Moderator Leo Niessner, eine 
 eigene Frequenz und wurde dank 
Geldern aus den Radio- und Fern-
sehgebühren zum Kultur- und 
Ausbildungsradio mit dem ange-
schlossenen Beschä� igungs-
programm «Stage on air», das frei-
willigen Radiomacherinnen und 
Radiomachern in Praktika das 
Handwerk vermi� elte und dabei 
besonders auch migrantischen 
Pla� formen Sendemöglichkeiten 
in den Mu� ersprachen ermög-
lichte.5

236 Peter Kuntner mit einer Leseperformance am Mikrofon von Kanal K, 
1998. Kuntner gehörte zum Gründungsteam des Aarauer Alternativradios, das 
im Testbetrieb 1988 mit fünf durchgesendeten Wochenenden startete und 
danach zunächst bloss ein tägliches Fenster auf der Frequenz von Radio Argovia 
erhielt.

237 Das Sendesignet von Radio Alora, dem 
späteren Kanal K, 1988. Der erste Name orientierte 
sich am Zürcher Alternativradio Lora.

 1 Protokoll des Grossen Rates, 14.12.1982, 1092ff .; 
NZZ, 10.4.1989. 

 2 So Markus Meyer (FDP-Stadtpräsident von Aa-
rau und Grossrat), Protokoll des Grossen Rates, 
26.9.1978, 973. 

 3 AZ 2011, 88. 
 4 AZ, 31.8.2017. 
 5 AZ, 4.5.2012, 31.8.2017. 



239 Die Nachrichtenfabrik im AZ-Medienhaus in der Aarauer Telli. Im Jahr 2020 belieferte ein kanalübergreifender Newsroom 
aus ein paar Dutzend Journalistinnen und Journalisten die übrig gebliebenen Printzeitungen (mit ihrem Onlineangebot) des 
gesamten Mi� ellands, der Inner- und Ostschweiz.

238 Verleger Peter Wanner (links) und Franz Straub, der erste Chefredaktor, begutachten die druckfrische erste Ausgabe der 
neuen Aargauer Zeitung im November 1996. Die neue «AZ» wurde zur ersten national beachteten Aargauer Tageszeitung.Aargauer Zeitung im November 1996. Die neue «AZ» wurde zur ersten national beachteten Aargauer Tageszeitung.Aargauer Zeitung



240 Arbeitsplatz des Produzenten von Tele M1 in den 1990er-Jahren. Erste Gehversuche mit privatem Lokalfernsehen starteten im Aargau mit der Bildschirmzeitung Rüsler TV 
ab 1979. Das werbefi nanzierte Tele M1 ging 1995 auf Sendung und entwickelte sich zum führenden Privatsender im Mi� elland.

241 Susanne Wille (*1974) im 10-vor-10-Studio von Fernsehen SF DRS, 2001. Die Aargauer Medienfrau begann Ende der 
1990er-Jahre bei Tele M1 als Videojournalistin und wechselte dann zum Schweizer Fernsehen, wo sie als Moderatorin Karriere 
machte.
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showformate, Magazine für Kochen, Sport, Tiere, 
Gesundheit, Reisen, Wohnen und Lifestyle aus-
gebaut wurde. Kritisch hingewiesen wurde auf die 
«Flutung durch So�  News» bei Tele M1: Ein Info-
tainment-Mix aus Unfällen, Verbrechen und Sport-
ereignissen dominierte die Nachrichtensendung; 
staatspolitische Einordnungen fehlten, kantonale 
politische � emen kamen, wie auch bei anderen 
Regionalfernsehsendern, nur noch am Rand vor.709

Ab 2008 erhielt Tele M1 als konzessionierter Privat-
sender jährlich rund 2,3 Millionen Franken aus den 
Radio- und Fernsehgebühren und musste dafür 
Qualitätsaufl agen in der regionalen Berichterstat-
tung erfüllen.710

Anhaltender Strukturwandel im 
21. Jahrhundert

Ab den 1960er-Jahren diktierten zunehmend die 
Werbewirtscha�  und ausserkantonale grosse Ver-
lagshäuser den Gang der Entwicklung. Das weit-
gehend auf bestimmte soziale Milieus im Kanton 
ausgerichtete Pressewesen wandelte sich, wenn 
auch nicht alle Untergangsszenarien eintrafen: Das 
Wynentaler Bla�  etwa hielt sich, trotz der Befürch-Wynentaler Bla�  etwa hielt sich, trotz der Befürch-Wynentaler Bla� 
tungen des Verlegers Manfred Baumann.711 Wie 
andere Lokalzeitungen behauptete es sich dank 
einer extrem dichten regionalen Verankerung und 
Haushaltsabdeckung und trotzte jahrzehntelan-
ger Konkurrenz durch den Aargauer Kurier sowie Aargauer Kurier sowie Aargauer Kurier
durch regionale Gratisanzeiger.

Die beschleunigte Medienkonzentration, 
wegbrechende Werbeeinnahmen und die Gratis-
kultur des Internets blieben für die Medienhäuser 
wie auch für die Medienpolitik eine ungelöste He-
rausforderung. Die von wirtscha� lichen Überle-
gungen gedrängten Prozesse unterlagen auch im 
frühen 21. Jahrhundert einer grossen Dynamik und 
führten zu einem steten Abbau an journalistischen 
Ressourcen bei einem gleichzeitig unabgeschlos-
senen Strukturwandel, der die selbstständigen Me-
dienkanäle von Zeitung, Radio und Fernsehen im 
digitalen Raum vereinigte, wo weder traditionelle 
Geschä� smodelle galten, noch wie in den Social 
Media, das Publikum auf seine Rolle als Konsumen-
tinnen und Konsumenten beschränkt blieb.








